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Motoren, Getriebe und andere steinzeitliche Verbrennungskonzepte . . .

In diesen verschlagenen Zeiten aber, mit ihren Wiederholungen und
Stillständen, wächst doch der Wunsch und das Bedürfnis nach einer
starken Motorleistung mit großer Zugkraft geradezu ins Unermeßliche
aus.

Wer zum Beispiel den Motor seines Autos im Leerlauf treiben läßt, muß
ohne den Rückschlag des Getriebes und ohne die fortgesetzt wechselnden
Anforderungen des Weges bald bemerken, daß die bloße Verbrennung als
steter thermischer Wandel nicht dauerhaft aufrecht zu erhalten wäre,
ohne daß der Betrieb desselben unterbrochen wird oder elementare
Anteile dadurch der Zerstörung beziehungsweise der Verbrennung anheim
fielen.

Die Wegbewältigung, also die Bewegung, erweist sich folglich als der
stoffwechselgestützte Wandel eines vorangegangenen Verhältnisses oder
Aggregates in ein bis dahin nicht gewesenes, welches sich dann bald
als die Halde und die Erblast bloßer Zerstörung und Verluste auftürmen
wird und damit alle Insignien puren Verbrauches aufweisen und sich
darum am Ende nur noch als menschheitsgeschichtliche Absehbarkeit
enthüllen kann.

Ihre Schattenblick-Redaktion


14. Juni 2019
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KOHLEALARM/614: Klimakampf und Kohlefront - Diskriminierungspropaganda ... (kommunikatz)


Aachener Klimagerechtigkeitsbewegung - Pressemitteilung vom 19.06.2019

Solidarität mit "Ende Gelände" und zivilem Ungehorsam



Der Aachener Hambi Support, Fossil Free Aachen und weitere Gruppen der
Aachener Klimagerechtigkeitsbewegung solidarisieren sich ausdrücklich
mit der Kampagne "Ende Gelände" und Aktionen des zivilen Ungehorsams.
Gerade in der Aachener Region war bereits im vergangenen Herbst zu
beobachten, wie Polizei und Landesregierung die Bewegung zu spalten
versuchten. Anlässlich der angeblich aus Brandschutzgründen erfolgten
und in Aufwand und Brutalität kaum zu überbietenden Räumung im Hambacher
Wald wurde dies überdeutlich, nun wiederholt es sich mit Fridays for
Future.

Die Aachener Polizei warnte mit offensichtlich falschen und anschließend
kleinlaut korrigierten Behauptungen Schulen davor, Schüler*innen an
Demonstrationen der Fridays for Future Bewegung teilnehmen zu lassen,
weil sie sich so angeblich für illegale Aktionen instrumentalisieren
ließen. "Ende Gelände" betont jedoch in seinem Aktionskonsens
Gewaltfreiheit, Sicherheit und Transparenz für alle Beteiligten. Die
Zerstörung von Infrastruktur und eine Gefährdung von Menschen durch
Aktionen der Kampagne werden in ihrem Konsens klar ausgeschlossen. Das
demokratische Instrument des zivilen Ungehorsams gegen existenzielle
Gefahren und Missstände hat bereits zu großen und wichtigen
Veränderungen geführt. Dabei ist ziviler Ungehorsam keineswegs illegal
sondern ein grundgesetzlich in Artikel 20 Absatz 4 verbrieftes Mittel
demokratischer Meinungsäußerung.

Im September 2018 pilgerten massenhaft unbescholtene Bürger*innen und
Familien in den Hambacher Wald, diskutierten mit vermummten
Waldbewohner*innen über die Vorzüge der Anarchie und setzten deutliche,
zivil ungehorsame Zeichen für Klimaschutz. Genauso werden auch in diesem
Sommer zahllose Menschen ihre Stimme erheben, sich mit ihren Körpern in
den Weg stellen und bei "Ende Gelände" Flagge zeigen. Auch Familien,
Kinder, Omas und Opas werden dabei sein, denn sie alle haben im letzten
Jahr deutlich erlebt, von wem damals (wie heute) die Gewalt ausging.

Die Klimagerechtigkeitsbewegung, bestehend aus den Menschen vor Ort,
Umweltverbänden, Bürger*innen-Initiativen und zahllosen anderen
Organisationen, wehrt sich gegen falsche und fatale Weichenstellungen
der Politik. Menschen haben bereits gemeinsam hunderte Kohlekraftwerke
verhindert oder zum Abschalten gezwungen und verlangen den Ausstieg aus
dem Kohleabbau. Sie fordern von der Politik jetzt rasches Handeln.
"Demonstrieren reicht nicht mehr, der Kohleausstieg bleibt Handarbeit",
sagt eine Aktivistin, die ihre Teilnahme bei "Ende Gelände" inklusive
friedlichem Körpereinsatz schon fest eingeplant hat.

Schon seit dem Klimagipfel 2015 ist klar: Fossile Energieträger wie
Kohle, Erdöl und Erdgas haben ausgedient. Der Großteil dieser
vermeintlichen Ressourcen muss im Boden bleiben, da ihre Verbrennung die
Hauptursache des globalen Klimazusammenbruchs ist. Dieser verursacht
schon heute Dürren, Hunger, Artensterben, Wetterextreme und
Überflutungen. Bereits jetzt zwingen diese Entwicklungen Menschen zur
Flucht, weil ihre Herkunftsregionen unbewohnbar werden.

Die Politik muss Klimaschutz und nachhaltigen Strukturwandel auf Bundes-
und Länderebene umsetzen. Jedoch geben dort noch immer die Konzerne den
Ton an, die von den fossilen Energien profitieren. Trotz der bereits
heute unerbittlich spürbaren Klimaveränderung und gegen alle Proteste
halten die Energieversorger unbeirrt an der Kohleförderung und
-verstromung fest. Politisch wird dementsprechend nach wie vor viel zu
wenig und oft das Falsche getan: Die geplante "Klimaabgabe" für die
dreckigsten Kraftwerke wurde auf Druck der Kohlelobby zurückgenommen und
der Ausbau der erneuerbaren Energien soll noch weiter gebremst statt
beschleunigt werden.

Die Aachener Klimagerechtigkeitsbewegung unterstützt und bestärkt "Ende
Gelände" und ruft alle Menschen vom 19. bis zum 24. Juni 2019 zur
Teilnahme an den friedlichen Aktionen des zivilen Ungehorsams auf. Wer
nicht selbst in die Grube, auf einen Kohlebagger oder Gleise klettern
kann oder will, soll seine Solidarität anders deutlich machen, Menschen
überzeugen und andere Protestaktionen unterstützen - in der Region
bleibt das Thema immer aktuell. Zahlreiche Gruppen streiten mit den
verschiedensten Mitteln für den Schutz unseres Klimas und gegen die
größten Klimakiller wie beispielsweise RWE. "Jede und Jeder findet die
richtige Protestform - und alles, was friedlich ist, ist aus unserer
Sicht erlaubt", so Lea Heuser von Fossil Free Aachen.

 * 

Quelle:

kommunikatz - Text und Kommunikation für eine bessere Welt

E-Mail: kommunikatz@web.de

http://kommunikatz.wordpress.com
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KOHLEALARM/613: Klimakampf und Kohlefront - Aktionsfronten ... (Kampagne "Ende Gelände")


Kampagne "Ende Gelände" - 19. Juni 2019

Tausende zu Klima-Protesten im Rheinland erwartet ++ zahlreiche Aktionen
gegen Kohle und Klimakrise



Keyenberg, 19. Juni 2019: Für das Wochenende kündigen Fridays for Future,
Ende Gelände und die Initiative "Alle Dörfer bleiben" mit einem
bundesweiten Bündnis aus umwelt- und zivilgesellschaftlichen Organisationen
eine Vielzahl von Aktionen im Rheinland an. Am Freitag findet eine
internationale Demonstration von Fridays for Future in Aachen statt, am
Samstag eine weitere Demonstration am Tagebau Garzweiler, eine Fahrrad-Demo
sowie eine Kundgebung am bedrohten Dorf Keyenberg. Das Klimabündnis Ende
Gelände plant das ganze Wochenende über Aktionen. Der Protest richtet sich
gegen den Kohle-Konzern RWE und die Untätigkeit der Regierung beim
Klimaschutz. Tausende Menschen werden erwartet.

Auf einer gemeinsamen Pressekonferenz zu den Aktionstagen für
Klimagerechtigkeit im Rheinland erklären heute die unterschiedlichen
Akteure der Klimabewegung ihre Forderungen:

Kathrin Henneberger, Pressesprecherin von Ende Gelände: "Die Klimakrise ist
grausame Realität, wir rasen ungebremst auf eine vier bis sechs Grad
heißere Welt zu. Wir müssen sofort raus aus der Kohle, nicht erst in 20
Jahren. Politik und Konzerne verfeuern unsere Zukunft. Dem sehen wir nicht
tatenlos zu. Mit unseren Körpern stellen wir uns den zerstörerischen
Kohlebaggern von RWE entgegen und beenden das Zeitalter der fossilen
Energien".

Carla Reemtsma, Fridays for Future: "Dieses Wochenende protestieren wir im
Rheinischen Revier mit Aktivist*innen aus ganz Europa und zeigen, dass die
Klimakrise nur gemeinsam gestoppt werden kann. Das Rheinische Revier ist
die größte CO2-Quelle Europas und der Ort, an dem unser aller Zukunft
zerstört wird. Wir brauchen einen schnellen Kohleausstieg und das Ende
aller Subventionen in fossile Energieträger statt den Konzern RWE, der die
Realität der Klimakrise verkennt und dessen Geschäftsmodell in der
Vergangenheit steckengeblieben ist."

Britta Kox, Alle Dörfer bleiben! aus dem bedrohten Dorf Berverath: "Ich bin
hier geboren und kämpfe schon lange gegen den Tagebau-Garzweiler und RWE.
Für mich bedeutet es viel, an diesem Wochenende gemeinsam mit tausenden
Menschen für den Erhalt unserer Dörfer, Wälder und Äcker sowie für
Klimagerechtigkeit zu kämpfen. Die Kohle ist von gestern, sie bedroht das
Klima und die Lebensgrundlagen unserer Kinder. Das muss gestoppt werden!."

Niklas Schinerl, Greenpeace: "Nur mit einem schnellen Start des
Kohleausstiegs können der Hambacher Wald und die betroffenen Dörfer
gerettet werden. Doch RWE stemmt sich mit aller Macht dagegen und befeuert
damit die Klimakrise und gefährdet den sozialen Frieden in der Region."

Uwe Hiksch (NaturFreunde Deutschlands): "Am Wochenende zeigen wir RWE und
der Bundesregierung die rote Karte. Eine breite und kreative Klimabewegung
wird zeigen, dass sie die Konzernpolitik von RWE & Co. nicht mehr hinnimmt
und von der Bundesregierung einfordern, dass sie noch in diesem Jahr ein
Kohleausstiegsgesetz vorlegen muss, dass die Einhaltung des 1,5-Grad-Zieles
sichert."



Weitere Informationen zu den Demonstrationen Fridays for Future: 

https://ac2106.fridaysforfuture.de/

Zum Aktionstag von "Alle Dörfer bleiben", BUND, Campact, Greenpeace und
Naturfreunden: 

www.klima-doerfer-retten.de

https://www.ende-gelaende.org/

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 19.06.2019

Kampagne "Ende Gelände - Kohlebagger stoppen, Klima schützen!"

E-Mail: presse@ende-gelaende.org

Internet: https://www.ende-gelaende.org/de/
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KOHLEALARM/612: Klimakampf und Kohlefront - die Gegenbewegung wächst ... (Bündnis "Alle Dörfer bleiben!")


Bündnis "Alle Dörfer bleiben!" - Pressemitteilung vom 17. Juni 2019

"Platz nehmen gegen Kohle": Tagebau-Betroffene rufen zu symbolischer
Sitzblockade vor Keyenberg auf

Große Demonstrationen am 22. Juni im Rheinischen Revier geplant



Erkelenz. Das Bündnis "Alle Dörfer bleiben" ruft unter dem Motto "Platz
nehmen gegen Kohle" für Samstag, den 22. Juni zu einer symbolischen
Sitzblockade zwischen dem Dorf Keyenberg und dem Tagebau Garzweiler auf.
Der Energiekonzern RWE will Keyenberg sowie fünf weitere Dörfer für den
Braunkohleabbau zerstören. Die Aktion ist Teil des Aktionstages "Kohle
stoppen! Klima und Dörfer retten", den Alle Dörfer bleiben zusammen mit den
Umweltorganisationen BUND, Campact, Greenpeace und NaturFreunde
veranstaltet und zu dem auch die Schüler*innen von Fridays for Future
einladen. Es werden tausende Teilnehmende erwartet.

"Bei unserer Aktion werden wir uns schützend vor die bedrohten Dörfer
setzen, denn für uns ist klar: Wir bleiben hier. RWE wird es nicht schaffen
uns zu vertreiben. Wir sind ein breites Bündnis von Menschen hier aus den
Dörfern, alle Generationen sind bei uns vertreten. Beim Sternmarsch im März
kamen bereits 3000 Menschen und am 22. Juni bekommen wir noch viel mehr
Unterstützung", so David Dresen aus Kuckum vom Bündnis "Alle Dörfer
bleiben!".

"Seit Jahrzehnten zerstört der Konzern hier alles, was uns am Herzen liegt.
Aber damit ist jetzt Schluss! Die Zeit der Braunkohle ist vorbei, das ist
wegen der Klimakrise mittlerweile ja gesunder Menschenverstand. Wir müssen
uns gegen RWE zur Wehr setzen - nicht nur für unsere Dörfer, sondern für
Menschen überall auf der Welt, die schon jetzt von der Klimakrise betroffen
sind", so Britta Kox aus Berverath. Als Zeichen der globalen Solidarität
kommen Bergbau-Betroffene aus der ganzen Welt zu den Aktionstagen ins
Rheinland.

Am Samstag geht eine von Fridays for Future organisierte Demonstration, bei
der Menschen aller Generationen willkommen sind, um 11 Uhr vom Bahnhof
Hochneukirch entlang der Tagebaukante nach Keyenberg. Ebenfalls um 11 Uhr
startet eine Fahrrad-Demo vom Bahnhof Erkelenz zur Kundgebung vor
Keyenberg. Zudem gibt es zwischen Erkelenz und Keyenberg einen
Bus-Shuttle-Service (zurück von Keyenberg auch nach Hochneukirch). Ab 13
Uhr ist die Aktion "Platz nehmen" geplant, bei der sich Demonstrierende
symbolisch zwischen das bedrohte Dorf und den Tagebau setzen werden. Die
Organisator*innen bitten die Teilnehmenden, sich an dem Tag gelb zu kleiden
und nach Möglichkeit gelbe Sitzgelegenheiten mitzubringen.
Am Wochenende des Aktionstags gibt es am Tagebau Garzweiler auch eine
Aktion zivilen Ungehorsams des Bündnisses "Ende Gelände". Auch hier werden
mehrere tausend Menschen erwartet.

Alle Dörfer bleiben! ist ein bundesweites Bündnis, in dem sich Betroffene
aller Braunkohle-Regionen und Aktive aus der Klimagerechtigkeitsbewegung
gemeinsam gegen Zwangsumsiedlung und Klimazerstörung einsetzen. Ziel des
Bündnisses ist es, dass alle von Abbaggerung bedrohten Dörfer erhalten
bleiben und Anwohnende selbst entscheiden können, ob sie im Dorf bleiben
oder umsiedeln möchten.

Weitere Informationen

Alle Informationen zum Aktionstag:

http://www.klima-doerfer-retten.de/

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 17. Juni 2019

"Alle Dörfer bleiben!"

Internet: www.alle-doerfer-bleiben.de
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RAUBBAU/119: Fracking nicht mit uns - Verwaltungstricks ... (BBU)


Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) - 18. Juni 2019

Fracking-Kommission führt Öffentlichkeitsbeteiligung zum Entwurf
ihres Jahresberichts ad absurdum



(Bonn, Berlin, 18.06.2019) Auf scharfe Kritik des Bundesverbandes
Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU e.V.) ist die Art und Weise
gestoßen, mit der die angeblich "unabhängige" Expertenkommission zu
Fracking die Öffentlichkeit über ihren Jahresbericht informiert und der
Bevölkerung Gelegenheit zur Stellungnahme zum Bericht gibt. Gemäß §
13a des Wasserhaushaltsgesetzes soll sich diese Fracking-Kommission mit der
Ermittlung des Standes der Technik bei Fracking in bestimmten
Gesteinsarten befassen. Ihre Vorgehensweise zeigt jedoch, dass
Stellungnahmen aus der Bevölkerung unerwünscht sind. Auf ihrer weithin
unbekannten Homepage findet sich lediglich im Berichtsentwurf gut
versteckt ein Hinweis auf die derzeit laufende
Öffentlichkeitsbeteiligung. Für den BBU ist dies ein Skandal, durch den
die Öffentlichkeitsbeteiligung zur Farce wird.

Oliver Kalusch vom Geschäftsführenden Vorstand des BBU erklärt hierzu:
"Was als Musterbeispiel von Transparenz gelten sollte, ist hier zu einer
Öffentlichkeitsbeteiligung ohne Öffentlichkeitsinformation mutiert. Nur
zufällig erfahren diejenigen, die sich durch die Dokumente der Homepage
der Fracking-Kommission arbeiten, dass sie vom 3.6.2019 bis zum
25.6.2019 Anmerkungen zum Berichtsentwurf abgeben können. Und ganz
offensichtlich wurde es auch unterlassen, die üblicherweise beteiligten
Kreise zu informieren. Eine Email mit der Bitte um Stellungnahme, wie
sie bei Gesetzes- und Verordnungsvorhaben üblich ist, hat der BBU nicht
erhalten. Dies ist besonders befremdlich, da der BBU in der
Vergangenheit zahlreiche Stellungnahmen zu Änderungen des Bergrechts und
zur Fracking-Gesetzgebung abgegeben hat. Es drängt sich der Verdacht
auf, dass diese Art der Bekanntmachung lediglich ein Feigenblatt
darstellt, mit dem die Pflicht zur Öffentlichkeitsbeteiligung faktisch
umgangen werden soll. Hinzu kommt, dass mit drei Wochen die Frist zur
Stellungnahme viel zu kurz bemessen ist."

Der BBU fordert daher: "Der Abgabetermin zur Stellungnahme muss
aufgehoben werden und nach einer Neubekanntmachung stattdessen ein
Zeitraum von zwei Monaten zur Äußerung eingeräumt werden. Die
Öffentlichkeit muss angemessen informiert werden, insbesondere durch
Bekanntmachungen auf zentralen Stellen der Internetseiten des
Bundes-Umweltministeriums, des Bundes-Wirtschaftsministeriums und des
Bundes-Forschungsministeriums. Und die üblicherweise beteiligten Kreise
müssen separat per Email informiert werden."




Die Homepage der Fracking-Kommission findet man unter:

https://expkom-fracking-whg.de/start

Den Entwurf des Jahresberichts 2019der Fracking-Kommission findet man unter
https://expkom-fracking-whg.de/bericht und dort auf Seite 7 der
unzureichende Hinweis auf die Öffentlichkeitsbeteiligung.

Kontaktformular für Stellungnahmen (nur noch bis zum 25.06.2019
zulässig): 

https://expkom-fracking-whg.de/kontakt

Der BBU ist der Dachverband zahlreicher Bürgerinitiativen,
Umweltverbände und Einzelmitglieder. Er wurde 1972 gegründet und hat
seinen Sitz in Bonn. Weitere Umweltgruppen, Aktionsbündnisse und
engagierte Privatpersonen sind aufgerufen, dem BBU beizutreten um die
themenübergreifende Vernetzung der Umweltschutzbewegung zu verstärken.
Der BBU engagiert sich u. a. für menschen- und umweltfreundliche
Verkehrskonzepte, für den sofortigen und weltweiten Atomausstieg, gegen
die gefährliche CO2-Endlagerung, gegen Fracking und für
umweltfreundliche Energiequellen.

 * 

Quelle:

BBU-Pressemitteilung vom 18.06.2019

Herausgeber:

Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) e.V.

Prinz-Albert-Str. 55, 53113 Bonn

Internet: www.bbu-online.de

Facebook: www.facebook.com/BBU72
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KOHLEALARM/611: Klimakampf und Kohlefront - Protestcamp Viersen ... (Kampagne "Ende Gelände")


Kampagne "Ende Gelände" - 16. Juni 2019

Das Protestcamp von Ende Gelände wird heute ab 14 Uhr aufgebaut ++
Gericht genehmigt Camp ++ Tausende auf dem Weg ins Rheinland zu
Kohle-Blockaden



Viersen, 16.06.2019. Das Klimabündnis Ende Gelände wird am heutigen
Sonntag, dem 16.06.2019, ab 14 Uhr sein Protestcamp in Viersen aufbauen und
lädt die Öffentlichkeit ein, den Aufbau des Camps vor Ort zu begleiten.
Treffpunkt ist der

"Wir freuen uns, einen Ort zu haben, an dem wir unserem Protest für den
sofortigen Kohleausstieg im Angesicht der Klimakrise Ausdruck verleihen
können. Der Beschluss bestätigt: Den Versammlungsort selbst wählen zu
dürfen, ist zentraler Bestandteil der Versammlungsfreiheit", erklärt
Kathrin Henneberger, Pressesprecherin von Ende Gelände.

Rechtsanwalt Christian Mertens kommentiert: "Den Ort einer Versammlung zu
verbieten, darf grundsätzlich immer nur letztes Mittel sein. Das gilt
insbesondere dann, wenn dieser Ort bedenkenlos für wirtschaftliche
Großveranstaltungen wie ein Rock Festival verwendet wird."

Pressevertreter*innen sind herzlich eingeladen, vor Ort über den Aufbau des
Camps zu berichten. Wir werden Ihnen vor Ort gerne für Interviews zur
Verfügung stehen.

Das Verwaltungsgericht Aachen hatte am gestrigen Samstag, dem 15.06.2019,
einen vorherigen negativen Bescheid des Polizeipräsidiums Aachen
aufgehoben. In dem Beschluss weist es die Polizei Aachen als zuständige
Versammlungsbehörde an, Ende Gelände das Stadion Am Hohen Busch in Viersen
als Versammlungsort zuzuweisen. In der Pressemitteilung des
Verwaltungsgerichts Aachen heißt es, ein Verbot könne vor dem Hintergrund
des Selbstbestimmungsrechts des Veranstalters, den Ort für seine
Veranstaltung zu wählen, nicht gerechtfertigt werden.

Das Protestcamp wird in der kommenden Woche mehrere tausend Teilnehmende im
Rheinischen Braunkohlerevier willkommen heißen. Ende Gelände wird ab dem
19. Juni mit massenhaftem zivilem Ungehorsam die Kohle-Infrastruktur im
Rheinland blockieren. Auf dem Camp gibt es ein breites Bildungs- und
Kulturangebot.

Im Vorfeld der vielfältigen Klimaproteste im Rheinland wird am Mittwoch,
den 19.06.2019 um 10 Uhr, eine Pressekonferenz der Klimabewegung in
Erkelenz stattfinden.

Am Donnerstag, den 20.06.2019, um 11.30 Uhr bieten wir Ihnen ein
öffentliches Aktionstraining an, bei dem Sie filmen und fotografieren
können. Im Anschluss daran, um 12.15 Uhr, findet ein Presse-Briefing statt,
zu dem wir Sie insbesondere einladen, wenn Sie Aktivist*innen begleiten
möchten.


Pressemitteilung des Verwaltungsgerichts Aachen: 

http://www.vg-aachen.nrw.de/behoerde/presse/pressemitteilungen/10_190615/index.php

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 16.06.2019

Kampagne "Ende Gelände - Kohlebagger stoppen, Klima schützen!"

E-Mail: presse@ende-gelaende.org

Internet: https://www.ende-gelaende.org/de/
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AKTION/7255: Halle - Lange Nacht der Wissenschaften, 05.07.2019


Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg

Lange Nacht der Wissenschaften in Halle: Programm online und gedruckt
verfügbar



Zum 18. Mal heißt es Wissenschaft und Forschung zum Anfassen: Über 90
universitäre und außeruniversitäre Einrichtungen laden am Freitag, 5. Juli
2019, zu mehr als 370 Veranstaltungen im Rahmen der Langen Nacht der
Wissenschaften in Halle ein. Das komplette Programm ist unter
www.lndwhalle.de abrufbar. Auch die gedruckten Programmhefte liegen wieder
an vielen Stellen in Halle aus.

Die 18. Lange Nacht der Wissenschaften organisiert die
Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg zusammen mit zahlreichen
Forschungseinrichtungen und der Stadt Halle. In der Zeit von 17 Uhr abends
bis 1 Uhr morgens präsentieren am Freitag, 5. Juli, Wissenschaftlerinnen
und Wissenschaftler sowie Studierende eine ganze Nacht lang ihre
Arbeitsgebiete mit Experimenten, Science Slams, Führungen, Vorlesungen und
Diskussionsrunden. Zusätzlich gibt es auf dem Universitätsplatz ein
umfangreiches Bühnenprogramm und am Von-Seckendorff-Platz ein Feuerwerk
mit Musik.

Die Online-Version des Programms bietet Nutzern neben allen - fortlaufend
aktualisierten - Informationen auch die Möglichkeit, sich das eigene
Programm auf einem Merkzettel zusammenzustellen und sich diesen zum
Ausdrucken oder zum Anzeigen auf dem Smartphone zuschicken zu lassen.

Das gedruckte Programmheft zur Langen Nacht der Wissenschaften liegt
kostenlos in der Tourist-Information im halleschen Marktschlösschen,
Marktplatz 13, und an vielen weiteren Stellen in Halle und der Region aus.


Das Programm online unter:

http://www.lndwhalle.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution167

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg, 17.06.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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LESUNG/4331: Stuttgart - Anja Tuckermann, "Mano: Der Junge, der nicht wusste wo er war", 13.07.19


Literaturhaus Stuttgart - Programmvorschau für Juli 2019

Samstag 13.07.19 15.00 Uhr

Mano: Der Junge, der nicht wusste wo er war

Anja Tuckermann

Veranstaltungsreihen: Wetterleuchten, Stuttgarter Journal

Lesung und Gespräch

Moderation: Tilman Rau



Dieses Buch erzählt die wahre Geschichte des Sinto-Jungen Mano. Er
überlebt mehrere nationalsozialistische Konzentrationslager und den
Todesmarsch von Sachsenhausen. Nach dem Krieg retten befreite
Französinnen den Elfjährigen und nehmen ihn mit nach Frankreich. Doch
bevor sie die Grenze überqueren, schärfen sie ihm ein, seinen Namen
und seine Herkunft nicht zu verraten. Er verschweigt fortan seine
Identität. Dass seine Eltern noch leben, weiß er nicht. Verzweifelt
suchen sie nach ihm, aber wie soll man jemanden finden, dessen
genauen Namen niemand kennt? Anja Tuckermann wurde 1961 in Berlin
geboren, wo sie auch heute lebt und als freie Autorin arbeitet. (Klak
Verlag & Der Diwan Hörbuchverlag)

In Zusammenarbeit mit dem Haus der Heimat des Landes

Baden-Württemberg.

Eintritt frei

 * 

Quelle:

Newsletter, Programmvorschau für Juli 2019

Literaturhaus Stuttgart

Breitscheidstraße 4, 70174 Stuttgart

Telefon: 0711/22 02 17-3, Fax: 0711/22 02 17-48

E-Mail: info@literaturhaus-stuttgart.de

Internet: www.literaturhaus-stuttgart.de
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LESUNG/4330: Stuttgart - Wetterleuchten, Karl Gottlob Hausius, Neues A, B, C und Lese-Buch in Bildern, 13.07.19


Literaturhaus Stuttgart - Programmvorschau für Juli 2019

Samstag 13.07.19 12.45 Uhr

Neues A, B, C und Lese-Buch in Bildern mit Erklärungen aus der
Naturgeschichte von Karl Gottlob Hausius

Gottlob Hausius

Veranstaltungsreihe: Wetterleuchten

Lesung

Lesung: Studierende des Instituts für Sprechkunst an der Hmdk Stuttgart



Ab Mitte des 17. Jahrhunderts erschienen die ersten Sachbücher für
Kinder und Jugendliche, um ihnen "alle Dinge der Welt" vor Augen zu
führen. Ein Bestseller dieses Genres war Karl Gottlob Hausius' Abc
sowie seine "Kleine Bilderschule für die Jugend". Über 200 Jahre nach
der Erstveröffentlichung erscheint eine Auswahl des Weltwissens
wieder. Es enthält Sinnsprüche und in Reimen verfasste Leseübungen,
zahlreiche Artikel über Flora und Fauna, darunter auch Beschreibungen
exotischer Tiere wie den Orang-Utan, Beiträge über verschiedene
Handwerksberufe, Kometen und Regenbögen, aber auch den feuerspeienden
Berg Ätna. Karl Gottlob Hausius (1754-1825) arbeitete als Pfarrer und
Korrektor. Er verfasste unzählige Beiträge für die "Allgemeine
Literarische Zeitung" und etliche Bücher. (Das Kulturelle Gedächtnis)

Eintritt frei

 * 

Quelle:

Newsletter, Programmvorschau für Juli 2019

Literaturhaus Stuttgart

Breitscheidstraße 4, 70174 Stuttgart

Telefon: 0711/22 02 17-3, Fax: 0711/22 02 17-48

E-Mail: info@literaturhaus-stuttgart.de

Internet: www.literaturhaus-stuttgart.de
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LESUNG/4329: Stuttgart - Der Seiltänzer von Jean Genet, gelesen von Studierenden des Instituts für Sprechkunst, 13.07.19


Literaturhaus Stuttgart - Programmvorschau für Juli 2019

Samstag 13.07.19 11.30 Uhr

Der Seiltänzer von Jean Genet

Veranstaltungsreihe: Wetterleuchten

Lesung

Lesung: Studierende des Instituts für Sprechkunst an der Hmdk
Stuttgart



Jean Genet (1910 - 1986), der große französische Dichter und
Dramatiker, gehört zu den Klassikern der Weltliteratur. Zu Lebzeiten
provozierte und polarisierte der "Orpheus der Gosse" die
Gesellschaft. Nach seinem Tod geriet er zunächst beim breiten
Lesepublikum in den Hintergrund. Heute ist das Werk Jean Genets in
der Zeitlosigkeit seiner Thematik, in der Vielfalt unabgenutzter
Sprachbilder, in der gedanklichen Präzision und im unvergleichlichen
Reichtum seiner Poesie zum Inbegriff moderner Dichtung geworden. Band
VII der Genet-Werkausgabe legt in überarbeiteter Übertragung
sämtliche Gedichte Genets vor. Das Prosagedicht "Le Funambule" ("Der
Seiltänzer") entstand Mitte der fünfziger Jahre, als er längst
berühmt war, und ist seinem jüngeren Geliebten Abdallah gewidmet.
(Merlin Verlag)

Eintritt frei

 * 

Quelle:

Newsletter, Programmvorschau für Juli 2019

Literaturhaus Stuttgart

Breitscheidstraße 4, 70174 Stuttgart

Telefon: 0711/22 02 17-3, Fax: 0711/22 02 17-48

E-Mail: info@literaturhaus-stuttgart.de

Internet: www.literaturhaus-stuttgart.de
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TREFF/1399: Braunschweig - 13. Kulturnacht - Veranstaltungen an über 100 Orten am 22. Juni 2019


Stadt Braunschweig

13. Braunschweiger Kulturnacht: Veranstaltungen an über 100
Orten

Künstler aus Partnerstädten sind auch dabei



Braunschweig. Zum 13. Mal findet am Samstag, 22. Juni, die
Braunschweiger Kulturnacht statt. Einzelkünst-lerinnen und -künstler
sowie Gruppen aus Braunschweig und der Region präsentieren ein
vielfältiges Programm und bieten einen Einblick in die lokale 
Kunst- und Kulturszene an über 100 Veranstaltungsorten.

Ein zentraler Ort der Kulturnacht ist der Schlossplatz. Hier findet in
diesem Jahr bereits ab 10 Uhr der Tag der AWO zu deren 100-jährigem
Bestehen statt.

Um 18 Uhr wird Oberbürgermeister Ulrich Markurth gemeinsam mit Tobias
Henkel, Direktor des Hauptförderers, der Stiftung Braunschweigischer
Kulturbesitz, die Kulturnacht zusammen mit Vertreterinnen und
Vertretern der Partnerstädte offiziell eröffnen. Es folgt ein
musikalisches Programm unter anderem mit der Rockband Sweety Glitter &
The Sweethearts.

Neue Veranstaltungsorte

In der Unterführung unter dem Bohlweg werden regionale DJ-Kollektive
auflegen und im Museumspark präsentiert das Festival "Live for free"
Musik unter anderem von Antiheld. Auch neue Kulturnachtsorte sind in
diesem Jahr zu entdecken, wie beispielsweise das Café Bruns, der
Skaterladen boardjunkies und der Laut Klub. Neu ist in diesem Jahr
auch der Escape-Game-Truck auf dem Domplatz. Ganz getreu dem Motto
"Nutze den Tag, aber genieße die Nacht" stehen zu später Stunde dann
die Türen einiger Clubs in der Innenstadt offen. Mit Vorzeigen des
Kulturnacht-Pins wird ein Rabatt auf den Eintrittspreis gewährt.

Vom Staatstheater über die Stadtbibliothek, dem Kunstverein
Braunschweig, vielen Kirchen und der Brunsviga bis hin zum Café makery
und der Buchhandlung Bücherwurm sind in der diesjährigen Kulturnacht
die unterschiedlichsten Veranstaltungsorte beteiligt. Geboten werden
Musik, Tanz, Theater, Literatur, Kunst und vieles mehr. Open-Air-Bühnen 
mit Live-Musik werden auf dem Kohlmarkt, am Magnitor, dem
Herzogin-Anna-Amalia Platz, dem Platz der Deutschen Einheit, dem
Bültenweg sowie im Garten des Hauses der Stiftungen am Löwenwall
stehen. Die beliebte Tanzaktion wird dieses Jahr auf dem Platz am
Ritterbrunnen angeboten und neben der Open-Air-Bühne auf dem 
Friedrich-Wilhelm-Platz findet das American Food Festival statt.

Shuttlebus zu Orten außerhalb der Innenstadt

Als neues Angebot pendelt der Büssing-Bus zwischen der Hamburger
Straße dem Friedrich-Wilhelm-Platz sowie dem Bohlweg, um Orte
außerhalb der Innenstadt, wie die halle267, leichter zu erreichen.

Auch die Partnerstädte sind dabei

"Mehr als 310 Aufführungen an 107 Veranstaltungsorten zeigen die Fülle
des Braunschweiger Kulturlebens", sagt Oberbürgermeister Ulrich
Markurth. "Das Konzept der Kulturnacht überzeugt nun schon seit über
25 Jahren und jedes Mal aufs Neue begeistern bekannte und neue
Gesichter das Publikum. Ein Höhepunkt in diesem Jahr ist sicher die
Beteiligung von all unseren Partnerstädten mit einem eigenen Programm
im Kleinen Haus des Staatstheaters."

Unter dem Motto "Kultur verbindet" hat die Stadt Braunschweig ihre
Partner- und Freundschaftsstädte zur Kulturnacht eingeladen. Erstmals
sind Delegationen aus allen Städten bei der Kulturnacht dabei. Sie
werden ab 18 Uhr im Kleinen Haus auftreten. Die rund 60
Teilnehmerinnen und Teilnehmer bieten ein vielseitiges Programm:
kantonesische Oper aus Zhuhai (China), Breakdance aus Magdeburg,
Jazzmusik aus Omaha (USA), orientalische Musik aus Sousse (Tunesien),
Musicalsongs und Ukulelemusik aus Bath (Großbritannien), Chansons aus
Nîmes (Frankreich), eine Arumba-Performance aus Bandung (Indonesien),
modernen Tanz aus Kiryat Tivon (Israel) sowie klassischen Gesang und
Tanz aus Kasan (Russ. Föderation).

Kulturnacht-Pin als Unterstützung und Fahrkarte

Die etwa 2.500 Künstlerinnen und -künstler treten wie gewohnt ohne
Gage auf. Wieder können Besucherinnen und Besucher durch den Kauf der
Pins die Kulturnacht aktiv fördern, gleichzeitig gilt dieser ab 16 Uhr
als gültiger Fahrausweis der Braunschweiger Verkehrs-GmbH. Der als
Sammlerstück beliebte Anstecker ist in allen Vorverkaufsstellen zum
Preis von 5 Euro erhältlich. Während der Kulturnacht kann er bei
Bauchladenverkäuferinnen- und verkäufern sowie in vielen
Veranstaltungsorten erworben werden. Durch den Kauf des Pins tragen
die Besucherinnen und Besucher dazu bei, die Kulturnacht zu
ermöglichen.

Unterstützung erfährt die Kulturnacht neben dem Hauptförderer, der
Stiftung Braunschweigischer Kulturbesitz, durch weitere Unternehmen
der Region.

Das Programm

Einen Überblick mit Zeitplan und Ortsangaben bietet das Programmheft,
das online, aber auch in der Touristinfo erhältlich ist. Alle
Informationen im Überblick unter www.braunschweig.de/kulturnacht.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 18. Juni 2019

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1

38100 Braunschweig

Telefon: (0531) 470 - 2217, - 3773, - 2757

Telefax: (0531) 470 - 29 94

E-Mail: kommunikation@braunschweig.de

Internet: www.braunschweig.de
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REZENSION/710: Vicky Ward - Kushner, Inc. (SB)


Vicky Ward



Kushner, Inc.

Greed. Ambition. Corruption. The Extraordinary Story of Jared Kushner
and Ivanka Trump




Nur aus der Perspektive des Haifischbeckens der New Yorker Baubranche
ist das Phänomen Donald Trump als erstes Kind der Finanzmetropole am
Hudson mit ihren berühmten Wolkenkratzern, das jemals US-Präsident
wurde, zu verstehen. Jahrzehntelang hat der Emporkömmling aus Queens
bei Kreditgesprächen mit den Banken den Wert seiner Immobilien in den
Himmel gelobt, um im Handumdrehen und ohne jegliche Scham dieselben
Liegenschaften gegenüber dem Fiskus als verlustbringende Bruchbuden zu
deklarieren. Jemals mit Widersprüchen in den eigenen Darstellungen der
Wirklichkeit konfrontiert, war Trumps Rezept immer dasselbe: die
Skeptiker und Kritiker als Neider, Lügner und geistige Pygmäen zu
diffamieren, die von wahrer Größe nichts verstünden. Leider gibt der
Erfolg Trump recht. Mögen verprellte Banken und betrogene
Subunternehmen seinen Weg säumen, so hat der Politneuling aus Gotham
City doch bei der Wahl 2016 die republikanische Konkurrenz
niedergebrüllt und Hillary Clinton, die designierte Nachfolgerin des
Demokraten Barack Obama, um ihren ersehnten Platz in der Geschichte
als erste Präsidentin der USA gebracht, und lenkt seitdem,
selbstzufriedener denn je, vom Weißen Haus aus das Weltgeschehen.

Die aus England stammende Journalistin Vicky Ward lebt seit 1997 in
New York, wo sie hauptberuflich für die New York Post, Vanity Fair,
die Huffington Post und Tina Brown's Talk gearbeitet hat. Ihre
Artikel, Interviews und Reportagen sind zudem in Großbritannien beim
Independent, bei der Times, Sunday Times und Financial Times, dem
Daily Telegraph, British Vogue sowie dem Spectator und in den USA bei
der New York Times, Town & Country und Harper's Bazaar erschienen.
Ward tritt häufig als Kommentatorin im US-Nachrichtenfernsehen,
vornehmlich in der MSNBC-Sendung Morning Joe, auf. Während ihrer Zeit
in den USA hat sie drei Bestseller geschrieben. Die ersten beiden,
"The Devil's Casino" und "The Liar's Ball", drehten sich um die
Bankenpleite bei Lehman Brothers und den sagenumwobenen Titanenkampf
um den Besitz des prestigeträchtigen General Motors Building, das im
begehrten Midtown von Manhattan einen ganzen Häuserblock zwischen
Fifth Avenue und Madison Avenue und der 58. und 59. Straße einnimmt.

1998 hat ein von Trump angeführtes Konsortium das 50stöckige GM
Building für 878 Millionen Dollar gekauft. Finanziert wurde das
Geschäft mittels eines Kredits der Lehman Brothers Bank in Höhe von
700 Millionen Dollar. Trump selbst soll mit lediglich 15 bis 20
Millionen Dollar an der beeindruckenden Übernahme beteiligt gewesen
sein. 2003 gaben Trump und seine Partner die Immobilie für 1,4
Milliarden Dollar - seinerzeit die höchste Summe, die jemals für ein
Bürogebäude in den USA gezahlt wurde - an die Macklowe Organisation
ab. Damals merkte die New York Times an, Trump benutze "das Geld
anderer Leute, um ein Reich unter eigenem Namen zu errichten". Die
Einblicke, die Vicky Ward bei der Arbeit für ihre ersten beiden Bücher
über die Persönlichkeiten und Vorgehensweisen bei der New Yorker
Banken- und Baumafia gewonnen hat, fließen in ihren dritten
Bestseller, Kushner, Inc., über das Power-Duo Jared Kushner und Ivanka
Trump ein und bereichern ihn.

Ähnlich seinem stets prahlenden und sich aufplusternden Schwiegervater
gehört der eher schweigsame Jared Kushner nicht zum alten New Yorker
Geldadel, sondern ist ebenfalls ein Emporkömmling, jedoch aus dem
Nachbarstaat New Jersey. Dort hat sich sein Vater, Charles Kushner, im
letzten Drittel des 20. Jahrhunderts zu einem der führenden
Bauunternehmer hochgekämpft, was ohne üppige, zum Teil illegale
Spenden an führende Lokalpolitiker der demokratischen Partei im Garden
State nicht zu erreichen gewesen wäre. 2005 mußte Kushner sen. deshalb
wegen Bestechung, Steuerbetrugs und Versuchs der Anstiftung zur
Falschaussage - er hatte den eigenen Schwager und
Firmenmitgesellschafter in eine kompromittierende Situation mit einer
Prostituierten in einem Hotel bringen und dabei filmen lassen, um
dessen Aussagebereitschaft gegenüber den Justizbehörden zu bremsen -
14 Monate hinter Gitter und weitere zehn Monate unter Hausarrest
verbringen.

2007 hat die Kushner Gruppe, um den Firmenpatriarchen Charlie zu
rehabilitieren und dessen Sproß Jared den Sprung auf die ganz große
Bühne zu ermöglichen, in Manhattan das 41stöckige Bürogebäude mit der
1-A-Adresse 666 Fifth Avenue für 1,8 Milliarden Dollar gekauft. Ein
Jahr später brach die globale Finanzkrise herein, was für die Kushners
mit ihrer überteuerten New Yorker Nobelimmobilie akute
Refinanzierungsprobleme mit sich brachte. Dafür sollte jedoch später
eine Lösung gefunden werden. Schließlich hat Kushner 2009 die
Trump-Tochter Ivanka geheiratet, nachdem diese zuvor auf Wunsch seiner
streng orthodoxen Eltern zum jüdischen Glauben übergetreten war. Das
ehemalige Model, das unter dem Markennamen Ivanka Trump Modeartikel -
Kleider, Schuhe, Taschen und Schmuck - verkauft, und der adrette
Immobilienmanager und Verleger konnten sich in den darauffolgenden
Jahren als Ikonen der New Yorker High Society etablieren.

Sehr zum Mißfallen ihrer und Jareds meisten liberalen demokratischen
Freunde in New York hat Ivankas Papa überraschend und gegen alle
Prognosen der Demoskopen mit merkantilistischen und fremdenfeindlichen
Versprechen die Präsidentenwahl 2016 gewonnen. Das Ehepaar
Kushner-Trump zog, ebenfalls überraschend, mit The Donald und Gattin
Melania nach Washington. Dort wurde Ivanka Präsidentenberaterin und
Jared Kushner Chefberater des US-Oberbefehlshabers mit besonderer
Verantwortung für die Nahostpolitik. Beide bekamen eigene Büros im
Weißen Haus unweit des Oval Office. Seitdem reißen die Vorwürfe der
Vetternwirtschaft nicht ab. Vor allem Ivanka profitiert geschäftlich
von dem engen Kontakt zur ausländischen Politprominenz. Noch während
des Besuchs des chinesischen Präsidenten Xi Jinping 2017 auf dem
Trump-Anwesen Mar-a-Lago in Florida erhielten mehrere ihrer
Markenartikel eine Lizenz zum Vertrieb in der Volksrepublik.

Noch drastischer fällt die Einflußnahme Kushners, dessen Familie seit
Jahren einige illegale Siedlungen im besetzten palästinensischen
Westjordanland finanziert, auf die Außenpolitik der USA aus. Charles
Kushner und der amtierende israelische Premierminister Benjamin
Netanjahu pflegen eine langjährige Freundschaft. Kushner jun. soll im
Auftrag Trumps den enorm komplizierten Nahostkonflikt durch den "Deal
des Jahrhunderts" lösen. Besagter "Deal" sieht nichts anderes als die
absolute Unterordnung der Palästinenser unter die Interessen Israels
vor. Ende 2017 hat Trump deshalb die Verlegung der US-Botschaft von
Tel Aviv nach Jerusalem angeordnet, um Israels Anspruch darauf als
eigene unteilbare Hauptstadt zu zementieren. Seitdem herrscht zwischen
Washington und der palästinensischen Autonomiebehörde in Ramallah
Funkstille. Die palästinensische Regierung um Präsident Mahmud Abbas
wirft der Trump-Administration unverhohlene Bevorteilung Israels vor
und spricht ihr die Vermittlerrolle ab. Die USA haben sich durch den
systematischen Entzug sämtlicher Hilfsgelder für die Palästinenser im
Westjordanland und Gazastreifen revanchiert. Der Umgang Trumps und
Kushners mit der palästinensischen Bevölkerung ist, wie Vicky Ward in
ihrem Buch hervorhebt, derselbe, wie ihn die beiden Immoblienhaie
jahrelang mit alteingesessenen Mietern in neuerworbenen Wohnkomplexen
in New York und New Jersey pflegten - eine Mischung aus Erpressung und
Drohung mit der Aussicht auf Entlastung erst dann, wenn die
Gegenpartei kapituliert und sich den Bedingungen der neuen Herren
unterwirft.

Um den "Deal of the Century" zu verwirklichen, hat sich der 1981
geborene Kushner den etwa gleichaltrigen saudischen Kronprinzen und
Thronfolger Mohammad Bin Salman (MBS) als wichtigsten Verbündeten
ausgesucht, was für erhebliche Spannungen innerhalb der
Trump-Regierung sowie in der Nahost-Region gesorgt hat. Mit der
Aussicht auf umfangreiche Waffenbestellungen Riads für die
US-Rüstungsindustrie hat Kushner Trumps erste Auslandsreise als
Präsident nach Saudi-Arabien verlegt. Seitdem weist das Weiße Haus
jede Kritik am laufenden Völkermord Saudi-Arabiens und der Vereinigten
Arabischen Emirate im Jemen zurück. Kushner hat sogar die letztes Jahr
von MBS angeordnete Ermordung Jamal Khashoggis in Istanbul
gerechtfertigt, indem er den saudischen Dissidenten und Journalisten
als "Terroristen" bezeichnete.

Im Frühsommer 2017 kam es zum heftigen Streit zwischen Kushner und dem
amtierenden US-Außenminister Rex Tillerson, als Saudi-Arabien und die
VAE eine diplomatische und wirtschaftliche Blockade gegen Katar
verhängten. Offenbar hatte Kushner MBS grünes Licht für die
Strafaktion gegeben, nicht zuletzt deshalb, weil kurz zuvor die
schwerreiche Herrscherfamilie Katars dem Ansinnen, bei der
Refinanzierung von 666 Fifth Avenue behilflich zu sein, nicht
nachgekommen war. Nur mit Müh und Not konnte der ehemalige
Exxon-Vorstandschef die Saudis davon abbringen, in Katar
einzumarschieren und in Doha einen "Regimewechsel" vorzunehmen. Der
Einsatz hat Tillerson den Job gekostet. Im März 2018 erfuhr er per
Twitter von seiner Entlassung durch Trump. Ein weiteres prominentes
Opfer der Intrigen des Ehepaars Kushner war Steve Bannon. Der
weitblickende Politstratege, dem Trump letztlich den Wahlsieg über
Clinton verdankt, kam gegen die geballte Kraft von "Javanka" nicht an
und verließ, ebenfalls entvervt, nach nur sechs Monaten das Weiße Haus
und kehrte zu seiner konservativen Zeitschrift Breitbart zurück.

Im August 2018, nach eineinhalb Jahren Jared Kushners an der Spitze
der US-Regierung, wurde doch noch eine Lösung für das Dauerproblem 666
Fifth Avenue gefunden. Das börsennotierte kanadische
Vermögensverwaltungsunternehmen Brookfield, an dem die Kataris als
Mehrheitsaktionäre beteiligt sind, haben - nach zähen Verhandlungen,
versteht sich - die Immobilie für 99 Jahre gepachtet und die gesamte
Miete im voraus bezahlt. Resümierend schreibt Vicky Ward:

Die Kushners hatten ursprünglich 50 Millionen Dollar für ein
 Gebäude im Wert von 1,8 Milliarden Dollar hingelegt. Mehr als ein
 Jahrzehnt später haben sie einen Pachtvertrag hinbekommen, der
 ihnen half, das Darlehen von 1,4 Milliarden Dollar aus der Welt zu
 schaffen, und vermutlich zudem ein saftiges Honorar eingestrichen.
 Für einen anfänglichen Einsatz von fünfzig Millionen Dollar hat
 Charlie den Sprung der Kushners von New Jersey nach Manhattan
 geschafft - und sie in der Folge ins Weiße Haus befördert. So
 gesehen, war der Deal ein Erfolg.
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TREFF/699: Hanau - Blind Date mit neu erschienen Büchern am 27. Juni 2019


Stadt Hanau

Das Karussell der neuen Bücher im Juni

Blind Date mit neu erschienen Büchern in der Stadtbibliothek



Im Juni findet das Karussell der neuen Bücher nicht wie gewohnt am
dritten Donnerstag des Monats, sondern wegen des Feiertags
(Fronleichnam) eine Woche später statt. Am 27. Juni können
interessierte Leserinnen und Leser nach dem Prinzip des Speed Dating
Neuerscheinungen aus dem Bestand der Stadtbibliothek kennenlernen.
Fünf Minuten Zeit hat man, um einen ersten Eindruck von einem Roman zu
bekommen. Wenn der Gong ertönt, wird das Buch an den Sitznachbarn
weitergegeben. So kann sich jeder Leser zuerst ein eigenes Bild machen
und seine Erfahrungen am Ende mit den anderen Lesern austauschen. Um
10:30 Uhr beginnt das Bücherkarussell im Blauen Kabinett im 2. Stock
der Stadtbibliothek. Die Veranstaltung ist kostenlos.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 18. Juni 2019

Stadt Hanau
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MELDUNG/323: Weltflüchtlingstag 2019 - Amnesty fordert mehr Solidarität bei der Flüchtlingsaufnahme in Europa


Amnesty International - Pressemitteilung vom 19. Juni 2019

Weltflüchtlingstag 2019: 

Amnesty International fordert mehr Solidarität bei der Flüchtlingsaufnahme
in Europa



Laut UN-Flüchtlingshilfswerk waren 2018 mehr als 70 Millionen Menschen
auf der Flucht - so viele wie noch nie. Knapp 30 Millionen davon mussten
ihr Land verlassen. Nur ein kleiner Teil dieser Menschen sucht Zuflucht in
Europa. Die Zahl der Asylsuchenden in Deutschland ist weiterhin
gesunken.

BERLIN, 19.06.2019 - Anlässlich des Weltflüchtlingstags am Donnerstag
(20.06.) erklärt Franziska Vilmar, Expertin für Asylpolitik bei Amnesty
International in Deutschland: "Es ist höchste Zeit, dass Deutschland
gemeinsam mit den anderen europäischen Mitgliedsstaaten bei der Aufnahme
von Flüchtlingen solidarisch handelt und den Schutz von Menschenrechten
wieder großschreibt." Dies gilt umso mehr, als nicht einmal jeder Zehnte
aller Menschen, die weltweit wegen Konflikten oder Verfolgung ihr Land
verlassen mussten, Europa erreicht.

Weiterhin werden vier von fünf Flüchtlingen in den direkten Nachbarländern
ihrer Heimatstaaten aufgenommen. Die internationale Gemeinschaft überlässt
Ländern wie Türkei, Pakistan und Uganda damit die Hauptverantwortung für
Aufnahme und Versorgung der geflüchteten Menschen.

"Insbesondere das menschenverachtende wochenlange Geschachere bei der
Aufnahme von aus Seenot geretteten Menschen, die aus Libyen nach Europa
fliehen, muss aufhören", fordert Vilmar. Amnesty International begrüßt die
Initiative "Städte Sichere Häfen" zahlreicher deutscher Kommunen und
Städte, diese Menschen bei sich aufzunehmen. "Die Bundesregierung bleibt
gefordert, weiterhin Druck auf die EU auszuüben und einen
Notfall-Mechanismus zur Verteilung von Schutzsuchenden einzuleiten", so
Vilmar.

"Solange Europa nicht mehr legale und sichere Wege für Flüchtlinge aus der
Region schafft, ist deren einzige Möglichkeit, dieser Hölle zu entkommen,
die Flucht über das Mittelmeer in seeuntüchtigen Booten", erklärt Vilmar.
"Dass die EU keine Menschen mehr aus Seenot rettet und darüber hinaus die
Arbeit der Seenotrettungsorganisationen sogar noch blockiert, ist ein
inakzeptabler Skandal."

Amnesty International fordert Bundeskanzlerin Angela Merkel mit einer
Online-Aktion dazu auf, sich dafür einzusetzen, dass alle derzeit in Libyen
inhaftierten Flüchtlinge und Migranten unverzüglich freigelassen werden,
Menschen auf dem Mittelmeer aus Seenot gerettet und an einen sicheren Ort
gebracht werden und mehr sichere und legale Zugangswege für Flüchtlinge aus
Libyen nach Europa geschaffen werden - auch durch die Aufnahme in
engagierten Kommunen.

Am Weltflüchtlingstag werden außerdem Amnesty-Aktivisten in ganz
Deutschland mit Aktionen Alarm schlagen und damit eine Veränderung der
Politik einfordern.


Link zur Petition:

www.amnesty.de/mitmachen/petition/seenotrettung-ermoeglichen-und-sichere-zugangswege-aus-libyen-nach-europa

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 19. Juni 2019

Amnesty International, Sektion der Bundesrepublik Deutschland e.V.

Kampagnen und Kommunikation
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MELDUNG/217: 37. Deutscher Evangelischer Kirchentag


Gesellschaft für bedrohte Völker - Pressemitteilung vom 19. Juni 2019

37. Deutscher Evangelischer Kirchentag

Resolution der GfbV zum Schutz von Christen im Nahen Osten



Die Gesellschaft für bedrohte Völker (GfbV) bringt auf dem 37.
Deutschen Evangelischen Kirchentag eine Resolution ein. Unter dem
Titel "Mit interreligiösem Dialog Leben retten und
Zukunftsperspektiven bauen - in Deutschland und im Nahen Osten!"
richtet die Menschenrechtsorganisation deutliche Forderungen an den
Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland (EKD) sowie die
Bundespolitik. Sie mögen das friedliche Miteinander der Religionen
fördern, Opfern von Verfolgung einen sicheren Hafen bieten und
Waffenexporte an die Türkei beenden.

"Die großen Kirchen Deutschland können und müssen mehr für ihre
Brüder und Schwestern im Nahen Osten tun", fordert Lina Stotz,
GfbV-Referentin für ethnische, religiöse und sprachliche Minderheiten
und Nationalitäten. "Interreligiöser Dialog und konkrete politische
Schritte können religiöse Minderheiten stärken und ihnen Hoffnung
geben." Nur wenn die Gewalt ende und die Städte wiederaufgebaut
würden, könnten die Menschen ohne Angst in ihrer Heimat leben.

Neben der GfbV wird die Resolution von Seiner Exzellenz Bischof Anba
Damian, Diözesanbischof der Koptisch-Orthodoxen Kirche
Norddeutschland sowie Ali Ertan Toprak, Präsident der
Bundesarbeitsgemeinschaft der Immigrantenverbände in Deutschland e.V.
getragen. Bischof Damian soll den Resolutionstext auf dem Kirchentag
verlesen.

Im Rahmen der Veranstaltung "Wie politisch darf Religion sein?
Visionen für die Gesellschaft" wird sie zur Abstimmung gebracht. Die
Veranstaltung steht allen Kirchentagsbesuchern offen, alle Anwesenden
sind stimmberechtigt. Ab 500 Teilnehmern kann die Resolution per
Mehrheitsentscheid verabschiedet werden. Die Veranstaltung findet am
Samstag, den 22. Juni, von 11 bis 13 Uhr im Zentrum Weltanschauungen,
St. Ewaldi, Egbertstraße 15, Dortmund/Aplerbeck statt. Vor der
Abstimmung diskutieren auf dem Podium unter anderem Wolfgang Schäuble
und Margot Käßmann.

"Wir rufen alle Gäste des Kirchentags auf, unseren Einsatz für
Christen im Nahen Osten zu unterstützen", sagt Lina Stotz. "An
unserem Stand auf dem Markt der Möglichkeiten informieren wir über
die Situation von Minderheiten in Syrien und dem Irak - und natürlich
zur Resolution." Die GfbV wird während des Kirchentags vom 20. bis
22. Juni mit einem Stand auf dem Markt der Möglichkeiten vertreten
sein: In Halle 4 der Westfalenhallen, Stand H16.


Den Volltext der Resolution finden Sie unter:

https://dxz7zkp528hul.cloudfront.net/production/htdocs/fileadmin/dateien/Resolutionen/DEKT37_Resolution_WAN-005_Mit_interreligioesem_Dialog_Leben_retten_und_Zukunftsperspektiven_bauen_-_in_Deutschland_und_im_Nahen_Osten_1.pdf

Weitere Informationen sowie unseren ausführlichen Menschenrechtsreport zur
Lage von Christen im Irak und in Syrien finden Sie unter:

 www.gfbv.de/de/Kirchentag

 * 
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MELDUNG/216: Gedenktag für die Opfer von Flucht und Vertreibung 


Gesellschaft für bedrohte Völker - Pressemitteilung vom 19. Juni 2019

Gedenktag für die Opfer von Flucht und Vertreibung

Solidarität mit Opfern von Flucht und Vertreibung weltweit



Die Gesellschaft für bedrohte Völker (GfbV) fordert zum Gedenktag für
die Opfer von Flucht und Vertreibung Solidarität mit Betroffenen
weltweit. "So wichtig es ist, der Vergangenheit zu gedenken: Heute
sind mehr Menschen auf der Flucht als jemals zuvor", erinnert Jasna
Causevic, GfbV-Referentin für Genozidprävention und
Schutzverantwortung. "Millionen werden gewaltsam vertrieben. Für sie
müssen wir uns einsetzen. Sie brauchen unser Mitgefühl und
tatkräftige Unterstützung."

Bei erstmals über 70 Millionen Flüchtlingen weltweit wäre der
Gedenktag eigentlich aktueller und wichtiger denn je. Die GfbV
bedauert daher sehr, dass akut Betroffene bei der offiziellen
Gedenkstunde keine Stimme bekommen werden. "Der Gedenktag verfehlt
seinen Sinn, wenn er die Opfer von heute ignoriert", so Causevic.
"Flucht und Vertreibung sind keine Relikte der Vergangenheit."

Stattdessen müsse uns der Gedenktag daran erinnern, wie das Schicksal
der vertriebenen Rohingya oder der Flüchtenden, die ihr Leben auf dem
Mittelmeer riskieren, die europäische und deutsche
Vertreibungsgeschichte widerspiegeln. "Aus dieser Geschichte erwächst
eine besondere Verantwortung für die betroffenen weltweit", mahnt
Causevic. "Schon seit Jahren warten Millionen von Menschen im
Libanon, der Türkei, Bangladesch, Griechenland, Bosnien und
Herzegowina auf eine politische Lösung in ihren Herkunftsländern".
Sie müssten mit ansehen, wie die Zukunft ihrer Kinder durch
mangelnden politischen Willen zerstört werde. "Das ist der deutschen
Geschichte und der europäischen Idee unwürdig", so die
Menschenrechtlerin.

Am 20. Juni 2019 begeht die Bundesregierung mit einer Gedenkstunde im
Zeughaushof (ehemals Schlüterhof) des Deutschen Historischen Museums
in Berlin den Gedenktag für die Opfer von Flucht und Vertreibung.
Damit wird seit 2015 jährlich am 20. Juni an die Opfer von Flucht und
Vertreibung weltweit sowie insbesondere an die deutschen Vertriebenen
erinnert. Mit diesem Datum knüpft die Bundesregierung an den
Weltflüchtlingstag der Vereinten Nationen an und erweitert das
Flüchtlingsgedenken um das Schicksal der Vertriebenen.

 * 
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MELDUNG/059: Für einen Kirchentag ohne Bundeswehr-Werbung!


Deutsche Friedensgesellschaft - Vereinigte KriegsdienstgegnerInnen
(DFG-VK)

Pressemitteilung - Stuttgart, den 18. Juni 2019

Für einen Kirchentag ohne Bundeswehr-Werbung!



Vom 19. bis 23. Juni 2019 findet in Dortmund der 37. Deutsche Evangelische
Kirchentag statt. Die Bundeswehr betreibt dort Lobby-Arbeit und Image-
Werbung. Vereinbar mit dem christlichen Glauben ist das nicht. Christ*innen
und Friedensaktivist*innen rufen zu Protesten auf.

Die "Deutsche Friedensgesellschaft - Vereinigte KriegsdienstgegnerInnen"
(DFG-VK) ruft zum Protest gegen die Militär-Werbung auf dem Kirchentag in
Dortmund auf. "Die Armee wirbt auf dem Kirchentag um Zustimmung für ihre
bewaffneten Einsätze", kritisiert Rainer Schmid von der DFG-VK. Der in
diesem Jahr mit dem "AMOS-Preis für Zivilcourage in Kirche und
Gesellschaft" ausgezeichnete Friedensaktivist hält militärische Gewalt für
unvereinbar mit dem christlichen Glauben: "Mit Bezug auf das Kirchentags-
Motto ?Was für ein Vertrauen? muss man die Frage stellen: Auf wen oder was
vertrauen wir? Vertrauen wir auf Abschreckung, Aufrüstung, Militär und
Rüstung? Oder vertrauen wir auf Vernunft, Dialog, Völkerverständigung,
Verträge und gewaltfreie Verteidigung?"

Die DFG-VK
protestiert insbesondere gegen folgenden Bundeswehr-Veranstaltungen:

• Im Rahmen des "Abends der Begegnung" am Mittwoch (19.06.2019) soll
ab 18.30 Uhr auf dem Platz der alten Synagoge ein Auftritt eines Bundeswehr-
Musikkorps stattfinden.

• Am Freitag (21.06.2019) findet um 11 Uhr in der Sankt Marienkirche
unter der schönfärberischen Bezeichnung "Bittgottesdienst für den Frieden"
ein Militärgottesdienst statt. Mitwirken werden: Militärmusikkorps,
Militärpolizei, Militärseelsorge, Militärbischof und hohe Vertreter*innen
der Bundeswehr.

• Den ganzen Kirchentag über wirbt die Militärseelsorge in der
Westfalenhalle um Zustimmung für die Bundeswehr und deren Einsätze (Halle 7
Stand A08 und in Halle 8 Stand H27, Do.+Fr.+Sa., jeweils 10.30-18.30 Uhr)

Die DFG-VK ist selbst mit einem Messestand unter dem Motto "Kirche und
Militär - die Zusammenarbeit beenden" in der Westfalenhalle (Halle 4,
Nummer B-33. Zeit: Do.+Fr.+Sa. jeweils 10.30-18.30 Uhr) vertreten. Zudem
unterstützt die Organisation die Menschkette "Vertraue dem Frieden und lebe
ihn!", die am 22. Juni durch Dortmund führen soll.

Weitere Informationen gibt es auf den Websites

www.militaerseelsorge-abschaffen.de und

www.musiker-gegen-militaermusik.de

Deutsche Friedensgesellschaft - Vereinigte KriegsdienstgegnerInnen,
Stuttgart 18. Juni 2019.

 * 
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STANDPUNKT/351: New York - Perspektiven aus der Welt der Utopie (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

New York: Perspektiven aus der Welt der Utopie

Diskussion an der Universität anläßlich des 10jährigen Pressenza-Jubiläums 

von Marianella Kloka, New York, USA - 17.06.2019
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Stahl Globus am Columbus Circle in New York
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"....Eine Weltkarte, in der das Land Utopia nicht verzeichnet
ist, verdient keinen Blick, denn sie lässt die Küste aus, wo die
Menschheit ewig landen wird. Und wenn die Menschheit da angelangt ist,
hält sie Umschau nach einem besseren Land und richtet ihre Segel
dahin. Der Fortschritt ist die Verwirklichung der Utopien".

Wir denken an diesen Text von Oscar Wilde und schämen uns nicht,
zuzugeben, dass wir uns nicht nur in die Utopie verliebt haben,
sondern auch in jene, die ihre Verwirklichung verfolgen, so wie wir es
auch oft tun. Was ist also das Problem? Wir sind ungeduldig, weil wir
im Laufe der Zeit auch sehen wollen, was wir uns vorgenommen haben.
Warum? Ganz einfach, weil wir erkennen, dass wir nicht für immer hier
sein werden, und dass es gut wäre, die Veränderung dessen, was uns
beunruhigt und was wir verändert sehen wollen, auch sehen zu können.
Wir tendieren im Allgemeinen dazu, die Tatsache zu ignorieren, dass
die Menschheit ihren eigenen Rhythmus hat. Manchmal erfordern die
Probleme, gegenüber denen wir heute machtlos zu sein scheinen, einen
nur einfachen "Klick" auf unser Bewusstsein, um den Übergang zu einer
anderen Situation zu schaffen. Dies wurde auch von Professor Einstein
als Voraussetzung für die Lösung eines Problems vorgeschlagen.

Drei wichtige Themen wurden am 7. Juni 2019 anläßlich des 10jährigen Jubiläums
von Pressenza in der Universität von New York diskutiert:
das bedingungslose Grundeinkommen, die Rolle der
Frauenbewegungen auf der ganzen Welt und das internationale Verbot von
Atomwaffen.


Grundeinkommen

Reto Thumiger beschrieb einen Pilotversuch, der in Deutschland
durchgeführt wird. Seiner Meinung nach entspricht dies nicht dem
Grundeinkommen, wie wir es gerne hätten, aber es zeigt die Tendenz,
solche Pilotversuche zu unterstützen, die sich in diese Richtung
bewegen. Auf eine offene Ausschreibung zur Auswahl von drei Personen,
die das Grundeinkommen für zwei Jahre erhalten sollen, haben sich
1.000.000 Menschen beworben!

Juana Pérez erklärte, warum die globale Bewegung des Grundeinkommens
mehr denn je relevant ist. Sie berichtete, dass sie bei einer langen
Reise durch Lateinamerika und Europa, wo sie an Debatten nach der
Vorführung eines Dokumentarfilms über das Grundeinkommen teilnahm,
festgestellt hat, dass diejenigen, die mit geringem Lebensunterhalt am
nächsten an der Armutsgrenze leben, vor den größten Schwierigkeiten
stehen, und dass das Grundeinkommen eine Lebensgarantie für sie sein
könnte.

James Felton Keith ist Kandidat für den Kongress der Vereinigten
Staaten, Harvard-Absolvent und einer der wenigen Politiker, der an das
Grundeinkommen glaubt, und das er auch als Priorität auf seine Agenda
gesetzt hat. Er erklärte, dass das Grundeinkommen etwas ist, das wir
der Menschheit schulden, uns allen, die wir schon so lange daran
arbeiten, diesen Reichtum aufzubauen. Laut Keith sollte das Geld nicht
durch die Besteuerung von Reichen kommen, sondern von einem
Treuhandfonds von Technologieunternehmen. Zu dieser Frage gab es eine
lebhafte Diskussion. Die Teilnehmer waren sich einig, dass das
Grundeinkommen ein Instrument für soziale Gerechtigkeit ist, das durch
eine mutige Politik gewährleistet werden muss.


#MeToo ohne Grenzen

Pía Figueroa koordinierte das Gremium zu Frauenbewegungen, das die
Gleichberechtigung und Achtung von Frauen forderte, und an dem zwei
sehr aktive und dynamische Frauen teilnahmen.

Maria Luisa Mendonca, Direktorin für soziale Rechte für ein
brasilianisches Netzwerk, sprach über die drei großen Probleme, mit
denen sich Brasilien heute konfrontiert sieht. "Es ist unmöglich, die
derzeitige Regierung als demokratisch zu betrachten. Wir bezeichnen
sie als faschistisch, weil sie uns Dutzende von Gründen gibt, dies zu
tun. Es ist sehr wichtig, einen unabhängigen Journalismus zu haben,
weil alle unsere Probleme, Forderungen usw. in den heutigen
Mainstream-Medien kein Gehör finden. Die alternativen Medien berichten
über die Mobilisierungen, die im Land stattfinden, weil die großen
brasilianischen Leitmedien schweigen. Und wir haben im Moment zwei
weitere Feinde: die unglaubliche Bandbreite an falschen
Nachrichtenkampagnen und die konservative Rolle der Evangelikalen."

Staceyann Chin, Dichterin jamaikanischer Herkunft, präsentierte ihre
besondere Art, Geschichten zu erzählen: "Es gibt keinen besseren Weg
zu erklären, was passiert ist, als persönliche Geschichten zu
erzählen. Ich möchte zum Beispiel die Geschichten Brasiliens
aufgreifen und dafür sorgen, dass ihre Poesie auf Fox News
veröffentlicht werden". Sie las ein Gedicht vor und es folgte eine
lebhafte Diskussion darüber, wie Bewegungen jetzt Veränderungen
bewirken können: Mit Feuer? Mit Wasser? Besonders interessant ist der
Moment, in dem sich alle Parteien auf den Einsatz von Gewalt zur
Selbstverteidigung geeinigt haben und so viel Raum für Diskussionen
darüber lassen, ob Gewalt bei der Vorbereitung von Veränderungen und
Umstürzen einen Platz hat.


Atomwaffenverbot

Tony Robinson koordinierte das letzte der drei Gremien. Der
Co-Produzent des Dokumentarfilms The beginning of the end of nuclear
weapons (Der Anfang vom Ender der nuklearen Waffen) begrüßte seine
beiden Gäste.

Anthony Donovan, Direktor des Dokumentarfilms Good Thinking, sagte
uns: "Occupy Wall Street hat mich inspiriert, und ich habe die
Bankenpolitik in den Vereinigten Staaten und insbesondere in New York
untersucht. So konnte ich eine kleine Anzahl von Banken finden, die
eine spezifische Politik des Ausschlusses von Investitionen in die
Produktion oder Instandhaltung von Atomwaffen verfolgen. Ebenso habe
ich eine Liste von Banken zusammengestellt, die solche Investitionen
unterstützen. Es war relativ einfach, die Initiative zu ergreifen und
die Verbraucher aufzufordern, Banken, die in Atomwaffen investieren,
nicht mehr zu unterstützen.

Jan Weinberg, Aktivist und Initiator von Show up! America. Er ging auf
folgende Themen ein und machte die Öffentlichkeit darauf aufmerksam:
Maßnahmen der Bewegung gegen die Korruption und Anklage des
militärisch-industriellen Komplexes; Verurteilung unethischer
Investitionen; die Lobby und ihren Einfluss auf Politiker sowie die
Unmoral des Systems; KMU, die zwar Informationen liefern, aber nicht
reagieren können. Was die Frage betrifft, was wir als unabhängige
Medien tun sollen, sagte er uns: "Durchleuchtet jeden Politiker, egal
welchen Ranges. Spricht er über Entmilitarisierung? Stellt er Fragen
zum Frieden und wie man den ungezügelten Atomwettlauf in der
öffentlichen Debatte beenden kann? Sanders zum Beispiel hat diese
Probleme 2016 leider nicht erwähnt, aber wir fangen gerade erst an,
ihn zu drängen. Wir müssen Druck machen und öffentlich über die
Probleme der Militarisierung sprechen".

Auf Tony Robinsons letzte Frage, was es für die amerikanische
Gesellschaft braucht, um zu reagieren und die aktuelle Situation in
der Atomfrage zu verändern, schlug er vor, Mut und Empathie zu
kultivieren, und nicht zu den Bemühungen des Systems um eine
Ausweitung der sozialen Polarisierung beizutragen.

Die Veranstaltung wurde mit einem Teil aus einem Workshop für Kinder
von ICAN-Mitglied Kathleen Sullivan fortgesetzt. Dieses didaktische
Spiel soll helfen, durch Klang zu verstehen, in welchem Umfang wir
heute im Vergleich zum Zweiten Weltkrieg über nukleare und chemische
Waffen auf dem Planeten verfügen. Es folgte eine Live-Show von Mark
Lesseraux, der vor etwa 9 Jahren eines der zentralen Lieder zur
Begleitung des ersten Weltmarsch für Frieden und Gewaltlosigkeit
komponiert hat.

Übersetzung aus dem Französischen von Evelyn Rottengatter

Zur Autorin:

Marianella Kloka ist eine 47jährige Griechin mit Lebensmittelpunkt in
Athen. Seit 1990 ist sie Mitglied der Humanistischen Bewegung und
außerdem Gründungsmitglied der Organisation 'Welt ohne Krieg und
Gewalt' in Griechenland. Aktuell arbeitet sie als
Menschenrechtsreferentin in der NGO PRAKSIS.


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0
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AUSSICHTEN/8675: Und morgen, den 20. Juni 2019 (SB)


+++ Vorhersage für den 20.06.2019 bis zum 21.06.2019 +++
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Bis Mittag noch Schauer,

dann wird 's himmelblau,

Jean-Luc auf die Dauer

wird daraus nicht schlau.
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FISCHEREI/030: Agrar- und Fischereirat in Luxemburg - Keine Erhöhung der Fangkapazitäten (BMEL)


Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft

Pressemitteilung Nr. 131 vom 18. Juni 2019

Agrar- und Fischereirat in Luxemburg: Keine Erhöhung der Fangkapazitäten


EU-Minister einigen sich auf gemeinsame Position zum Fischereifonds -
Bundesministerin Julia Klöckner setzt sich für Erholung der Fischbestände
ein - Deutschland fordert Mindestökoregelungen für alle Mitgliedstaaten bei
der GAP



Beim heutigen Agrar- und Fischereirat in Luxemburg hat die Bundesministerin
für Ernährung und Landwirtschaft, Julia Klöckner, die deutsche Position zum
Europäischen Meeres- und Fischereifonds (EMFF) deutlich gemacht. Der EMFF
ist das zentrale europäische Instrument, um die EU-Fischerei bei der
nachhaltigen Bewirtschaftung der Fischbestände zu unterstützen und die
Potenziale der Aquakultur und Binnenfischerei zu erschließen.

Deutschland begrüßt die heute erzielte Einigung der für Fischerei
zuständigen EU-Minister, sowie die im Vorschlag zum Europäischen Meeres-
und Fischereifonds vorgesehenen Maßnahmen zur Vereinfachung und dem damit
verbundenen Bürokratieabbau. Gleiches gilt für die Möglichkeit, weiterhin
Sofortmaßnahmen zur Unterstützung der Fischer im Falle vorübergehender
Stilllegung ergreifen zu können. Auch die Förderung von Aquakultur und
Binnenfischerei ist für Deutschland von zentraler Bedeutung. Denn gerade
traditionelle Teichwirtschaften sind landschaftsprägend und ökologisch
nachhaltig. Positiv bewertet wird zudem, dass der Vorsitz die
Beihilfeintensität für den Erwerb von Fischereifahrzeugen und die
Modernisierung von Schiffsmotoren im letzten Kompromisstext auf 40 Prozent
verringert.

Bundesministerin Julia Klöckner: "Die vorgesehene Erweiterung der Förderung
auf Investitionen in die Sicherheit an Bord und auf Maßnahmen zur
Energieeffizienz können wir akzeptieren. Es ist aber für uns wichtig, dass
diese neuen Maßnahmen - auch vor dem Hintergrund der derzeit laufenden 
WTO-Verhandlungen zum Abbau rechtswidriger Subventionen - WTO-konform sind und
nicht zu einer Kapazitätserhöhung führen. Darauf achte ich auch im weiteren
Verfahren.

Genauso brauchen wir zuverlässige Daten über die Fischbestände. Wir müssen
auch kontrollieren, ob die zugeteilten Fangmengen und Fischereiregelungen
eingehalten werden. Die im heutigen Kompromiss dafür vorgesehenen 15
Prozent sollten aus meiner Sicht deutlich angehoben werden. In Deutschland
werden bereits jetzt 27 Prozent der nationalen EMFF-Mittel für
Datenerhebung und Kontrolle verwendet. Wir treten daher weiterhin dafür
ein, den Mindestsatz in der Verordnung auf 25 Prozent zu erhöhen."

Große Sorgen bereite Deutschland aktuell der Zustand mehrerer Bestände in
der Ostsee. Hierzu zählen insbesondere der östliche Dorsch und der
westliche Hering. Man müsse alles unternehmen, damit sich die Bestände
erholen können ohne dabei die sozioökonomische Situation der kleinen
Küstenfischerei aus dem Blick zu verlieren."Deutschland ist bereit, aktiv
an einem umfassenden Aktionsplan zur Erholung des westlichen Herings und
östlichen Dorschs mitzuwirken", so Julia Klöckner.

Nach der Analyse der Kommission ist die Zahl der nachhaltig
bewirtschafteten Bestände in 2019 auf 59 gestiegen, im Vorjahr waren es nur
54. Ihr Anteil beträgt damit jetzt 73 Prozent. In der Ostsee stammen 95
Prozent und in der Nordsee 99,7 Prozent der erwarteten Anlandungen aus
nachhaltig bewirtschafteten Beständen. Gleichzeitig hat sich die Biomasse
der Bestände seit 2003 um 36 Prozenterhöht. Ungeachtet dessen bleibt die
Situation der Bestände im Mittelmeer und Schwarzen Meer weiterhin
besorgniserregend. Hier liegt der Anteil der überfischten Bestände noch bei
88 Prozent bzw. 75Prozent.

Fortschrittsbericht zur Gemeinsamen Agrarpolitik

Klar Stellung bezog die Bundesagrarministerin in Luxemburg auch zum
Fortschrittsbericht der Präsidentschaft zur Gemeinsamen Agrarpolitik (GAP).
Insbesondere beim Umwelt-, Natur- und Klimaschutz, sowie bei Fragen der
Vereinfachung und der Wettbewerbsbedingungen müsse nachgebessert werden.

Bundesministerin Julia Klöckner zum Umweltschutz: "Uns ist es wichtig, dass
die von der Kommission vorgeschlagenen Umweltstandards nicht abgeschwächt
werden. Deutschland setzt sich für EU-weit einheitliche Leitplanken ein,
die einen Wettbewerb um die niedrigsten Standards verhindern und ein
höheres Umweltambitionsniveau gewährleisten. Die Öko-Regelungen sollten in
allen Mitgliedstaaten verpflichtend sein. Sie sollten mit einem
Mindestbudget ausgestattet sein. Außerdem brauchen wir einen europaweit
einheitlichenMindestanteil an nicht-produktiven Flächen. Umwelt- und
Klimaschutz ist eine Aufgabe für alle Landwirte. Ausnahmeregelungen für
Kleinerzeuger lehne ich ab. Hier sehen wir noch Nachbesserungsbedarf, wir
müssen die uns zur Verfügung stehenden Stellschrauben ambitioniert nutzen."

Zur Vereinfachung betonte die Bundesministerin, dass die GAP für die
landwirtschaftlichen Betriebe und die Verwaltungen einfacher werden müsse.
Vereinfachung könne nur erreicht werden, wenn die Mitgliedstaaten
ausreichend Spielraum hätten, um ein passgenaues Fördersystem zu schaffen.
Daher sollten zum Beispiel die Mitgliedstaaten selbst über die Anwendung
von Kappung und Degression, über die Definition des "echten
Betriebsinhabers" und verpflichtende Risikomanagementinstrumente
entscheiden können.

Zu den Rahmenbedingungen des Wettbewerbs betonte Julia Klöckner: "Landwirte
profitieren von den Möglichkeiten des gemeinsamen Binnenmarkts. Wettbewerb
hilft allen, solange er fair ist. Gekoppelte Zahlungen führen aber in
vielen Bereichen zu Wettbewerbsverzerrungen; insbesondere im Ackerbau.
Daher setze ich mich für eine deutliche Rückführung wettbewerbsverzerrender
gekoppelter Zahlungen ein. Keinesfalls kann ich es akzeptieren, dass die
von der Kommission vorgeschlagenen Grenzen für die gekoppelte Stützung noch
weiter erhöht werden."

 * 
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Postanschrift: Postfach 14 02 70, 53107 Bonn

Dienstsitz Berlin:

Besucheranschrift: Wilhelmstraße 54, 10117 Berlin

Postanschrift: 11055 Berlin

Telefon: 030/18 529-3174, -3208, Fax: 030/18 529-3179

E-Mail: pressestelle@bmel.bund.de

Internet: www.bmel.de
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MARKT/193: EU-Bezeichnungsschutz bei Fleischprodukten (DBV)


Deutscher Bauernverband - Pressemitteilung vom 17. Juni 2019

Für den Schutz des Originals vor Imitaten

Bauern, Fleischer und Fleischwirtschaft für EU-Bezeichnungsschutz bei
Fleischprodukten



Der Deutsche Bauernverband (DBV), der Deutsche Fleischer-Verband (DFV)
und der Verband der Fleischwirtschaft (VDF) unterstützen die
Initiative aus dem Europäischen Parlament für einen EU-weiten
Bezeichnungsschutz für Fleisch und Fleischerzeugnisse vergleichbar mit
dem Schutz für Milch und Milcherzeugnisse. Der Verordnungsvorschlag
für die Gemeinsame Marktordnung wurde unter Federführung des
Europa-Abgeordneten Eric Andrieu erarbeitet und betrifft insbesondere
das "Steak", das "Schnitzel" und den "Burger".

In einem gemeinsamen Schreiben der Verbände an
Bundesernährungsministerin Julia Klöckner heißt es: "Als Erzeuger und
Verarbeiter von Fleisch stehen wir für die Echtheit unserer Produkte
ein. Gleichzeitig sind wir dem Grundsatz der Wahrheit und Klarheit in
der Kennzeichnung verpflichtet. Daher ist es aus unserer Sicht nicht
akzeptabel, wenn fleischfreie Lebensmittel mit Bezeichnungen benannt
werden, die üblicherweise für Fleisch und Fleischwaren verwendet
werden. Eine nationale Regelung in den Leitsätzen des
Lebensmittelbuches stößt aus Sicht der Verbände in vielen Fällen an
ihre Grenzen. Durch die Initiative des Europaparlaments besteht nun
die Chance, auch hierfür einen EU-weiten Bezeichnungsschutz und damit
Rechtssicherheit für Hersteller im gesamten Binnenmarkt
herbeizuführen."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 17. Juni 2019

Deutscher Bauernverband, Pressestelle

Claire-Waldoff-Straße 7, 10117 Berlin

Tel.: 030 / 31 904 0, Fax: 030 / 31 904 431

Mail: presse@bauernverband.net

Internet: www.bauernverband.de
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MELDUNG/086: Jürgen Habermas - Philosoph des vernunftgeprägten Diskurses (idw)


Goethe-Universität Frankfurt am Main - 18.06.2019

Philosoph des vernunftgeprägten Diskurses

Die Goethe-Universität gratuliert ihrem Emeritus Prof. Jürgen Habermas zum
90. Geburtstag



FRANKFURT. Am 18. Juni 2019 feiert Jürgen Habermas seinen 90. Geburtstag.
Mitglieder der Goethe-Universität gratulieren dem weltweit bedeutenden
Philosophen, der viele Jahre an der Universität Frankfurt gelehrt und
geforscht und mehrere Generationen von Wissenschaftlern geprägt hat,
herzlich zu seinem runden Geburtstag und wünschen ihm noch viele
produktive Jahre. Die Glückwünsche aus der Goethe-Universität und von
Wissenschaftsministerin Angela Dorn finden sich auch in zahlreichen
Statements in dieser Pressemitteilung.

Habermas zählt zu den weltweit am häufigsten rezipierten Philosophen und
Soziologen der Gegenwart, sein Leben und Wirken ist aufs Engste verknüpft
mit der Goethe-Universität. 1929 geboren in Düsseldorf, studierte Jürgen
Habermas von 1949 bis 1954 in Göttingen, Zürich und Bonn Philosophie,
Geschichte, Psychologie, deutsche Literatur und Ökonomie. Früh geprägt
wurde er durch eine Begegnung mit Karl-Otto Apel, der ebenfalls später in
Frankfurt lehren sollte. 1953 erregte Habermas erstmals Aufsehen, als er
in der Frankfurter Allgemeinen Zeitung Heidegger wegen seiner Nähe zum
Nationalsozialismus kritisierte.

1956 wurde Habermas Forschungsstipendiat am Institut für Sozialforschung
bei Theodor W. Adorno, wechselte aber für seine Habilitation nach Marburg.
Nach einer ersten außerordentlichen Professur in Heidelberg kehrte
Habermas 1964 nach Frankfurt zurück, da er auf Horkheimers Lehrstuhl für
Philosophie berufen worden war. Aus seiner Antrittsvorlesung "Erkenntnis
und Interesse" entstand später eine seiner einflussreichsten Arbeiten.

Während der Studentenproteste um 1968 spielte Habermas eine herausragende
Rolle: Mit seinen Forderungen nach Reformen im Bildungswesen wurde er zum
geistigen Anreger der revoltierenden Generation. Schon Ende der 1960er
Jahre ging er jedoch auf Distanz zu den radikalen Linken um Rudi Dutschke
und kritisierte deren leichtfertigen Umgang mit Gewalt. Von 1971 bis 1981
war Habermas mit Carl Friedrich von Weizsäcker Leiter des
Max-Planck-Instituts zur Erforschung der Lebensbedingungen der
wissenschaftlich-technischen Welt. 1981 erschien sein Hauptwerk, "Theorie
des kommunikativen Handelns". Von 1983 bis 1994 lehrte er wieder als
Philosophieprofessor an der Goethe-Universität. Auch nach seiner
Emeritierung blieb er stets publizistisch präsent und bezog zu vielen
relevanten Themen Stellung. Verbunden blieb er auch der Goethe-Universität,
wo er auch jetzt einen Tag nach seinem 90. Geburtstag einen
öffentlichen Vortrag halten wird.


Glückwunsch der Präsidentin zum 90. Geburtstag von Jürgen
Habermas:

"Während die Gesellschaft polarisiert ist wie nie und sich viele ins
Private zurückziehen, ist Jürgen Habermas aktueller denn je: Wir brauchen
den vernunftgeprägten Diskurs, wie Habermas ihn in seiner Theorie des
kommunikativen Handelns formuliert hat, um Antworten zu finden auf die
aktuellen Fragen nach Gerechtigkeit und Zusammenhalt. Als
Universitätspräsidentin freue ich mich, dass der große Philosoph diese
Fragen auch immer wieder mit unserer Frankfurter Universitäts-Community
debattiert."

Prof. Birgitta Wolff, Präsidentin der Goethe-Universität

Statement der Wissenschaftsministerin:

"Jürgen Habermas hat seine Beiträge zum gesellschaftlichen Diskurs einmal
als 'Versuch der uneingeladenen argumentativen Beihilfe zum fortlaufenden
Prozess der öffentlichen Meinungsbildung' bezeichnet. Damit hat er seine
Rolle als Intellektueller im besten Sinne mit der ihm eigenen Prägnanz und
einer Spur Humor optimal charakterisiert. Als Philosoph, aber auch als
streitbarer Demokrat und überzeugter Europäer hat Jürgen Habermas auch die
Geschichte der Goethe-Universität seit den 50er Jahren mitgeprägt. Wir
können uns glücklich schätzen, ihn zu haben, und ich wünsche ihm viele
weitere gesunde und hellwache Jahre."

Angela Dorn, Hessische Staatsministerin für Wissenschaft und
Kunst

Weitere Stimmen aus der Goethe-Universität:

"Jürgen Habermas stellt nicht nur eine schillernde Persönlichkeit der
Goethe-Universität dar, sondern prägte mit seinem Denken und Wirken in der
Tradition der Kritischen Theorie die Diskussionen um die Gestaltung
demokratischer Teilhabe und um die Verwirklichung von aufklärerischen
Werten zu gesellschaftlichen und staatlichen Normen und ihre
Widersprüchlichkeit. So gestaltete er das Verständnis und die Praxis von
Demokratie in und außerhalb der Universität."

Kyra Beninga, Vorsitzende des Allgemeinen Studierendenausschusses
(AStA) der Goethe-Universität

"Ich freue mich sehr, dass Jürgen Habermas, dem ich seit meiner
Studienzeit verbunden bin, seinen 90. Geburtstag bei guter Gesundheit und
mit anhaltender Produktivität feiern kann. Besonders glücklich bin ich
darüber, dass wir dieses Ereignis zusammen in Frankfurt würdigen können
und er uns das Geschenk eines Vortrags und eingehender Diskussionen mit
seinen SchülerInnen und KollegInnen macht. Sein Werk ist und bleibt für
viele unsere Forschungen an der Goethe-Universität, insbesondere im Rahmen
des Exzellenzclusters Normative Ordnungen, maßgebend."

Rainer Forst, Professor für Politische Theorie und Philosophie,
Co- Sprecher des Forschungsverbunds Normative Ordnungen

"Jürgen Habermas vereinigt auf nahezu einmalige Weise die miteinander
kommunizierenden Rollen des weltweit anerkannten Wissenschaftlers und des
öffentlichen Intellektuellen. Sowohl durch sein wissenschaftliches Werk
als auch in seiner eigenen Person hat er dargetan, dass Vernunft und
Öffentlichkeit sich wechselseitig voraussetzen und nicht ausschließen, wie
vor allem hierzulande immer wieder behauptet. Mit dieser grundlegenden
Einsicht prägt er das Selbstverständnis des demokratischen
Verfassungsstaates nicht nur in Deutschland, sondern auch für ein
vereintes Europa."

Klaus Günther, Professor für Rechtstheorie, Strafrecht und
Strafprozessrecht, Co-Sprecher des Forschungsverbunds Normative Ordnungen

"Wie bei vielen anderen meiner Generation, die der Kritischen Theorie
verbunden sind, spielte die Lektüre der Schriften von Jürgen Habermas,
insbesondere der Theorie des kommunikativen Handelns, bereits im Studium
eine entscheidende Rolle. Die nachhaltige Wirkung der Habermas'schen
Schriften beruht gerade auch auf ihrer Fähigkeit, auf die Lektüre anderer
Autorinnen und Ansätze auszustrahlen. Jürgen Habermas' bleibende Bedeutung
für das Institut für Sozialforschung fußt nicht zuletzt auf seinen
Arbeiten zur Logik der Sozialwissenschaften, die eine
kritisch-rekonstruktive Methodologie begründet haben. Der Positivismusstreit
der 1960er Jahre, zu dessen Protagonisten Habermas gehörte, scheint
gegenwärtig in der deutschen Soziologie in neuem Gewande wiederzukehren,
was dem jungen Habermas eine neue Aktualität verleiht."

Ferdinand Sutterlüty, Professor für Soziologie mit dem Schwerpunkt
Familien- und Jugendsoziologie, kommissarischer Direktor des Instituts für
Sozialforschung

"Es ist ganz unbestritten: Jürgen Habermas ist einer der bedeutendsten,
wirkungsmächtigsten und diskursprägendsten Philosophen seiner Generation,
dies gilt für den deutschen, den europäischen, ja den globalen Kontext.
Dass ich selbst heute an der Frankfurter Universität eine Professur
bekleide, die auch mit seinem Namen verbunden ist, ist für mich eine
große, immer wieder fast schwindelerregende Ehre. Es bedeutet für mich
zugleich eine Verpflichtung auf einen Anspruch, der für ihn immer
selbstverständlich war: dass es im Denken um etwas, ja, um alles geht,
nämlich um unser Verhältnis zu uns zu selbst, zur Welt und zur
Gesellschaft."

Martin Saar, Professor für Sozialphilosophie

"Wie von keinem Zweiten kann man von Jürgen Habermas lernen, was es heißt,
leidenschaftlich, anspruchsvoll und zugleich politisch verantwortungsvoll
zu philosophieren. Sein intellektueller Stil ist geprägt von einer offenen
und kommunikativen Weise zu denken. Lange bevor die Forschungspolitik
durch äußere Anreize großflächige Kooperationen in den Geistes- und
Sozialwissenschaften initiierte, hat Habermas von innen heraus, aus
internen vernünftigen Gründen, die Interdisziplinarität der Philosophie
als etwas Selbstverständliches etabliert."

Thomas M. Schmidt, Professor für Religionsphilosophie

"Die Bedeutung von Jürgen Habermas für die Politikwissenschaft ist kaum zu
überschätzen. Jürgen Habermas ist nicht nur ein brillanter Analytiker des
Status-quo, er hat auch den Mut und die Fähigkeit, neue Denkhorizonte zu
eröffnen und innovative Theorien zu entwickeln, die wegweisend für die
gesamte Politikwissenschaft waren und sind. Während meines Studiums hat
mir Habermas mit seiner Habilitationsschrift zum Strukturwandel der
Öffentlichkeit die Augen geöffnet - politische Systeme, so habe ich
gelernt, sind in ständigen Anpassungsprozessen an gesellschaftliche
Veränderungen. In seinen späteren Schriften legte Habermas den Grundstein
für die heute florierende Forschung zu neuen Demokratiemodellen und ist
damit indirekt Gründungsvater der Forschungsstelle 'Demokratische
Innovationen' an der Goethe Universität."

Brigitte Geißel, Professorin für Politikwissenschaft und politische
Soziologie, Leiterin der Forschungsstelle Demokratische Innovationen


Weitere Informationen:

https://www.normativeorders.net

Aktuelle Nachrichten aus Wissenschaft, Lehre und Gesellschaft in
GOETHE-UNI online (www.aktuelles.uni-frankfurt.de)

Die Goethe-Universität ist eine forschungsstarke Hochschule in der
europäischen Finanzmetropole Frankfurt. 1914 mit privaten Mitteln
überwiegend jüdischer Stifter gegründet, hat sie seitdem Pionierleistungen
erbracht auf den Feldern der Sozial-, Gesellschafts- und
Wirtschaftswissenschaften, Medizin, Quantenphysik, Hirnforschung und
Arbeitsrecht. Am 1. Januar 2008 gewann sie mit der Rückkehr zu ihren
historischen Wurzeln als Stiftungsuniversität ein hohes Maß an
Selbstverantwortung. Heute ist sie eine der drei größten deutschen
Universitäten. Zusammen mit der Technischen Universität Darmstadt und der
Universität Mainz ist die Goethe-Universität Partner der
länderübergreifenden strategischen Universitätsallianz Rhein-Main.

www.goethe-universitaet.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution131

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Goethe-Universität Frankfurt am Main, 18.06.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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TREFF/747: Berlin - Diskussion "Columbus der Muslim", 24.06.2019


Geisteswissenschaftliche Zentren Berlin e.V. (GWZ)

Columbus der Muslim

Diskussion mit Alan Mikhail und Ulrike Freitag am 24. Juni in Berlin



Christopher Columbus verbrachte den Großteil seines Lebens im
Mittelmeerraum, wo zur damaligen Zeit das Osmanische Reich und Mamluken
den östlichen Teil des Meeres beherrschten. Sie standen in ständiger
wirtschaftlicher und politischer Konfrontation mit den christlichen
Staaten Europas.

Der Historiker Alan Mikhail von der Yale University schreibt dem Islam
einen bedeutenden Einfluss auf Columbus? Leben und seine Reisen zu. Er
setzt sich kritisch mit der Rolle des Islams auseinander, die dieser bei
der Entscheidung der Spanier, Columbus über den Ozean zu senden, hatte.
Dabei stellt sich auch die Frage: Welchen Platz nahm der Islam bei der
Gestaltung der modernen Welt ein?

Seine Argumente wird Alan Mikhail mit Ulrike Freitag, der Direktorin des
Leibniz-Zentrum Moderner Orient, in einer öffentlichen Diskussionsrunde am
24. Juni 2019 von 15 bis 18 Uhr an der Berlin Graduate School Muslim
Cultures and Societies (Altensteinstraße 48, 14195 Berlin) diskutieren.


Weitere Informationen unter:

http://www.zmo.de/veranstaltungen/2019/SingleEvent/PlakatRoundtableMikhail_A3.pdf

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution717

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Geisteswissenschaftliche Zentren Berlin e.V. (GWZ), 17.06.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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TREFF/746: Bielefeld - "Vormärz" - Historische Stadtführung am 23. Juni 2019


Stadt Bielefeld

"Vormärz": Historische Stadtführung 



Bielefeld (bi). Unter dem Titel "Vormärz und frühe Demokratiebewegung
in Bielefeld" bietet das Historische Museum am Sonntag, 23. Juni, eine
Stadtführung an.

Nach den Kämpfen der Befreiungskriege gegen Napoleon machte die
Restauration den Hoffnungen des Bürgertums auf politische
Mitspracherechte bald ein Ende. Die Enttäuschung des wirtschaftlich
weiter aufstrebenden Bürgertums kam mit Krisensymptomen, die eine
beginnende Industrialisierung vor allem bei den Unterschichten der
Bevölkerung hervorrief, zusammen. Diese zunehmend explosive Mischung
entlud sich in der Revolution von 1848/49. In der Periode des
sogenannten "Vormärz" in den Jahren vor der Revolution war Bielefeld
Schauplatz verschiedener Vorgänge, die der Stadt am königlichen Hof in
Berlin den Ruf eines "Demokratennests" einbrachten.

Der historische Stadtrundgang von Dr. Gerhard Renda führt zu den
Originalschauplätzen dieser Ereignisse und macht mit den führenden
Personen der frühen Demokratiebewegung in Bielefeld bekannt. Die
Veranstaltung beginnt um 11 Uhr an der Museumkasse, die Teilnahme
kostet fünf Euro.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 18. Juni 2019

Stadt Bielefeld

Presseamt, 33597 Bielefeld

Telefon: 0521 / 512 215, Fax 0521 / 516 997

E-Mail: presseamt@bielefeld.de

Internet: www.bielefeld.de
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TREFF/745: Kassel - Führung durch das Stadtarchiv am 27. Juni 2019


Stadt Kassel

Führung durch das Stadtarchiv am 27. Juni



Das Stadtarchiv Kassel bietet jeden Monat kostenlose Führungen durch
seine öffentlichen und nichtöffentlichen Räumlichkeiten im Kasseler
Marstall, Wildemannsgasse 1, an und möchte den historisch
interessierten Besucherinnen und Besuchern Einblicke in Bereiche
ermöglichen, die der Allgemeinheit sonst verschlossen bleiben. Anhand
von ausgewählten Originalquellen zur Kasseler Stadtgeschichte werden
nicht nur die vielfältigen Bestände vorgestellt, sondern auch die
Aufgaben und Funktionen eines kommunalen Archivs aufgezeigt und wie
Benutzerinnen und Benutzer Informationen und Antworten auf bestimmte
Fragen finden können.

Die Anmeldung für die Führung am Donnerstag, 27. Juni, ab 17 Uhr
erfolgt über das Stadtarchiv via E-Mail: stadtarchiv@kassel.de oder
unter der Telefonnr. 0561 / 787-4050.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 17. Juni 2019

Stadt Kassel

Presse und Öffentlichkeitsarbeit

Rathaus, Obere Königsstraße 8, 34112 Kassel

Telefon: 0561 / 787-1231 oder 0561 / 787-1232

Telefax: 0561 / 787-87

E-Mail: presse@stadt-kassel.de

Internet: www.kassel.de
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ROSA-LUXEMBURG-STIFTUNG/001: Migrationsatlas zeigt - Menschen in Bewegung bringen Chancen und Vorteile (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Migrationsatlas zeigt: Menschen in Bewegung bringen Chancen und
Vorteile

Pressenza Berlin, 18.06.2019



Anlässlich des Weltflüchtlingstages am 20. Juni veröffentlicht die
Rosa-Luxemburg-Stiftung am Dienstag, den 18. Juni 2019 ihren aktuellen
«Atlas der Migration». Auf 50 Seiten finden sich Beiträge zu 20
Einzelthemen und umfangreiches Grafik- und Kartenmaterial zu Menschen
in Bewegung weltweit.

Die Debatte um Migration erhitzt zwar die Gemüter, im globalen Maßstab
betrachtet liegt der Anteil internationaler Migrant*innen aber
lediglich bei etwa 3 Prozent. Auch der Mythos, dass alle Flüchtenden
nach Europa wollen, bedarf einer Korrektur: Schutz wird überwiegend
bei den Nachbarn gesucht. 85 Prozent aller Flüchtlinge werden von
Ländern des Südens aufgenommen. Nicht die USA oder Deutschland,
sondern Türkei, Pakistan und Uganda sind die Länder mit den meisten
aufgenommenen Geflüchteten. Während in Deutschland im Jahr 2018 auf je
tausend Einwohner*innen 11,6 geflüchtete Menschen kamen, waren es im
viel ärmeren Libanon mit 146 Menschen mehr als das Zehnfache.

Der vorliegende Atlas soll den Blick auf Migration sowie ihre Akteure
verändern und zu einer Versachlichung der Debatte beitragen. Die
aufwändigen Karten und Grafiken zeigen, dass Migration, gleichwohl sie
in allen Teilen der Welt stattfindet, weder ein Bedrohungspotenzial
für die Gesellschaften der Zielländer noch für jene der
Herkunftsländer birgt. Vielmehr ergeben sich Chancen und Vorteile.

Das «Brain Drain»-Argument, nach dem Geflüchtete in ihren Heimaten
dringend für den Aufbau vor Ort gebraucht werden, klingt zunächst
plausibel. Aber auch hier zeigt ein Blick auf die Zahlen und Fakten:
Unter anderem die Rücküberweisungen von Migrant*innen an ihre Familien
in den Heimatländern bedeuten eine große Unterstützung für die
Menschen und Strukturen in den Herkunftsländern. Der Nutzen der
dauerhaften oder zeitlich begrenzten Auswanderung ist damit oftmals
höher als die befürchteten Verluste und Nachteile. Je höher der Anteil
der Rücküberweisungen an der Wirtschaftsleistung eines Landes, umso
mehr helfen sie bei der Bekämpfung der Armut. Steigen in bestimmten
Fällen die Rücküberweisungen um nur ein Zehntel an, schrumpft die
Armutslücke um 3,5 Prozent.

Migrationsabwehr, Vorverlagerung der Grenzen oder die Einstellung der
Seenotrettung verhindern Migration nicht, sondern machen sie nur
teurer und viel gefährlicher - sowohl für Migrant*innen, als auch für
Flüchtende. Statt höherer Mauern braucht es offene Fluchtwege nach
Europa. Dafür engagieren sich nicht nur tausende Aktivist*innen in der
Flüchtlingssolidarität, bei #unteilbar oder der Seebrücke. Erst in der
vergangenen Woche gründeten Bürgermeister*innen und Stadtregierungen
im Berliner Rathaus ein Bündnis «Sicherer Häfen». 60 deutsche Städte
haben sich zu diesem Bündnis zusammengeschlossen und treten für eine
humanitäre Flüchtlingspolitik und die Aufnahme von aus Seenot
Geretteten ein.

Deutschland braucht Einwanderung. Für das Jahr 2030 gibt es einen
prognostizierten Arbeitskräftemangel von 435.000 Arbeitnehmer*innen.
Das von Rechtspopulist*innen gern bemühte Argument, Migrant*innen
würden Arbeitsplätze wegnehmen und Lohndumping vorantreiben, ist
falsch. Ein Zusammenhang zwischen hoher Einwanderung und hoher
Arbeitslosigkeit oder sinkenden Löhnen ist statistisch nicht bewiesen.
Vielmehr trägt Migration in die Sozialsysteme zu deren Erhalt bei:
Nicht nur für gesetzliche Krankenkassen ist die Zuwanderung entlastend
und stabilisierend. Es kommen vor allem junge Menschen, die
tendenziell geringere Gesundheitsausgaben verursachen. Im Regelfall
gilt: Ankommende werden zu Beitragszahler*innen.

Der Atlas der Migration steht ab sofort unter: https://www.rosalux.de/atlas-der-migration
auf Deutsch und unter www.rosalux.de/atlasofmigration
auf Englisch kostenlos zum Download zur Verfügung.


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/

 * 

Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger

E-Mail: redaktion.berlin@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de
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AUSSTELLUNG/9688: Zwickau - Fluid. Widerspruch und Gegensatz. Projekt-Start am 22.06.2019


Pressemitteilung von: Kunstverein Freunde Aktueller Kunst

Fluid - Widerspruch und Gegensatz

Prozessuales Ausstellen

Das Projekt beginnt ab Samstag, 22. Juni um 12 Uhr.



Wir wollen in einem Experiment die üblichen, auch von uns bislang
praktizierten Ausstellungsformate und Präsentationweisen ein Stück
weit auflösen und die eher statische Ausstellungspraxis mit ihren
klassischen zeitlichen Profilen weitgehend hinter uns lassen bzw.
prozessualisieren.

Unser Ausstellungskonzept verfolgt sowohl einen kreativ-künstlerischen
als auch einen diskursiv-reflexiven Ansatz. Lediglich eine einzige
Ausstellung, genaugenommen ein Ausstellungsprozess wird realisiert.
Ein Work in progress, eine Phalanx sich verändernder, aber
ineinandergreifenden Ausstellungssituationen werden über ein Jahr
gebündelt.

Unter der kuratorischen und thematischen Klammer "Widerspruch und
Gegensatz" werden Arbeiten versammelt, die unter dem polarisierenden
Aspekt einer widersprüchlichen und gegensätzlichen Vernetzung
aufeinander bezogen werden können.

Die Leitlinie der Ausstellung fordert, ermöglicht aber auch das
Herstellen von markanten Widersprüchen, die kuratorisch und
künstlerisch nicht aufgelöst bzw. geschliffen oder gar ausgeglichen
werden können oder sollen. Abgemildert, aber genauso wichtig sind
Gegensätze, die sich thematisch, inhaltlich, formal, medial bedingen.

Der permanenten Neupräsentation entsprechend können auch einer
singulär präsentierten Arbeit eine Reihe, ein Tableau, ein Ensemble
von unterschiedlichen Gegensätzen zugeordnet werden. Vereinfacht
gesagt, warum muß der Gegensatz eines schwarzen Quadrats ein weißes
Quadrat sein, warum nicht eine schwarze runde Scheibe oder eine blaue
Scheibe oder ein gelbes Rechteck oder eine rote Kugel.

Einer kompletten Festlegung über einen auch kürzeren Zeitraum wird
dadurch entgangen, daß die Ausstellung ein Jahr dauert und genügend
Raum und Zeit gegeben sind, um auch spontan und improvisierend auf
eine arrangierte Konstellation und künstlerische Arbeiten zu
reagieren.

Das Ausstellungskontinuum ist ständig in Bewegung. Arbeiten werden
aufgebaut, verschwinden wieder, kehren vielleicht an anderer Stelle zu
einem späteren Zeitpunkt zurück. Prinzip der Ausstellung ist der stete
Wechsel, geleitet einerseits von Improvisation und Spontaneität und
andererseits vom kuratorischen Kalkül der bewussten Inszenierung und
Orientierung am antithetischen Präsentationsverfahren.

Immer wieder kann die Präsentation pendeln zwischen einer absoluten
Reduktion und einer Überfülle der gezeigten Arbeiten. Wichtig ist in
jedem Fall die Dynamik der Hängung bzw. Präsentation in unseren drei
Räumen und ebenso eine beabsichtigte und zugelassene
Unvorhersehbarkeit der Entwicklung. Dies betrifft auch die jeweilige
Anzahl der Arbeiten in den jeweiligen Räumen, da auch durch eine
quantitativ unterschiedliche Verteilung Arbeiten in einen schrillen,
aber auch besänftigenden Gegensatz gebracht werden können. Die
jeweilige Zusammenstellung kann, ja soll auch von einem Tag zum
anderen oder in partiellen Konstellationen über eine kurze Dauer
erhalten bleiben.

Letztlich ist auch kein explizites Ende der Ausstellung an ihrem
letzten Tag angestrebt. Dieser Abschluss muß dem offenen Konzept
folgend selbst offen bleiben, die Ausstellung wird einfach aufhören zu
existieren, vielleicht mit einem am Anfang noch nicht abzusehendem
Höhepunkt, der sich in einer Verschränkung auf den Anfang bezieht. Zu
keinem Zeitpunkt ist die Ausstellung an einer "Harmonisierung" von
künstlerischen Standpunkten und Methoden interessiert. Die Vitalität
des Projekts wird sich im Wesentlichen dem antithetisch
polarisierenden Spannungsprinzip verdanken.

Zentrales Anliegen des Projekts ist also die Unterminierung bzw.
Auflösung konventionell statischer Ausstellungsformate. Für uns ist
die Dynamisierung und Improvisation der Präsentation ein grundlegendes
Medium, um für ein Jahr möglichst unterschiedliche Akzente zu setzen,
die anhand der "Regieanweisung" Widerspruch und Gegensatz ein
Erfahrbarmachen und Erfahren von Kunstwerken ermöglichen. Die
Ausstellung möchte eine "Schule des Sehens" anbieten, die natürlich
nicht abgeschlossen werden kann. Wir erhoffen uns von immer
wiederkehrenden Besuchern natürlich ein möglichst differenziertes
Feedback auf die sich stets verändernde Ausstellung.

Außerdem ist der Besucher aufgerufen selbst an der Ausstellung zu
partizipieren, nicht nur im Gespräch oder während der Veranstaltungen,
sondern auch aktiv beim Gestalten einer "kreativen Wand".

Unsere Räumlichkeiten erlauben innerhalb der Dramaturgie der
Ausstellung eine temporär kurze, fast separierte Einzelausstellung in
einem der Räume.

Um die Richtschnur des gezielten Improvisierens, einer amorphen
Hängung konsequent durchhalten zu können, werden immer wieder
Gastkuratoren gebeten, in die Ausstellung mit von ihnen ausgewählten
Kunstwerken einzugreifen.

Unser Kunstverein hat in den letzten 20 Jahren in vielen, auch sehr
großen Gruppenausstellungen, um die 450 Künstlerinnen und Künstler
vorgestellt. Aus diesem Pool künstlerischer Positionen wollen wir
reduziert schöpfen, um die letzten Jahre ausschnittsweise Revue
passieren zu lassen. Andererseits sollen Künstler gezeigt werden, die
bislang in keinem Zusammenhang mit unseren Aktivitäten standen, jedoch
von uns für dieses Projekt eingeladen werden. Und wie bereits
angedeutet, werden Gastkuratoren Künstler in das Projekt einbringen.

Es wird im Verlauf der Ausstellung keine Vernissagen geben, jedoch
eine Reihe von Veranstaltungen. Diese werden sich mit den Intentionen
der Ausstellung bzw. ganz allgemein mit den Formen des Kuratierens
beschäftigen. Hierzu werden wir Künstler, Kunstkritiker und Kuratoren
(frei und institutionell) einladen. Zu bestimmten Terminen, wenn z.B.
eine Verdichtung der Ausstellung angedacht ist, soll mit
kunstinteressierten Besuchern ein gemeinsames Alternieren oder
Neuformulieren des Ausstellungsszenarios verabredet werden. Auch
dieser interaktive Handlungsinput ist eine Variante, um die
Improvisation und Prozesshaftigkeit voranzutreiben. Die Arbeiten
stammen aus alles künstlerischen Bereichen: Zeichnung, Malerei,
Druckgraphik, Photographie, Video, Objektkunst, Installation etc.

Jede Neu-Präsentation wird auf unserer Webseite dokumentiert und in
ihrer zeitlichen Abfolge kontextualisiert. So können auch einzelne
Sequenzen und Formationen/Cluster präsentiert werden für alle
Online-Besucher der Ausstellung.

Kunstverein Freunde Aktueller Kunst e.V.

Ausstellungen: Hauptstraße 60/62, D-08056 Zwickau (ab 18.3. 2018)

www.freunde-aktueller-kunst.de
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AUSSTELLUNG/9687: Berlin - Hey, Mars!, 21.06.-11.08.2019




Pressemitteilung von: Haus am Lützowplatz

Hey, Mars!

Ausstellungseröffnung in der Studiogalerie

Freitag, 21. Juni 2019, 19 Uhr

Kuratiert von Lydia Korndörfer

Mit Werken von:

A/A (Andreas Greiner & Armin Keplinger)

Natalie Körner

PPKK (Sarah Ancelle Schönfeld & Louis-Philippe Scoufaras)

Elisa Storelli

Vom 22. Juni bis 11. August0 2019 wird die Studiogalerie im Haus am
Lützowplatz in eine Raumstation verwandelt. Die Ausstellung "Hey,
Mars!" widmet sich dem neu aufkommenden Marsfieber. Nur 50 Jahre nach
der Mondlandung rückt heute das nächste bedeutende Raumfahrtziel in
greifbare Nähe: Bis 2027 soll der Mars nicht nur betreten, sondern
auch besiedelt werden. Was sich wie Science-Fiction liest, ist
Realität: Kolonialisierungspläne, Infrastruktur und Technologien für
die künftigen Marsmenschen wurden bereits entwickelt.

Die Ausstellung versteht sich als spielerischer Exkurs zur Zukunft der
Menschheit auf Mars und Erde. Während die Flucht in den Weltraum als
Exit-Strategie an Bedeutung und Aufmerksamkeit gewinnt, bleibt die
Zukunft unseres Planeten, der Gesellschaft und Kultur wie wir sie
kennen, ungewiss. Wird der Mensch eine neue Erde finden oder
erschaffen? Welches Wissen, welche Werte werden tradiert, wenn bereits
heute als Konsequenz des Klimawandels nicht die Ehrfurcht vor der
Natur zur Prämisse menschlichen Handelns wird, sondern Zukunft - ganz
im Gegenteil - mit der Macht, Planeten durch 'Terraforming' zu
gestalten, assoziiert wird?

Mit freundlicher Unterstützung von Pro Helvetia, Schweizer
Kulturstiftung.

Laufzeit der Ausstellung:

Bis 11. August 2019

Programm zu Ausstellung

3. August 2019, 19 Uhr

Kuratorenführung mit Lydia Korndörfer

11. August 2019, 13 Uhr

MARS TALKS & MARS SONGS

Mit Beiträgen von Lukas Feireiss, Georg Dickmann und Natalie Körner

Performance "Mars Song" von Elisa Storelli

Performance "PPKK 06.00" von PPKK in Kollaboration mit FRZNTE

Haus am Lützowplatz

Fördererkreis Kulturzentrum Berlin e.V.

Lützowplatz 9

10785 Berlin

www.hal-berlin.de

Tel. +49 30 - 261 38 05

office@hal-berlin.de

Öffnungszeiten

Dienstag-Sonntag 11-18 Uhr

Montag geschlossen (außer an Feiertagen)
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AUSSTELLUNG/9686: Jena - Dietrich Klinge. Skulpturen im Botanischen Garten, 21.06.-15.09.2019


Pressemitteilung von: Jenaer Kunstverein

Dietrich Klinge. Skulpturen im Botanischen Garten

21. Juni bis 15. September 2019



Kooperationsprojekt des Botanischen Gartens der
Friedrich-Schiller-Universität Jena und Jenaer Kunstverein e.V.

Ab dem 21. Juni 2019 präsentiert der Jenaer Kunstverein in Kooperation
mit dem Botanischen Garten Jena bereits zum 13. Mal Skulpturen im
Botanischen Garten.

In diesem Jahr stellt der Weidelbacher Bildhauer Dietrich Klinge seine
figürlichen Plastiken im Grünen des Gartens aus. Auf den ersten Blick
wirken seine Arbeiten wie grob behauene Holzskulpturen. Bei genauerer
Betrachtung zeigt sich jedoch, dass sie aus Bronze bestehen.

In Anwesenheit des Künstlers wird die Ausstellung am Donnerstag, den
20. Juni 2019, um 19 Uhr im Botanischen Garten Jena eröffnet. Nach
einer Begrüßung durch Jürgen Conradi (stellv. Vorstandsvorsitzender
des Jenaer Kunstvereins), führt Andrea Karle (freie Kuratorin aus
Weimar) in die Ausstellung und das Werk Dietrich Klinges ein. Das
Ganze wird begleitet von Andreas Brunn an der Sologitarre.

Dietrich Klinge (geb. 1954) thematisiert mit seinen Plastiken die
Darstellung des menschlichen Körpers und die Sichtbarmachung der
Vielfalt des menschlichen Wesens. Er hat dafür seinen ganz eigenen
Stil entwickelt, in dem er die menschliche Figur in ihrer Physiognomie
stilisiert. Seine Figuren sollen keine Fakten und Tatsachen
vermitteln, sondern berühren Grenzbereiche menschlicher Existenz. Sie
zeigen die Dissonanz zwischen Erhabenheit und Zerstörung, Gefühl und
Abweisung, Behauptung und Niederlage. Diese Widersprüche, Reibungen im
Inneren seiner Figuren spiegeln sich in den Oberflächen der Plastiken
wider. Die von Holzskulpturen abgenommenen Negativformen für den Guss
der Bronzen weisen die Bearbeitungsspuren und natürlichen Strukturen
des Holzes auf. Dadurch entsteht jene Illusion, es handle sich um
expressiv bearbeitete Holzfiguren. Trotz der Gegenpole strahlen die
Figuren eine innere Ausgeglichenheit aus und stehen somit im Gegensatz
zur unruhigen Außenwelt.

Für die Förderung des Projekts danken wir herzlich der Kulturstiftung
des Freistaates Thüringen und JenaKultur sowie der Sparkasse Jena-Saale-Holzland.

Vernissage: Donnerstag, 20. Juni 2019, 19 Uhr

Botanischer Garten Jena · Fürstengraben 26 743 Jena

Zur Einführung spricht Andrea Karle, freie Kuratorin (Weimar),

musikalisch begleitet von Andreas Brunn (Sologitarre).

Der Künstler ist anwesend.

Öffnungszeiten: täglich 10-19 Uhr

Eintritt: 4,00 / 2,50 Euro

Jenaer Kunstverein e.V.

info@jenaer-kunstverein.de

Weitere Informationen unter:

www.jenaer-kunstverein.de

www.facebook.com/Jenaer.Kunstverein.eV

www.twitter.com/jenakunstverein

www.instagram.com/jenaerkunstverein
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AUSSTELLUNG/9685: Bremen - Karin Kneffel. Still, 22.06.-29.09.2019


Pressemitteilung von: Kunsthalle Bremen

Karin Kneffel. Still

22. Juni - 29. September 2019

Kuratorin: Eefke Kleimann



Die Kunsthalle Bremen widmet Karin Kneffel als eine der zentralen
Vertreterinnen der zeitgenössischen Malerei vom 22. Juni bis 29.
September 2019 eine umfangreiche Einzelausstellung. In Deutschland ist
es die größte monographische Werkschau der Künstlerin seit zehn
Jahren. Die Präsentation zeigt Kneffels künstlerische Entwicklung von
den frühen 1990er-Jahren bis in die Gegenwart. Der Schwerpunkt der 150
ausgestellten Gemälde und grafischen Arbeiten liegt auf ihrem Schaffen
seit 2009.

Karin Kneffels Gemälde von Früchten und Feuern können auch schon mal
über 7 Meter groß sein. Bekanntheit erlangte sie in den 1990er Jahren
mit eben diesen realistischen Darstellungen sowie mit einer 
300-teiligen Werkserie von kleinformatigen Tierportraits. Spätere Motive
umfassen Landschaften und Interieurs, Puddings und Makkaroni sowie
Beschäftigungen mit Ornament und Abstraktion.

In den letzten Jahren beschäftigte sich die Künstlerin intensiv mit
komplexen Raum- und Zeitschichtungen. In ihren Gemälden blickt sie auf
die Kunst- und Architekturgeschichte. Sie zitiert Künstler wie Marc
Chagall, Ernst Ludwig Kirchner, Wilhelm Lehmbruck, Gerhard Richter
oder Eric Fischl sowie die Architektur von Mies van der Rohe und Filme
von Alfred Hitchcock.

Charakteristisch für ihre Darstellungen von Räumen und Architektur ist
eine beeindruckende Vielschichtigkeit: Smileys, Schriftzeichen,
Spiegelungen, beschlagene Scheiben und Farbverläufe trennen den
Betrachter von einem dahinterliegenden Motiv.

In Bremen werden nun 150 Gemälde und grafische Arbeiten ausgestellt.
Darunter befindet sich unter anderem eine Auswahl von über 80
Tierportraits von Kühen, Schweinen, Schafen oder Hühnern, Gemälde von
Interieurs, realistische überdimensionale Darstellungen von Früchten
und beispielsweise auch ein monumentales Feuer-Bild, das 2,4 x 7,1
Meter misst.

Über Karin Kneffel

Die 1957 in Marl geborene Künstlerin studierte an der Kunstakademie
Düsseldorf, wo sie Meisterschülerin von Gerhard Richter war. Karin
Kneffel verfügt über eine enge Beziehung zur Stadt Bremen, in der sie
von 2000 bis 2008 als Professorin für Malerei an der Hochschule für
Künste lehrte. Aktuell hält sie eine Professur an der Akademie der
Bildenden Künste in München inne. Die Werke von Karin Kneffel finden
sich in Sammlungen wie dem Landesmuseum Bonn, dem Kunstmuseum
Bremerhaven, dem Museum Frieder Burda, zahlreichen internationalen
Galerien sowie Privatsammlungen.

Kooperation Museum Frieder Burda

Die Ausstellung "Karin Kneffel. Still" ist eine Kooperation mit dem
Museum Frieder Burda in Baden-Baden, wo sie im Anschluss vom 12.
Oktober 2019 bis 8. März 2020 zu sehen ist.

Katalog

Anlässlich der Ausstellung erscheint ein Katalog (Deutsch/Englisch) im
Schirmer/Mosel Verlag, über 200 Seiten, mit Texten von Maria
Poschmann, Julia Voss und Eefke Kleimann. Der Katalog ist ab
Ausstellungsbeginn für 29 EUR im Museumsshop und im Buchhandel für
49,80 EUR erhältlich (Deutsch: ISBN 978-3-8296-0873-2 | Englisch: ISBN
978-3-8296-0883-1). Die Publikation wurde ermöglicht durch die
Holtzbrinck Publishing Group.

Mit freundlicher Unterstützung von:

Holtzbrinck Publishing Group

Nord/LB Kulturstiftung

AsKI - Arbeitskreis selbständiger Kultur-Institute e.V.

Albrecht Müller-Pearse & Co

Anne und Ralph Geuther, Hamburg

und eine Gruppe privater Förderer

Medienpartner:

DIE ZEIT

Bremen Zwei

Monopol - Magazin für Kunst und Leben

Aktuelle und kommende Ausstellungen:

Tierischer Aufstand. 200 Jahre Bremer Stadtmusikanten in Kunst, Kitsch
und Gesellschaft, bis 1. September 2019

Jürgen Waller zum 80. Geburtstag, 4. Juni bis 25. August 2019

Karin Kneffel. Still, 22. Juni bis 29. September 2019.

Ikonen. Was wir Menschen anbeten, 19. Oktober 2019 bis 1. März 2019

Kunsthalle Bremen

Am Wall 207, 28195 Bremen

www.kunsthalle-bremen.de

www.facebook.com/KunsthalleBremen

twitter.com/Kunsthalle_HB

http://blog.kunsthalle-bremen.de/

www.youtube.de/KunsthalleBremen

www.instagram.com/Kunsthalle.Bremen

voicerepublic.com/users/kunsthalle-bremen
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GLEICHHEIT/6889: Ehemaliger ägyptischer Präsident Mohamed Mursi stirbt bei Schauprozess


World Socialist Web Site

Herausgegeben vom Internationalen Komitee der Vierten Internationale

Ehemaliger ägyptischer Präsident Mohamed Mursi stirbt bei
Schauprozess

Von Alex Lantier

19. Juni 2019



Am Montag starb der ehemalige ägyptische Präsident Mohamed Mursi, ein
Mitglied der verbotenen islamistischen Muslimbruderschaft (MB), im Alter
von 67 Jahren. Während einer Gerichtsverhandlung wegen Spionage, bei der er
in einem Glaskäfig saß, erlitt er einen Zusammenbruch und verstarb kurze
Zeit später im Krankenhaus.

Der ägyptische Generalstaatsanwalt Nabil Sadiq erklärte: "Der Angeklagte,
Mohamed Mursi, brach im Käfig in Anwesenheit weiterer Angeklagter
bewusstlos zusammen und wurde sofort ins Krankenhaus verlegt. Laut
vorläufigem medizinischen Bericht wurden bei einer äußeren Untersuchung
weder Puls noch Atmung festgestellt, seine Augen reagierten nicht auf
Lichteinwirkung. Er starb um 16:50, ohne dass sichtbare Verletzungen
festgestellt wurden."

Berichten zufolge haben die ägyptische Armee und das Innenministerium ihre
Streitkräfte in höchste Alarmbereitschaft versetzt, da sie Proteste oder
Unruhen von Anhängern und Unterstützern der Muslimbruderschaft fürchten.

Mursis Tod war ein kaltblütiger staatlicher Mord. Die politische
Verantwortung dafür tragen die ägyptische Militärdiktatur von General Abdel
Fattah el-Sisi, Washington und die europäischen imperialistischen
Verbündeten. Seit Mursi vor sechs Jahren in einem blutigen Putsch gestürzt
wurde, hat die Sisi-Junta ihn unablässig wegen mehrerer fingierter Anklagen
vor Gericht gestellt und ihn zum Tode und mehrfach zu hohen Haftstrafen
verurteilt. Dabei genießt Sisi die ganze Zeit über enge Beziehungen zu
amerikanischen und europäischen Regierungschefs, die sein Regime als
unverzichtbares Instrument zur Unterdrückung der revolutionären Kämpfe der
ägyptischen Arbeiterklasse betrachten.

Während seiner Haft wurden Mursi von der Sisi-Junta wichtige Medikamente
vorenthalten, obwohl er an Diabetes, Bluthochdruck und einer
Lebererkrankung litt. Er wurde 23 Stunden am Tag in Einzelhaft gehalten,
durfte nur selten Besuch von seiner Familie erhalten und musste verdorbene
Nahrungsmittel essen.

Mursis Familie und Menschenrechtsorganisationen haben mehrfach gewarnt,
dass die Bedingungen seiner Haft sein Leben gefährden. Seine Familie
äußerte 2016 gegenüber der New York Times die Befürchtung, Mursi
könnte in ein diabetisches Koma fallen. Human Rights Watch warnte im Jahr
2017, das ägyptische Regime verweigere Mursi lebenswichtige medizinische
Versorgung.

Im Jahr 2018 untersuchte die britische Menschenrechtsorganisation Detention
Review Panel im Auftrag von Mursis Familie seine Haftbedingungen. Sie kam
zu dem Schluss, dass Mursis Behandlung "grausam, unmenschlich und
entwürdigend" sei und "nach ägyptischem und internationalem Recht die
Grenze zur Folter überschreiten" könnte. Zu diesem Zeitpunkt fiel Mursi
immer wieder in ein diabetisches Koma, litt unter unbehandelten Abszessen
am Kiefer, an Halsverletzungen durch das Schlafen auf Steinboden und an
beginnendem Nieren- und Leberversagen aufgrund von Mangelernährung .

Der britische Tory-Abgeordnete Crispin Blunt, Mitglied im Detention Review
Panel, erklärte am Montag zu Mursis Tod: "Wir haben befürchtet, dass der
Schaden an Dr. Mursis Gesundheit dauerhaft und möglicherweise tödlich sein
wird, wenn er nicht die dringend benötigte medizinische Versorgung erhält.
Leider hat sich unsere Befürchtung als richtig erwiesen."

Der islamistische türkische Präsident Recep Tayyip Erdogan, die
palästinensische Islamistengruppe Hamas und der katarische Emir Scheich
Tamim bin Hamad Al Thani äußerten allesamt ihr Beileid. Die islamistische
Muslimbruderschaft, der Mursi angehörte, erklärte auf ihrer Website: "Weder
der Schock über die Nachricht, noch die Eile, mit der die detaillierten
Informationen über seinen Tod verbreitet wurden, wird etwas daran ändern,
dass er ermordet wurde." Sie rief die Bevölkerung auf, massenhaft an Mursis
Beerdigung teilzunehmen.

Mursis Sohn Abdullah Mohamed Mursi erklärte am Montag gegenüber Reuters,
die ägyptischen Behörden hätten ihnen das Recht verweigert, Mursi auf dem
Familienfriedhof zu begraben. Die Leiche wurde nicht an der Familie
übergeben.

Mursi war ein rechter Politiker, der in seiner Amtszeit zu Recht
erbitterten Widerstand in der Arbeiterklasse hervorrief. Er gewann die Wahl
2012 nur, weil kleinbürgerliche Parteien wie die Revolutionären Sozialisten
(RS) während der anfänglichen revolutionären Erhebungen 2011, als sich
Millionen von Demonstranten Straßenschlachten mit der Bereitschaftspolizei
lieferten und ein Generalstreik der ägyptischen Arbeiterklasse den
Militärdiktator Hosni Mubarak zu Fall brachte, die Machtergreifung der
Arbeiterklasse verhindert hatten. Mursi setzte als Präsident Mubaraks
Austeritätskurs, seine Polizeistaatspolitik und sein Bündnis mit dem
amerikanischen und dem europäischen Imperialismus fort.

Doch auch wenn Mursi im Juli 2013 vor dem Hintergrund von Protesten gegen
die MB mit zig Millionen Teilnehmern gestürzt wurde, war das Militär die
treibende Kraft hinter dem Sturz. Es agierte unter der politischen Deckung
der Tamarod ("Rebellen"), einem Bündnis aus pro-militärischen Parteien, das
von den Revolutionären Sozialisten unterstützt wurde. Es übergab die Macht
an Sisi, der daraufhin blutig durchgriff und Tausende von Demonstranten
erschießen ließ. Diese Unterdrückung sollte die brutale Militärdiktatur
wiederherstellen und wurde mit der propagandistischen Behauptung
gerechtfertigt, das Militär unterdrücke den islamistischen Terrorismus.

Somit wurde der Prozess gegen Mursi zum Mittel des ägyptischen
Generalstabs, jede Opposition gegen das ägyptische Militärregime zu
kriminalisieren und ein Regime des Polizeistaatsterrors zu errichten, das
sich primär gegen die Arbeiterklasse richtet. Unterstützt wurde Sisi dabei
von Washington und den europäischen imperialistischen Mächten.

Mursi wurde im Jahr 2015 wegen fingierter Vorwürfe angeklagt, er habe kurz
vor Mubaraks Sturz Anschläge auf die Polizei geplant, um MB-Mitglieder aus
dem Gefängnis zu befreien. Für diesen Vorwurf wurde er später zum Tode
verurteilt. Diese Vorwürfe kriminalisierten Millionen von Ägyptern, die
sich in diesen Wochen Kämpfe mit der Bereitschaftspolizei geliefert hatten,
und überbrachten eine unmissverständliche Botschaft: revolutionärer Kampf
wird mit dem Tode bestraft. Gleichzeitig verhängte das Militär in
Schauprozessen Todesurteile gegen Hunderte von Menschen, die keine
Möglichkeit hatten, sich zu verteidigen. Bis zu 60.000 Menschen wurden
verhaftet, viele von ihnen gefoltert.

Die imperialistischen Politiker in Washington und den europäischen
Hauptstädten hatten Mursi als ersten "demokratisch gewählten" Präsidenten
gelobt, als sie hofften, sein Wahlsieg würde die revolutionären Kämpfe der
Arbeiterklasse verhindern. Doch sie ließen ihn nahezu über Nacht fallen und
im Gefängnis verrotten.

Die wohl übelsten und groteskesten Äußerungen kamen von der
EU-Außenpolitikbeauftragten Lady Catherine Ashton, die Mursi kurz nach dem
Putsch Ende Juli 2013 im Gefängnis besuchte. Sie gab Sisis Putsch den Segen
der europäischen Bourgeoisie und erklärte, sie und Mursi hätten "über die
Lage und über die Notwendigkeit, Fortschritte zu machen, reden können. Die
Leute um ihn herum kümmern sich um ihn. Ich habe mir die Einrichtung
angesehen."

Seither haben die US-Regierungen des Demokraten Barack Obama und des
Republikaners Donald Trump der ägyptischen Armee Milliarden von Dollar an
Unterstützung gezahlt. Trump, die deutsche Kanzlerin Angela Merkel, der
damalige britische Premierminister David Cameron und der französische
Präsident Emmanuel Macron rollten Sisi den roten Teppich zu Staatsbesuchen
in ihren Hauptstädten aus. Macrons Vorgänger François Hollande, der genau
wie Sisi mit einem Ausnahmezustand regierte, um der arbeitenden Bevölkerung
massive Sozialkürzungen aufzuzwingen, hat sich Berichten zufolge als Sisis
Freund betrachtet.

Angesichts der Massenproteste von Arbeitern und Jugendlichen gegen die
Militärregimes in Algerien und dem benachbarten Sudan sowie der zunehmenden
Streiks und Proteste in den Vereinigten Staaten und Europa verlassen sich
die imperialistischen Staaten immer mehr auf den Henker von Kairo. Dieses
Jahr ist US-Außenminister Mike Pompeo nach Kairo gefahren, um
Kriegsdrohungen gegen den Iran auszustoßen. Macron besuchte Sisi, um ihm
mitten in den "Gelbwesten"-Protesten Waffen zu verkaufen. Im März, kurz
nach Macrons Rückkehr aus Kairo, als Sisi den Verkauf von gelben Warnwesten
verboten hat, kündigte der französische Generalstab an, er habe die
Erlaubnis zum Schusswaffeneinsatz gegen "Gelbwesten".

Diese Regierungen sind allesamt politisch mitschuldig an der schrecklichen
Misshandlung Mursis während der Haft, die zu seinem Tod geführt hat.
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Kapitänin vor Gericht, weil sie Menschen aus Seenot rettete

Von Marianne Arens

19. Juni 2019



In Italien wird gegen die Kapitänin und neun weitere Crewmitglieder des
NGO-Schiffs "Juventa" ermittelt. Pia Klemp drohen bis zu 20 Jahre Haft und
hohe Geldstrafen. Sie hat bei insgesamt sechs Einsätzen etwa 5000 Menschen
aus Seenot gerettet.

Die 36-jährige Kapitänin aus Bonn hatte nach einem Biologiestudium für die
Meeresschutzorganisation "Sea Shepherd" gearbeitet und sich an Missionen
gegen illegalen Walfang beteiligt. Klemp, die zunächst als einfache
"Deckshand", später Bootsfrau zur See fuhr, arbeitete sich bis zur
Kapitänin hoch. Ab 2015 beteiligte sie sich an Seenotrettungen auf mehreren
Schiffen der Nichtregierungsorganisation "Jugend rettet" und "Sea-Watch".

Im August 2017 wurde die "Juventa" des Berliner Vereins "Jugend rettet" im
Hafen von Lampedusa beschlagnahmt. Die offizielle Leitstelle für
Seenotrettung (MRCC) in Rom hatte sie dorthin gelotst, wo schon mehrere
Schiffe der Küstenwache mit Blaulicht und bewaffneter Besatzung auf sie
warteten und das Schiff festsetzten.

Seither hat die sizilianische Staatsanwaltschaft in Trapani ein Verfahren
gegen die Kapitänin und neun weitere Crewmitglieder eingeleitet. Sie
beschuldigt sie der "Beihilfe zur illegalen Migration", worauf eine Strafe
bis zu 20 Jahren Haft steht. Konkret wird ihnen vorgeworfen, mit Schleusern
zusammengearbeitet und Schlauchboote zur Weiterverwendung nach Libyen
zurückgeschickt zu haben. Dabei stützt sich die Staatsanwaltschaft auf
konstruierte Daten und Aussagen. Wie sich herausstellte, hatte der
italienische Geheimdienst die "Juventa" verwanzt, die Mobiltelefone der
Crew abgehört und verdeckte Ermittler in ihre Reihen eingeschleust.

Pia Klemp geht davon aus, dass die Vorwürfe leicht zu widerlegen seien. Das
Ganze sei nichts weiter als "an den Haaren herbeigezogener, fingierter,
dilettantischer Quatsch", wie sie der Basler Zeitung sagte. "Wir
haben nur internationales Recht befolgt, vor allem das Seerecht, wo es das
alleroberste Gebot ist, Menschen aus Seenot zu retten", so Klemp. Im Grunde
gehe sie nicht von einer Verurteilung aus und sei bereit, notfalls "bis
nach Straßburg" zu gehen, doch habe der Prozess jetzt schon schlimme
Folgen: "Die Seenotrettung wird kriminalisiert. Wir sind jetzt schon
lahmgelegt. Und deshalb sterben Menschen auf dem Mittelmeer."

Die Hilfsorganisation SOS Méditerrannée und Ärzte ohne Grenzen haben
ausdrücklich davor gewarnt, dass noch viel mehr Menschen sterben könnten.
Das Risiko, beim Überqueren des Mittelmeers zu ertrinken, sei heute viermal
höher als im vergangenen Jahr. Seitdem Italien letztes Jahr die Häfen für
die Seenotretter konsequent abriegelt, seien allein im zentralen Mittelmeer
mindestens 1151 Menschen ertrunken.

Wer es schafft, aus Seenot gerettet zu werden, hat in der Regel eine
jahrelange Odyssee durch Nordafrika hinter sich. In Libyen sind tausende
geflüchtete Menschen in barbarischen Internierungslagern gefangen, in denen
sie Folter, Vergewaltigung, Sklaverei und sogar Mord ausgesetzt sind. Eine
Delegation der EU hatte diese Gefängnisse bereits offiziell als
"Konzentrationslager" definiert [1].

Das hält die EU-Staaten nicht davon ab, ihre Gesetze zu verschärfen, um zu
verhindern, dass die Flüchtlinge aus dieser Hölle nach Europa entkommen. Am
11. Juni hat die italienische Regierung auf Betreiben des Innenministers
Matteo Salvini (Lega) erneut ein Dekret verabschiedet, das die
Seenotrettung weiter behindert. Es bedroht private Rettungsschiffe, die mit
geretteten Menschen in italienische Hoheitsgewässer einfahren, mit Strafen
zwischen 10.000 und 50.000 Euro.

Der Spiegel stellte am 14. Juni fest: "Die Träume von Europas
Hardlinern sind wahr geworden: Die Seenotrettung ist fast eingestellt, die
Routen über das Mittelmeer sind mehr oder weniger dicht."

Allerdings sind dafür nicht allein die "Hardliner" Europas verantwortlich,
wie der Spiegel nahelegt. An den Beschlüssen sind nicht nur Salvini,
Sebastian Kurz oder Horst Seehofer beteiligt, sondern genauso auch die
sozialdemokratischen Regierungen in Spanien und Malta und die 
Syriza-Regierung in Griechenland, eine enge Partnerin der Partei Die Linke.

Die EU hat seit 2015 ihre eigenen Rettungsschiffe aus dem Mittelmeer
abgezogen und gewalttätige Milizen wie die libysche Küstenwache finanziert
[2], damit sie als Türsteher der EU die Flüchtlinge daran hindern, nach
Europa zu gelangen. Gleichzeitig werden immer mehr Menschen durch neue
bewaffnete Konflikte im Maghreb und in Zentralafrika vertrieben und zur
Flucht genötigt.

Am 3. Juni hat eine Gruppe von Anwälten Anklage gegen die EU beim
Internationalen Strafgerichtshof (IStGH) in Den Haag gestellt. Sie
beschuldigen sie aufgrund ihrer Flüchtlingspolitik der Verbrechen gegen die
Menschlichkeit. Diese Politik habe im Mittelmeer in den letzten drei Jahren
zu über 14.000 Todesfällen geführt. Die EU und die italienische Regierung,
so die 244-seitige Anklageschrift, verfolgten besonders die NGOs "mit
Einschüchterung, Verleumdung, Schikane und offizieller Kriminalisierung".
Diese Anklage und der Bericht [3] darüber auf der englischsprachigen
WSWS enthüllen, dass die EU eine bewusste Politik des Massenmordes
betreibt.

Die Crew der "Juventa" ist nicht der einzige Fall, bei dem
selbstverständliche Hilfsleistungen kriminalisiert und mit juristischen
Verfahren überzogen werden. Die Londoner Forschungsgruppe Institute of Race
Relations (IRR) hat jüngst eine Studie darüber erstellt, wie oft EU-Bürger
vor Gericht landen, weil sie Flüchtlingen geholfen haben.

Schon vor einem Monat wurde der "Lifeline"-Kapitän Claus-Peter Reisch auf
Malta zu 10.000 Euro Geldstrafe verurteilt, weil sein Schiff, mit dem er
Migranten vor dem Ertrinken gerettet hatte, laut Auffassung des Gerichts
nicht ordnungsgemäß registriert gewesen sei.

Auch an Land gehen die Behörden immer aggressiver gegen Menschen vor, die
Migranten, Flüchtlingen und Menschen ohne legale Papiere helfen. Die
Londoner Gruppe listete allein aus dem letzten Jahr 99 Fälle auf, bei denen
schon wegen geringer Hilfeleistungen Menschen angeklagt oder verurteilt
worden seien. Im Vorjahr waren es nur halb so viele, nämlich 45 Fälle,
gewesen. Wie der Berliner Tagesspiegel kommentiert, sind die Fälle
Reisch und Klemp nur "die sichtbare Spitze eines recht beeindruckenden
Eisbergs".

Auf der Liste standen so skandalöse Fälle wie der des Bürgermeisters von
Riace [4], der geflüchtete Menschen in seiner Gemeinde aufgenommen hatte.
Er wurde unter Hausarrest gestellt, während die Salvini-Regierung alle
Einwanderer aus seinem Dorf deportieren ließ. Weiter waren sechs tunesische
Fischer betroffen, die Schiffbrüchige gerettet hatten, sowie auch eine in
Marokko lebende Spanierin, die ehrenamtlich die Küste beobachtet hatte, um
bei Notfällen die Seenotretter zu informieren. Auch ein französischer
Bergsteiger wurde gerichtlich verfolgt, nachdem er an der
italienisch-französischen Grenze einer nigerianischen Familie geholfen und
die hochschwangere Mutter ins Krankenhaus gebracht hatte.

Seenotretter wie Pia Klemp und Claus-Peter Reisch und viele andere, die ihr
Leben und Vermögen einsetzen, um geflüchteten Menschen zu helfen, werden
zur Abschreckung mit Gerichtsprozessen überzogen, die ihre Existenz
vernichten könnten. Nicht zuletzt hat die Verschleppung des
WikiLeaks-Gründers und mutigen Journalisten Julian Assange aus der
ecuadorianischen Botschaft in das britische Hochsicherheitsgefängnis
Belmarsh dieses üble Vorgehen staatlicher Behörden regelrecht entfesselt
und verstärkt. Wie die WSWS aufzeigte [5], hat sie "eine neue Etappe
der Zerstörung demokratischer Rechte" eingeleitet.

Die Londoner Gruppe IRR konstatierte in ihrem Bericht allerdings auch das
Anwachsen von Solidarität und Hilfsbereitschaft in der Bevölkerung.
Offensichtlich wächst in ganz Europa und weltweit die Opposition gegen
diese brutale Politik. Das zeigt sich allein schon an der
Spendenbereitschaft und Unterstützung, die die Seenotretter erhalten. Eine
Petition auf Change.org [6], die fordert, die Crew der "Juventa" sofort
freizusprechen, hat bisher weit über 200.000 Unterschriften erhalten.

Über die Juventus-Kapitänin erklärte Peter Scott Smith, der Sohn des
bekannten Zweite-Weltkriegs-Veteranen Harry Leslie Smith, in einem Tweet:
"In früheren Zeiten hätte Pia Klemp Juden vor der Vernichtung gerettet.
Dass ihr im Jahr 2019 zwanzig Jahre Haft bevorstehen könnten, weil sie
Flüchtlinge aus Seenot gerettet hat, verurteilt die EU wegen Heuchelei und
Begünstigung von Verbrechen gegen die Menschlichkeit, weil sie diesen
Schauprozess in Italien zulässt."

Im Mai verlieh eine Stiftung in St.Gallen den Crew-Mitgliedern der
"Juventa" den "Grüninger-Preis", der mit 50.000 Franken ausgestattet ist.
Der Name erinnert an den Schweizer Grenzbeamten Paul Grüninger, der während
der Nazizeit Juden in die Schweiz aufnahm und dafür aufgrund des Betreibens
der Schweizer Regierung seine Arbeitsstelle einbüßte.

Zum Abschluss ihres Interviews mit der rechtsbürgerlichen Basler
Zeitung erklärte Pia Klemp den verwunderten Journalisten: "Ich möchte
keine Gesellschaft, in der jemand 50 Jahre lang putzen geht und statt Rente
Hartz IV beantragen muss, während woanders Banker sitzen, die Millionen auf
dem Konto liegen haben, obwohl sie zur Finanzkrise beigetragen haben.
Diesen räuberischen, verbrecherischen Kapitalismus will ich einfach nicht."

Die Anwälte von Pia Klemp und der "Juventa"-Crew rechnen mit einer
Anklageerhebung noch vor dem nächsten Herbst.


Anmerkungen:

[1] https://www.wsws.org/de/articles/2018/07/02/pers-j02.html

[2] https://www.wsws.org/de/articles/2019/06/03/liby-j03.html

[3] https://www.wsws.org/en/articles/2019/06/11/refu-j11.html

[4] https://www.wsws.org/de/articles/2018/10/16/riac-o16.html

[5] https://www.wsws.org/de/articles/2019/05/27/pers-m27.html

[6] https://www.change.org/p/italienische-richter-straffreiheit-f%C3%BCr-seenotrettung-1fa2fa73-c68b-4d04-8392-ec60dc096f47
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Friede den Hütten - Krieg den Palästen!

Massenhafter Arbeitsplatzabbau

20.000 bei Bayer

Über Bayer sprach die SoZ mit Karl-Heinz Neumann



Bayer und Ford sind nur zwei Beispiele, wo derzeit ein massiver
Arbeitsplatzabbau läuft und wie die Konzernleitungen versuchen, ihn so
abzuwickeln, dass Massenentlassungen vermieden werden.

Über Bayer sprach die SoZ mit Karl-Heinz Neumann, einem langjährigen
Mitarbeiter bei Bayer-Pharma.


SoZ: Bayer gab im Dezember letzten Jahres den Abbau von
12.000 Arbeitsplätzen bekannt, wobei weitere 9.000 durch Ausgliederung
wegfallen sollen, insgesamt 20.000 also. Daraufhin gab es bei euch in
Wuppertal heftige Proteste, danach hat man nichts mehr gehört. Was ist
der Stand der Dinge?

Karl-Heinz Neumann: In einzelnen Bereichen gibt es
unterschiedlich starke Auswirkungen und das führt zur
Entsolidarisierung in der Belegschaft. Fakt ist, dass in den
Produktionsbereichen bis zum 1.September 380 Arbeitsplätze weg sein
werden. Schon jetzt suchen Kollegen andere Jobs und werden zum Teil in
anderen Bereichen untergebracht. Den Rest will man nach Bekunden des
Unternehmens momentan noch auf freiwilliger Basis loswerden, ganze
Bereiche werden jedoch von dieser Freiwilligkeit ausgeklammert, das
führt zu Spannungen.


SoZ: Was bedeutet das konkret?

Karl-Heinz Neumann: Naja, es dürfen sich alle melden, aber
nicht alle erhalten ein Angebot. Es wird gefragt, ob man in einem
Bereich arbeitet, wo der Arbeitsplatz wegkommt. Und wenn das so nicht
der Fall ist, wird mit einer Bewertung reagiert, so ist man im
Entwicklungs- und Forschungsbereich offiziell nicht betroffen, d.h.
die Freiwilligkeit ist nicht gegeben.


SoZ: Welche Angebote werden denn gemacht?

Karl-Heinz Neumann: Das sind Abfindungsangebote für Leute unter
56 und Frühruhestandsregelungen für Menschen ab 57.


SoZ: Wie hoch sind diese Angebote?

Karl-Heinz Neumann: Für Menschen unter 56 gilt: Das letzte
Bruttogehalt (inklusive 1/12 Weihnachtsgeld und 1/12 Urlaubsgeld) wird
mit der Anzahl vollendeter Dienstjahre und einem Faktor multipliziert.
Für Schichtler werden einige Schichtzulagen berücksichtigt. Es wird
mindestens 3 Monatsentgelte/, max. 63 Monatsentgelte geben. Für
Kinder, Lebenspartner oder Schwerbehinderung gibt es weitere
Zuschläge.

Für Menschen über 56 gilt: Schwerbehinderte oder Beschäftigte mit 45
Beitragsjahren sollen eine ungeminderte Rente erhalten. Die Maßnahme
läuft maximal 6 Jahre. Die Bezüge bis zum 60. Lebensjahr sind abhängig
vom letzten Bruttoentgelt. Ab dem 60. Lebensjahr ist die persönlich zu
erwartende Rentenzahlung der Rentenversicherung und der Bayer-
Pensionskasse die Grundlage für die monatlichen Bezüge. Die
Rentenbezüge der gesetzlichen Rente und der Pensionskasse werden für
einige Jahre weiterentwickelt, Bayer gewährt lebenslange
Ausgleichsbausteine.

Das sind schon Angebote die die Leute gern annehmen. Das gilt selbst
für sog. sichere Bereiche, denn die Stimmung im Unternehmen ist nicht
gut und wird als Bedrohung wahrgenommen.


SoZ: Um welche Bereiche handelt es sich da?

Karl-Heinz Neumann: Um Forschung und Entwicklung. In der
Forschung werden in manchen Abteilungen signifikant Arbeitsplätze
wegfallen, rund 20-30 Prozent der Belegschaft sollen da reduziert
werden. In der Entwicklung ist das momentan noch nicht so, das hat
eine eigene Logik. Projekte in der Entwicklung brauchen rund halt fünf
Jahre, bis sie ihre Marktreife erhalten, wenn's gut läuft.

Und dann gibt's Bereiche, die massiv betroffen sind wie die
Personalabteilung oder die IT-Bereiche, da werden massiv Stellen
eingespart. Dazu kommt, dass noch nicht definiert worden ist, welche
Länder und Bereiche vom Abbau dieser 12000 Arbeitsplätze betroffen
sind. Für uns als Arbeitnehmer ist es aber wichtig, das zu wissen, um
solidarisch sein zu können.


SoZ: Wenn ich das richtig verstanden habe, ist der
Arbeitsplatzabbau jenseits vom Monsanto-Debakel Teil eines größeren
Umbauplans?

Karl-Heinz Neumann: Ja, da kommen zwei Sachen zusammen. Da ist
einmal die Monsanto-Integration, das sind, wie sie das so schön
nennen, die Synergieeffekte, die man nutzen will. Also übersetzt:
überflüssige Arbeit. Das ist natürlich eingepreist. Zum anderen ist
die Situation in der Pharma nicht rosig.


SoZ: Ist es richtig, dass Bayer sich aus dem
Pharmageschäft etwas zurückziehen will und stattdessen mehr auf
Agrochemie setzen möchte?

Karl-Heinz Neumann: Das kann ich nicht ehrlich beantworten.
Gefühlt würd ich sagen nein, das ist nicht so. Allerdings laufen bei
den verschreibungspflichtigen Medikamenten in ein paar Jahren die
Patente aus. Man weiß also heute schon, dass es große Umsatz- und
Gewinneinbrüche geben wird und hat gerade nichts in der Pipeline, um
das irgendwie aufzufangen. Wenn man nicht irrsinnig große Summen für
so einen Giftladen wie Monsanto ausgegeben hätte, hätte man natürlich
in der Pharma reinvestieren können.


SoZ: Warum wird in der IT-Abteilung abgebaut, wo man doch
auf Digitalisierung setzt, wie passt das zusammen?

Karl-Heinz Neumann: Ja, das klingt widersprüchlich, es wird
aber ganz stark auf die Digitalisierung der Landwirtschaft gesetzt,
das ist eine eigene Forschungsabteilung. IT meint aber hier eine
eigene Plattform, die vorwiegend mit der Betreuung der internen
IT-Systeme zu tun hat - da soll massiv abgebaut werden, ebenso wie in
der Personalverwaltung.


SoZ: Du sagst, die Belegschaft ist gespalten, weil
unterschiedliche Bereiche betroffen sind. Wie verhalten sich denn die
Betriebsräte und die IG BCE?

Karl-Heinz Neumann: Das ist eine sehr gute Frage und die
Antwort ist vielschichtig. Die IG BCE macht alles mit bei Bayer, die
haben im Dezember auch den nach außen sichtbaren Widerstand mitgemacht
- aus Notwendigkeit und nicht, um ein Zeichen zu setzen oder zu
mobilisieren. Schließlich haben sämtliche Beschlüsse des Vorstands
vorher den Aufsichtsrat passiert. D.h. der Gesamtbetriebsrat hat
sämtliche Maßnahmen mitbeschlossen und unterstützt. Der Tenor war: Das
ist so eine Art Naturkatastrophe, da müssen wir jetzt gemeinsam durch.

Dieser kämpferische Moment, den du eingangs erwähnt hast, war
kosmetisch, einen wirklichen Widerstand hat's nie gegeben. Teile der
Belegschaft wären durchaus kämpferischer und haben auch diese Demo
anders gesehen als die Betriebsräte. Die internen Diskussionen sind
sehr gespalten, ich kenne keinen aus meinem Arbeits- und dem weiteren
Umfeld, der sagt, der Monsanto-Deal war gut für uns und wird was Gutes
bringen. Die Belegschaft ist schon sehr kritisch.


SoZ: Bei der Aktionärsversammlung fiel auf, dass die
Großaktionäre dem Vorstand richtig die Leviten lasen, die IG BCE
hingegen ihm brav die Stange gehalten hat. Das ist doch verdammt
kurzsichtig, oder?

Karl-Heinz Neumann: Ich persönlich bin entsetzt, dass das so
ist. Es ist ein Armutszeugnis, dass das Großkapital kritischer mit dem
Vorstand umgeht als die Arbeitnehmervertreter. Das führt unser
Mitsprachesystem ad absurdum. Sie sind kurzsichtig, haben keine
kritische Haltung und kriegen wohl irgendwelche Schmankerl, z.B. die
Standortsicherungsvereinbarung hinsichtlich des aktuellen
Abbauprogramms der Arbeitsplätze. Die besagt, es gibt keine
betriebsbedingten Kündigungen. Das ändert jedoch nichts an der
Tatsache, dass die Arbeitsplätze nachher weg sind. Auch wenn es einen
Unterschied gibt, ob betriebsbedingt gekündigt wird oder nicht, das
Ergebnis ist das gleiche.


SoZ: Siehst du eine Möglichkeit, dass sich die Stimmung
noch mal ändert?

Karl-Heinz Neumann: Ich rechne nicht damit. Möglichkeiten
gibt's natürlich immer, aber ich halte das nicht für realistisch,
zumal es keine Struktur gibt, die das trägt.
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VORWÄRTS/1475: Das "Generationenbier"


vorwärts - die sozialistische zeitung, Nr. 17/18 vom 31. Mai 2019

Das "Generationenbier"

von Sabine Hunziker



Was passiert, wenn '91 auf '19 trifft? Dann treffen
Zeitzeug*innen auf künftige Zeitzeug*innen. So geschen in Bern,
wo sich Aktivist*innen von 1991 mit den Aktlvist*innen des aktuellen
Frauenstreiks trafen und dabei Erfahrungen austauschten. Einiges hat
sich geändert, doch das Treffen half mit, Synergien zu bündeln.


Der Countdown läuft und alle sind schon etwas nervös: es gibt
noch viel zu tun. Frauen* aus unterschiedlichen Gruppen und
Generationen trafen sich zum "Generationenbier" am 15. Mai im Progr in
Bern. Vor dem gemütlichen Austausch zeigten die Veranstalter*innen
noch Filmausschnitte zu Frauen*kämpfen aus den letzten 30 Jahren und
es sprachen Aktivist*innen von Gruppen wie der SUB Bern
(Studierendenschaft der Universität Bern), das Frauen*streikkollektiv
an den Berner Hochschulen oder der regionalen Koordinationsgruppe
Bern.

Die Geschichte, wie die Streikidee über die Jahre gereift ist, war
schnell erzählt. Die Nichtumsetzung des Verfassungsartikels,
strukturelle Diskriminierung und auch die Erstarkung der
Frauen*bewegung in aller Welt wie beispielsweise im Spanischen Staat
waren Motor, dass Anfangs 2018 der Funke in der Romandie gezündet
wurde. Schnell waren Streikkollektive in der ganzen Schweiz gegründet
und der offizielle Startschuss im Dezember am SGB-Kongress war nur
noch Formsache. Gewerkschaften versuchen den Arbeiter*innen und
Frauen* den Streik zu ermöglichen, die Aktivist*innen organisieren
sich aber da, wo sie leben und zu jenen Themen, die sie selbst
betreffen. Bündel von Forderungen waren schnell gefunden, denn viele
konnten noch vom Frauenstreik 1991 übernommen werden, da heute
ähnliche Macht- und Abhängigkeitszustände vorhanden sind, welche es zu
bekämpfen gilt. Bei so vielen dezentralen Aktionen geht schnell der
Überblick verloren. In dieser Zeit rund um den Streik findet sich auch
"feminisT-washing" (gender washing), wo Bürgerliche oder sogar Rechte
mit "Feminismus" Werbung für sich machen wollen. "Lasst euch nicht
blenden, meinte eine Aktivistin.


Auf die Strasse zu gehen, hat Mut gebraucht

Die Erfahrungsberichte von den Zeitzeug*innen von 1991 haben viele
Gemeinsamkeiten mit den Berichten der jüngeren Frauen*. Barbara
Gurtner (heute 74 Jahre alt) war ein Leben lang politisch aktiv wie
unter anderem in den 1980er-Jahren im Nationalrat (BE, Poch). "Es ist
1991 gelungen, den Streik überall hineinzubringen", meinte Gurtner.
Beispielsweise hatten ihre Töchter 1991 alte Skijacken lila eingefärbt
und sind an den Streik gegangen. Der Bundesplatz war gefüllt. Am
Arbeitsplatz, wo Barbara Gurtner damals arbeitete, arbeitete ein
reines Frauenteam. Hier wurde natürlich gestreikt. Auch eine ihrer
Freundinnen hatte gestreikt. Allerdings wurde der Logopädin auf der
Lohnabrechnung der Tag abgezogen und nicht entlohnt.

Gurtner erinnerte sich allgemein an die damalige Zeit und erzählte
einige Anekdoten. Da das Frauen*stimmrecht 1971 eingeführt wurde,
konnte sie erst in ihren 20er-Jahren das erste Mal abstimmen gehen.
"Es war wie laufen lernen", Frauen* waren politisch nicht geübt. In
den 198Oern wurde Barbara Gurtner in den Stadtrat gewählt. Schnell
aber lernte sie dazu und machte einen Vorstoss zum Thema "Gratis
Selbstverteidigungskurse für Frauen und Mädchen." Männer reagierten
teilweise sehr aggressiv auf Frauen*, die sich für ihre Rechte
einsetzten. Es hat oft viel Mut gebraucht, wenn man auf die Strasse
gegangen ist. Erst war diese Aktionsform eher für die klassischen
Streiks der Gewerkschaften reserviert. Erst mit den 1980er-Jahren
kamen langsam erste Veränderungen. Vorher durften Männer* Frauen*
verbieten zu arbeiten. Barbara Gurtner erinnerte sich an den Satz:
"Das Private ist politisch" der ihre Generation stark geprägt hatte.
Frauen*, die keine Lohnarbeit machten, blieben ziemlich einsam im
Haushalt zurück. "Grüne Witwen, nannten wir sie", meinte Gurtner. 1991
hiess es dann: "jetzt längt's", weil die Gleichstellung nicht
umgesetzt wurde.


Luxussituation

Es ist aber so, dass heute Forderungen um das Thema "Frauen* in der
Arbeitswelt" mit der Lohngleichheit oder gegen sexuelle Belästigung
und auch die Vereinbarkeit von Familie und Beruf genauso aktuell sind
wie damals. "Es ist auch heute noch ein Thema", so Gurtner. Aber es
hat sich auch einiges geändert: "Frauen* sind selbstbewusster
geworden. Es gibt mehr Frauen*, die sich trauen, alternative
Lebensmodelle zu wagen. Sie haben auch mehr Geld als früher und damit
mehr Möglichkeiten. Kurz: das Bild der Frau* hat sich gewandelt."
Nathalie Imboden, unter anderem Co-Präsidentin der Grünen Kanton Bern,
ist auch Zeitzeugin. Der 14. Juni ist für sie persönlich ein
Highlight, weil der Streik sie stark politisiert hat. Am Morgen vom
14. Juni fuhr Imboden in flattrigen lila Hosen gekleidet von ihrem
Wohnort Richtung Bern. Bereits im Bahnhof nahm sie die Stimmung wahr:
es hatte da so viele Frauen*. Nathalie Imboden war den ganzen
Streiktag präsent und verteilte unter anderem Flyer und Kleber. Am
Abend traf man sich am Läuferplatz in der "Frauenlaube. Es gab den
kollektiven Moment. Alleine ist vieles schwierig, mit vielen ist alle
möglich. Wir kämpften zusammen und machten kreative Aktionen. Für 2019
könnte man copy and paste machen, weil vieles noch ähnlich ist. Druck
machen, gemeinsam und damit mehr Möglichkeiten. Kurz: das Bild der
Frau* hat sich gewandelt." Nathalie Imboden, unter anderem 
Co-Präsidentin der Grünen Kanton Bern, ist auch Zeitzeugin. Der 14. Juni
ist für sie persönlich ein Highlight, weil der Streik sie stark
politisiert hat. Am Morgen vom 14. Juni fuhr Imboden in flattrigen
lila Hosen gekleidet von ihrem Wohnort Richtung Bern. Bereits im
Bahnhof nahm sie die Stimmung wahr: es hatte da so viele Frauen*.
Nathalie Imboden war den ganzen Streiktag präsent und verteilte unter
anderem Flyer und Kleber. Am Abend traf man sich am Läuferplatz in der
"Frauenlaube. Es gab den kollektiven Moment. Alleine ist vieles
schwierig, mit vielen ist alles möglich. Wir kämpften zusammen und
machten kreative Aktionen. Für 2019 könnte man copy and paste machen,
weil vieles noch ähnlich ist. Druck machen, gemeinsam Druck machen:
denn wir haben die Luxussituation, dass wir das Gesetz schon haben,
aber die Umsetzung davon nicht. Man darf sich nicht von den Schritten
blenden lassen, die schon passiert sind, meinte Imboden. Beispielweise
ist der 20 Prozent-Anteil von Professorinnen an den Unis ein
Fortschritt, doch ein 80 Prozent-Anteil an Professoren nicht
akzeptabel. "Wir sind auf einem guten Weg, doch es gibt die starken
"old boy"-Netzwerke. Männer* ziehen Männer* nach", so sagte eine
Aktivistin aus dem Publikum. "Wir müssen eigene Netzwerke schaffen,
Frauen*räume fordern und uns den Platz in der Gesellschaft nehmen".
"Nicht vergessen, nach dem Streik ist vor dem Streik", sagte eine
andere Akivistin und lachte.

 * 
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GEWERKSCHAFT/226: Warnstreik bei der dpa - Mehr Reallohn statt Lohnverlust (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
18. Juni 2019

Warnstreik bei der dpa - Mehr Reallohn statt Lohnverlust



Berlin - Rund 100 Beschäftigte des Berliner Newsrooms der Deutschen
Presse-Agentur (dpa) haben am Dienstag in einer aktiven
Mittagspause ab 13 Uhr die Arbeit niedergelegt. Sie protestierten
damit gegen die Hinhaltetaktik und inakzeptablen Angebote der
Arbeitgeber in den laufenden Tarifverhandlungen, die die Vereinte
Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) gemeinsam mit dem Deutschen
Journalisten-Verband (DJV) führt. "Das Spiel auf Zeit der
dpa-Geschäftsführung bei den Tarifverhandlungen ist ein Affront gegen
die Beschäftigten der Agentur. Etliche Leermonate ohne höhere
Vergütungen sind nicht akzeptabel. Dabei ist unsere Forderung nach
einem Inflationsausgleich für die Kolleginnen und Kollegen
ausgesprochen moderat", sagt DJV-Tarifexpertin Gerda Theile.

"Es ist der erste Warnstreik in der langen Geschichte der dpa und er
zeigt, wie wütend und entschlossen die Beschäftigten sind, ein
Angebot zurückzuweisen, das für viele Reallohnverluste bedeuten
würde. Die Beschäftigten fordern zudem entschieden eine weitere
Angleichung zwischen Mutter- und Töchterunternehmen. Die
Geschäftsführung muss ihre Blockadehaltung endlich aufgeben", sagt
Cornelia Berger (ver.di).

ver.di und der DJV fordern für die bundesweit rund 800 Beschäftigten
(Redakteure und Angestellte der dpa-Mutter und der
Töchterunternehmen) unter anderem Lohnerhöhungen von jährlich
mindestens zwei Prozent, das heißt in Höhe der Inflationsentwicklung.
Durch Fixbeträge sollen dabei niedrigere Gehälter überproportional
angehoben und auch so die Schere zwischen Mutter- und
Töchterunternehmen verringert werden. Ein großer Streitpunkt mit den
Arbeitgebern ist die Forderung, dass die Tariferhöhungen rückwirkend
ab Januar 2019, das heißt zum Zeitpunkt des Ablaufs des gekündigten
Tarifvertrags, gelten sollen, um mehrere Leermonate zu verhindern.
Verhandelt wird auch über diverse Zulagen sowie über eine Erhöhung
der Nachtzuschläge, die seit 1986 nicht mehr angehoben worden sind.

Bisher hat es fünf Verhandlungsrunden gegeben, die letzte fand am 23.
Mai 2019 statt.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 18.06.2019
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MELDUNG/1005: Meilenstein beim digitalen Umbau im Programm (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 17. Juni 2019

Meilenstein beim digitalen Umbau im Programm



Der WDR hat personelle und organisatorische Entscheidungen für den
crossmedialen Umbau des Senders getroffen. Die neue crossmediale
"Programmdirektion NRW, Wissen und Kultur" wird von Valerie Weber
geleitet, der bisherigen Hörfunkdirektorin. Die "Programmdirektion
Information, Fiktion und Unterhaltung" steht unter der Leitung von
Jörg Schönenborn, dem bisherigen Fernsehdirektor.

Für WDR-Intendant Tom Buhrow ist der Abschied von einer reinen Hörfunk-
 und einer Fernsehprogrammdirektion zwingend notwendig: "Wir gehen den
Weg des crossmedialen Umbaus unseres WDR entschlossen weiter. Die
Kennzeichnung der Programmbereiche in den Direktionsnamen soll intern
im WDR, aber auch extern auf ARD-Ebene deutlich machen, welche
Kompetenzen und Verantwortlichkeiten künftig wo liegen. Viele
Kolleginnen und Kollegen erarbeiten im Moment mit großem Engagement
inhaltliche Konzepte für diese crossmediale Zusammenarbeit - darauf
bin ich sehr stolz."

In der Programmdirektion NRW, Wissen und Kultur werden zukünftig die
regionale Berichterstattung der elf WDR-Landesstudios und die
Landespolitik verankert, dazu die crossmedialen Ressorts Wissenschaft,
Wirtschaft/Verbraucher, Kultur, die WDR-Orchester und der Chor sowie
die Hörfunkwellen zusammengefasst. Die Programmdirektion Information,
Fiktion und Unterhaltung bündelt den künftigen Newsroom, Politik und
Zeitgeschehen inklusive Sport, die Auslandsstudios, die Fiktion und
den Bereich Unterhaltung/Kinder. Außerdem wird der Programmbereich
Internet hier fest verortet.

Diese organisatorischen Änderungen, inklusive der Gründung neuer
crossmedialer Programmbereiche, treten in zwei Etappen in Kraft: zum
1. Juli 2019 und zum 1. Januar 2020. Damit einhergehen folgende
Personalentscheidungen:

- Der neue Programmbereich Wissen, Wirtschaft und Verbraucher wird von
Elmar Pott (54) geleitet. Pott leitete bisher die Hauptabteilung
Zentrale Aufgaben in der Hörfunkdirektion.

- Im Programmbereich Landesprogramme werden die Hörfunk-, Fernseh- und
Online-Berichterstattung der elf Landesstudios und der Landespolitik
zusammengefasst. Geleitet wird der Bereich von Chefredakteurin Gabi
Ludwig (56), bisher Leiterin des Programmbereichs Landesprogramme
Fernsehen.

- Die Leitung der Chefredaktion Hörfunk übernimmt ab 1. Juli 2019 Jona
Teichmann (55), bisherige Chefredakteurin Landesprogramme Hörfunk.
Teichmann soll ab 1. Januar 2020 die Leitung des dann neuen
Programmbereichs Welle WDR 5 / Chefredaktion übernehmen.

- Florian Quecke (61), bisher Leiter von WDR 5, soll ab 1. Januar 2020
die Leitung des dann neu eingerichteten crossmedialen Programmbereichs
Kultur übernehmen.

- Matthias Kremin (58), bisher Leiter des Programmbereichs Kultur
Fernsehen, soll ab 1. Januar 2020 Leiter von WDR 3 werden und zudem
stellvertretender Leiter im neuen PB Kultur.

- Karl Karst (62), der neben seinen derzeitigen ARD- und
EBU-Funktionen diese Woche zum Sprecher des Deutschen Medienrats im
Deutschen Kulturrat gewählt wurde, legt sein Amt als Wellenchef von
WDR 3 zum Ende des Jahres nieder. Ab 2020 vertritt er den WDR und die
ARD in der Kulturlandschaft.

- Leiter des neuen crossmedialen Programmbereichs Aktuelles wird zum
1. Juli 2019 Stefan Brandenburg (48). Zu diesem Bereich wird der
Newsroom gehören, in dem künftig die gesamte aktuelle
Berichterstattung für Hörfunk, Fernsehen und Online verortet ist.

- Der bisher turnusmäßig zwischen Hörfunk- und Fernsehdirektion
wechselnde Programmbereich Internet gehört künftig fest zur
Programmdirektion Information, Fiktion und Unterhaltung. Stefan Moll
(59) bleibt dessen Leiter.

Für Programmdirektorin Valerie Weber ist der Wechsel vieler
Führungskräfte innerhalb ihrer Direktion ein wichtiger Prozess: "Denn
wir haben die historische Gelegenheit, uns in diesem bewusst gewählten
Zustand der Instabilität wirklich neu zu sortieren und nicht nur
altbewährte Radio- und Fernsehabläufe zusammenzupacken. Die enge
Zusammenarbeit von Radio, Fernsehen und Online in den neuen
Programmbereichen ist kein Selbstzweck, sondern dient dem
strategischen Ziel, die Transformation zu ermöglichen und unsere
Sichtbarkeit im Digitalen auszubauen."

Jörg Schönenborn, ab 1. Juli 2019 Programmdirektor Information,
Fiktion und Unterhaltung, unterstreicht: "In der digitalen Welt kommt
das Publikum nicht mehr zu uns, sondern erwartet, dass wir
vorbeischauen. Und der Ort dafür sind immer häufiger Plattformen und
soziale Netzwerke. Die neue Struktur erstellt deshalb sicher, dass wir
mit unseren bewährten Inhalten besser im Netz präsent sind, damit wir
mehr Menschen auf mehr Wegen erreichen."

Der Aufteilung der Programmbereiche auf die neuen Programmdirektionen
ist nach folgenden Kriterien erfolgt: Landes- oder
Gemeinschaftsprogramme, Hintergrund oder Aktualität sowie nach
Ausspielwegen. Konkret: Die von Valerie Weber geleitete Direktion
bündelt die Regionalität, die hintergründig arbeitenden Bereiche sowie
den Ausspielweg Hörfunk. Die Direktion von Jörg Schönenborn umfasst
die für die ARD, insbes. für Das Erste produzierenden Bereiche sowie
die aktuellen und politisch orientierten Resorts. Dazu kommt die
Verantwortung für den Ausspielweg Fernsehen und den Programmbereich
Internet.

Allen organisatorischen und personellen Veränderungen zum 1. Juli 2019
hat der WDR-Verwaltungsrat zugestimmt.

 * 
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MUSIK/2923: Deutschlandfunk - Der Komponist Jacques Offenbach, 20.6.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Kein schmerzfreies Vergnügen

Der Komponist Jacques Offenbach (1819-1880)

Von Klaus Gehrke

Historische Aufnahmen

Donnerstag, 20. Juni 2019, 22.05 - 22.50 Uhr, Deutschlandfunk



Bereits im Alter von 14 Jahren verließ Jacques Offenbach seine
Heimatstadt Köln im November 1833, um in Paris Musik zu studieren. Ab
den 1850er-Jahren feierte er dann mit seinen frech ironischen, die
politischen und gesellschaftlichen Zustände in Paris karikierenden
Farcen und Vaudevilles Triumphe und wurde damit zum Schöpfer der
"Opéra bouffe", aus der sich die Operette in Preußen und Österreich
entwickeln sollte. Aufgrund seiner jüdischen Abstammung wurde er nach
1933 in seinem Geburtsland geschmäht und die Aufführung seiner Werke
war verboten. Einer erneuten Auseinandersetzung mit Offenbach und
einer entsprechenden Würdigung seiner Leistung ging man hierzulande
lange aus dem Weg; das soll sich zum 200. Geburtstag des
deutsch-französischen Allroundgenies ändern.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 11. Juni 2019
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MUSIK/2922: Deutschlandfunk Kultur - 395. Wartburgkonzert, 20.6.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

395. Wartburgkonzert

Palas der Wartburg, Eisenach

Werke von Franz Schubert, Ludwig van Beethoven und Wolfgang Amadeus
Mozart

Marlene Ito, Violine

Máté Szücs Viola

Andreas Timm, Violoncello

Konzert

Donnerstag, 20. Juni 2019, 20.03 - 22.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Ähnlich wie Mozarts "Kleine Nachtmusik" nur bei oberflächlicher
Betrachtung Unterhaltungsmusik ist, so ist auch sein
Es-Dur-Divertimento für Streichtrio nur dem allerersten Eindruck nach
kindlich-verspielt. Es gehört zu den großartigen Kammermusikwerken,
die leicht ins Ohr gehen, die aber mit genauerem Hineinhören immer
mehr Tiefgang entfalten. Deshalb trauen sich auch nur wirklich
großartige Künstler an die Interpretation dieses Mozartwerkes heran.
Und die haben wir an diesem Abend vereinigen können.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 11. Juni 2019

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 20. Juni 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIEN / HÖRFUNK





MUSIK/2921: WDR 3 feiert Jacques Offenbachs 200. Geburtstag, 20.6.2019 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 15. Mai 2019

Das Kulturradio WDR 3 feiert Jacques Offenbachs 200. Geburtstag mit
einem großen Programmschwerpunkt

Donnerstag, 20.6.2019, 20.00 Uhr, WDR 3



Das Kulturradio WDR 3 feiert den 200. Geburtstag von Jacques Offenbach
mit einem großen Programmschwerpunkt. Zum Geburtstag des Komponisten
am 20. Juni 2019 plant WDR 3 eine eigene Geburtstagsrevue mit dem
Schauspieler Dominique Horwitz, die im WDR Funkhaus um 20.00 Uhr
uraufgeführt und live bei WDR 3 ausgestrahlt wird.

Jacques Offenbach wurde am 20. Juni 1819 in Köln geboren. Schon bald
zog es ihn in die Pariser Theaterwelt. Bis heute fliegen im Varieté
Moulin Rouge zu seinem "Can-Can" die Röcke. Aber der Wanderer zwischen
den Welten hat weit mehr zu bieten, so WDR 3-Programmchef Prof. Karl
Karst: "Jacques Offenbach war nicht nur ein genialer Komponist,
sondern auch ein extrem facettenreicher Mensch. Er revolutionierte das
Pariser Theaterleben, er erfand die Operette, er war ein früher
Europäer. Er war Jude und später konvertierter Katholik. Genug Stoff
für zahlreiche Gespräche und Porträts, die WDR 3 zusätzlich zu seinen
Konzert- und Opernübertragungen in diesem Jubiläumsjahr ausstrahlt."

Die Liste der Veranstaltungen in der Festivalwoche vom 16. bis 23.
Juni ist lang. Dazu gehören neben dem WDR 3 Geburtstagsgeschenk das
Konzert des Landesjugendorchesters am 16. Juni, ein WDR 3
Funkhauskonzert am 19. Juni, "Offenbachs Operettenzauber" mit dem
Funkhausorchester am 22. Juni in der Kölner Philharmonie und eine
Offenbach Matinee mit dem Tel Aviv Jugendsinfonieorchester am 23. Juni
um 11.00 Uhr im Großen Sendesaal des WDR. Die Aufzeichnung der
"Herzogin von Gerolstein" aus der Kölner Oper folgt am Abend des 23.
Juni und schließt die Geburtstagswoche in WDR 3 ab. Alle Konzerte
können nach der Ausstrahlung noch 30 Tage über den WDR 3 Konzertplayer
nachgehört werden. Hochkarätig besetzte Podiumsdiskussionen rund um
den Europäer Jacques Offenbach begleiten das Konzertprogramm.

WDR-Programm zum Offenbach-Jahr sowie weitere Informationen

https://www1.wdr.de/radio/wdr3/musik/jacques-offenbach-jubilaeum-100.html

 * 
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TALK/1654: Deutschlandfunk Kultur - Kultursymposium Weimar, 20.6.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Pressemitteilung vom 17.06.2019

Medienpartnerschaft mit dem Kultursymposium Weimar

Deutschlandfunk Kultur sendet live aus Weimar

"Studio 9", 20. Juni von 12.05 bis 13.00 Uhr 

"Breitband" am 22. Juni von 13.05 bis 14.00 Uhr

"Blaues Sofa", 20. Juni um 19.30 Uhr

"Magazin für digitale Kultur", 20. Juni von 10.45 bis 11.45 Uhr



Als Medienpartner berichtet Deutschlandfunk Kultur in mehreren
Sendungen vom zweiten internationalen Kultursymposium Weimar. Unter
dem Titel "Die Route wird neu berechnet" lädt das Goethe-Institut vom
19. bis 21. Juni rund 300 Gäste aus mehr als 30 Ländern ein, um
zentrale Fragen des globalen technologischen Umbruchs zu diskutieren.

Am 20. Juni berichtet die Sendung "Studio 9" von 12.05 bis 13.00 Uhr
live aus dem Weimarer Lichthaus Kino. Moderator Korbinian Frenzel
diskutiert mit VW-Zukunftsforscher Wolfgang Müller-Pietralla und
weiteren Experten darüber, warum im internationalen Vergleich so
unterschiedlich auf technologischen Fortschritt geblickt wird. Welche
Rolle spielen hierbei individuelle Veranlagung und Elternhaus, aber
auch kulturelle und historische Prägungen?

Mit den Chancen und Herausforderungen von künstlicher Intelligenz und
der "Moral von Maschinen" setzt sich die Sendung "Breitband" am 22.
Juni von 13.05 bis 14.00 Uhr auseinander. Das Magazin für digitale
Kultur sendet die Aufzeichnung einer prominent besetzten
Diskussionsrunde im Lichthaus Kino (Aufzeichnung am 20. Juni von 10.45
bis 11.45 Uhr).

Auf dem Blauen Sofa sprechen am 20. Juni um 19.30 Uhr die britische
Deutschland-Korrespondentin Kate Connolly, der Philosoph Philip Hübl,
die Kolumnistin Jagoda Marinic und der Soziologe Steffen Mau über ihre
aktuellen Bücher. Das Literaturformat von Bertelsmann, ZDF,
Deutschlandfunk Kultur und 3sat macht in der Herzogin Anna Amalia
Bibliothek Station und wird von Daniel Fiedler, Vivian Perkovic und
Deutschlandfunk-Kultur-Wortchefin Marie Sagenschneider moderiert.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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MIKROBIOLOGIE/013: Medikamentenresistenz - Transportproteine vom Transport abhalten (idw)


Ruhr-Universität Bochum - 17.06.2019

Medikamentenresistenz: Transportproteine vom Transport abhalten



Mit einem künstlich hergestellten Antikörperfragment hat ein
internationales Forschungsteam den Transportmechanismus eines
Membranproteins aus Bakterien untersucht. Die Transportproteine,
ABC-Exporter genannt, kommen beispielsweise in den Zellmembranen von Bakterien
und in großen Mengen in Krebszellen vor und sind dafür verantwortlich,
kleine Moleküle aus den Zellen zu befördern. Einige Transporter können
Antibiotika oder Chemotherapie-Wirkstoffe aus den Zellen pumpen und die
Therapien somit wirkungslos machen. In der aktuellen Studie zeigten die
Forscher an isolierten ABC-Exportern, wie sich die Transportfunktion des
Proteins blockieren lässt.

Die Ergebnisse sind in der Zeitschrift Nature Communications vom 21. Mai
2019 veröffentlicht. Für die Studie kooperierten Prof. Dr. Enrica
Bordignon und Prof. Dr. Lars Schäfer von der Ruhr-Universität Bochum,
beide Mitglied im Exzellenzcluster Ruhr Explores Solvation, mit Prof. Dr.
Markus Seeger von der Universität Zürich und Prof. Dr. Mikko Karttunen von
der University of Western Ontario.

Mehrstufiger Transportprozess

Beim Transport von Molekülen aus den Zellen verbrauchen ABC-Exporter
Energie. Diese beziehen sie aus der Spaltung des Energiespeichermoleküls
ATP auf der Innenseite der Membran. Der ABC-Exporter besteht grob gesagt
aus drei Bereichen: dem energieliefernden Motor im Inneren der Zelle;
einem Verbindungsstück, das sich durch die Zellmembran erstreckt; und
einer Pforte auf der Außenseite der Membran.

Für den Transportvorgang öffnet sich der ABC-Exporter im Inneren der
Zelle, nimmt ein Molekül aus der Zellflüssigkeit auf und transportiert es
bis zur anderen Seite der Membran. Dort öffnet sich die äußere Pforte, und
das Molekül wird ausgeschieden - aber nur, wenn der Proteinmotor im
Inneren ATP spaltet. Erst wenn die äußere Pforte wieder geschlossen ist,
kann der nächste Transportvorgang beginnen.

Motor ausgeschaltet

Die Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler entwickelten ein künstliches
Antikörperfragment, auch Sybody genannt, das im Reagenzglas an den
isolierten ABC-Exporter andockte. Mittels Röntgenkristallographie und
Elektronenspinresonanz zeigte das Team, dass der Sybody an die geöffnete
äußere Pforte bindet. Dadurch konnte sich die Pforte nicht mehr schließen
und somit kein neuer Transportvorgang eingeleitet werden. Als Folge davon
blieb der Motor im Inneren abgeschaltet; es wurde kein ATP mehr gespalten.

Die Ergebnisse bestätigte die Gruppe in weiteren Experimenten ohne Sybody.
In diesen tauschten sie gezielt einige Aminosäuren des Proteins durch
genetische Mutation aus; auch das blockierte den Schließmechanismus der
äußeren Pforte und die ATP-Spaltung.

"Unsere Analysen haben gezeigt, dass der Mechanismus zum Öffnen und
Schließen der äußeren Pforte strukturell mit der Spaltung des
Energielieferanten ATP auf der Innenseite zusammenhängt", beschreibt
Enrica Bordignon. "Bei unseren Ergebnissen handelt es sich um
Grundlagenforschung", so die Leiterin der Bochumer Arbeitsgruppe
EPR-Spektroskopie weiter. "Wir hoffen, damit neue Ansätze zur Bekämpfung der
Medikamentenresistenz zu eröffnen."

Förderung

Die Arbeiten wurden finanziell unterstützt von der Deutschen
Forschungsgemeinschaft im Rahmen des Exzellenzclusters Ruhr Explores
Solvation (Resolv, EXC2033), eines Emmy-Noether-Grants (SCHA 1574/3-1)
sowie der Projekte BO 3000/1-2 und INST 130/972-1 FUGG. Weitere Förderung
kam von der Swiss National Science Foundation (PP00P3_144823) sowie dem
Natural Sciences and Engineering Research Council of Canada und dem Canada
Research Chairs Program.

Gemeinsame Presseinformation der Universität Zürich und der Ruhr-Universität Bochum


Originalpublikation:

Cedric A. J. Hutter et al.: The extracellular gate shapes the energy
profile of an ABC exporter, in: Nature Communications, 2019

DOI: 10.1038/s41467-019-09892-6

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution2
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ONKOLOGIE/2000: Strahlentherapie im Alter - Fokus auf die Lebensqualität (idw)


Deutsche Gesellschaft für Radioonkologie e. V. - 14.06.2019

Strahlentherapie im Alter - Fokus auf die Lebensqualität



Die Altersentwicklung in Deutschland wird künftig für die medizinische
Versorgung eine Herausforderung darstellen. Gerade bei der Krebsbehandlung
wird zurzeit diskutiert, wie mit dem "grauen Tsunami", der erwarteten
drastischen Zunahme älterer Patienten, umzugehen ist. Im Rahmen
patientenzentrierter, interdisziplinärer Versorgungskonzepte ist die
Strahlentherapie eine effektive Möglichkeit, Leben zu verlängern ohne
dabei die Lebensqualität zu beeinträchtigen. Wie wichtig aber ein
spezialisiertes, individuelles geriatrisch-onkologisches Betreuungskonzept
für die Lebensqualität in der Zeit nach der Bestrahlung ist, zeigen nun
Daten aus der PIVOG-Folgestudie-vorgestellt auf dem DEGRO-Kongress.

Die wachsende Zahl alter Menschen bringt für etliche medizinische Bereiche
Herausforderungen mit sich - in diesem Kontext wird im deutschen
Sprachraum oft vom "grauen Tsunami" gesprochen (analog zu "Silver
Tsunami"). In Europa weist Deutschland neben Italien die älteste
Bevölkerung auf [1]: Über 20% der Einwohner sind hier älter als 65 Jahre.
Innerhalb Deutschlands gibt es relativ große regionale Unterschiede mit
"Hot Spots" der Überalterung in Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thüringen. Da
es entsprechend auch immer mehr und immer ältere Krebspatienten bis
jenseits von 80 Jahren gibt, ist gerade die Versorgung der alten und sehr
alten geriatrisch-onkologischen Patienten ein besonders drängendes
Problem.

Für diese Patienten ist neben einer Lebensverlängerung die unmittelbare,
aktuelle Lebensqualität durch bzw. während der Krebstherapie besonders
wichtig. Es ist individuell zu prüfen, ob und wie ein alter Mensch von
einer Krebstherapie optimal profitieren kann. "Eine kalendarische
Altersgrenze für eine Therapie wird es dabei nie geben, da das biologische
Alter entscheidend ist - so können 80-Jährige wie Anfang 70, aber auch wie
über 90 Jahre anmuten", erklärt Prof. Dirk Vordermark, Direktor der
Universitätsklinik für Strahlentherapie in Halle. Das Vorgehen sollte mit
dem Patienten und ggf. den Angehörigen gemeinsam besprochen werden, davor
müssen alle geriatrischen Aspekte beurteilt werden ("geriatrisches
Assessment"). Wenn es bei der jeweiligen Tumorart möglich ist, fällt bei
alten Menschen häufig die Entscheidung zugunsten einer, meistens
alleinigen, Strahlentherapie, aber die Kombination mit einer milden
Chemotherapie ist möglich. "Das bedeutet aber nicht, dass wir nur
palliativ bestrahlen - eine kurative Zielsetzung ist ungefähr bei der
Hälfte der Patienten noch möglich", betont Prof. Vordermark. "Eine
Bestrahlung ist hocheffektiv, aber dennoch gut verträglich bzw.
nebenwirkungsarm - beispielsweise im Vergleich zu vielen zur Wahl
stehenden Chemotherapien. So ist beispielsweise bei alten und hochaltrigen
Patienten im Frühstadium des nicht-kleinzelligen Lungenkarzinoms die
Hochpräzisionsbestrahlung bereits etabliert und so gut verträglich, dass
nach einer neuen Studie [2] selbst zusätzliche Informationen des
geriatrischen Assessments nur einen geringen Einfluss auf die
Behandlungsergebnisse einschließlich der Lebensqualität während der
Bestrahlungszeit hatten."

Während in der Bestrahlungsphase die Lebensqualität hochaltriger Patienten
in der Regel durch gute Planung, Überwachung und eventuelle
Supportivmaßnahmen gut zu stabilisieren ist, so lässt sich jedoch nach dem
Ende der Therapie über Monate hinweg häufig eine deutliche
Verschlechterung der Lebensqualität beobachten [3] - woraus abzuleiten
ist, dass hier spezifische Versorgungskonzepte entwickelt werden müssen.
Die PIVOG-Studie [4] konnte erstmals zeigen, dass einer Verschlechterung
der Lebensqualität in der Zeit nach der Therapie mit einer komplexen
Intervention vorgebeugt werden kann ("patientenzentriertes
interdisziplinäres Versorgungskonzept für onkologisch-geriatrische
Patienten", PIVOG). Sie untersuchte und belegte den Nutzen eines
geriatrischen Assessments mit patientenberichteter Lebensqualität und
regelmäßiger telefonischer Nachsorge bzw. Befragung und individueller
Beratung durch eine onkologische Fachpflegekraft. Die PIVOG-Studie wurde
im Dezember 2018 mit dem "Lilly Quality of Life Preis" (1. Preis)
ausgezeichnet.

Aktuell wurde auf dem DEGRO-Kongress eine weiterführende Arbeit in Folge
der PIVOG-Studie vorgestellt [5]. Die prospektive Beobachtungsstudie
sollte beeinflussbare Faktoren identifizieren, die sich in der Zeit nach
der Krebstherapie bei alten und sehr alten Menschen negativ auf die
Lebensqualität auswirken - besonders im Hinblick auf die körperliche
Funktionalität. 40 Tumorpatienten (16 Frauen, 24 Männer) im Alter von
mindestens 65 Jahren (im Mittel 74,4 Jahre) wurden vor dem Beginn einer
Strahlentherapie sowie nach sechs und (noch ausstehend) zwölf Monaten
untersucht. Am häufigsten war Lungenkrebs (n=19), 26 Patienten erhielten
eine kombinierte Strahlenchemotherapie. Dokumentiert wurden
Assessment-basierte und patientenberichtete Angaben (mündliche sowie postalische
Befragungen). Dazu gehörten unter anderem basale und erweiterte
Alltagskompetenzen (ADL/Activities of Daily Living und IADL/instrumental
Activities of Daily Living). Dies sind beispielsweise Toilettengang,
Duschen, Anziehen, Essen und Trinken, Telefonieren, Einkaufen,
Hausarbeiten, Benutzung von Verkehrsmitteln, Planung, Umgang mit Geld und
Urteilsvermögen. Der Ernährungsstatus wurde anhand von
Bioimpedanzanalysen, sowie der Eiweißkonzentration (Albumin) im Serum
ermittelt. Hinzu kamen Angaben zu Nikotin- und Alkoholkonsum, Kognition,
sozialer Situation, Stimmungslage/Depressivität (Depressionsmodul PHQ-9),
frühere und aktuelle körperliche Aktivität und Tests zu den körperlichen
Funktionen (Handkraft, Aufsteh- und Gehtests).

Im Ergebnis zeigte sich bereits bei der ersten Folgeuntersuchung sechs
Monate nach der Therapie - gemessen an der körperlichen Funktionalität -
ein klinisch relevanter Verlust gesundheitsbezogener Lebensqualität (HRQOL/Health-related
quality of life: von durchschnittlich 79,8 auf 65,0
Punkte), eine Zunahme von Bewegungseinschränkungen sowie der
Fatigue-Symptomatik. Mit der körperlichen Funktionalität korrelierten dabei am
stärksten das Serumalbumin und der PHQ9-Score.

"Wir konnten in der Studie wichtige, potenziell modifizierbaren Faktoren
für einen Verlust an Lebensqualität bei alten Menschen in der Folgezeit
nach der Strahlentherapie identifizieren", fasst Prof. Vordermark
zusammen. "Dies sind individuelle körperliche Aktivität, mentale
Gesundheit einschließlich der sozialen Situation sowie der
Ernährungszustand."

"Um Lebensqualität und körperliche Funktionalität älterer Krebspatienten
langfristig zu erhalten, bedarf es offensichtlich eines ganz neuen
geriatrisch-onkologischen Gesamtkonzeptes, beginnend mit dem geriatrischen
Assessment und möglichen Supportivmaßnahmen, gefolgt von einer gezielten
Nachsorge einschließlich einer Prophylaxe von körperlichen
Funktionsverlusten", so Frau Prof. Dr. Stephanie E. Combs,
Pressesprecherin der DEGRO.

Nach der kommenden Auswertung der 12-Monats-Daten will das Studienteam
zielgruppenorientierte Interventionsstrategien entwickeln und in weiteren
Studien überprüfen, ob sich die beschriebenen Risikofaktoren positiv
beeinflussen lassen.


Literatur

[1] Vordermark D. Entscheidungsfindung und Therapieplanung bei geriatrisch
onkologischen Patienten. Vortrag auf der Jahrestagung der European Society
of Radiation Oncology (ESTRO), Mailand 2019
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[4] Schmidt H, Boese S, Lampe K et al. Transsectoral care of geriatric
cancer patients based on comprehensive geriatric assessment and
patient-reported quality of life - Results of a multicenter study to develop and
pilot test a patient-centered interdisciplinary care concept for geriatric
oncology patients (PIVOG). J Geriatr Oncol 2017; 8(4): 262-70

[5] Kooymann J, Medenwald D, Golla A et al. Die Entwicklung der
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Weitere Informationen Zur DEGRO-Jahrestagung 2019 finden Sie unter

https://www.degro-jahrestagung.de

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.degro.org

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution2244
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MELDUNG/1015: Big Data für die öffentliche Gesundheit (idw)


Stiftung Tierärztliche Hochschule Hannover - 17.06.2019

Big Data für die öffentliche Gesundheit

Experten wollen Daten aus Human- und Veterinärmedizin in Niedersachsen
zusammenführen und auswerten.



Vorhandene Daten nutzen, um Ausbrüchen von Infektionskrankheiten besser
vorzubeugen und sie früher zu erkennen - das ist grob vereinfacht das Ziel
des Projektes "Connect OHD - Connect One Health Data for Integrated
Disease Prevention". Das Niedersächsische Ministerium für Wissenschaft und
Kultur fördert das Projekt im Förderprogramm "Big Data in den
Lebenswissenschaften der Zukunft: Chancen datenintensiver Forschung und
personalisierter Medizin" über drei Jahre mit über einer Million Euro.
Projektpartner sind das Institut für Biometrie, Epidemiologie und
Informationsverarbeitung der Stiftung Tierärztliche Hochschule Hannover
(TiHo), das Niedersächsische Landesgesundheitsamt (NLGA) und das Landesamt
für Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit (LAVES).

Weltweit sind etwa 65 Prozent der größeren Krankheitsausbrüche
zoonotischen Ursprungs - das heißt, die Erreger können zwischen Tieren und
Menschen übertragen werden. Dennoch agieren Human- und Tiermedizin nach
wie vor weitestgehend getrennt. Der sogenannte One Health-Ansatz soll die
beiden Disziplinen enger zusammenführen. Professor Dr. Lothar Kreienbrock,
Leiter des Instituts für Biometrie, Epidemiologie und
Informationsverarbeitung der TiHo, erklärt: "Das NLGA erhebt im
humanmedizinischen Bereich eine große Menge Daten zu Infektionserregern
und Krankheitsausbrüchen, das LAVES macht das gleiche im Aufgabenbereich
der Tiermedizin. Wechselseitig sind die Daten zurzeit allerdings noch
nicht nutzbar. Daher sollen Konzepte für eine gemeinsame Nutzung und
Auswertung entwickelt werden, sodass für Niedersachsen künftig bessere
Vorhersagen und Analysen für die öffentliche Gesundheit bereitgestellt
werden können."

Die Daten sind sehr unterschiedlich und liegen in verschiedenen
Datenbanken vor. Einige Daten werden kontinuierlich erhoben, andere nur
bei aktuellen Vorkommnissen. Das NLGA pflegt für die Humanmedizin
beispielsweise seit 2001 eine Datenbank mit 51 meldepflichtigen
Krankheiten. Das LAVES hält eine ähnliche Datenbank für die Tiermedizin
vor: Die Landeseinrichtung untersucht jährlich über 1,2 Millionen Proben
aus Tierhaltungen, darunter auch von meldepflichtige Krankheiten.
Hinzukommen in beiden Landesbehörden unterschiedliche Datenbanken zur
Überwachung von Antibiotikaresistenzen, Atemwegserkrankungen, Meningitis
und Encephalitis, Noro- und Rotaviren, zoonotischen Erregern,
Lebensmitteln tierischen Ursprung wie Eier, Milch, Käse, Honig und Fleisch
sowie Futtermitteln.

Um diese Daten besser verfügbar und auswertbar zu machen, werden die die
beteiligten Institutionen in dem Projekt ein "Data Warehouse" entwickeln,
auf das Forschungseinrichtungen und Behörden kontinuierlich zugreifen
können. Die Daten sind für den Austausch anonymisiert. Dadurch können
Risikofaktoren für die Gesundheit von Mensch und Tier schneller und besser
identifiziert werden. Insbesondere Krankheitsausbrüche durch
Zoonoseerreger und Antibiotikaresistenzen erfordern einen schnellen
Informationsaustausch sowie eine zeitnahe komplexe epidemiologische
Analyse aller relevanten Daten. Die Zusammenführung der Daten ermöglicht
es zudem, Kontrollmaßnahmen zu verbessern und gezieltere Vorsorgemaßnahmen
zu entwickeln.

Um die Daten für Forschungsarbeiten nutzen zu dürfen, werden die
Projektpartner zudem den rechtlichen Rahmen und alle Datenschutzfragen
klären.


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution90
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ARTIKEL/1511: Ambulante Versorgung in ländlichen Regionen - Beispiel Leck (SH Ärzteblatt)


Schleswig-Holsteinisches Ärzteblatt 5/2019

Niederlassung

Kleiner Ort, große Praxis

von Dirk Schnack



In Leck gibt es ein Hausarztzentrum mit sechs Ärzten. Über ihnen
arbeiten Augenärzte, die dort auch operieren.


Ambulante Versorgung in ländlichen Bereichen ist oft gekoppelt
mit der Vorstellung, dass Ärzte dort allein, zu schlechten Konditionen
und ohne Aussicht auf Nachfolger tätig sind. Als Konsequenz ist die
Investitionsbereitschaft gering und irgendwann wird die Praxis
tatsächlich zum Ladenhüter. Deshalb finden sich andere Träger, die in
der ambulanten Versorgung tätig werden. Krankenhäuser und Kommunen
gründen MVZ und die Sorge vor Investoren, deren einziges Interesse die
Höhe der Rendite ist, wächst.

Es geht auch anders. Allgemeinmediziner Dr. Thomas Maurer ist seit
Mitte der 90er Jahre in Leck, einem Ort mit 8000 Einwohnern in
Nordfriesland niedergelassen, zunächst in Gemeinschaftspraxis und nach
dem Tod seines Praxispartners in Einzelpraxis. Jetzt, mit über 60
Jahren, hat Maurer in ein Modell investiert, das die ambulante
Versorgung in dem Ort voraussichtlich die kommenden Jahrzehnte
sichert. Zusammen mit Augenärzten hat er ein Ärztehaus errichten
lassen, in dem ein Hausarztzentrum, eine augenärztliche Praxis mit
OP-Trakt, ein Wundversorger und eine psychologische Psychotherapeutin
arbeiten. Für ein Investitionsvolumen von rund zwei Millionen Euro ist
auf 650 Quadratmetern ein Gesundheitszentrum entstanden - allein aus
ärztlichem Engagement heraus, ohne Fördermittel und ohne Trägerschaft
anderer Akteure.

Herzstück ist das Hausarztzentrum im Erdgeschoss. Maurer hat seine
Praxis hierher verlegt und mit Dr. Jens Lassen einen jungen Kollegen
als Praxispartner gewinnen können, der einen Teil seiner Weiterbildung
bei ihm absolviert hat und der aus der Region stammt. Sie beschäftigen
vier angestellte Ärzte und Ärztinnen, eine davon in ihrer Zweigpraxis
in Neukirchen. Insgesamt kommen rund 5000 Patienten pro Quartal zu den
Ärzten. Für beide Praxispartner hat das Modell Vorteile. Lassen hebt
die Unterstützung durch Maurer beim Start in die Niederlassung hervor:
"Ich halte es für unschlagbar, dass ich bei den ganzen Anträgen und
Formularen und bei der Abrechnung nicht auf mich allein gestellt war."

Maurer wiederum hat frühzeitig geregelt, dass seine Patienten
weiterhin versorgt werden und dass das Modell ihm seinen Übergang aus
dem Berufsleben ermöglicht: Bis 2022, so die Planung, wird er als
gleichberechtigter Praxispartner dabei bleiben und anschließend als
angestellter Arzt mit begrenzter Zeit in der Praxis arbeiten, um sich
nebenbei noch um die Berufspolitik kümmern zu können. Maurer ist
Landesvorsitzender des Hausärzteverbandes und stellvertretender
Vorsitzender der KV-Abgeordnetenversammlung. Hinzu kommt, dass er im
Gegensatz zu seiner Zeit in der Einzelpraxis wieder Verantwortung
teilen kann. Auch in der Einzelpraxis hatte Maurer angestellte Ärzte,
für die er als Praxisinhaber allein verantwortlich war. Verabschiedet
man sich als alleiniger Inhaber einer Praxis dieser Größe in den
Urlaub, gibt Maurer zu bedenken, wird man die Verantwortung auch in
der freien Zeit nicht wirklich los.

Wenn das Modell so vielversprechend ist, warum gibt es nicht mehr
davon? Maurer nennt zwei Dinge, die für das Ärztehaus Leck passen
mussten:


	Der richtige Praxispartner. "Man kettet Existenzen aneinander, da muss es menschlich passen", gibt Maurer zu bedenken. Mit Lassen hat er jemanden gefunden, der wie er die zahlreichen positiven Aspekte der hausärztlichen Niederlassung in der Vordergrund stellt und Allgemeinmediziner aus Überzeugung geworden ist.

	Der richtige Partner auf Investorenseite. Das Augenzentrum Schleswig-Holstein war schon am Standort seiner früheren Praxis mit einer Sprechstunde präsent und hatte Interesse an einer Ausweitung in Leck. Das Zentrum zählt zum Verbund der niedergelassenen Augenärzte Dr. Jörn-Wolff Prüter, Dr. Jon-Marten Heisler und Dr. Carsten Klatt aus Rendsburg, die noch an sieben weiteren Orten im Land vertreten sind und in Leck nun einen OP-Trakt vorhalten.



Eine weitere Voraussetzung nennt Maurer nicht: Der Arzt selbst muss
aufgeschlossen für neue Modelle und bereit sein, eingefahrene Wege zu
verlassen. Maurer hat dies schon zuvor u. a. mit seiner Zweigpraxis in
Neukirchen unter Beweis gestellt. Froh sind beide Hausärzte, dass es
noch weitere Praxen im Ort gibt - derzeit noch drei Einzelpraxen.
Diese Ärzte wiederum können auf das größere Hausarztzentrum als Backup
zugreifen, wenn sie selbst in Urlaub fahren. Die Patienten haben den
Vorteil, dass das Zentrum dank der zahlreichen Ärzte zu den
notdienstfreien Zeiten praktisch immer geöffnet hat.


Gesamtausgabe des Schleswig-Holsteinischen Ärzteblatts 5/2019
im Internet unter:

http://www.aeksh.de/shae/2019/201905/h19054a.htm

Zur jeweils aktuellen Ausgabe des Schleswig-Holsteinischen Ärzteblatts:

www.aerzteblatt-sh.de

 * 
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Das Schleswig-Holsteinische Ärzteblatt erscheint 12-mal im Jahr.
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POLITIK/1951: Pieksen in die Luft - Deutscher Ärztetag fordert Impfpflicht, Ärzte fehlen (UZ)


UZ - Unsere Zeit, Nr. 23 vom 7. Juni 2019

Sozialistische Wochenzeitung - Zeitung der DKP

Pieksen in die Luft

Deutscher Ärztetag fordert Impfpflicht, Ärzte fehlen

von Christoph Hentschel



Der Deutsche Ärztetag fordert eine generelle Impfpflicht, um einen
möglichst lückenlosen Impfschutz zu garantieren. Vergangene Woche
tagten die 250 Delegierten in Münster und begrüßten das Vorhaben von
Gesundheitsminister Jens Spahn (CDU), wonach künftig alle Mediziner
Schutzimpfungen durchführen dürfen. Bislang sind Fachärzte dabei an
ihre Gebietsgrenzen gebunden. Darüber hinaus sprach sich die
Fachkonferenz für die Einführung einer gesetzlichen Impfpflicht gegen
Masern aus, wie sie Spahn ab 2020 plant. Sie soll für Kinder,
Kita- und Schulpersonal sowie für Beschäftigte medizinischer
Einrichtungen gelten. Im Vorfeld der dreitägigen Tagung warnte das
"Europäische Zentrum für Krankheitsprävention und -kontrolle" (ECDC)
vor einer in Europa weiterhin bestehenden Gefahr von
Masernerkrankungen. Zwischen Januar 2016 und März 2019 seien auf dem
gesamten Kontinent mehr als 44.000 Fälle gemeldet worden. Das ECDC
spricht von einem "unnötigen Risiko für viereinhalb Millionen Kinder
und Teenager, an Masern zu erkranken", weil in Europa nicht die
derzeitigen globalen Impfquoten erreicht würden. Seit Jahren nehme die
Impfabdeckung ab, so dass die Masern ein Gesundheitsrisiko blieben.
EU-Gesundheitskommissar Vytenis Andriukaitis beklagt, dass die Masern
nach der Zielsetzung der Weltgesundheitsorganisation auf europäischem
Gebiet bereits bis zum Jahr 2000 hätten ausgerottet sein sollen.
"Trotzdem ist Europa weiter weit davon entfernt, ein masernfreier
Kontinent zu sein."

Bis 1983 galt in der BRD eine Impfpflicht gegen die dann ausgerotteten
Pocken. Seitdem besteht kein Impfzwang mehr in der BRD. In der DDR
bestand eine Impfpflicht im Kindes- und Jugendalter. Diese wurde nach
der Einverleibung der DDR durch die BRD aufgehoben. Obwohl sich
"Krankheiten wie Masern und Röteln nur mit einer Impfpflicht
ausrotten" lassen, sagte Thomas Fischbach, Präsident des
Berufsverbandes der Kinder- und Jugendärzte. Dass dies möglich sei,
habe in der Vergangenheit die verpflichtende Pockenimpfung gezeigt.
Medial sind sogenannte Impfgegner sehr präsent. Jedoch sind über 90
Prozent der Kinder in Deutschland geimpft, aber meist unzureichend.
Die "Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung" warnt, dass viele
Kinder die notwendige zweite Impfung gegen Masern, Mumps und Röteln
nicht erhalten.

In ländlichen Gebieten und in finanziell schwachen Bezirken der
Großstädte fehlen immer mehr Allgemein- und Kinderärzte. Alleine in
Altenessen im Essener Norden kommen 10.000 unter 18-Jährige auf gerade
mal zwei Kinderärzte. Die Folge: Wartezeiten von zwei bis drei Stunden
für Eltern mit fiebrigen Kindern und Wartezeiten auf Termine - unter
anderem für Regelimpfungen - bis zu drei Monaten. 1.158 Kinder unter
14 Jahren leben in Karnap, einem Teil von Altenessen, und haben in
ihrem Stadtviertel keinen Zugang zu einem Arzt. Sie und ihre Eltern
müssen für einen Arzttermin kilometerweit fahren. "Viele
Hartz-IV-Empfänger haben gar kein Auto und für eine alleinerziehende
Mutter mit mehreren Kindern ist ein Besuch eines weiter entfernten
Arztes kaum zu koordinieren", sagt der Essener Gesundheitsamtsleiter
Rainer Kundt. Zudem sei "im Norden die Klientel viel schwieriger und
es gibt weniger Privatpatienten - das kann bei vielen Ärzten den
Ausschlag geben, wo sie sich niederlassen". Im wohlhabenden Bredeney
im Essener Süden kommen gerade mal 386 Kinder auf einen Arzt. Im
gesamten südlichen Bezirk, zu dem Bredeney gehört, kommen fünf
Mediziner auf 5.600 Mädchen und Jungen. Hinzu kommen hier diverse
Spezialisten wie Kinderpsychologen.

 * 
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DEMENZ/446: Alzheimer-Telefon - "Meine Mutter telefoniert nicht mehr wie früher mit mir" (Alzheimer Info)


Alzheimer Info, Ausgabe 2/2019

Nachrichten der Deutschen Alzheimer Gesellschaft Selbsthilfe Demenz

Alzheimer-Telefon

"Meine Mutter telefoniert nicht mehr wie früher mit mir"

von Ellen Nickel, DAlzG



'Alzheimer-Telefon' 030 - 259 37 95 14

Frau Becker wendet sich das zweite Mal an das Alzheimer-Telefon:
"Meine Mutter ruft mich seit einiger Zeit kaum noch an. Wir haben
sonst täglich telefoniert - meist rief sie mich an. Wenn ich meine
Mutter jetzt anrufe, dann ist sie oft sehr kurz angebunden. Das
bereitet mir Sorgen. Ich kann meine Mutter nicht so häufig besuchen,
da ich noch berufstätig bin und nicht in ihrer Nähe wohne. Wie kann
ich wissen, wie es meiner Mutter geht?"


"Kommunikationsschwierigkeiten nehmen im Verlauf einer Demenz
zu. Betroffene können sich weniger konzentrieren, sie verlieren den
Gesprächsfaden, ebenso können sich Wortfindungsstörungen und
Verständnisschwierigkeiten einstellen. Auch die Bedienung eines
Telefons wird zunehmend problematisch.

Die Verständigung am Telefon wird für Betroffene mit zunehmender
Demenz zu einer Herausforderung und schließlich sind sie damit
überfordert. Daher werden die Telefonate seltener und einsilbiger. Was
tun?

Eine gute Lösung kann es sein, jetzt selbst mehr den aktiven Part zu
übernehmen und die Mutter anzurufen. Die Telefonate können so weiter
aufrechterhalten bleiben. So lange wie Ihre Mutter mit der
telefonischen Verständigung und der Bedienung des Telefons
zurechtkommt, bedeuten eben auch kurze Telefonate Kontakt und können
beiden Seiten eine gewisse Sicherheit geben.

Manchmal hilft es, ein aktuelles Telefongerät gegen ein altes
auszutauschen, weil das Wissen um seine Bedienung aus dem
Langzeitgedächtnis erinnert wird. Auch Briefe oder Postkarten können
eine Möglichkeit sein, in Kontakt zu bleiben.

Entlastend kann es sein, andere zu gewinnen, die Ihre Mutter besuchen
können (Nachbarn, Pflegedienst, ehrenamtliche Hilfen), damit sie mehr
Geselligkeit und Unterstützung hat. Über diese Person hätten Sie
zusätzlichen Kontakt zu ihrer Mutter. Die Möglichkeiten, miteinander
zu reden und im Kontakt zu sein, verändern sich mit der Krankheit.
Vielleicht lässt es sich doch einrichten, dass Sie Ihre Mutter
häufiger besuchen, auch wenn die Besuche aus Zeitgründen kürzer sein
müssen.

Früher oder später muss man leider akzeptieren, dass sich Fähigkeiten
verändern und auch manche liebgewonnenen Gewohnheiten nicht mehr
miteinander gepflegt werden können. Sich an die Veränderungen immer
wieder anzupassen, ist sicherlich nicht leicht, aber meist lassen sich
immer wieder neue Wege finden, um trotzdem in Kontakt zu sein.

Mein Tipp: Austausch und Kontakt sind nicht nur auf der verbalen Ebene
möglich! Denken Sie an all unsere anderen menschlichen Sinne, durch
die wir mit anderen in Kontakt treten. Gemeinsam Lieblingsmusik hören,
altbekannte Filme oder Fernsehserien ansehen, Körperkontakt, gemeinsam
kochen, miteinander tanzen - all das verbindet ebenfalls."

 * 

Quelle:

Alzheimer Info, Ausgabe 2/19, S. 13

Nachrichten der Deutschen Alzheimer Gesellschaft Selbsthilfe Demenz

Friedrichstraße 236, 10969 Berlin

Telefon: 030/259 37 95-0, Fax: 030/259 37 95-29

Alzheimer-Telefon: 030/259 37 95-14

E-Mail: info@deutsche-alzheimer.de

Internet: www.deutsche-alzheimer.de

 

Das Alzheimer Info erscheint vierteljährlich.

Jahresabonnement: 12,00 Euro, Einzelheft: 3,00 Euro
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DIABETES/2062: Essstörungen bei Diabetes können lebensgefährlich sein (idw)


Arbeitsgemeinschaft der Wissenschaftlichen Medizinischen Fachgesellschaften e.V.

Medizin - Kommunikation, 17.06.2019

DDG/DGE: Essstörungen bei Diabetes können lebensgefährlich sein



Essstörungen treten bei jungen Patientinnen mit Typ-1-Diabetes zwei- bis
dreimal häufiger auf als bei gesunden Frauen. Die Betroffenen hoffen,
Gewicht zu verlieren, indem sie zeitweise darauf verzichten, sich Insulin
zu spritzen. Damit riskieren sie unumkehrbare Schäden an Nerven und
Gefäßen und im schlimmsten Fall sogar ihr Leben. Anlässlich einer
gemeinsamen Pressekonferenz am 18. Juni in Berlin rufen Diabetes- und
Hormonexperten dazu auf, die Kombination dieser beiden Erkrankungen
stärker in den Fokus zu rücken. Insbesondere Ärzte und Familienangehörige
sollen bei jungen Diabetespatientinnen stärker auf Anzeichen möglicher
Essstörungen achten.

Vor allem die Bulimie ist bei jungen Frauen mit Diabetes Typ 1 besonders
verbreitet. Die Betroffenen haben Essanfälle, bei denen sie große Mengen
an Nahrung förmlich verschlingen. Aus Angst, zuzunehmen, greifen sie zu
verschiedenen Strategien: Sie erbrechen das Essen beispielsweise oder
nehmen Abführmittel in hohen Dosen ein. Patientinnen mit Typ-1-Diabetes
wenden eine weitere Methode an: Sie verzichten auf das Spritzen von
Insulin. Ohne das lebenswichtige Hormon kann ihr Körper den Zucker aus der
Nahrung nicht aufnehmen, sodass er mit dem Urin ausgeschieden wird. Das
sogenannte Insulin-Purging hat jedoch fatale Folgen: Da der Körper von
Menschen mit Diabetes keinen Zucker aufnehmen kann, verbleiben zu große
Mengen davon im Blut. Das schadet Blutgefäßen, Nerven und Nieren. Im
Extremfall kann es zu lebensgefährlichen Übersäuerungen des gesamten
Körpers kommen.

"Durch den Diabetes müssen sich Mädchen und junge Frauen täglich mit
Inhalt und Menge des Essens auseinandersetzen", erklärt Susan Clever,
Diplom-Psychologin aus Hamburg. "Gerade in der Pubertät ist die Gefahr
groß, dass Maßnahmen, die den Diabetes behandeln sollen, in ein
krankhaftes Verhältnis zum Essen und zum eigenen Körper führen." Viele
Menschen legen auch an Gewicht zu, wenn sie eine Insulintherapie beginnen.
Hinzu kommen der tägliche Stress, den die Erkrankung verursacht, ein
geringes Selbstwertgefühl und eventuell beschämende Aussagen von
Mitschülern und Freunden - die Patientinnen flüchten sich in ein gestörtes
Essverhalten. Die Expertin aus der Diabetespraxis Blankenese weiß, dass
durch Essstörungen auch die Therapie des Diabetes gefährdet ist: Diese
Patientinnen essen unregelmäßig und messen ihren Blutzucker seltener.

"Da die Betroffenen aus Scham nicht über ihre Erkrankung sprechen, sind
Ärzte und Angehörige gefragt, bei jungen Patientinnen mit Diabetes Typ 1
verstärkt auf Anzeichen von Essstörungen zu achten", sagt Clever.
Schwankendes Körpergewicht und sehr hohe Blutzuckerwerte können ein
wichtiger Hinweis sein. Aber auch wenn eine Patientin ihren Blutzucker nur
selten misst oder mehrere Messgeräte dafür benutzt, sollten Eltern und
Behandler nachforschen.

Wie Essstörungen bei Diabetes behandelt werden können und was zu tun ist,
um ihnen vorzubeugen, erklären Experten auf einer gemeinsamen
Pressekonferenz der Deutschen Diabetes Gesellschaft und der Deutschen
Gesellschaft für Endokrinologie am 18. Juni in Berlin.


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution76

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Arbeitsgemeinschaft der Wissenschaftlichen Medizinischen Fachgesellschaften e.V.

Medizin - Kommunikation, 17.06.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 20. Juni 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIZIN / KRANKHEIT





MELDUNG/168: Uniklinikum Würzburg - Mit wegweisender Krebsimmuntherapie-Studie im New England Journal of Medicine (idw)


Universitätsklinikum Würzburg - 17.06.2019

Uniklinikum Würzburg: Mit wegweisender Krebsimmuntherapie-Studie im New England Journal of Medicine



Das Uniklinikum Würzburg war an einer internationalen
Krebsimmuntherapie-Studie beteiligt, deren ermutigenden Ergebnisse im Januar dieses Jahres in
der hochrenommierten Fachzeitschrift "The New England Journal of Medicine"
veröffentlicht wurden.

Der Wirkstoff Tisagenlecleucel gilt als Meilenstein in der modernen
Onkologie. Er besteht aus zur menschlichen Immunabwehr gehörenden
T-Zellen. Diese werden aus dem Blut des jeweiligen Krebspatienten gewonnen
und gentechnisch so verändert, dass sie einen chimären Antigenrezeptor
(CAR) herausbilden. Dieser Rezeptor richtet sich gegen CD19, ein
Oberflächenantigen bestimmter Tumorzellen. Kommt nach der Infusion des
Wirkstoffs eine den chimären Antigenrezeptor tragende T-Zelle mit einer
CD19-tragenden Tumorzelle in Kontakt, wird die Immunabwehr-Zelle
aktiviert. Sie vernichtet die Krebszelle und vermehrt sich. Dem
Immunsystem des Patienten wird quasi beigebracht, den Krebs zu bekämpfen.
Eine mehrjährige internationale Studie zeigte, dass Tisagenlecleucel bei
Erwachsenen mit akuter lymphatischer B-Zell-Leukämie oder aggressiven
Lymphknoten-Tumoren in der Mehrzahl der Fälle dauerhaft zu einem
vollständigen oder zumindest teilweisen Rückgang der Erkrankung führt.
Die Publikation zu dieser Studie erschien im Januar dieses Jahres im "New
England Journal of Medicine", einer der angesehensten medizinischen
Fachzeitschriften der Welt.

Der Würzburger Beitrag zur Studie

Einen Teil dieses medizinischen Erfolgs und des mit der Veröffentlichung
verbundenen Ansehens in der Fachwelt kann das Uniklinikum Würzburg (UKW),
namentlich die Medizinische Klinik II, für sich beanspruchen. "Wir waren
zusammen mit den Kollegen der Uniklinik Köln deutschlandweit die ersten,
die im Rahmen der Studie diese CAR-T-Zellen klinisch eingesetzt haben",
berichtet Prof. Dr. Hermann Eisele. Der Direktor der Medizinischen Klinik
II des UKW fährt fort: "Außerdem haben wir mit acht Patienten einen
bedeutenden Teil der weltweit insgesamt 93 Studienteilnehmerinnen
und-teilnehmer beigesteuert und therapiert."

Eine Therapie, die es durchaus in sich hat. "Auch wenn die Behandlung
hochwirksam ist und schon als Revolution bezeichnet wird, darf man nicht
glauben, dass diese leicht durchzuführen ist", betont Prof. Einsele.
Vielmehr bedarf es nach seinen Worten - nicht zuletzt wegen des
Managements der möglichen massiven Nebenwirkungen - einer intensiven
Überwachung und Betreuung der Patienten. Am Uniklinikum Würzburg übernahm
diese Aufgabe teilweise die als zentrale Einrichtung des Klinikums
etablierte und der Medizinischen Klinik II organisatorisch zugeordnete
Early Clinical Trial Unit. Die von Dr. Marie-Elisabeth Goebeler geleitete
interdisziplinäre Einheit ist auf die ambulante und stationäre Behandlung
von Studienpatienten spezialisiert. Von klinischer Seite wurde die Studie
von Prof. Dr. Stephan Mielke geleitet, der auch Co-Autor der Publikation
ist. Prof. Mielke wechselte mittlerweile an das schwedische
Karolinska-Institut. Die CAR-T-Zell-Therapie bei Lymphomen wird am UKW von Prof. Dr.
Max Topp fortgesetzt, der zusammen mit Prof. Dr. Stefan Knop den
Schwerpunkt Hämatologie an der Medizinischen Klinik II leitet.


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1764

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Universitätsklinikum Würzburg - 17.06.2019

WWW: http://idw-online.de
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NACHLESE/036: 50 Jahre später ... Pink Floyd - Music From the Film More (SB)


In a churchyard by a river

Lazing in the haze of midday

Laughing in the grasses and the graves

Pink Floyd - Cirrus Minor



Vogelzwitschern, aus der Ferne der Ruf eines Kuckucks, langsam steigen
Gitarrentöne auf, eine Orgel fällt ein, ihr fragiles Tremolo und eine
ungewöhnliche Tonfolge überstrahlen die mittägliche Hitze eines Friedhofes in
der Nähe einer alten Kirche mit einer unwirklichen Aura. Mit allen Sinnen der
idyllischen Szenerie gewärtig und ihr zugleich entrückt auf der Reise nach
Cirrus Minor, vorbei an der Sonne, wo mit einem kurzen Blick das Bild eines
Kraters im Feuersturm erhascht wird - die Synchronizität einer vielen Menschen
vertrauten, sich unverzögert mitteilenden Präsenz und der Öffnung unauslotbarer,
hinter der Beschleunigung imaginärer Entfaltung kollabierender Räume war ein
häufiges Motiv der unter "psychedelischer Rock" firmierenden Klangkunst.

Das Eröffnungsstück dieses im Juni 1969 veröffentlichten Pink Floyd-Albums ist
auf exemplarische Weise von der Empathie des Keyboarders Richard Wrights
geprägt, der so viel für die halluzinogene Qualität vieler früher Stücke der
englischen Avantgarde-Band getan hat. Der Soundtrack für den Film More des
Schweizer Filmemachers Barbet Schroeder, der damit sein erfolgreiches Debüt als
Regisseur vorlegte, war kein reguläres Album der 1969 schon über das Vereinigte
Königreich hinaus bekannten Band. Die Gruppe um Bassist Roger Waters, Gitarrist
David Gilmour, Drummer Nick Mason und den 2008 verstorbenen Richard Wright, die
bei dieser nur acht Tage währenden Einspielung erstmals ohne den aufgrund seines
LSD-Konsums zu unzuverlässig gewordenen Syd Barrett auskam, nutzte den Auftrag,
den Soundtrack für einen Kinofilm abzuliefern, dafür, ihre ohnehin von
experimentellen Elementen geprägte Musik mit bis dahin in ihrem Werk nicht
anzutreffenden Einflüssen zu bereichern.

Das gab die in dem Film More erzählte Geschichte eines Liebespaares, das in
Paris und auf Ibiza die damals angesagten Drogen ausprobierte und auf Heroin
hängenblieb, allemal her. Die Höhen und Tiefen ihres Abenteuers, seine zusehends
tragische Entwicklung und das tödliche Finale, euphorische Momente und
existenzielle Ängste, eingebettet in die Aussteigerwelt der damals von Hippies
bevölkerten Insel Ibiza, gingen mit der Musik von Pink Floyd eine geglückte
Kombination von einfühlsamer Vorstellungs- und expressiver Ausdruckskraft ein. 
Die Mittelmeerinsel, heute inmitten des Massengrabes EU-europäischer
Flüchtlingsabwehr gelegen, war noch in die scheinbare Unschuld landschaftlicher
Schönheit und lichterfüllter Klarheit getaucht. Es war dem spezifischen Einfluß
geschuldet, den die europäische Südküste von den griechischen Inseln über die
Cote d'Azur bis zu den Inseln vor der östlichen Küste Spaniens auf mehrere
Musiker der Band hatte, daß Pink Floyd in den Cafes und Clubs der Region in den
1970er Jahren zu den meistgespieltesten Bands gehörte.

Selten hatte man die damals noch mit zum Teil schwer verdaulichen Klangeskapaden
aufwartende Band in einer so folkigen und lyrischen Stimmung gehört. Zwar
befanden sich mit The Nile Song und Ibiza Bar zwei der rockigsten Stücke, die
Pink Floyd jemals aufgenommen hatte, auf dem Album. Der Grundton aber war ein
nachdenklich bis melancholisch die Unwägbarkeiten eines hedonistischen Lebens
reflektierender Sound, der den Nerv vieler Menschen traf, die mit der Sicherheit
bürgerlicher Lebensgarantien gebrochen hatten und sich auf diese oder jene Weise
auf der Reise befanden.

Nur wenige der auf More vertretenen Stücke, so etwa Cymbaline, wurden von Pink
Floyd auf der Bühne zur Aufführung gebracht. Als ob die Band sich eine
irreguläre Pause von der musikindustriellen Anforderung, nach den überaus
erfolgreichen Alben The Piper at the Gates of Dawn und A Saucerful of Secrets
ein weiteres, von spektakulären Ideen und gewagten Innovationen überquellendes
Werk vorzulegen, gegönnt hätte, verströmt More den Charme eines Ausfluges in die
Hitze des mediterraneen Tages zwischen schroffen Felsen und weitem Meer, die
einsame Landschaft lediglich belebt von Olivenbäumen und Windmühlen, zwischen
denen zwei verlorene Kinder der Nachkriegsgeneration etwas suchen, was in der
übersteigerten Erlebnisform biochemisch induzierter Erfahrungswelten so schnell
abbrennt, daß es zur Erfüllung des Versprechens auf Wirklichkeit niemals reicht. 
More ist ein akustisches Zeitzeugnis besonderer Art, voll von Reminiszenzen an
eine Zeit, in der Ibiza noch kein Ziel massentouristischer All
Inclusive-Akkomodationen war, in dessen Bars und Clubs weltweit angesagte DJs
vergeblich nach der Immanenz eines Traumes greifen, der, unter mehreren
Epochenbrüchen verschütt gegangen, sich jeglicher Wiederholung entzieht.
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INFOPOOL / MUSIK / VERANSTALTUNGEN





KLASSIK/10217: Raesfeld - Böhmische und slawische Kompositionen mit Seif El Din Sherif, 23.6.19


Kreis Borken

"Sommer - Schlösser - Virtuosen - Klassik im Westmünsterland"

Konzert am 23. Juni 2019 - Deutsche Kammerakademie Neuss am Rhein
gastiert mit Seif El Din Sherif im Rittersaal Schloss Raesfeld



Kreis Borken/Raesfeld. Das zweite Konzert der Reihe "Sommer -
Schlösser - Virtuosen - Klassik im Westmünsterland" findet am 23. Juni
2019 um 17 Uhr im Rittersaal Schloss Raesfeld statt. Die Deutsche
Kammerakademie Neuss am Rhein unter der Leitung von Andres Mehne
spielt böhmische und slawische Kompositionen gemeinsam mit dem
Solisten Seif El Din Sherif am Klavier. Zuhörerinnen und Zuhörer
dürfen sich unter anderem auf Werke von Ludwig van Beethoven und
Antonin Dvorak freuen.

Seif El Din Sherif, geboren in Kairo/Ägypten, begann im Alter von
zwölf Jahren Klavier zu spielen. Er ist Preisträger vieler
internationaler Wettbewerbe. Konzertreisen führten ihn nach Ägypten,
Spanien, Holland, England, Italien und Deutschland. Mit dem "Glinka
Trio", das 2018 im Zyklus "Best of NRW" auftrat, ist er auch als
Kammermusiker tätig. Seif El Din Sherif ist Stipendiat der Werner
Richard - Dr. Carl Dörken-Stiftung aus Herdecke.

Veranstalter von Konzertreihe ist der Kreis Borken. Das Konzert am 23.
Juni wird in Zusammenarbeit mit dem Kulturkreis Schloss Raesfeld
durchgeführt. Möglich gemacht wird die Reihe, die 2019 bereits zum 17.
Mal stattfindet, durch das großzügige Engagement der Werner Richard -
Dr. Carl Dörken-Stiftung aus Herdecke, der die Pflege des Kulturlebens
in Westfalen ein besonderes Anliegen ist. Zudem unterstützen die
Sparkasse Westmünsterland sowie die Hilde und Bodo Crone-Stiftung aus
Gronau die Konzertreihe.

Der Eintritt beträgt für Erwachsene 15 Euro, Schüler, Studenten und
Auszubildende zahlen 10 Euro. Karten-Reservierungen sind in der
Kulturabteilung des Kreises Borken im kult Westmünsterland in Vreden,
Kirchplatz 14, unter Tel. 02564/9899-111 oder per E-Mail an
sommerkonzerte@kreis-borken.de möglich. Weitere Informationen zur
Konzertreihe stehen im Internet bereit unter
www.kreis-borken.de/sommerkonzerte.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 17. Juni 2019

Kreis Borken

Pressestelle, Burloer Straße 93, 46325 Borken

Telefon: (0 28 61) 82 21 - 11 / 13

Fax: (0 28 61) 82 - 13 41

E-Mail: pressestelle@kreis-borken.de
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INFOPOOL / MUSIK / VERANSTALTUNGEN





KLASSIK/10216: Leverkusen - Werke von G.M. Monn, W.A. Mozart und G. Bizet am 22. Juni 2019


Stadt Leverkusen

Werke von G.M. Monn, W.A. Mozart und G. Bizet mit dem
Jugend-Sinfonieorchester des Konservatoriums Zwickau 



Neben Konzerten in Wuppertal, Remscheid und Köln macht das
Jugend-Sinfonieorchester Zwickau auch Station in Leverkusen. Da
musikalische Begegnungen unterschiedlicher Gruppen eine große
Bedeutung für die musikpädagogische Arbeit an der Musikschule haben,
begrüßt die Musikschule Leverkusen den Besuch des Zwickauer
Jugendorchesters.

Unter seinem renommierten Dirigenten Prof. Georg Christoph Sandmann
reist das Orchester mit Musik von G.M. Monn , W.A. Mozart und G. Bizet
an. Das Orchester verfügt bereits über viel Auftrittserfahrung und ist
Preisträger internationaler Wettbewerbe. In einem Workshop mit dem
Streichorchester der Musikschule, unter der Leitung von Klaus Müller,
wird das bekannte Andante festivo von J. Sibelius geprobt und im
Konzert der Gäste mit etwa 80 jugendlichen Musikerinnen und Musikern
zur Aufführung kommen.

Hierzu lädt die Musikschule Leverkusen alle Freunde sinfonischer Musik
herzlich am Samstag, dem 22. Juni 2019, um 19.00 Uhr in den Großen
Saal der Musikschule Leverkusen (Friedrich-Ebert Str. 41) ein.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 18. Juni 2019

Stadt Leverkusen

E-Mail: postmaster@stadt.leverkusen.de

Internet: http://www.leverkusen.de
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





AUSLAND/9100: Aus aller Welt - 19.06.2019 (SB)




MELDUNGEN



Chinas Präsident Xi stärkt Nordkoreas Staatschef Kim den Rücken

Unmittelbar vor seiner zweitägigen Reise nach Nordkorea hat Chinas
Präsident Xi Jinping den politischen Kurs von Staatschef Kim Jong Un
im Konflikt mit den USA gutgeheißen. Zudem pries Xi in einem
Gastbeitrag für die nordkoreanische Staatszeitung "Rodong Sinmun" die
unersetzliche Freundschaft beider Länder. Einem Bericht der
chinesischen Nachrichtenagentur Xinhua zufolge wird Xi am Rande des
G20-Gipfels mit US-Präsident Donald Trump zusammentreffen, um über
die bilateralen Beziehungen und Fragen von gemeinsamem Interesse zu
sprechen. Die chinesische Führung hofft auf einen Durchbruch im
festgefahrenen Handelsstreit. Das vierzehnte Treffen der Gruppe der
Zwanzig findet vom 28. bis 29. Juni im japanischen Osaka statt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





JUSTIZ/9100: Kriminalität und Rechtsprechung - 19.06.2019 (SB)




MELDUNGEN



32jähriger bei Polizeieinsatz erschossen

Im Essener Stadtteil Altendorf hat die Polizei einen Mann erschossen.
Nach Darstellung der Behörden hatte der 32jährige per Notruf
angekündigt, sich umzubringen. Beim Eintreffen der Beamten habe sich
der Mann ein Messer an den Hals gehalten, das er auch nach
mehrmaliger Aufforderung nicht aus der Hand legte. Warum die
Situation eskalierte und die Polizei den tödlichen Schuß abgefeuert
hat, ist bisher noch nicht geklärt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/9097: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 19.06.2019 (SB)




MELDUNGEN



Vier Verletzte nach Bootsunfall auf Marinetanker "Rhön"

Im Kieler Scheerhafen ist ein Rettungsboot des Marinetankers "Rhön"
mit mehreren Bundeswehrangehörigen aus noch unbekannten Gründen ins
Hafenbecken gestürzt. Vier Seeleute wurden bei dem Aufprall auf dem
Wasser verletzt, zwei mußten operiert werden. Das Schiff soll nun in
seinen Heimathafen Wilhelmshaven zurückgebracht werden. Die
Staatsanwaltschaft hat Ermittlungen aufgenommen. Der mit 40 zivilen
Seeleuten besetzte Tanker war seit dem Pfingstwochenende an dem
NATO-Manöver Baltops 2019 beteiligt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/9099: Aus Parlament und Gesellschaft - 19.06.2019 (SB)




MELDUNGEN



SPD klärt Nachfolge von Justizministerin Barley

Die SPD hat die bisherige parlamentarische Staatssekretärin im
Finanzministerium, Christine Lambrecht, für das Justizressort
vorgeschlagen. Die hessische Sozialdemokratin soll das Amt von ihrer
Parteikollegin Katarina Barley übernehmen, die Anfang Juli ins
EU-Parlament nach Brüssel wechselt. Laut dpa-Angaben trafen die drei
kommissarischen SPD-Chefs die Personalie kurzfristig. Sie habe erst
am Morgen von ihrer geplanten Nominierung erfahren, sagte Lambrecht.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/9098: Tragisches und Kurioses - 19.06.2019 (SB)




MELDUNGEN



Schweres Bootsunglück vor Java

Nahe der indonesischen Insel Madura ist ein zehn Meter langes
Holzboot mit mehr als 60 Menschen an Bord gesunken. Mindestens 18
Menschen kamen dabei ums Leben. Nach Informationen des Fernsehsenders
Liputan 6 konnten 39 Menschen gerettet werden. Mehrere Insassen des
Bootes werden noch vermißt. Hohe Wellen hätten das Boot erfaßt und
umgekippt, berichtete ein Überlebender.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/8183: Aus Forschung und Technik - 19.06.2019 (SB)




MELDUNGEN



Europäisches Konsortium forscht an wiederverwendbaren Raketen

Ein europäisches Konsortium forscht künftig an Schlüsseltechnologien
für rückwärtslandende Raketen. Nach Informationen des Deutschen
Zentrums für Luft- und Raumfahrt in Köln haben sich das DLR und fünf
europäische Unternehmen im Projekt RETALT (RETro Propulsion Assisted
Landing Technologies) zusammengeschlossen, um über drei Jahre hinweg
die Aerodynamik, die Aerothermodynamik, die Flugdynamik bei Flug und
Rückflug, Navigation und Steuerung sowie Strukturteile, Materialien
und Mechanismen zu untersuchen. An den Forschungen beteiligen sich
die Abteilungen Über- und Hyperschalltechnologien am DLR-Standort
Köln und die Abteilung Raumfahrzeuge am Standort Göttingen.
Partnerorganisationen sind das DLR, CFS Engineering (Schweiz),
Elecnor Deimos (Spanien), MT Aerospace (Deutschland), Almatech
(Schweiz) und Amorim Cork Composites (Portugal).
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/8196: Aus aller Welt - 19.06.2019 (SB)




VOM TAGE



Kanadas Regierung genehmigt Pipeline Trans Mountain

Kanada wird seine Ölexporte über die im Westen liegende Hafenstadt
Vancouver (Britisch Columbia) auf 890.000 Barrel pro Tag
verdreifachen. Dazu kann die umstrittene, 1150 Kilometer lange
Pipeline Trans Mountain gebaut werden, nachdem die Regierung das
Projekt jetzt genehmigt hat. Premierminister Trudeau will mit
erhöhten Ölexporten nach Asien die Abhängigkeit Kanadas von den USA
verringern. Die Arbeiten an der bis zur Provinz Alberta führenden
Pipeline sollen im Sommer beginnen, obwohl alle Rechtsstreitigkeiten
darum noch nicht beigelegt wurden. Die Provinzverwaltung von Britisch
Columbia, Klima- und Umweltschützer sowie indigene Ureinwohner sind
strikt gegen die Pipeline.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/8184: Kriminalität und Rechtsprechung - 19.06.2019 (SB)




VOM TAGE



Zoll entdeckt 670 Kilogramm Heroin in Lkw aus Kirgistan

Die Zollfahndung Berlin-Brandenburg hat Ende Mai an der Grenze zu
Polen in einem Lkw 670 Kilogramm Heroin entdeckt. Dieses war in
Päckchen versteckt, welche als türkische Süßigkeiten
deklariert waren. Das verplombte Fahrzeug kam aus Kirgistan. Das
Rauschgift dürfte demnach aus der Region von Afghanistan stammen. Die
Lieferung sollte an eine Scheinadresse in Belgien gehen. Die
deutschen Zollfahnder waren auf den Lkw aufgrund eines Hinweises von
Ermittlern aus den Niederlanden aufmerksam geworden. Wegen der
Abstimmungen mit den dortigen Behörden wurde der Drogenfund erst am
Dienstag dieser Woche bekanntgegeben.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/8107: Sprache, Kunst und Medium - 19.06.2019 (SB)




VOM TAGE



Lübecker Theaterdirektor kündigt seinen Vertrag vorzeitig

Der Lübecker Theaterdirektor Christian Schwandt hat überraschend
seinen seit 2007 laufenden Vertrag gekündigt. Er tritt wegen der nach
seiner Ansicht unzureichenden Finanzhilfen des Landes zum 31. Juli
2020 zurück.

Gegenüber NDR1 Welle Nord meinte der Bühnenchef: "Es ist nicht nur
mein Eindruck in der Kulturszene, daß die Kulturpolitik in
Schleswig-Holstein den absolut letzten Stellenwert hat." Hauptsächlich
moniert Schwandt die zu geringe Dynamisierung der Landeszuschüsse um
jährlich 1,5 Prozent.

Noch würden die Theater in Lübeck, Kiel und das Landestheater quasi in
der zweiten Liga spielen, man laufe in Lübeck nun aber Gefahr,
viertklassig zu werden.

Landeskulturministerin Karin Prien sagte: "Wir wissen, daß die Theater
in Schleswig-Holstein mehr Geld benötigen." Sie werden sich weiter für
eine bessere Ausstattung einsetzen.

19. Juni 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/8174: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 19.06.2019 (SB)




VOM TAGE



Katjuscha schlägt in der Nähe von Exxon-Mobil-Gelände bei Basra ein

Rund hundert Meter neben dem Firmengelände von Exxon Mobil westlich
der irakischen Stadt Basra ist am Mittwochmorgen eine
Kurzstreckenrakete eingeschlagen. Dabei wurden drei irakische
Arbeiter verletzt. Örtliche Polizei meldete, bei dem Geschoß habe es
sich um den Typ Katjuscha gehandelt. Der US-Ölkonzern unterhält auf
dem fraglichen Gelände Unterkünfte und ein Betriebszentrum. Der
britisch-niederländische Energiekonzern Royal Dutch Shell und der
italienische Konzern Eni sind dort ebenfalls vertreten. Exxon Mobil
wird unbestätigten Meldungen zufolge seine rund 20 ausländischen
Mitarbeiter von dem Stützpunkt abziehen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/8188: Aus Parlament und Gesellschaft - 19.06.2019 (SB)




VOM TAGE



Löhne in der Alten- und Krankenpflege sollen steigen

Das Bundeskabinett hat am Mittwoch einen Gesetzentwurf von
Arbeitsminister Hubertus Heil für höhere Löhne in der Alten- und
Krankenpflege zur parlamentarischen Abstimmung durchgewunken. Heil
schlägt vor, daß die Tarifparteien allgemeinverbindliche
Tarifverträge nach dem Arbeitnehmerentsendegesetz aushandeln. Sollte
ihnen dieses nicht gelingen, wird die Bundesregierung für höhere
Mindestlöhne sorgen. Dazu wird dauerhaft eine Pflegekommission
eingerichtet, die nicht nur den Mindeststundenlohn in der Pflege,
sondern auch Lohnuntergrenzen und Arbeitsbedingungen für die
Pflegefachkräfte festsetzt. Zur Zeit wird in der Pflegebranche von
Westdeutschland und Berlin ein Mindestlohn von 11,05 Euro pro Stunde
gezahlt und im Osten von 10,55 Euro. Der Vorstoß des Ministers
erfolgt vor dem Hintergrund, daß in Deutschland fast 40.000 Stellen
in der Alten- und Krankenpflege offen sind. Die Finanzierung der
höheren Löhne in der Pflege ist bislang unklar. Laut Heil werden
nicht die Pflegeheimbewohner für die Mehrkosten zwischen 1,4 und 5,2
Milliarden Euro im Jahr aufkommen müssen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/8157: Tragisches und Kurioses - 19.06.2019 (SB)




VOM TAGE



Schwerer Schlag für Obstbauern im Alten Land

Am Wochenanfang haben entlang der Elbe Unwetter mit heftigen
Hagelschauern immense Schäden auf den Obstplantagen des Alten Landes
hinterlassen.

Wie NDR1 Niedersachsen berichtete, wären Niederschläge mit münzgroßen
Hagelkörnern auf die Obsthöfe niedergegangen und hätten teils große
Schäden an den Früchten hinterlassen, sagte Karsten Klopp vom
Obstbauzentrum Esteburg in Jork am Dienstag.

Im Gebiet zwischen den Flüssen Este und Lühe seien etwa 100 Betriebe
betroffen. Einzelne Erzeuger rechnen mit 80prozentigen Ernteausfällen.
Nur 40 Prozent der Bauern seien gegen derartige Schäden versichert.

Das genaue Ausmaß werde sich vermutlich erst im Laufe der Woche
zeigen.

19. Juni 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/8185: Arbeit, Soziales und Familie - 19.06.2019 (SB)




VOM TAGE



Mehr als 70 Millionen Menschen auf der Flucht

Zum Ende des vergangenen Jahres hin hat das Flüchtlingshilfswerk der 
Vereinten Nationen (UNHCR) weltweit 70,8 Millionen geflüchtete und 
vertriebene Menschen registriert. Das war der höchste Wert seit 
Gründung der Organisation vor rund 70 Jahren. Das UNHCR meldete in 
Genf, in die aktuelle Erhebung seien die Fluchtbewegungen in Venezuela 
noch nicht in vollem Umfang eingegangen. Bei den meisten Flüchtlingen 
handelte es sich um Binnenvertriebene. Rund 30 Millionen Menschen 
suchten im Ausland Schutz vor Gewalt, Konflikten, Verfolgung und 
Menschenrechtsverletzungen. Auch klimatische Notfälle, Ungleichheit, 
Armut und Epidemien trieben Menschen in die Flucht. Die größte Gruppe 
von Geflüchteten und Vertriebenen stellten die Syrer, gefolgt von den 
Afghanen und den Südsudanesen. Deutschland hat 1,1 Millionen 
anerkannte Flüchtlinge und rund 370.000 Asylsuchende aufgenommen und 
erntete für seine Aufnahmebereitschaft und seine 
Integrationsbemühungen großes Lob vom Uno-Hochkommissar für 
Flüchtlinge, Filippo Grandi.

19. Juni 2019
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WIRTSCHAFT/8173: Märkte und Finanzen - 19.06.2019 (SB)




VOM TAGE



Deutsch-chinesische Kooperationsvereinbarung

Bundeswirtschaftsminister Peter Altmaier hält sich drei Tage in der
Volksrepublik China auf, wo er und der chinesische Minister für
Marktregulierung, Xiao Yaqing, eine Kooperationsvereinbarung
unterzeichneten. Altmaier sprach sich in Peking für gleiche
Wettbewerbsbedingungen ohne Diskriminierung aus und forderte den
Gastgeber zur weiteren Öffnung seiner Märkte auf. Der CDU-Politiker
sagte dazu am Mittwoch unter anderem, er habe weder Drohungen auf den
Tisch gelegt noch Dinge verharmlost. China und Deutschland seien
sich darin einig, den multilateralen Welthandel verteidigen zu
wollen.

Altmaier sprach in der chinesischen Hauptstadt auch mit dem Minister
für Industrie und Informationstechnologie, Miao Wei, dem
Handelsminister Zhong Shan und dem Minister der Kommission für
Entwicklung und Reform, He Lifeng.

Das Handelsvolumen Deutschlands und Chinas betrug im vergangenen Jahr
199,3 Milliarden Euro, wovon die deutschen Exporte 93 Milliarden Euro
ausmachten. Damit ist China Deutschlands größter Handelspartner, so
Altmaier. Zur Zeit verlangsamt der Handelsstreit Chinas mit den USA
das Wirtschaftswachstum der Volksrepublik. Das wirkt sich nachteilig
auch für die am Chinageschäft beteiligten deutschen Unternehmen aus,
weswegen Deutschland ein Interesse daran hat, eine Eskalation zu
verhindern.

19. Juni 2019
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FORSCHUNG/557: Züchtung fördert nachhaltige Weizenproduktion (idw)


Justus-Liebig-Universität Gießen - 17.06.2019

Züchtung fördert nachhaltige Weizenproduktion

Ergebnisse umfangreicher Untersuchungen zum Anbau westeuropäischer
Weizensorten an verschiedenen Standorten unter Federführung der Professur
für Pflanzenzüchtung der Justus-Liebig-Universität Gießen in "Nature
Plants" veröffentlicht



Weizen ist die weltweit am häufigsten angebaute Kulturpflanze. Für die
globale Nahrungssicherung spielen die hohen Erträge im intensiven
europäischen Weizenanbau eine ausschlaggebende Rolle. Doch wie können die
nötigen Produktionsmengen von qualitativ hochwertigen Nahrungspflanzen wie
Weizen trotz eines deutlich reduzierten Einsatzes von agrochemischen
Produkten wie Dünger und Pflanzenschutzmitteln erreicht werden? Im Sinne
einer nachhaltigeren Landwirtschaft gewinnt diese Frage zunehmend an
Bedeutung. Wichtige Antworten liefern die Ergebnisse einer großangelegten
Studie verschiedener Universitäten und Einrichtungen, die unter der
Federführung der Professur für Pflanzenzüchtung (Prof. Dr. Rod Snowdon)
der Justus-Liebig-Universität Gießen (JLU) am 17. Juni 2019 unter dem
Titel Breeding improves wheat productivity under contrasting agrochemical
input levels ("Züchtung fördert die Produktivität von Weizen bei
unterschiedlichen agrochemischen Einsatzmengen") in der Zeitschrift
"Nature Plants" veröffentlicht worden sind.




[image: Bild: © Till Rose (Co-Autor, Christian-Albrechts-Universität zu Kiel)]

Weizenähren aus 50 Jahren Zuchtfortschritt

Bild: © Till Rose (Co-Autor, Christian-Albrechts-Universität zu Kiel)



In der öffentlichen Diskussion wird oft bemängelt, dass moderne
Pflanzensorten aufgrund der starken Ausrichtung auf Ertragssteigerung nur
noch im intensiven Anbau leistungsfähig seien. Älteren Sorten wird dagegen
eine bessere Anpassungs- und Leistungsfähigkeit in Anbausystemen mit
reduziertem Input zugesprochen. Jedoch fehlten bislang empirische
Grundlagen für diese Aussagen, aus denen Entscheidungshilfen zur Züchtung
bestimmter Sorten für einen nachhaltigeren Anbau entwickelt werden
könnten. Um diese Wissenslücke zu schließen, haben
Agrarwissenschaftlerinnen und -wissenschaftler an verschiedenen Standorten
den Einfluss des Zuchtfortschrittes auf das Ertragspotenzial unter
nachhaltigeren Anbauszenarien unter die Lupe genommen.

In einer der bisher größten derartigen Untersuchungen weltweit wurden fast
200 bedeutende westeuropäische Weizensorten aus den letzten 50
Zulassungsjahren mehrjährig an diversen Standorten angebaut. Das
Ungewöhnliche an der Studie: Die Leistung jeder Sorte wurde nicht nur
unter optimalen - also intensiven - Anbaubedingungen eingehend geprüft,
sondern an jedem Standort auch im direkten Vergleich zu Varianten mit
stark reduzierter Stickstoffdüngung bzw. ohne Pflanzenschutzbehandlungen.
So konnten die Forscherinnen und Forscher die Leistungen der Sorten unter
unterschiedlichen Anbauintensitäten direkt miteinander vergleichen und den
langjährigen Zuchtfortschritt in einen direkten Zusammenhang mit der
Ressourceneffizienz und dem Pflanzenschutzbedarf bringen.

Die Studienergebnisse entsprechen einerseits den Erwartungen: Im
intensiven Anbau verzeichneten die Agrarforscherinnen und -forscher eine
durchschnittliche Ertragssteigerung neuer Sorten in Höhe von etwa 32 kg/ha
pro Zulassungsjahr. Dies erklärt einen großen Anteil der anhaltenden
Produktionszunahmen der letzten 50 Jahre und spiegelt sich auch in den
Bestimmungen der Sortenzulassung wider: Für die Registrierung neuer Sorten
setzen die amtlichen Zulassungsbehörden eine Verbesserung gegenüber
früheren Sorten voraus.

Eine große Überraschung hielten jedoch die Ertragsdaten aus den Varianten
mit reduzierten Agrarchemieeinsätzen bereit: Hier fiel der
züchtungsgetriebene Ertragsfortschritt wider Erwarten nicht geringer aus,
sondern war ebenso hoch oder sogar noch höher als im intensiven Anbau.
Auffällig: Es zeigten keineswegs die älteren, sondern durchweg die
neuesten Sorten die höchste Leistung - und dies auch ohne
Fungizid-Behandlung oder bei reduzierter Düngung. Die neueren Weizensorten
zeichneten sich insgesamt durch verbesserte Krankheitsresistenzen, erhöhte
Nährstoffnutzungseffizienz und sogar durch die stärksten Ertragsleistungen
unter Dürrestress aus. Offensichtlich - so die Erklärung der
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler - hat die intensive Züchtung auf
Ertrag indirekt auch die Gesamtleistung der Sorten unter diversen Stress-
oder Mangelsituationen verbessert. Neuere Sorten wiesen sich auch durch
eine bessere Ertragsstabilität aus.

Dank eingehender Analysen des Erbguts aller Sorten konnten die
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler auch die genetischen Hintergründe
dieses Phänomens aufdecken: Durch die langjährige Selektion auf Ertrag
unter äußerst unterschiedlichen Anbaubedingungen fand offensichtlich im
Laufe der Zeit eine ständige Akkumulation von vorteilhaften Genvarianten
statt. Deren Effekte waren im Einzelnen zwar jeweils sehr klein, in der
Summe jedoch wirkte ihre stetige Zunahme positiv auf
Nachhaltigkeitsmerkmale wie die Wasser- oder Nährstoffeffizienz. Darüber
hinaus war zu erkennen, dass im Genpool moderner Sorten noch viel
genetisches Potenzial für weitere Verbesserungen steckt.

Für den europäischen Weizenanbau im Zeichen des Klima- und
Agrarpolitikwandels konnten die Autorinnen und Autoren der Studie aufgrund
dieser Kenntnisse eine klare Anbauempfehlung aussprechen: Eine
ressourceneffiziente und nachhaltige Landwirtschaft unter reduziertem
Agrarchemieeinsatz funktioniert nur unter Einsatz der neuesten,
leistungsfähigsten Sorten.

Beteiligte Institutionen

Justus-Liebig-Universität Gießen (JLU)

Koordinierender Autor: Prof. Dr. Rod Snowdon

gleichberechtigte Erstautoren Dr. Kai Voss-Fels, Dr. Andreas Stahl, Dr.
Benjamin Wittkop

Leibniz-Universität Hannover

Projektleitung: Prof. Hartmut Stützel

Christian-Albrechts-Universität zu Kiel

Julius-Kühn-Institut für Kulturpflanzenforschung

Rheinische Friedrich-Wilhelms-Universität Bonn

University of Queensland (Australien)


Die 1607 gegründete Justus-Liebig-Universität Gießen (JLU) ist eine
traditionsreiche Forschungsuniversität, die rund 28.000 Studierende
anzieht. Neben einem breiten Lehrangebot - von den klassischen
Naturwissenschaften über Rechts- und Wirtschaftswissenschaften,
Gesellschafts- und Erziehungswissenschaften bis hin zu Sprach- und
Kulturwissenschaften - bietet sie ein lebenswissenschaftliches
Fächerspektrum, das nicht nur in Hessen einmalig ist: Human- und
Veterinärmedizin, Agrar-, Umwelt- und Ernährungswissenschaften sowie
Lebensmittelchemie. Unter den großen Persönlichkeiten, die an der JLU
geforscht und gelehrt haben, befindet sich eine Reihe von
Nobelpreisträgern, unter anderem Wilhelm Conrad Röntgen (Nobelpreis für
Physik 1901) und Wangari Maathai (Friedensnobelpreis 2004). Seit dem Jahr
2006 wird die Forschung an der JLU kontinuierlich in der
Exzellenzinitiative bzw. der Exzellenzstrategie von Bund und Ländern
gefördert.

Originalpublikation:

Kai P. Voss-Fels, Andreas Stahl, Benjamin Wittkop, Carolin Lichthardt,
Sabrina Nagler, Till Rose, Tsu-Wei Chen, Holger Zetzsche, Sylvia Seddig,
Mirza Majid Baig, Agim Ballvora, Matthias Frisch, Elizabeth Ross, Ben J.
Hayes, Matthew J. Hayden, Frank Ordon, Jens Leon, Henning Kage, Wolfgang
Friedt, Hartmut Stützel and Rod J. Snowdon:

Breeding improves wheat productivity under contrasting agrochemical input
levels

doi: 10.1038/s41477-019-0445-5

Weitere Informationen unter:

https://www.briwecs.de/

http://www.plantbreeding-giessen.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution217

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Justus-Liebig-Universität Gießen, 14.06.2019
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FORSCHUNG/231: Kältefalle für Zellen und Organismen - Forschung an verbessertem Mikroskopieverfahren (idw)


Technische Universität Darmstadt - 18.06.2019

Kältefalle für Zellen und Organismen - Forschung an verbessertem
Mikroskopieverfahren



Darmstadt, 18. Juni 2019. Ein Forscherteam der TU Darmstadt arbeitet an
einem Verfahren, mit dem dynamische Prozesse in Zellen unter dem
Elektronenmikroskop besser untersucht werden können. Der Europäische
Forschungsrat fördert die Forschung zur Kryo-Lichtmikroskopie mit zwei
Millionen Euro.

Professor Thomas Burg, Leiter des Fachgebiets Integrierte Mikro-Nano-Systeme
im Fachbereich Elektrotechnik und Informationstechnik der TU
Darmstadt, hat sich viel vorgenommen. Er will die Verbindung von
Lebendzell-Mikroskopie, Kryo-Lichtmikroskopie und Elektronenmikroskopie
entscheidend voranbringen. Dafür friert seine Gruppe lebende Zellen und
Organismen ohne Zeitverzögerung unter dem Lichtmikroskop ein. Danach
betrachten die Wissenschaftler die minus 140 Grad Celsius kalten Proben
mit einer modifizierten Optik, um sie anschließend im Elektronenmikroskop
mit noch höherer Auflösung zu studieren. Dies soll helfen, die
Untersuchung dynamischer Prozesse in der Zelle zu verbessern. Burg hofft,
dadurch mehr über die Entstehung von Krankheiten und mögliche Behandlungen
zu lernen. Dem Europäischen Forschungsrat ERC ist diese Forschung rund
zwei Millionen Euro über fünf Jahre wert.

Burg friert die Proben in einem elektrisch beheizbaren Mikrokanal ein, in
dem die lebenden Zellen oder Organismen zunächst bei physiologischen
Temperaturen beobachtet werden können. Das unter dem Mikrokanal liegende
Heizelement hat Kontakt zu einem Silizium-Chip, der mit Flüssigstickstoff
gekühlt wird. Wenn das Heizelement ausgeschaltet wird, wird die
gespeicherte Wärme blitzschnell über diesen Silizium-Chip abgeleitet.
Gleichzeitig friert auch die Probe innerhalb von Millisekunden ein. Damit
Burg die kryofixierten Proben auch danach mit hoher Auflösung unter dem
Lichtmikroskop betrachten kann, muss er den Temperaturgradienten zwischen
dem Objekt, das stets kälter als minus 140 Grad Celsius sein muss, und dem
restlichen Gehäuse des warmen Mikroskops ausgleichen. Das empfindliche
Objektiv darf dabei durch die großen Temperaturunterschiede keinen Schaden
nehmen. Burg erreicht das, indem er die Frontlinse selbst kühlt und sie
durch eine geschickt beheizte Keramikfassung vom Rest des Mikroskops
abschirmt. Allerdings braucht er auch eine Immersionsflüssigkeit, die bei
minus 140 Grad Celsius den gleichen Brechungsindex hat wie Wasser bei
Raumtemperatur. Auch dafür hat er eine Lösung gefunden:
Ethoxynonafluorbutan. Burg erreicht mit seinem Set-Up zur
Kryo-Lichtmikroskopie derzeit eine Auflösung von 350 Nanometern. Durch
Verbindung mit sogenannten Superresolution-Verfahren hoffen die
Wissenschaftler, die Auflösung noch um einen Faktor zehn verbessern zu
können. Als nächstes wollen Burg und sein Team das Verfahren
routinetauglicher machen und es gemeinsam mit Kooperationspartnern auf
biologische und medizinische Fragestellungen anwenden.


Über die TU Darmstadt

Die TU Darmstadt zählt zu den führenden Technischen Universitäten in
Deutschland. Sie verbindet vielfältige Wissenschaftskulturen zu einem
charakteristischen Profil. Ingenieur- und Naturwissenschaften bilden den
Schwerpunkt und kooperieren eng mit prägnanten Geistes- und
Sozialwissenschaften. Weltweit stehen wir für herausragende Forschung in
unseren hoch relevanten und fokussierten Profilbereichen: Cybersecurity,
Internet und Digitalisierung, Kernphysik, Energiesysteme, Strömungsdynamik
und Wärme- und Stofftransport, Neue Materialien für Produktinnovationen.
Wir entwickeln unser Portfolio in Forschung und Lehre, Innovation und
Transfer dynamisch, um der Gesellschaft kontinuierlich wichtige
Zukunftschancen zu eröffnen. Daran arbeiten unsere 312 Professorinnen und
Professoren, 4.450 wissenschaftlichen und administrativ-technischen
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sowie knapp 26.000 Studierenden. Mit der
Goethe-Universität Frankfurt und der Johannes Gutenberg-Universität Mainz
bildet die TU Darmstadt die strategische Allianz der
Rhein-Main-Universitäten.

www.tu-darmstadt.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution17
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Technische Universität Darmstadt, 18.06.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 20. Juni 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / FAKTEN





FORSCHUNG/230: Die verborgene Struktur des Periodensystems (idw)


Max-Planck-Institut für Mathematik in den Naturwissenschaften (MPIMIS) -
17.06.2019

Die verborgene Struktur des Periodensystems

Die bekannte Darstellung der chemischen Elemente ist nur ein Beispiel, wie
sich Objekte ordnen und klassifizieren lassen.



Das Periodensystem der Elemente, das die meisten Chemiebücher abbilden,
ist ein Spezialfall. Denn bei dieser tabellarischen Übersicht der
chemischen Elemente, die auf Dmitri Mendelejew und Lothar Meyer
zurückgeht, und den Ansätzen anderer Chemiker, die Elemente zu
organisieren, handelt es sich um unterschiedliche Darstellungsformen einer
verborgenen Struktur der chemischen Elemente. Zu diesem Schluss kommen
Forscher des Leipziger Max-Planck-Instituts für Mathematik in den
Naturwissenschaften und der Universität Leipzig in einer aktuellen Arbeit.
Der mathematische Ansatz der Leipziger Wissenschaftler ist sehr allgemein
und kann je nach Ordnungs- und Klassifikationsprinzip viele
unterschiedliche Periodensysteme liefern - nicht nur für die Chemie,
sondern auch für viele andere Wissensgebiete.




[image: Bild: © Guillermo Restrepo, MPI für Mathematik in den Naturwissenschaften]

Periodensystem mal anders: Die Tafel der chemischen Elemente, die auf
Dmitri Mendelejew und Lothar Meyer zurückgeht, ist nur ein Beispiel
dafür, dass sich Objekte - in dem Fall die chemischen Elemente - in
einem solchen System organisieren lassen. Die generelle Struktur
eines Periodensystems veranschaulichen Leipziger Forscher mit diesem
Beispiel: Die schwarzen Punkte stellen die Objekte dar, die durch die
grünen Pfeile geordnet werden. Anhand eines geeigneten Kriteriums
lassen sich die Objekte in Gruppen klassifizieren (gestrichelte
Linien), in denen die roten Pfeile eine Unterordnung schaffen.

Bild: © Guillermo Restrepo, MPI für Mathematik in den Naturwissenschaften



Es ist eine Ikone der Naturwissenschaft und hängt in den meisten Chemie-
Lehrsälen: das Periodensystem der Elemente, das in diesem Jahr seinen 150.
Geburtstag feiert. Die tabellarische Übersicht ist eng mit den Namen von
Dmitri Mendelejew und Lothar Meyer verbunden - zwei Forschern, die in den
1860er-Jahren eine Anordnung von Elementen geschaffen haben, die auf ihren
Atommassen und Ähnlichkeiten basiert. Heute sind sie nach der Ordnungszahl
sortiert, die die Zahl der Protonen im Atomkern angibt - vom leichten
Wasserstoff (ein Proton) bis zum exotischen Oganesson (118 Protonen).
Außerdem sind die Elemente in Gruppen klassifiziert: Atome in der gleichen
Spalte haben in der Regel dieselbe Zahl von Elektronen in der äußeren
Schale ihrer Elektronenhülle.

Auf den ersten Blick scheint das Periodensystem damit eine eindeutige und
endgültige Ordnung in die derzeit bekannten 118 Elemente gebracht zu
haben. Aber der Schein trügt, denn manches ist bis heute umstritten: So
ist man sich unter Wissenschaftler nicht einig, welche Elemente genau in
die dritte Gruppe unterhalb von Scandium und Yttrium gehören. Diskutiert
wird beispielsweise über die richtige Position von Lanthan und Actinium.
Wer also genauer hinsieht, wird in Klassenzimmern, Hörsälen und
Lehrbüchern leicht unterschiedliche Varianten des Periodensystems
entdecken.

Guillermo Restrepo und Wilmer Leal, die am Max-Planck-Institut für
Mathematik in den Naturwissenschaften und an der Universität Leipzig,
wundert das nicht. Für sie gibt es keine eindeutig richtige Anordnung der
Elemente, denn je nach dem angewandten Kriterium für die Klassifizierung
ergibt sich eben ein anderes Periodensystem. So kann man die Atome unter
anderem nach der Elektronenkonfiguration, also der Zahl und Anordnung
ihrer Elektronen, ihrem chemischen Verhalten, ihrer Löslichkeit oder ihrem
Vorkommen in geologischen Lagerstätten unterteilen. Heute hat sich zwar
weitgehend durchgesetzt, die chemischen Elemente nach ihrer Ordnungszahl
aneinander zu reihen und nach ihrer Elektronenkonfiguration in Gruppen
einzuteilen. Doch selbst von diesem Periodensystem gibt es zahlreiche
unterschiedliche Darstellungsformen, etwa als Spirale mit verschiedenen
mehr oder weniger großen Ausbuchtungen, pyramidenförmig oder als
dreidimensionale Blüte.

Eine gemeinsame Struktur

Die Vieldeutigkeit des Periodensystems haben Guillermo Restrepo und Wilmer
Leal nun systematisch untersucht. Dabei sind zu Erkenntnissen gelangt, die
auch über die Chemie hinaus von Bedeutung sind. Demnach liegt allen
Darstellungsformen der chemischen Elemente eine gemeinsame Struktur zu
Grunde, die Mathematiker als geordneten Hypergraph bezeichnen. Das
ehrwürdige Periodensystem von Mendelejew und Meyer bietet somit nur eine
Repräsentation der allgemeinen Struktur, die Guillermo Restrepo und Wilmer
Leal nun postulieren. Aus dieser lassen sich jederzeit auch neue
Anordnungen ableiten. Guillermo Restrepo vergleicht die Ordnung der
chemischen Elemente daher mit einer Skulptur, auf die Licht aus
verschiedenen Richtungen fällt. "Die verschiedenen Schatten, die die Figur
dabei wirft, sind die Periodentafeln. Daher gibt es auch so viele
Möglichkeiten, diese Tabellen aufzustellen. In gewisser Weise sind die
Periodentafeln Projektionen. Projektionen des inneren Aufbaus des
Periodensystems."

Die verborgene mathematische Struktur, die den bekannten Periodensystemen
der Chemie zugrunde liegt, versuchen die Leipziger Wissenschaftler nun zu
bestimmen. Einstweilen haben sie drei Bedingungen definiert, die erfüllt
sein müssen, um ein Periodensystem aufzustellen. Klar, zunächst benötigt
man Objekte, die geordnet werden sollen: Bei Mendelejew, Meier und den
Schöpfern der andere bekannten Periodensysteme der Chemie sind das die
chemischen Elemente. Diese Objekte müssen sich anhand einer Eigenschaft
ordnen lassen, also etwa nach der atomaren Masse oder der Ordnungszahl,
also der Zahl der Protonen. Schließlich ist ein Kriterium nötig, um die
Objekte in Klassen zusammenzufassen. Mendelejew und Meier verwendeten
dafür die chemische Ähnlichkeit.

Periodisches System von chemischen Bindungen

"Wenn diese drei Bedingungen erfüllt sind, lassen sich Periodensysteme
auch für andere chemische Objekte erstellen und sogar für Objekte
außerhalb der Chemie", sagt Guillermo Restrepo. Das zeigen er und Wilmer
Leal, indem sie als Objekte beispielhaft die chemischen Bindungen zwischen
Atomen von 94 Elementen und verschiedenen Partnern betrachten. Diese
ordnen sie nach der Elektronegativität des betrachteten Elements und
seinem Atomradius in dieser Bindung. Fluor, Chlor oder Sauerstoff etwa
sind sehr elektronegativ und nehmen in Verbindungen relativ kleine
Atomradien an. Die Bindungen klassifizieren sie dann danach, ob sie sich
ähneln.




[image: Bild: © Guillermo Restrepo, MPI für Mathematik in den Naturwissenschaften]

Ein Periodensystem chemischer Verbindungen: Jeder der 94 Kreise mit
chemischen Elementsymbolen repräsentiert die Bindung, die das
jeweilige Element mit einem organischen Rest eingeht. Geordnet werden
die Bindungen danach, wie stark sie polarisiert sind. Wo es ein
direkte Pfeil-Verbindung gibt, ist die Ordnung klar: Bindungen von
Wasserstoff sind zum Beispiel stärker polarisiert als Bindungen von
Bor, Phosphor und Palladium. Das Gleiche gilt für Rubidium im
Vergleich zu Cäsium, das besonders gering polarisierte Bindungen
aufweist und darum im neuen Periodensystem ganz unten steht. Gibt es
keinen direkten Pfeil zwischen zwei Elementen, lassen sie sich unter
Umständen dennoch vergleichen - wenn es eine Kette von Pfeilen
zwischen ihnen gibt. So sind die Bindungen von Sauerstoff
beispielsweise stärker polarisiert als die Bindungen von Brom.
Bindungen, die mit derselben Farbe dargestellt sind, gleichen sich in
ihrem Bindungsverhalten und gehören zu einer von 44 Klassen.

Bild: © Guillermo Restrepo, MPI für Mathematik in den Naturwissenschaften



"Wir haben fast 5.000 Substanzen untersucht, die aus zwei Elementen in
unterschiedlichen Anteilen bestehen", erklärt Guillermo Restrepo. "Dann
haben wir nach Ähnlichkeiten in diesen Daten gesucht. Zum Beispiel sind
Natrium und Lithium ähnlich, weil sie sich mit jeweils den gleichen
Elementen im selben Mengenverhältnissen verbinden - beispielsweise mit
Sauerstoff oder Chlor, Brom und Jod. So haben wir Muster gefunden, mit
denen sich die Elemente klassifizieren lassen."

Ein Netz statt einer Matrix

Bei den 44 Klassen der chemischen Verbindungen gibt es manche
Ähnlichkeiten mit den Hauptgruppen von Mendelejews und Meiers
Periodensystem. So finden sich beispielsweise die Alkalimetalle Natrium
und Lithium in einer Gruppe, weil sie mit Halogenen wie Chlor oder Fluor
die gleichen einfachen Salze bilden. Auch die Bindungen der vier Halogene
Fluor, Chlor Brom und Iod finden sich wie die Elemente selbst in einer
Gruppe wieder. Es gibt aber auch Einteilungen, die sich von der im
herkömmlichen Periodensystem deutlich unterscheiden. Kohlenstoff und
Silicium finden sich nun beispielsweise nicht mehr in einer Klasse, weil
sie ganz unterschiedliche Verbindungen eingehen.

Auch die Darstellung des Periodensystems der chemischen Bindungen hat nun
nichts mehr mit der bekannten matrixähnlichen Anordnung der klassischen
Periodensysteme der Elemente zu tun. Stattdessen werden die 94 kovalenten
Bindungen in einem Netz unterschiedlich gefärbter Kreise repräsentiert,
wobei jeder Kreis für eine chemische Bindung steht und die Farbe die
Zugehörigkeit zu einer der 44 Gruppen symbolisiert. Da für die Sortierung
nun zwei Kriterien herangezogen werden, gibt es keine eindeutige
Reihenfolge der Atome mehr wie noch bei Mendelejew und Meyer -
Mathematiker sprechen von einer Teilordnung. Die Kreise sind darum durch
einen Pfeil oder mehrere mit anderen Kreisen verbunden, wodurch ein
geordneter Hypergraph entsteht.

Periodensysteme in anderen Wissenschaften

Die chemischen Elemente und ihre Verbindungen lassen sich auch in ganz
anderen Periodensystemen darstellen - je nach dem zugrundeliegenden
Ordnungs- und Klassifikationsprinzip. Und mehr noch: Auch die Objekte
zahlreicher anderer Wissenschaften und deren Anwendungen lassen sich in
Periodensystemen ordnen. So nutzt man geordnete Hypergraphen etwa in
Informationssystemen und im Web-Mining. Mögliche periodische Systeme
ergeben sich zudem bei der Betrachtung von Staaten, die nach sozialen oder
wirtschaftlichen Indikatoren geordnet und nach geographischer Nähe oder
kultureller Ähnlichkeit klassifiziert werden können. Andere Beispiele
finden sich im Ingenieurwesen, in den Umweltwissenschaften, in der
Soziologie und vielen weiteren Fachrichtungen. Die Wissenschaftler
untersuchen periodische Systeme also nicht nur aus Interesse an der
Chemie, sondern vor allem wegen ihrer Anwendungen in vielen anderen
Disziplinen.

Text: Christian Buck / Peter Hergersberg
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AUSSEN/2155: Flüchtlingsschutz stärken - auf dem Mittelmeer und an Land


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 19. Juni 2019

Flüchtlingsschutz stärken - auf dem Mittelmeer und an Land



Anlässlich des Weltflüchtlingstages am 20. Juni erklärt Luise
Amtsberg, Sprecherin für Flüchtlingspolitik:

Das menschenunwürdige Gefeilsche auf dem Mittelmeer um die Aufnahme
von Menschen und die Schließung von Häfen muss endlich enden.

Der Weltflüchtlingstag sollte die Bundesregierung mahnen: Die Lage in
Libyen ist derzeit die Hölle auf Erden, besonders für Geflüchtete.
Diese Menschen müssen dringend, gerade angesichts der jüngsten
gewaltsamen Eskalation im libyschen Konflikt, aus dem Land evakuiert
werden. Jene, die keinen anderen Weg sehen, als den gefährlichen, auf
seeuntauglichen Booten über das Mittelmeer, verdienen unsere
Solidarität und Unterstützung. Über 12.000 Menschen sind
schätzungsweise seit 2014 bei dem Versuch, von Libyen über das
Mittelmeer zu fliehen, gestorben, weshalb das UN-Flüchtlingshilfswerk
zurecht von "der tödlichsten Meeresüberquerung der Welt" spricht.
Richtig wäre, wenn die EU-Mitgliedsstaaten angesichts dieser Tragödie
endlich eine gemeinsame, zivile Seenotrettungsmission auf den Weg
brächten. Stattdessen beugen sich die Regierungen der Europäischen
Union dem Diktat des italienischen Innenministers Salvini. Auf seinen
Druck hin beendet die Bundesregierung ihre Beteiligung an der EU
Mission EUNAVFOR MED Sophia, die bei aller berechtigten Kritik, auch
zahlreiche Menschen vor dem Ertrinken retten konnte.

Gleichzeitig blockiert und behindert Italiens rechtspopulistische
Regierung die ehrenamtliche zivile Seenotrettung, zuletzt mit einem
Dekret, demnach die NGOs systematisch kriminalisiert und mit hohen
Geldstrafen belegt werden sollen. Die Bundesregierung muss diesem
menschenunwürdigen Kurs endlich Einhalt gebieten.

Sie muss sich schützend an die Seite der Rettungsorganisationen sowie
der Geretteten stellen, auf dem Mittelmeer und an Land. Denn auch
Flüchtlinge, die in Deutschland angekommen sind, werden zunehmend
ausgegrenzt. Dazu trägt auch das kürzlich verabschiedete
Migrationspaket bei; denn es führt zu noch mehr
innergesellschaftlicher Abschottung. Das Paradigma unserer
Flüchtlingspolitik sollte aber sein: es handelt sich beim Asyl nicht
um einen Gefallen, sondern um die Umsetzung internationalen Rechts.

Gerade angesichts des erstmals erreichten Höchststands an
Schutzsuchenden von über 70 Millionen weltweit, wie jüngst vom UNHCR
veröffentlicht, muss Deutschland seiner Verantwortung gerecht werden.
Deswegen erwarten wir von der Bundesregierung, dass sie sich stark
macht für Flüchtlingsschutz - in den Herkunftsländern, auf der Flucht,
auf dem Mittelmeer und hier in Deutschland.
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EUROPA/1797: EU-Erweiterungspolitik - EU verliert heute ein Stück ihrer Glaubwürdigkeit


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 18. Juni 2019

EU-Erweiterungspolitik: EU verliert heute ein Stück ihrer Glaubwürdigkeit



Zur Entscheidung des Rates für Allgemeine Angelegenheiten, die
EU-Beitrittsverhandlungen mit Nordmazedonien und Albanien nicht zu
eröffnen, erklärt Manuel Sarrazin, Sprecher für Osteuropapolitik:

Aufgrund der Blockadehaltung der CDU/CSU-Fraktion hat die EU heute ein
Stück ihrer Glaubwürdigkeit verloren. Anstatt die
EU-Beitrittsverhandlungen mit Nordmazedonien und Albanien wie letztes
Jahr versprochen zu eröffnen, werden beide Länder erneut vertröstet.
Dabei bestätigte die EU-Kommission erst Ende Mai, dass die Bedingungen
erfüllt und Reformfortschritte erzielt wurden. Griechenland und
Nordmazedonien haben mit der Lösung ihres Namensstreits europäische
Geschichte geschrieben.

Die erreichten Fortschritte mit einer erneuten Verzögerungstaktik zu
quittieren, ist einem europäischen Miteinander nicht würdig. Sie ist
ein Schlag ins Gesicht derer, die sich seit Jahren unermüdlich für
mehr Demokratie und Rechtstaatlichkeit, für Aussöhnung und
Menschenrechte in den betroffenen Ländern einsetzen. Die
Erweiterungspolitik kann als Reformprozess nur glaubwürdig sein, wenn
er in der EU nicht innenpolitisch politisiert wird.

Wir Grüne stehen zu den EU-Beteiligungsrechten des Deutschen
Bundestages. Unsere Fraktion hat sogar erfolgreich für die Stärkung
dieser Rechte vor dem Bundesverfassungsgericht geklagt. Aber die
EU-Beteiligungsrechte dürfen nicht für eine Nebenaußenpolitik
einzelner Fraktionen missbraucht werden. Die europäisch festgelegten
Kriterien und die Bewertung der EU-Kommission sollten für die Position
des Bundestages maßgebend bleiben. Der Bundestag hätte Anfang Juni
ausreichend Zeit gehabt, der Eröffnung der EU-Beitrittsverhandlungen
zuzustimmen.

Wir appellieren an die Kolleginnen und Kollegen in der Unionsfraktion,
der Verantwortung für Stabilität auf dem Westbalkan gerecht zu werden
und nächste Woche grünes Licht für die Eröffnung der
EU-Beitrittsverhandlungen im Bundestag zu geben.
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GESUNDHEIT/1035: Bei der Pflege kapituliert die Bundesregierung


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 19. Juni 2019

Bei der Pflege kapituliert die Bundesregierung



Zum Kabinettsbeschluss des sogenannten
Pflegelöhneverbesserungsgesetzes erklärt Kordula Schulz-Asche,
Sprecherin für Alten- und Pflegepolitik:

Die pflegebedürftigen Menschen in Deutschland haben gute Pflege, die
Pflegekräfte, die gute Pflege erbringen, haben gute Löhne verdient.
Eine tarifliche Bezahlung insbesondere in der Altenpflege ist längst
überfällig und kann doch nur ein bescheidener Anfang sein. Denn jeder
Verbesserung wohnen auch die Kosten inne, die aktuell von den
pflegebedürftigen Menschen und deren Angehörigen gedeckt werden
müssen.

Deshalb arbeiten wir an einem Konzept, das den pflegebedürftigen
Menschen zum einen alle notwendigen Pflegeleistungen, zum anderen aber
auch eine finanzielle Planbarkeit garantiert. Den steigenden Kosten
wollen wir mit einer Pflege-Bürgerversicherung entgegentreten, bei der
alle Einkommensarten, wie Miet- und Zinserträge, aller Bürgerinnen und
Bürger berücksichtigt werden. So können wir einerseits den
Beitragssatz stabil halten, während andererseits die Kosten für gute
Pflege gerecht verteilt werden.

Es wäre die Aufgabe einer Koalition der Volksparteien, in Zeiten des
demografischen und gesellschaftlichen Wandels eine große und auf
Ausgleich bedachte Sozialreform vorzulegen, die gute Pflege für die
nächsten 40 Jahre sichert. Den einen zu geben, den anderen zu nehmen
und Dritte die Arbeit machen zu lassen, ist keine gerechte
Sozialpolitik. Die Bundesregierung kapituliert vor den politischen
Versäumnissen der Vergangenheit und verpasst es, die Zukunft aktiv zu
gestalten.
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RECHT/856: Anton Hofreiter zum EuGH-Urteil zur PKW-Maut


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 18. Juni 2019

Anton Hofreiter zum EuGH-Urteil zur PKW-Maut



Zum EuGH-Urteil zur PKW-Maut erklärt der Fraktionsvorsitzende Anton
Hofreiter:

"Es ist gut, dass der EuGH diesen Maut-Unsinn abwürgt. Diese CSU-Maut
hätte Ausländer diskriminiert und wäre nebenbei noch ein fettes
Minusgeschäft. Das Urteil ist eine Klatsche für die Bundesregierung.
Scheuer sollte jetzt endlich das Projekt Quatsch-Maut beerdigen und
sich ernsthaft um eine vernünftige Verkehrspolitik kümmern. Es braucht
eine echte Verkehrswende hin zu emissionsarmer Mobilität, mehr Busse
und Bahnen und mehr Radverkehr."
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UMWELT/1857: Sustainable Development Goals - Umsetzungspläne jetzt vorlegen


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 19. Juni 2019

Sustainable Development Goals: Umsetzungspläne jetzt vorlegen



Zum heute von der Bertelsmann Stiftung veröffentlichten Sustainable
Development Report 2019 erklären Bettina Hoffmann, Obfrau im
Parlamentarischen Beirat für Nachhaltige Entwicklung, und Uwe
Kekeritz, Sprecher für Entwicklungspolitik:

Bettina Hoffmann:

Der Bericht legt den Finger in die Wunde: Deutschland muss sich
genauso wie alle anderen Länder der Welt stärker darauf konzentrieren,
die Ziele der Agenda 2030 zu erreichen.

Der Bericht gibt der Bundesregierung klare Handlungsaufträge. Sie muss
etwa mehr tun für den Klimaschutz und für Geschlechtergerechtigkeit.
Alle Ressorts müssen jetzt verbindliche Umsetzungspläne vorlegen, um
die UN-Nachhaltigkeitsziele zu erreichen.

Der Bericht verdeutlicht ebenfalls, dass Deutschland mehr zur
Finanzierung der UN-Nachhaltigkeitsziele beitragen muss. Es ist
bezeichnend, dass die Agenda 2030 mit keinem Wort im letzten
Bundeshalthalt erwähnt wird. Künftig muss der Bundeshaushalt umfassend
auf die Erreichung der SDGs ausgerichtet werden, was unter anderem den
Abbau umweltschädlicher Subventionen, eine ambitionierte
CO2-Bepreisung, sowie einen realistischen Aufholplan bei der
Entwicklungsfinanzierung umfasst.

Uwe Kekeritz:

Die Ergebnisse der Studie müssen Mahnung und Ansporn zugleich sein.
Die Bundesregierung tut noch immer viel zu wenig zur Umsetzung der
Nachhaltigkeitsziele. Dabei müssen insbesondere die Industriestaaten
endlich ihren Beitrag zur Lösung der drängendsten Probleme des
Planeten leisten.

Die Bundesregierung verhindert seit Jahren Gesetze gegen
Menschenrechtsverletzungen und Umweltverschmutzung in den globalen
Lieferketten und blockiert damit die Umsetzung der SDGs in anderen
Ländern. Dabei braucht es dringend auf nationaler und globaler Ebene
gesetzlich verbindliche Mindeststandards, damit Unternehmen den
Menschenrechtsschutz entlang der Lieferketten gewährleisten.

Dass die Bundesregierung noch immer daran scheitert 0,7 Prozent der
deutschen Wirtschaftsleistung für die Entwicklungszusammenarbeit
bereit zu stellen, ist hochnotpeinlich und zeigt, dass das Thema
globale Gerechtigkeit nicht ernst genommen wird. Neben höheren und
langfristigeren Entwicklungsgeldern muss sich die Bundesregierung für
gerechtere Handelsbeziehungen, eine nachhaltigere Landwirtschaft,
sowie echten Klimaschutz einsetzen, sonst bleibt die Erfüllung der
Agenda 2030 ein frommer Wunsch.
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VERKEHR/807: Anton Hofreiter zur neuen Bahn-Strategie


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 19. Juni 2019

Anton Hofreiter zur neuen Bahn-Strategie



Zur heutigen Vorstellung der neuen Strategie der Deutschen Bahn
erklärt Anton Hofreiter, Fraktionsvorsitzender:

"Ziel und Fahrplan stimmen. Jetzt muss noch eine starke Lok
vorgespannt werden. Die Bundesregierung muss endlich weitsichtige,
mutige Bahnpolitik machen. Als alleiniger Eigentümer muss der Bund zum
einen kräftig Geld in Schienennetz und Fuhrpark stecken. Zum anderen
muss sie für transparente und effiziente Strukturen sorgen. Das
zersplitterte Zuständigkeits-Chaos der Deutschen Bahn AG von zu vielen
kleinen Tochter-Gesellschaften muss neu geordnet werden, denn durch
Konkurrenz und Reibung zwischen DB-Töchtern entstehen unnötige
Verluste. Die Zeit von undurchsichtigen Quersubventionen, teuren
Beraterverträgen und innerbetrieblichen Konkurrenzen können wir uns
nicht leisten. Wir brauchen eine starke Bahn als Rückgrat der nötigen
Verkehrswende."
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AGRAR/332: Landwirtschaft und Tierärzte werden ihrer Verantwortung gerecht


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 19. Juni 2019

Landwirtschaft und Tierärzte werden ihrer Verantwortung
gerecht

Einsatz von Antibiotika in der Tierhaltung um fast ein Drittel
reduziert



In seiner heutigen Sitzung hat das Bundeskabinett über den Bericht
des Bundesministeriums für Ernährung und Landwirtschaft (BMEL) über
die Evaluierung des Antibiotikaminimierungskonzepts der 16.
Arzneimittelgesetz-Novelle beraten. Dazu erklären die
stellvertretende Vorsitzende der CDU/CSU-Fraktion im Deutschen
Bundestag, Gitta Connemann, sowie der Vorsitzende der Arbeitsgruppe
Ernährung und Landwirtschaft, Albert Stegemann:

Gitta Connemann: "Die weltweite Zunahme von
Antibiotikaresistenzen ist eine tickende Zeitbombe. Eine Welt ohne
Antibiotika darf keine Realität werden. Deshalb steht die Bekämpfung
von Antibiotikaresistenzen seit Jahren ganz oben auf der politischen
Agenda der CDU/CSU-Bundestagsfraktion. Dafür muss der übermäßige
Verbrauch von Antibiotika eingedämmt werden - bei Tier und Mensch.
Dazu haben wir für die Nutztierhaltung ein
Antibiotikaminimierungskonzept eingeführt. Durch die Evaluierung des
Konzepts haben wir jetzt zum ersten Mal behördliche Zahlen zur Höhe
der Anwendung von Antibiotika in der Tiermast.

Schauen wir uns den Bericht zur Evaluierung an, wird klar: Die
Landwirtschaft zeigt, wie es geht. Die Gesamtverbrauchsmenge an
Antibiotika in der Tiermast ist im Berichtszeitraum von 2014 bis 2017
um fast ein Drittel (minus 31,6 Prozent) zurückgegangen. Der Erfolg
gibt Politik, Landwirtschaft und Tiermedizin Recht.

Der Evaluierungsbericht unterstreicht: Landwirtschaft und Tiermedizin
sind Teil der Lösung. Auf diesen Erfolgen ruhen wir uns aber nicht
aus. Denn der Bericht zeigt auch einen aus unserer Sicht hohen
Einsatz von kritischen Antibiotika bei Mastgeflügel. Hier werden wir
die Verwendung von nachweislich für Menschen besonders relevanten
Wirkstoffen in der Tierhaltung noch weiter einschränken. Kritische
Antibiotika dürfen von Tiermedizinern nur im Notfall und nach
sorgfältiger Abwägung eingesetzt werden.

Der Weg der Reduzierung des Antibiotikaeinsatzes in der Tierhaltung
im Sinne der 'Deutschen Antibiotika-Resistenzstrategie' (DART 2020)
und des 'One-Health-Ansatzes' wird konsequent fortgesetzt. Denn wir
müssen die Human- und Veterinärmedizin zusammen betrachten und
vernetzt handeln, um Resistenzen zu vermeiden."


Albert Stegemann: "Die Evaluierung zeigt, dass die
deutsche Landwirtschaft und die Tierärzte ihrer Verantwortung gerecht
werden. Besonders stark ist der Antibiotikaeinsatz in der
Schweinehaltung zurückgegangen, nämlich bei Mastferkeln um minus 46
Prozent und bei Mastschweinen um minus 43 Prozent. Wir haben in
Deutschland also ein innovatives und wirksames Konzept zur
Antibiotikaminimierung für wichtige Bereiche der Nutztierhaltung
verankert. Die gute Datenqualität und die erhebliche Reduktion des
Antibiotikaverbrauchs bei Mastschweinen und Mastferkeln zeigen: Das
System funktioniert.

Klar ist aber auch: Kranke Tiere müssen behandelt werden, das ist
Bestandteil des Tierschutzes. Dazu gehört es auch, besonders
tierwohlorientierte Ställe der Zukunft gezielt zu fördern. Wir
brauchen dafür einen Bestandsschutz genehmigter Tierhaltungsanlagen
bei Modernisierungsmaßnahmen zu Tierwohlzwecken. Dieser Aspekt muss
ein Baustein der nationalen Nutztierstrategie sein, bei deren
Weiterentwicklung wir Bundesministerin Julia Klöckner unterstützen."


Hintergrund:

Antibiotikaresistenzen sind in der Human- und Veterinärmedizin ein
schwerwiegendes, weltweites Problem. Um der Ausbreitung von
Antibiotikaresistenzen im Bereich der Tierhaltung entgegen zu wirken,
wurde in Deutschland im Jahr 2014 mit der 16. Novelle des
Arzneimittelgesetzes (AMG) ein nationales
Antibiotikaminimierungskonzept für Masttiere eingeführt. Danach ist
dieses Konzept nach fünf Jahren vom BMEL zu evaluieren und hierüber
ein Bericht an den Deutschen Bundestag vorzulegen.

Antibiotika dürfen - gerade bei Tieren, von denen Lebensmittel
gewonnen werden - nur eingesetzt werden, wenn dies therapeutisch
notwendig ist. Nach dem AMG dürfen Antibiotika nur zur Behandlung von
kranken Tieren eingesetzt werden, keinesfalls zur Wachstumsförderung.
Verstöße gegen diese Vorschriften sind strafbar. Darüber hinaus muss
nach der Tierärztlichen Hausapothekenverordnung (TÄHAV) in bestimmten
Fällen ein verpflichtendes Antibiogramm (Laboruntersuchung über die
Wirksamkeit eines Antibiotikums) vorliegen, so etwa beim Wechsel
eines Antibiotikums oder dem Einsatz eines kritischen Antibiotikums.
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ARBEIT/834: Aufwertung der Pflegeberufe


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 19. Juni 2019

Aufwertung der Pflegeberufe

Arbeitsbedingungen in der Pflege werden nachhaltig verbessert



Das Bundeskabinett hat am heutigen Mittwoch den Entwurf eines
Gesetzes für bessere Löhne in der Pflege beschlossen. Dazu erklärt
der arbeitsmarkt- und sozialpolitische Sprecher der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Peter Weiß:

"Mit dem Gesetz für bessere Löhne in der Pflege werden Maßnahmen
umgesetzt, die im Rahmen der Konzertierten Aktion Pflege vereinbart
wurden. Diese Maßnahmen sind Teil eines ganzen Maßnahmebündels, um
den absehbaren künftigen Bedarf an Pflegekräften in Deutschland
abzudecken und die Arbeitsbedingungen in der Pflege nachhaltig zu
verbessern. So wurde es auch Koalitionsvertrag vereinbart.

Unser Ziel ist es, dass ausreichend viele Menschen einen Pflegeberuf
ergreifen oder beibehalten, um eine gute und verlässliche Pflege
bedürftiger Menschen sicherzustellen. Wichtig ist aber auch: Der
Gesetzgeber kann nur einen Rahmen vorgeben. Ausfüllen müssen ihn die
Tarifpartner selbst.

Die Reform der Pflegekommission wird deren Handlungsfähigkeit weiter
stärken. Deshalb wird die Pflegekommission als ständiges Gremium
etabliert. Beschlüsse für die Abgabe von Empfehlungen werden
erleichtert. Auf neue Entwicklungen in der Branche kann so noch
rascher und angemessener reagiert werden."

 * 
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AUSSEN/1877: Friedensprozess in der Ukraine neu beleben


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 18. Juni 2019

Friedensprozess in der Ukraine neu beleben



"Angela Merkel hat gemeinsam mit Emmanuel Macron eine große
Verantwortung für den Frieden in der Ukraine. Wenn es mit dem neuen
Präsidenten gelingt, den Minsker Friedensprozess neu zu beleben, dann
wäre viel für die Menschen in der Ostukraine erreicht, die unter dem
dauerhaften Konflikt und den gewaltsamen Auseinandersetzungen täglich
leiden. Gleichzeitig steht Selenski in der Pflicht, die
Benachteiligung der Ostukraine in der Innenpolitik seines Landes zu
beenden und ernsthafte Schritte auf die Aufständischen im Osten
zuzugehen, damit das Land nicht vollends zerbricht", erklärt Kathrin
Vogler, friedenspolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE und
stellvertretende Vorsitzende der deutsch-ukrainischen
Parlamentariergruppe, anlässlich des Besuchs des ukrainischen
Präsidenten Wolodymyr Selenski bei Bundeskanzlerin Merkel. Vogler
weiter:

"Das Streben nach einer NATO-Mitgliedschaft der Ukraine ist nicht
hilfreich, um zu nachhaltigen Vereinbarungen über Waffenstillstände,
Gefangenenaustausch und gegebenenfalls Friedensgesprächen zu kommen.
Merkel und Macron müssen sich jetzt vom Dogma der stetigen
Osterweiterung lösen, um ernsthafte Beiträge zur Lösung des Konflikts
leisten zu können. Gleichzeitig ist es notwendig, die Ukraine auf
allen Schritten zur Entmachtung der Oligarchen und der von ihnen
gekauften Politiker zu unterstützen. Wenn Selenski diesen Weg
beschreitet, wird er starke Unterstützer im In- und Ausland benötigen.

Merkel muss sich gegenüber Selenski zudem klar gegen die Denunziation
von deutschen Politkerinnen und Politikern durch die ukrainische
Website 'Mirotworez' als angebliche Staatsfeinde aussprechen. Dieser
Internet-Pranger muss unverzüglich geschlossen werden."

 * 
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AUSSEN/1876: Beendigung der Zusammenarbeit mit sogenannter libyscher Küstenwache längst überfällig


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 18. Juni 2019

Beendigung der Zusammenarbeit mit sogenannter libyscher Küstenwache längst überfällig



"Die Einstellung der Zusammenarbeit mit der sogenannten libyschen
Küstenwache ist längst überfällig. Denn es handelt sich um eine
Verbrecherorganisation, bei der von Sklavenhandel über systematische
Folter bis hin zu extralegalen Hinrichtungen alles dabei ist. Es ist
eine bodenlose Schande, wie EU und Bundesregierung seit Jahren beide
Augen zudrücken, wenn es um die schlimmsten Verbrechen gegenüber
Schutzsuchenden geht", kommentiert die innenpolitische Sprecherin der
Fraktion DIE LINKE, Ulla Jelpke, die Forderung des Europarats nach
einem Ende der Zusammenarbeit mit der sogenannten libyschen
Küstenwache. Ulla Jelpke weiter:

"Auf meine parlamentarischen Anfragen hin hat die Bundesregierung
zugegeben, dass die libysche 'Küstenwache' Schutzsuchende auch in
sogenannte Privatgefängnisse bringt. Die Zustände dort wurden sogar
von einem deutschen Diplomaten als 'KZ-ähnlich' beschrieben. Die
Bundesregierung weiß um die Verquickung der libyschen ,Küstenwache'
mit der organisierten Kriminalität. Dennoch läuft die Zusammenarbeit
mit dieser Bande bei der Abwehr Schutzsuchender seit Jahren unbeirrt
weiter. Das ist einfach nur unerträglich."

 * 

Quelle:
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INNEN/5051: Feiger Mord an Lübcke ist Angriff auf unsere Demokratie


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 19. Juni 2019

Feiger Mord an Lübcke ist Angriff auf unsere Demokratie



"Es muss jetzt alles getan werden, um die Hintergründe des feigen
Mordes am CDU-Politiker und Kasseler Regierungspräsidenten Walter
Lübcke vollständig zu ermitteln", erklären die Vorsitzenden der
Fraktion DIE LINKE Sahra Wagenknecht und Dietmar Bartsch:

"Sollte sich der Verdacht der Ermittlungsbehörden gegen die
festgenommene Person aus der Neonaziszene bestätigen, dann ist der
Mord an Walter Lübcke ein Anschlag auf unsere Demokratie insgesamt. Es
ist fatal, dass die Bundesregierung aus der Mordserie des NSU und dem
damit zusammenhängenden Versagen der Strafverfolgungsbehörden immer
noch nicht die notwendigen Konsequenzen gezogen hat. Die von den
Bundes- und Landesregierungen geführten Behörden sind offensichtlich
gegenüber der rechten Gefahr nur bedingt abwehrbereit. Das muss sich
ändern. Es ist eine Frage des Fortbestands unserer Demokratie, dass
die Gefahren des rechten Terrors und seines Umfeldes endlich von der
Regierung ausreichend ernst genommen werden. DIE LINKE hat deshalb
eine Aktuelle Stunde im Bundestag beantragt."

 * 
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INNEN/5050: Fit machen zum Kampf gegen rechten Terror


DIE LINKE - Pressemitteilung vom 19. Juni 2019

Fit machen zum Kampf gegen rechten Terror



Anlässlich der Debatte um rechten Terror in Deutschland sagt Katja
Kipping, Vorsitzende der Partei DIE LINKE:

Der Mord an Walter Lübcke war auch ein Angriff auf das demokratische
Staatswesen und die Freiheit, seine eigene Haltung politisch zu
vertreten. Ich freue mich über den schnellen Fahndungserfolg. Was mich
besorgt macht, ist aber, dass der zunehmenden Brutalisierung des
rechten Milieus bundesweit keine angemessene Strategie entgegengesetzt
wird.

Fälle wie der NSU, aber auch der NSU 2.0 in Hessen zeigen ein
besorgniserregendes Maß von Verschleierung, Verschleppung und
Bagatellisierung seitens der Sicherheitsbehörden. In Mecklenburg-
Vorpommern hat kürzlich eine abgeschirmte Sondereinheit eine rechte
Gruppe bei der Polizei ausgehoben. Das zeigt ein Problem und eine
Lösung:

Dass es Sympathien für Rechts in manchen Einrichtungen gibt, die
eigentlich vor rechten Gewalttaten schützen sollen, ist nicht neu. Und
dass der Korpsgeist nicht förderlich für Ermittlungen innerhalb der
Sicherheitsbehörden ist, wissen wir schon lange.

Wenn wir ein effektives Vorgehen der Sicherheitsbehörden gegen rechte
Umtriebe wollen, müssen wir die Bedingungen dafür schaffen, dass gute
Beamtinnen und Beamten dabei ungehindert und ohne falsche
Rücksichtnahme arbeiten können.

Dafür brauchen wir dringend eine unabhängige Ermittlungsstelle, die
Vorwürfen gegen Mitglieder der Sicherheitsbehörden nachgeht und
sicherstellt, dass es dort keine rechtsfreien Räume gibt. Dass
eigentlich gutwillige Verantwortliche nicht Kolleginnen und Kollegen
gewähren lassen, die aus heimlicher Sympathie rechten Umtrieben nicht
angemessen nachgehen. So machen wir die Sicherheitsbehörden fit zum
Kampf gegen rechten Terror.

 * 
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INNEN/5049: Herzlichen Glückwunsch an Jürgen Habermas zu seinem 90. Geburtstag


DIE LINKE - Pressemitteilung vom 18. Juni 2019

Herzlichen Glückwunsch an Jürgen Habermas zu seinem 90. Geburtstag



Katja Kipping, Vorsitzende der Partei DIE LINKE, zum 90. Geburtstag
von Jürgen Habermas:

Herzlichen Glückwunsch an Jürgen Habermas zu seinem 90. Geburtstag.
Jürgen Habermas ist vielleicht einer der letzten streitbaren
politischen Intellektuellen. Der Kampf für eine offene Gesellschaft in
einer europäischen Demokratie ist ihm eine Herzenssache, wie es die
Abwehr aller postfaschistischen Tendenzen im bundesrepublikanischen
Deutschland war und ist. Der große Denker vom Starnberger See hält -
auch angesichts des Scheiterns aller staatssozialistischer Experimente
- den Kapitalismus zwar für derzeit nicht überschreitbar, aber für
endlos kritisierbar und kritikwürdig. Für Jürgen Habermas kann das
fortwährende Ringen um die Demokratisierung der Demokratie über den
Kapitalismus hinausführen.

Der Philosoph und Soziologe stürzte sich mit seiner Kritik auch immer
wieder ins gesellschaftliche Handgemenge. Sei es sein Engagement in
der Kampagne "Kampf dem Atomtod" gegen Ende der 1950er Jahre geplante
Aufrüstung der Bundeswehr mit Atomwaffen, in den Ostermärschen oder in
seiner Kritik an der Einschränkung des Asylgrundrechts. Habermas
verteidigte den Kosovokrieg als eine "legitime Nothilfe" - hier würde
ich auch heute noch lauten Widerspruch anmelden. Er verurteilte in der
Griechenlandkrise den Merkel?schen Marktfundamentalismus und warnte
vor "barbarische Kosten". Nicht Banken, sondern die Bürgerinnen und
Bürger sollten über Europa entscheiden, forderte Habermas, wie auch er
auch die zunehmende normative Entkernung der Politik selbst
feststellte, die fest im Griff einer neoliberalen Agenda den Abbau des
Sozialstaates und die soziale Entwurzelung der Bürgerinnen und Bürger
selbst vorantrieb.

Habermas warb bereits vor 20 Jahren für ein "Einwanderungsland
Bundesrepublik" und zeigte auch hier, dass er mehr als nur das
Asylrecht als ein Menschenrecht verteidigte. Alle Bürgerinnen und
Bürger gehören zusammen, unabhängig ihrer Herkunft und ihres
Geschlechts. Das wiederum ist republikanisch im besten Sinne und
sowohl der Freiheit wie der Gleichheit verpflichtet.
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SICHERHEIT/1968: Neue Kriegslügen - USA konstruieren mit bunten Bildern Kriegsgrund gegen Iran


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 18. Juni 2019

Neue Kriegslügen - USA konstruieren mit bunten Bildern Kriegsgrund gegen Iran



"Die vom Pentagon vorgelegten Bilder zu den Angriffen auf zwei Tanker
im Golf von Oman haben null Beweiskraft für eine Verantwortung des
Iran. Die undeutlichen, jetzt bunten Aufnahmen bestätigen den
Eindruck, dass seitens der USA mit Kriegslügen zwingend ein
Angriffsgrund konstruiert werden soll", erklärt Sevim Dagdelen,
stellvertretende Vorsitzende und abrüstungspolitische Sprecherin der
Fraktion DIE LINKE. Dagdelen weiter:

"Deeskalation ist jetzt oberste Pflicht. Bundesaußenminister Heiko
Maas darf nicht einfach als Zaungast agieren und muss im
UN-Sicherheitsrat auf eine unabhängige internationale Untersuchung der
Zwischenfälle im Golf von Oman drängen. Die Bundesregierung muss die
Entsendung weiterer 1.000 US-Soldaten in den Nahen Osten verurteilen
und klarstellen, dass militärische Infrastruktur der USA in
Deutschland und der deutsche Luftraum für einen Krieg gegen den Iran
nicht genutzt werden dürfen.

Die Bundesregierung ist in der Bringschuld, die Verpflichtungen des
Atomabkommens zu erfüllen und den Handel mit Iran aufrechtzuerhalten,
wie es UN-Generalsekretär Antonio Guterres angemahnt hat."

 * 
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UMWELT/690: Katja Kipping zu den Aktionstagen von Ende Gelände


DIE LINKE - Pressemitteilung vom 19. Juni 2019

Katja Kipping zu den Aktionstagen von Ende Gelände



Heute beginnen erneut Aktionstage des Klimaschutz-Bündnisses "Ende
Gelände". Katja Kipping, Vorsitzende der Partei DIE LINKE, dazu:

"Meine Partei DIE LINKE und natürlich auch ich als Person begrüßen
ausdrücklich, dass Bewegungen wie Fridays for Future und das Bündnis
Ende Gelände aktiv den Klimaschutz vorantreiben. Die Bundesregierung
hat in den letzten Jahren bewiesen, dass sie nicht bereit ist, den
Klimaschutz mit dem nötigen Willen umzusetzen.

Für wirksamen Klimaschutz muss man bereit sein, sich mit den großen
Verschmutzern anzulegen, und das heißt mit den Konzernen. Natürlich
ist es gut und wichtig, dass wir zum Einkaufen einfach wieder das
Einkaufsnetz mitnehmen und für den Kaffee unterwegs einen Becher
mitbringen. Wenn wir aber die großen Konzerne wie REW oder Vattenfall
nicht endlich an die Kandare nehmen, werden wir keinen wirklich
effektiven Klimaschutz erreichen.

Weltweit sind es 100 Konzerne, die 71 Prozent der industriellen
Treibhausgase produzieren. Und auf Platz 44 in dieser Liste steht RWE.
Das Unternehmen, das auch hier in Deutschland nicht nur fossile
Brennstoffe verfeuert, sondern zusätzlich auch Wälder abholzt und
Dorfgemeinden zerstört.

Es geht hier nicht mehr um eine moralische Verantwortung, es geht um
unsere Existenz. Und wenn die auf dem Spiel steht, haben
Profitinteressen in der Entscheidungsfindung nichts zu suchen. Genau
diesen Schritt werden CDU und FDP eben nicht gehen."
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UMWELT/689: EU-Bericht belegt Totalversagen der GroKo beim Klimaschutz


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 18. Juni 2019

EU-Bericht belegt Totalversagen der GroKo beim Klimaschutz



"Der Bericht der EU-Kommission ist ein weiterer Beleg für das
Totalversagen der GroKo-Klimapolitik. Macht man in Berlin weiter wie
bisher, wird Deutschland seinen Anteil für die Erreichung des
2030-Ziels der EU (38 Prozent weniger CO2 im Vergleich zu 2005) um
sage und schreibe zwölf Prozent verfehlen. Der verfehlte Klimaschutz
in Deutschland schadet nicht nur der Umwelt, sondern ist auch ein
ungedeckter Klima-Scheck, der durch Milliarden-Strafzahlungen an
Brüssel auch die Steuerzahlerinnen und Steuerzahler belasten wird",
erklärt Lorenz Gösta Beutin, energie- und klimapolitischer Sprecher
der Fraktion DIE LINKE, zum Bericht der EU-Kommission über die
Fortschritte der Mitgliedsländer beim Klimaschutz. Beutin weiter:

"Die Bundesregierung muss jetzt schnell nachsitzen: Sofortmaßnahmen
wie das unverzügliche und entschädigungsfreie Abschalten der 20
schmutzigsten Kohlekraftwerke mit sozialer Absicherung wären ein
erster Schritt in die richtige Richtung. Es braucht endlich ein
starkes Klimaschutzgesetz mit Klimaschutz-Vorgaben für alle
Ministerien und einen gesetzlichen Kohleausstieg, der 2030
abgeschlossen ist.

Kritisiert wird in dem Bericht auch die Ignoranz der GroKo gegenüber
der Energiearmut in Deutschland. Hier muss Berlin endlich den
EU-Vorgaben folgen und ein Maßnahmenpaket verabschieden: Statistiken
zu Energiearmut endlich erstellen, über die Wiedereinführung der
staatlichen Strompreisaufsicht auch Sozialtarife ermöglichen und ein
Verbot von Stromsperren erlassen. Die Energiewende ist ökologisch ein
Muss und darf nicht zu neuen sozialen Ungerechtigkeiten führen."

 * 

Quelle:
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VERKEHR/518: CSU erleidet Maut-Totalschaden


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 18. Juni 2019

CSU erleidet Maut-Totalschaden



"Das EuGH-Urteil zur Pkw-Maut ist ein Totalschaden für die CSU und
ihren Verkehrsminister Andreas Scheuer. DIE LINKE begrüßt, dass das
Gericht dieses Prestigeprojekt der CSU gestoppt hat. Wir haben von
Anfang an darauf hingewiesen, dass die Kosten für den Betrieb des
Pkw-Mautsystems die Einnahmen übersteigen würden. Scheuer muss jetzt
sofort Zahlen auf den Tisch legen, ob und in welcher Höhe
Entschädigungen für bereits geschlossene Verträge fällig werden. Die
Pkw-Maut geht als teurer Totalflop für die Steuerzahler in die
Geschichte ein", kommentiert Victor Perli, für Verkehr zuständiger
Haushaltspolitiker der Fraktion DIE LINKE im Bundestag, das heutige
Urteil des Europäischen Gerichtshofes, welches die Pkw-Maut für
rechtswidrig erklärt.

Jörg Cezanne, Verkehrspolitiker der Fraktion, ergänzt: "Bei der vom
Maut-Super-GAU schwer getroffenen CSU muss man jetzt wohl mit allem
rechnen. Es würde mich nicht wundern, wenn Minister Scheuer jetzt
einfach die Steuerentlastung fallen lässt und das auch noch als
klimapolitisches Zugeständnis an 'Fridays For Future' verkauft. Um
einer Maut für alle einen Riegel vorzuschieben, muss die Pkw-Maut
umgehend abgewickelt werden. Das Mauttheater hat viel zu lange eine
Debatte über die Finanzierung einer ökologischen Verkehrswende
behindert, für die wir als LINKE jetzt umgehend Vorschläge einbringen
werden."

 * 
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WIRTSCHAFT/2167: Bundesregierung schafft mit Rüstungsexporten immer neue Fluchtursachen


DIE LINKE - Pressemitteilung vom 19. Juni 2019

Bundesregierung schafft mit Rüstungsexporten immer neue Fluchtursachen



"Milliardengeschäfte der Rüstungsindustrie und mittlerweile mehr als
70 Millionen Flüchtlinge weltweit sind zwei Seiten derselben Medaille:
Es ist ein Armutszeugnis für die Bundesregierung, dass von den
deutschen Waffenexporten mit einem Gesamtvolumen von 4,82 Milliarden
Euro mehr als die Hälfte an Drittländer geht, darunter Krisenländer
und autoritäre Regime wie Saudi-Arabien, Ägypten und die Vereinigten
Arabischen Emirate", erklärt Sevim Dagdelen, stellvertretende
Vorsitzende und abrüstungspolitische Sprecherin der Fraktion DIE
LINKE, anlässlich der Verabschiedung des Rüstungsexportberichts 2018
im Kabinett. Dagdelen weiter:

"Die deutschen Waffenlieferungen in Spannungs- und Krisengebiete sind
sicherheitspolitisch kurzsichtig und schaffen immer neue
Fluchtursachen. Mit ihren Rüstungsexporten nach Saudi-Arabien, die
Vereinigten Arabischen Emirate und die anderen Länder der
Jemen-Kriegskoalition ist die Bundesregierung mit verantwortlich für
die größte humanitäre Katastrophe unserer Zeit. Das letzte
schließlich, was Entwicklungsländer brauchen, sind noch mehr Waffen,
wofür Exportgenehmigungen im Wert von 365,7 Millionen Euro erteilt
wurden.

Es ist eine Farce, dass die Bundesregierung auf
Post-Shipment-Kontrollen ausgerechnet bei den Ländern der von
Saudi-Arabien angeführten Jemen-Kriegsallianz verzichtet und weltweit
im vergangenen Jahr nur eine Vor-Ort-Prüfung durchgeführt hat.
Notwendig ist ein gesetzliches Verbot von Rüstungsexporten, angefangen
bei den sogenannten Drittstaaten."
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BILDUNG/944: Brauchen bundesweit einheitliche Bildungsstandards


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 19. Juni 2019

SUDING: Brauchen bundesweit einheitliche Bildungsstandards



Zur Debatte über Wissenslücken bei Abiturienten erklärt die
stellvertretende FDP-Fraktionsvorsitzende Katja Suding:

"Um Schüler bestmöglich auf ein Studium oder eine Lehre
vorzubereiten, brauchen wir bundesweit einheitliche und ambitionierte
Bildungsstandards. Gleichzeitig müssen wir den Schulen mehr
Freiheiten geben, damit sie die besten Konzepte dafür entwickeln
können. Nur wenn es vergleichbare Standards gibt, kann es einen
echten und fruchtbaren Wettbewerb unter den Ländern geben. Die von
Bundesbildungsministerin Karliczek angestoßene Diskussion über einen
Nationalen Bildungsrat allein bringt Schulen nicht voran. Bund und
Länder müssen in konkreten Projekten eng zusammenarbeiten, wie beim
Digitalpakt. Dieser ist jedoch nur ein erster wichtiger Schritt. Um
die Technik sinnvoll nutzen zu können, muss jetzt schnellstmöglich
ein Digitalpakt 2.0 her. Zudem müssen wir die Grundgesetzänderung
nutzen, um eine MINT-Offensive an unseren Schulen zu starten.
Schließlich brauchen wir eine Exzellenzinitiative für die berufliche
Bildung."

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag

Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030-227 51990

E-Mail: presse@fdpbt.de

Internet: www.fdpbt.de
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GESUNDHEIT/944: Große Koalition schert sich nicht um Finanzierung der Pflege


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 19. Juni 2019

WESTIG: Große Koalition schert sich nicht um Finanzierung der
Pflege



Zum Kabinettsbeschluss des Pflegelöhneverbesserungsgesetzes erklärt
die pflegepolitische Sprecherin der FDP-Fraktion Nicole Westig:

"Pflegekräfte müssen angemessen vergütet werden. Die Große Koalition
macht allerdings Schönwetter, ohne sich um die Finanzierung zu
scheren. Bundesarbeitsminister Heil verweist lapidar auf die
Pflegeversicherung. Dabei ist schon heute klar: Allein der
Kostenanstieg durch die Lohnerhöhungen von bis zu fünf Milliarden
Euro wird unausweichlich zu erheblichen Mehrbelastungen der
Pflegebedürftigen und der Beitragszahler führen. Die Kassen warnen
bereits vor einem Beitragssprung auf 3,8 Prozent. Es ist absolut
unverantwortlich von Union und SPD, diese Frage einfach zu
ignorieren. Das Gesetz ist zudem tarif- und verfassungsrechtlich
fragwürdig. Denn weniger als zehn Prozent der Pflegekräfte sind
gewerkschaftlich organisiert, einen gemeinsamen Arbeitgeberverband
gibt es nicht. Es ist schleierhaft, wie auf diese Weise ein
repräsentativer Tarifvertrag entstehen soll, der für
allgemeinverbindlich erklärt werden kann. Die Große Koalition hat die
Tarifautonomie offenbar aufgegeben."

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag

Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030-227 51990

E-Mail: presse@fdpbt.de

Internet: www.fdpbt.de
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HAMBURG/4795: Schulschwänzen ist zu ernst für ein Show-Projekt (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 19. Juni 2019

Schulschwänzen ist zu ernst für ein Show-Projekt!



Die Schulbehörde will mit dem Projekt "Jeder Schultag zählt" in
Kooperation mit zwei Stiftungen an jeweils zwei handverlesenen Grund-
und Stadtteilschulen den Ursachen von Schulschwänzen auf den Grund
gehen, um Gegenmaßnahmen entwickeln zu können. "Schulschwänzen ist ein
wichtiges und ernstzunehmendes Thema, das gilt für alle Schulformen
und ganz sicher nicht nur für wirtschaftlich schwächere Stadtteile",
kritisiert die schulpolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE in
der Hamburgischen Bürgerschaft, Sabine Boeddinghaus. Die mit dem
Projekt getroffene selektive Fokussierung sei stigmatisierend und
werde dem Problem nicht annähernd gerecht. "Und es wundert schon, dass
der Schulsenator nicht längst eine Analyse der multiplen Ursachen für
Schulschwänzen vorgenommen hat. Es gehört zum Pflichtprogramm einer
Bildungsbehörde, genau und regelhaft zu evaluieren, ob Schule alle
jungen Menschen in ihren jeweiligen Lebenslagen erreicht."

Gründe für Schulschwänzen sind ganz überwiegend massive
Mobbingerfahrungen, Erlebnisse von Abwertungen und Frustrationen, aber
auch chronische Unter- oder Überforderungen, so Boeddinghaus. "Deshalb
erwarte ich von einem Bildungssenator kein Show-Projekt, sondern
strukturelle qualitative Verbesserungen von Schule und Unterricht, die
die Rechte von Kindern und Jugendlichen und gute Arbeitsbedingungen
für die Lehrkräfte in den Mittelpunkt stellen."

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Pressemitteilung vom 19. Juni 2019

Rathausmarkt 1, 20095 Hamburg

Telefon: 040/42831-2445, Telefax: 040/42831-2255

E-Mail: pressestelle@linksfraktion.hamburg.de

Internet: www.linksfraktion-hamburg.de
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HAMBURG/4794: HVV-Preise müssen endlich runter (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 19. Juni 2019

HVV-Preise müssen endlich runter!



In keiner deutschen Großstadt ist das Monatsticket für Bus und Bahn so
teuer wie in Hamburg - das zeigt eine Studie des ADAC. "Der
methodische Fehler des ADAC, in München nur zwei Zonen zugrunde zu
legen, entwertet nicht den gesamten Vergleich: ÖPNV-Kund_innen in
Hamburg zahlen im Vergleich tatsächlich deutlich mehr als in Berlin
oder München", erklärt dazu die verkehrspolitische Sprecherin der
Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft, Heike Sudmann.
"Eine Abo-Jahreskarte für die gesamte Stadt kostet in Berlin 761 Euro,
in München 750 und in Hamburg stolze 1.074 Euro, also jährlich rund
300 Euro mehr als in vergleichbaren Städten. Da kann der HVV noch so
viele Nebelkerzen werfen - es ist so."

Wiederholt hatte DIE LINKE eine Senkung der Fahrkartenpreise auf
Berliner Niveau mit dem Ziel eines 365 Euro-Tickets beantragt, zuletzt
während der Haushaltsberatungen im Dezember, erinnert Sudmann. "Doch
das haben alle anderen Fraktionen abgelehnt, auch die, die jetzt
plötzlich die Forderung nach einem 365 Euro-Ticket als eigene
Erfindung präsentieren, um irgendwie fortschrittlich zu wirken."

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Pressemitteilung vom 19. Juni 2019

Rathausmarkt 1, 20095 Hamburg

Telefon: 040/42831-2445, Telefax: 040/42831-2255

E-Mail: pressestelle@linksfraktion.hamburg.de

Internet: www.linksfraktion-hamburg.de
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HAMBURG/4793: Wer Tarifbindung stärken will, muss sie auch finanzieren (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 19. Juni 2019

Wer Tarifbindung stärken will, muss sie auch finanzieren!



"Gute Perspektiven" für Arbeitnehmer_innen sieht die SPD heute in der
Aktuellen Stunde der Hamburgischen Bürgerschaft. "Jede Initiative für
mehr Tarifbindung finden wir gut und wichtig", sagte in der Debatte
der gewerkschaftspolitische Sprecher der Fraktion DIE LINKE, Deniz
Celik. "Aber statt sich selbst für eine Bundesratsinitiative auf die
Schulter zu klopfen, sollte der Senat aber seine Hausaufgaben machen:
Die allermeisten Träger der sozialen und kulturellen Infrastruktur
zahlen nach Tarifvertrag. Erhöhungen bekommen sie aber nicht aus dem
Haushalt refinanziert und müssen sie anderswo einsparen. So schwächt
man Tarifbindung, statt sie zu verbessern."

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Pressemitteilung vom 19. Juni 2019

Rathausmarkt 1, 20095 Hamburg

Telefon: 040/42831-2445, Telefax: 040/42831-2255

E-Mail: pressestelle@linksfraktion.hamburg.de

Internet: www.linksfraktion-hamburg.de
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HAMBURG/4792: Erzbistum verkauft Kliniken - Einstieg ins Marienkrankenhaus prüfen (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 18. Juni 2019

Erzbistum verkauft Kliniken: Einstieg ins Marienkrankenhaus prüfen!



Das Erzbistum Hamburg ist überschuldet und möchte deswegen Anteile
seiner Hamburger Kliniken verkaufen. Dazu erklärt Deniz Celik, der
gesundheitspolitische Sprecher der Fraktion DIE LINKE in der
Hamburgischen Bürgerschaft:

"Laut Medienberichten arbeiten das Marienkrankenhaus und das
Kinderkrankenhaus Wilhelmstift kostendeckend und sind nicht
verschuldet. Der Senat sollte umgehend prüfen, unter welchen
Bedingungen die Stadt bzw. die Uniklinik Eppendorf die
Mehrheitsanteile der beiden Krankenhäuser kaufen könnte und das
Gespräch mit dem Erzbistum Hamburg suchen. Damit würde Hamburg wieder
mehr Einfluss gewinnen auf die Krankenhausversorgung. Die Chance,
größere demokratische Kontrolle und Steuerung über die
Krankenhausversorgung zu erlangen, darf der Senat nicht ungenutzt
verstreichen lassen. Im Ergebnis könnte das heißen: Bessere
Pflegepersonalausstattung, gute Arbeitsbedingungen und mehr
Patientensicherheit."

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Pressemitteilung vom 18. Juni 2019

Rathausmarkt 1, 20095 Hamburg

Telefon: 040/42831-2445, Telefax: 040/42831-2255

E-Mail: pressestelle@linksfraktion.hamburg.de

Internet: www.linksfraktion-hamburg.de
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HAMBURG/4791: Echter Mieter_innenschutz braucht einen Mietendeckel (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 18. Juni 2019

Echter Mieter_innenschutz braucht einen Mietendeckel!



Der Senat hat eine Soziale Erhaltungsverordnung für Altona-Nord in
Kraft gesetzt. Die Maßnahme soll vor Gentrifizierung schützen. "Jede
Erhaltungsverordnung mehr ist gut und dringend erforderlich",
kommentiert die stadtentwicklungspolitische Sprecherin der Fraktion
DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft, Heike Sudmann. Sie
erinnert daran, dass in Berlin derzeit 840.000 Einwohner_innen durch
Soziale Erhaltungsverordnungen geschützt werden, in Hamburg nur
212.000. "Den Titel einer Mieter_innenschutzpartei hat die SPD schon
lange verspielt. Wer für die Menschen in ganz Hamburg was tun will,
sollte sich endlich um einen Mietendeckel, einen echten Mietenstopp
kümmern."

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Pressemitteilung vom 18. Juni 2019

Rathausmarkt 1, 20095 Hamburg

Telefon: 040/42831-2445, Telefax: 040/42831-2255

E-Mail: pressestelle@linksfraktion.hamburg.de

Internet: www.linksfraktion-hamburg.de
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MECKLENBURG-VORPOMMERN/3342: Gründungsmitglied des islamischen Bundes Rostock erhält Johannes-Stelling-Preis (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion MV vom 18. Juni 2019

Gründungsmitglied des islamischen Bundes Rostock erhält Johannes-Stelling-Preis



Der Vorsteher der islamischen Gemeinde in Rostock, Dr. Maher Fakhouri
ist mit dem diesjährigen Johannes-Stelling-Preis der
SPD-Landtagsfraktion ausgezeichnet worden. Mit der Verleihung des
Johannes-Stelling-Preises erinnert die SPD-Landtagsfraktion an das
Wirken des von Nazis ermordeten SPD-Politikers Johannes Stelling.
Geehrt werden sollen Bürgerinnen und Bürger, aber auch Institutionen
des Landes für ihr couragiertes Eintreten gegen Rechtsextremismus,
Antisemitismus, Fremdenfeindlichkeit und Gewalt. Der mit 2.000 Euro
dotierte Preis wurde in diesem Jahr zum 14. Mal verliehen.

Dr. Maher Fakhouri kam 1985 aus Syrien nach Rostock. Nach der Wende
war er maßgeblich am Aufbau der Islamischen Gemeinde Rostock und der
Gründung des Islamischen Bundes Rostock beteiligt. Seit seiner
Gründung 1990 arbeitet Herr Fakhouri im interreligiösen Arbeitskreis
Rostock mit. Herr Fakhouri verteidigt in seinen Statements und
Andachten stets die freiheitlich demokratische Grundordnung und tritt
für einen dialogfähigen Islam ein. Vehement tritt er einem
populistischen und rechtsextremen Islamhass entgegen.

Neben Dr. Fakhouri wurden die Freie Schule Güstrow, die seit Jahren
den Titel "Schule ohne Rassismus, Schule mit Courage" trägt und die
Polizeibeamtin im Ruhestand, Angelika Reichelt aus Neubrandenburg, die
sich ehrenamtlich im Bereich Demokratieförderung engagiert mit einem
Ehrenpreis ausgezeichnet.

"Ich bin stolz darauf, wie viele Menschen in unserem Land gegen Hass
und für eine offene Gesellschaft engagieren. Wir sind viele, wir sind
mehr. Wir, die für eine offene Gesellschaft eintreten, die in Freiheit
und Frieden leben wollen, wir wollen eine Gemeinschaft, die
zusammenhält und keine die trennt," lobte Ministerpräsidentin Manuela
Schwesig in ihrer Festrede die Nominierten und die zahlreichen
Engagierten Bürger*innen des Landes, die an diesem Tag nicht mit ihrem
Engagement in der Öffentlichkeit standen.

Für einen besonderen Höhepunkt der diesjährigen Festveranstaltung
sorgte der bekannte Sänger und Musiker Sebastian Krumbiegel.
Krumbiegel, der selbst Opfer von gewalttätigen Rechtsextremisten
geworden war, setzt sich seit Langem für Zivilcourage und gegen
Fremdenfeindlichkeit ein und hat dazu auch ein Buch geschrieben. Seine
Laudatio auf den Hauptpreisträger hielt der Sänger der Band "Die
Prinzen" daher fast wie selbstverständlich am Klavier.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion Mecklenburg-Vorpommern

Pressestelle, Lennéstr. 1, 19053 Schwerin

Telefon: 0385-525-2359 o. 0385-525-2360

E-Mail: info@spd-fraktion-mv.de

Internet: www.spd-fraktion-mv.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 20. Juni 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / LANDESPARLAMENTE





MECKLENBURG-VORPOMMERN/3341: Spuk um den Maut-Murks hat endlich ein Ende (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion MV vom 18. Juni 2019

Spuk um den Maut-Murks hat endlich ein Ende



Der Europäische Gerichtshof hat entschieden, dass die deutsche
PKW-Maut nicht mit dem EU-Recht vereinbar ist. Dazu erklärt der
verkehrspolitische Sprecher der SPD-Landtagsfraktion Jochen Schulte:

"Die SPD-Landtagsfraktion begrüßt die Entscheidung des Europäischen
Gerichtshofes, den Mautmurks der CSU und ihres Ex-Ministers Dobrindt
endlich zu stoppen. Für die Autofahrer in Mecklenburg-Vorpommern ist
dies eine sehr gute Nachricht. Denn die geplante Maut war von Anfang
an unsozial, weil sie Fahrer, die sich kein neues Auto leisten können,
benachteiligt hätte. Bei uns im Land hätte das viele Berufspendler
getroffen, die täglich auf ihr Auto angewiesen sind.

Einmal mehr zeigt sich hiermit überdeutlich, dass der größte Fehler
der Großen Koalition in Berlin die Regierungsbeteiligung der CSU ist.
Das reicht vom Heimatministerium des Herrn Seehofer, aus dem bis heute
kein Aktivität entstanden ist, über die falschen Entscheidungen beim
Breitbandausbau, bis hin zum heutigen Maut-Debakel."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion Mecklenburg-Vorpommern

Pressestelle, Lennéstr. 1, 19053 Schwerin

Telefon: 0385-525-2359 o. 0385-525-2360

E-Mail: info@spd-fraktion-mv.de

Internet: www.spd-fraktion-mv.de
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RHEINLAND-PFALZ/5176: Die Pkw-Maut gehört endgültig beerdigt (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
18.06.2019

EU-Richterspruch bestätigt uns voll und ganz - Die Pkw-Maut gehört
endgültig beerdigt



Anlässlich der heutigen Entscheidung des Europäischen Gerichtshofs
(EuGH) zur Pkw-Maut erklärt der verkehrspolitische Sprecher der
SPD-Landtagsfraktion, Benedikt Oster: "Mit dem heutigen Urteil hat der
EuGH unsere seit Langem vertretene Auffassung voll bestätigt. Die von
CSU-Bundesministern vorangetriebene Maut diskriminiert ausländische
Fahrzeughalter und verstößt klar gegen geltendes EU-Recht. Jetzt ist
amtlich, was wir seit Jahr und Tag sagen: Die Pkw-Maut war von Anfang
an eine schlechte Idee. Sie geht völlig an der Fakten- und Rechtslage
vorbei. Die Pkw-Maut war, ist und bleibt Stümperei. Die Maut
verursacht enorme Kosten und einen riesigen bürokratischen Aufwand.
Auch in der zuletzt verabschiedeten Form bedeutet sie Nachteile für
die Grenzregionen: Für den dortigen Handel und den Tagestourismus sind
Umsatzrückgänge zu befürchten. Es ist an der Zeit, das
CSU-Prestige-Projekt endgültig zu beerdigen."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 18. Juni 2019

SPD Landtagsfraktion Rheinland-Pfalz

Kaiser-Friedrich-Straße 3, 55116 Mainz

Telefon: 06131 / 208 3218, Fax: 06131 / 208 4217

Internet: www.spdfraktion-rlp.de
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RHEINLAND-PFALZ/5175: Entsetzen und Erschrecken wegen Mord an Walter Lübcke (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
17.06.2019

Entsetzen und Erschrecken wegen Mord an Walter Lübcke - Ermittler
gehen von rechtsextremen Motiv aus



Zu den Hinweisen der Bundesanwaltschaft bezüglich des Mordes an Walter
Lübcke erklärt der SPD-Fraktionsvorsitzende Alexander Schweitzer: "Die
neuesten Erkenntnisse der Ermittler, dass der Kasseler
Regierungspräsident Walter Lübcke von einem Rechtsextremen durch einen
Kopfschuss getötet worden sein soll, sind in jeder Hinsicht
erschreckend. Wenn ein Politiker, der sich in der Vergangenheit für
eine humane Flüchtlingspolitik ausgesprochen hat, regelrecht
hingerichtet worden sein sollte, dann muss uns das in jeder Hinsicht
mit Besorgnis erfüllen. Als Demokratinnen und Demokraten müssen wir
daraus Schlüsse ziehen: Auf der einen Seite müssen wir die
Sicherheitsbehörden weiter stärken, damit sie den Feinden der
Demokratie effektiv entgegentreten können und deren Taten schnell und
umfassend aufklären. Auf der anderen Seite müssen alle demokratischen
Parteien zusammenstehen und so deutlich wie möglich machen, dass im
öffentlichen Diskurs keine Hetze und keine Drohungen tolerabel sind.
Der Mord an Lübcke, die Bedrohungen gegen ihn in den letzten Jahren
und auch die Schmähungen nach seinem Tod zeigen, dass es 5 vor 12 ist.
Es darf nicht sein, dass Bürgerinnen und Bürger, Politikerinnen und
Politiker Angst haben, wenn sie sich für eine menschliche
Flüchtlingspolitik einsetzen. Nach den Morden der
rechtsterroristischen NSU haben wir Demokratinnen und Demokraten
zurecht gesagt, dass so etwas nie wieder passieren darf."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 17. Juni 2019

SPD Landtagsfraktion Rheinland-Pfalz

Kaiser-Friedrich-Straße 3, 55116 Mainz

Telefon: 06131 / 208 3218, Fax: 06131 / 208 4217

Internet: www.spdfraktion-rlp.de
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ARBEIT/1207: Bessere Löhne in der Pflege kommen


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 19. Juni 2019

Arbeitsgruppe: Arbeit und Soziales

Bessere Löhne in der Pflege kommen



Höhere Löhne und bessere Arbeitsbedingungen machen den Pflegeberuf
speziell für junge Menschen attraktiver. Damit gewinnen wir die
dringend benötigen Fachkräfte für eine menschenwürdige Pflege.

"Das Pflegelöhneverbesserungsgesetz ist ein weiterer großer Schritt
zur besseren Bezahlung von Pflegekräften und zur spürbaren
Verbesserung der Arbeitsbedingungen in der Pflege. Dadurch wird die
Attraktivität des Pflegeberufs deutlich steigen. Dies wurde im
Koalitionsvertrag vereinbart. Eine weitere wichtige SPD Forderung der
vergangenen Jahre wurde heute vom Bundeskabinett beschlossen.

Ziel ist es, dass bundesweit nach einem einheitlichen Tarif bezahlt
wird. Dies ist nur gemeinsam mit den Sozialpartnern zu erreichen.
Arbeitgeber und Arbeitnehmer sollen einen Tarifvertrag aushandeln, der
dann auf das gesamte Bundesgebiet ausgedehnt wird. Dabei werden auch
die Kommissionen, die im kirchlichen Bereich der Branche die
Arbeitsbedingungen aushandeln, berücksichtigt. Diese zuständigen
Kommissionen erhalten noch vor Abschluss des Tarifvertrages ein
Anhörungsrecht durch die Tarifvertragsparteien.

Sollten sich die Sozialpartner hier nicht einigen können, wird durch
Rechtsverordnung, die auf Empfehlungen der Pflegekommission fußt, ein
bundesweit einheitlicher Mindestlohn differenziert nach Hilfs- und
Fachkräften eingeführt. Mit diesem Gesetz wird der Personalmangel
wirkungsvoll eingedämmt und eine menschenwürdige Pflege weiterhin
gewährleistet.

Das Gesetz ist ein Meilenstein. Ohne deutlich bessere Löhne in der
Pflege werden wir niemals das Ziel erreichen können, einen größeren
Anteil von jüngeren Menschen für die Pflege zu begeistern und
diejenigen, die aus der Pflege ausgeschieden sind, wieder zurück zu
gewinnen. Die SPD-Bundestagsfraktion wird mit weiteren Maßnahmen dafür
sorgen, dass die steigenden Löhne in der Pflege nicht zulasten der
Kosten der zu Pflegenden und ihrer Angehörigen gehen. Im
internationalen Vergleich in Europa ist unsere Pflegeversicherung
effizient, aber nicht ausreichend solidarisch finanziert. Auch dazu
werden von uns weitere Vorschläge kommen."

Copyright 2019 SPD-Bundestagsfraktion

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 19. Juni 2019

SPD-Bundestagsfraktion, Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227-5 22 82, Fax: 030/227-5 68 69

E-Mail: presse@spdfraktion.de

Internet: www.spdfraktion.de
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VERKEHR/887: Pkw-Maut gestoppt


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 18. Juni 2019

Arbeitsgruppe: Verkehr und digitale Infrastruktur

Pkw-Maut gestoppt



Kirsten Lühmann, verkehrspolitische Sprecherin;

Udo Schiefner, zuständiger Berichterstatter:

Der Europäische Gerichtshof (EuGH) hat der Klage von Österreich und
den Niederlanden gegen die deutsche Pkw-Maut stattgegeben. Damit ist
das Projekt der CSU, unter den von der SPD-Bundestagsfraktion
gesetzten Voraussetzungen, nicht mehr umsetzbar.

"Die Pkw-Maut der CSU ist Geschichte. Die Infrastrukturabgabe erfüllt
nicht die drei von der SPD geforderten wesentlichen Voraussetzungen.
Sie sollte nennenswert mehr Geld einbringen, europarechtskonform sein
und zugleich die Bürgerinnen und Bürger in Deutschland nicht mehr
belasten. Nach dem Urteil des EuGH wäre eine Umsetzung nur noch
möglich, wenn die Personen in Deutschland, die ein Auto besitzen,
zusätzlich belastet würden. Das ist mit der SPD nicht zu machen.

Bundesverkehrsminister Andreas Scheuer muss die entstehenden
Einnahmeausfälle kompensieren, die durch den Stopp der Pkw-Maut sowie
die bereits begonnene Einführung in seinem Haushalt angefallen sind."

Copyright 2019 SPD-Bundestagsfraktion
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WIRTSCHAFT/2853: Kritik des Normenkontrollrates berechtigt


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 19. Juni 2019

Arbeitsgruppe: Wirtschaft und Energie

Kritik des Normenkontrollrates berechtigt



Bernd Westphal, wirtschaftspolitischer Sprecher;

Sabine Poschmann, zuständige Berichterstatterin:

Der Nationale Normenkontrollrat (NKR) kritisiert zu Recht die
lückenhafte Anwendung der One-In-One-Out-Regel durch die
Bundesregierung beim Bürokratieabbau. Der heute veröffentlichte
Jahresbericht der Bundesregierung zu besserer Rechtsetzung und
Bürokratieabbau 2018 zeigt: Wir brauchen bessere Ergebnisse beim
Bürokratieabbau und E-Government in Deutschland und Europa. Die
Absicht der Bundesregierung, stärker auf Praxistauglichkeit,
Verständlichkeit und Wirksamkeit ihrer Vorschläge an das Parlament zu
achten und intensiver mit den Betroffenen zusammen zu arbeiten,
begrüßen wir. Dieses Versprechen muss jetzt eingelöst werden.

"Wir teilen die Auffassung, dass es in Zukunft der Einführung einer
One-In-One-Out-Regelung auch auf Ebene der Europäischen Union bedarf.
Wird eine gesetzliche Regelung verabschiedet, muss an anderer Stelle
eine Entlastung geschaffen werden. Am besten wäre die Schaffung eines
europäischen Normenkontrollrates, der eigenständig und vollständig
unabhängig von der EU-Kommission arbeiten sollte. Nachdem das
Europäische Parlament schon in der vergangenen Legislaturperiode einen
Ausschuss für Bürokratieabbau ins Leben gerufen hat, wäre ein solcher
europäischer Normenkontrollrat ein zweites wirksames Instrument. Als
Zeitpunkt der Umsetzung wäre am besten die deutsche
Ratspräsidentschaft im Jahr 2020 geeignet, um dafür die richtigen
Maßnahmen zu ergreifen.

Die im Jahr 2015 eingeführte One-In-One-Out-Regel in Deutschland ist
eine Erfolgsgeschichte und sie leistet einen wichtigen Beitrag zum
Abbau unnötiger Bürokratie vor allem auf Bundesebene. Aber diese Regel
sollte in Zukunft selbstverständlich auch für den Erfüllungsaufwand
gelten, der bei der Umsetzung von EU-Richtlinien und Vorgaben anfällt.
Es ist unerheblich wo bürokratische Maßnahmen entstehen - wichtig ist
Bürokratie weiter einzuschränken und zu stoppen, wo immer diese
unnötig ist.

Leider lässt die Digitalisierung der öffentlichen Verwaltung in Bund,
Ländern und Kommunen nach wie vor zu wünschen übrig. Es hapert bei der
Umsetzung des Onlinezugangsgesetz. Diese ist nur durch eine gemeinsame
Kraftanstrengung von Bund und Ländern machbar. Eine Vielzahl von
Plattformen stellt die Beteiligten noch immer vor erhebliche Probleme.
Daher wäre ein E-Government-Pakt des Bundes, der Länder und Gemeinden
in Erwägung zu ziehen, so wie es der NKR fordert."

Copyright 2019 SPD-Bundestagsfraktion
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FORSCHUNG/1206: Herkunftsnachweis - Uni Hohenheim entwickelt fälschungssichere Lebensmittel-Profile (idw)


Universität Hohenheim - 18.06.2019

Herkunftsnachweis: Uni Hohenheim entwickelt fälschungssichere
Lebensmittel-Profile

Gewächshaus oder Freiland? China oder Frankreich? Uni Hohenheim arbeitet
an neuen Methoden, um die Herkunft von pflanzlichen Nahrungsmitteln zu
bestimmen



Chinesische Trüffel, die angeblich aus Frankreich kommen, angebliche
Freiland-Tomaten, die aus dem Gewächshaus stammen: Falschangaben wie diese
will jetzt ein Team der Universität Hohenheim in Stuttgart mit neuen
Analyse-Methoden wiederlegen. So sollen die Methoden exakte Angaben über
die geographische Herkunft, die Anbaubedingungen und die Lebensmittelsorte
ermöglichen. Das Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft (BMEL)
fördert das Projekt der Universität Hohenheim mit insgesamt 275.000 Euro.

"Der moderne Lebensmittelfälscher ist gebildet und studiert, er kennt die
Szene und die Untersuchungsmethoden der Lebensmittelkontrolleure", so
charakterisiert Prof. Dr. Walter Vetter vom Institut für
Lebensmittelchemie den Fälscher von heute.

Doch Handel und Verbraucher wollen Sicherheit. "Damit nimmt auch der
Wunsch nach verlässlichen Daten über die Herkunft und Zusammensetzung von
Lebensmitteln zu."

Für seine Forschung wählte das Team Trüffel und Walnüsse aus verschiedenen
Ländern weltweit. "Voraussetzung für das Projekt war, dass wir uns
wirklich auf die Herkunftsangaben der Lieferanten verlassen konnten. Das
ist uns bei Trüffeln und Walnüssen am besten gelungen", erklärt Prof. Dr.
Vetter.

Ein weiterer Vorteil: "Trüffel sind fettarm, Walnüsse sind fettreich, so
dass wir mit diesen beiden eine große Bandbreite abdecken."

Chemische Details geben Auskunft über Herkunft pflanzlicher
Lebensmittel

In dem wissenschaftlichen Verbundprojekt aus akademischen
Partnerinstitutionen und Wirtschaftsunternehmen erforscht das Projekt der
Uni Hohenheim drei Methoden.

Die so genannte Isotopen-Analyse ermöglicht anhand der Bestimmung der
Zusammensetzung der Kohlen- und Stickstoff- und Wasserstoffisotope in den
Pflanzen genaue Angaben zur Herkunft einer Pflanze. In Versuchen konnte
das Team von Prof. Dr. Vetter damit beispielsweise den Unterschied von
einer Freiland- und einer Gewächshauspaprika erkennen.

"Mit einer weiteren Methode, der Lipid-Analyse, wollen wir die Fettsäuren
und Sterole (biochemisch wichtige Bestandteile der Zellmembran) der
jeweiligen Lebensmittel genauer analysieren", erläutert Prof. Dr. Vetter.
Sterole sind im Fettanteil der Pflanzen enthalten. Die Bestimmung des
Sterol-Musters macht es so etwa möglich, einen kulinarisch wertlosen
China-Trüffel von einem französischen Gourmet-Trüffel zu unterscheiden.

Die dritte Methode ist die so genannte Elementanalytik. Damit lassen sich
die Mineralstoffe in den Pflanzen bestimmen. Sie geben Aufschluss darüber,
auf welchem Boden die Pflanzen gewachsen sind, da die Mineralstoffe beim
Wachsen aus dem Boden auch in die Pflanze übergehen. So lässt sich anhand
der Mineralstoffe nachweisen, wenn eine Pflanze nicht auf dem Boden einer
bestimmten Region gewachsen ist und beispielsweise sagen, ob sie wirklich
aus der regionalen Landwirtschaft stammt oder nicht.

Nächstes Ziel: Methoden kombinieren und auf andere Lebensmittel
ausweiten

Die größte Herausforderung in dem Projekt: "Gemeinsam mit unseren
Forschungspartnern wollen wir die verschiedenen Methoden jetzt miteinander
kombinieren."

Interessant sei es auch, die Forschung durch ein Folgeprojekt auf weitere
und zusammengesetzte Lebensmittel auszuweiten. Zwei mögliche Kandidaten:
Trüffel-Butter und Walnuss-Eis.


HINTERGRUND: Food Profiling

Das COMPETENCE NETWORK FOOD PROFILING (CNFP) ist ein wissenschaftliches
Verbundprojekt von akademischen Partnerinstitutionen und
Wirtschaftsunternehmen. Es wird über einen Zeitraum von drei Jahren mit
insgesamt 3,4 Mio EUR aus Mitteln des Bundesministeriums für Ernährung und
Landwirtschaft (BMEL) gefördert. Schwerpunkt sind Entwicklungen im Bereich
der instrumentellen Analytik zur Authentifizierung von Lebensmitteln.

HINTERGRUND: Beteiligte Forschungspartner

Federführend für das Projekt ist die Hamburg School of Food Science. Dor
werden unter anderem Genom-basierte Studien, beispielsweise zur Festlegung
der botanischen Identität, gemacht. Ebenso beteiligt ist das 
Leibniz-Institut für Lebensmittel-Systembiologie an der Technischen Universität
München. Am Zentrum für Bioinformatik der Universität Tübingen wird die
Software zur Verarbeitung und Analyse der Daten entwickelt. Weiterhin sind
Unternehmen beteiligt, die den Transfer der Verfahren in die Wirtschaft
prüfen.

Text: A. Schmid

Weitere Informationen

www.food-profiling.org

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution234
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LANDWIRTSCHAFT/1782: Studie belegt - Die Mehrheit der Deutschen will die Agrarwende (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro München

Studie belegt: Die Mehrheit der Deutschen will die Agrarwende

Von Veronika Feicht, Umweltinstitut München e.V., 12-06-2019



Die Menschen in Deutschland sind unzufrieden mit der aktuellen
Landwirtschaftspolitik. Das zeigt eine kürzlich veröffentliche Studie
des Umweltbundesamts. Die große Mehrheit der Bevölkerung identifiziert
den Agrarsektor als einen der Hauptverursacher von Natur- und
Umweltschäden und fordert von der der Politik eine konsequent
nachhaltigkeitsorientierte Agrarwende.

Die repräsentative Bevölkerungsumfrage, mit der das Bundesumweltamt im
2-Jahres-Turnus das Umweltbewusstsein und Umweltverhalten der
Deutschen erforscht, zeigt eindeutig: Im letzten Jahr erreichte das
Umweltbewusstsein einen historischen Höhepunkt. Vor allem bei der
jungen Generation rangiert Umwelt- und Klimaschutz auf einem der
ersten Plätze, wenn es um die Frage nach den großen gesellschaftlichen
Zukunftsthemen geht: 64% der Befragten stufen Umwelt- und Klimaschutz
als sehr wichtige gesellschaftliche Herausforderung ein; in der
Altersgruppe der 14-19-Jährigen sind es mit 78% sogar über drei
Viertel.

Neben Energie- und Verkehrspolitik sehen die Befragten den größten
Handlungsbedarf in der Landwirtschaft. Die Mehrheit hält die
Agrarwende in Richtung Tier-, Umwelt- und Klimaschutz für
unerlässlich.


Landwirtschaft mit oder gegen die Natur?

Dem jetzigen Agrarsystem stellen die Deutschen die Note "mangelhaft"
aus, wenn es um die Erfüllung ihres gesellschaftlichen Auftrags geht,
Natur und Umwelt zu schützen.


	Nur 4% sind der Meinung, dass in der landwirtschaftlichen Praxis ein angemessener Aufwand zum Schutz von Natur und Umwelt betrieben wird.

	Knapp zwei Drittel sehen die verheerenden Auswirkungen von Pestiziden auf Bienen, Schmetterlinge und Co. äußerst kritisch.

	Über der Hälfte problematisiert die Nitratbelastung von Gewässern und Trinkwasser.

	Zwei Drittel sind der Ansicht, dass das Wohlergehen von Nutztieren in deutschen Ställen nicht gewährleistet ist.



Als Ursache für diesen Missstand sehen 86% der Befragten die
einseitige Ausrichtung deutscher Agrarpolitik auf die Lobby-Interessen
der Industrie - das heißt unter anderem von Pestizid- und
Saatgutherstellern wie z.B. des deutschen Chemieriesen Bayer und
seiner Tochterfirma Monsanto.

Die Politik in der Verantwortung: Agrarwende jetzt!

Die Menschen erwarten von der Politik ehrgeizige Maßnahmen zugunsten
einer umweltfreundlicheren Landwirtschaft.


	Zwei Drittel sprechen sich für höhere Auflagen und strengere Regelungen bei Pestiziden, Düngemitteln und Tierschutz aus.

	88% wünschen sich ein staatliches Tierwohlsiegel, das VerbraucherInnen hilft, die Bedingungen der Haltung, des Transports und der Schlachtung der Tiere zu beurteilen.

	82% der Befragten fordern, Subventionen in Zukunft an die Umwelt- und Klimaverträglichkeit von landwirtschaftlichen Methoden zu knüpfen.

	Ebenso viele Menschen setzen außerdem auf eine deutlich stärkere finanzielle Förderung der ökologischen Landwirtschaft.




Umweltverträgliche Agrarpolitik endlich Wirklichkeit werden
lassen

Die Ergebnisse der Umweltbewusstseins-Studie 2018 beweisen, dass die
große Mehrheit der Deutschen die gegenwärtige Landwirtschaftspolitik
für eine grobe Fehlentwicklung hält. Die Forderungen des
Umweltinstituts nach einer Abkehr vom System der Agrarindustrie finden
in der Gesellschaft eine breite Zustimmung. Die Landwirtschaft der
Zukunft kann nur ökologisch, bäuerlich und regional ausgerichtet sein.
Die Politik, allen voran Landwirtschaftsministerin Julia Klöckner,
muss endlich handeln und eine konsequente Agrarwende einleiten!


Weitergehende Informationen:

Studie Umweltbewusstsein in Deutschland 2018

https://www.umweltbundesamt.de/sites/default/files/medien/1410/publikationen/ioew-umweltbewusstseinsstudie_2018.pdf

Erstveröffentlichung des Beitrags:

http://www.umweltinstitut.org/aktuelle-meldungen/meldungen/2019/pestizide/die-mehrheit-der-deutschen-will-die-agrarwende.html


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/
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VERBAND/2354: Deutlicher Rückgang beim Antibiotikaeinsatz in der Nutztierhaltung bestätigt (DBV)


Deutscher Bauernverband - Pressemitteilung vom 19. Juni 2019

Deutlicher Rückgang beim Antibiotikaeinsatz in der Nutztierhaltung
bestätigt



Der heute vom Bundeskabinett gebilligte Evaluierungsbericht zum
Antibiotikaminimierungskonzept der 16. AMG-Novelle bestätigt nach
Einschätzung des Deutschen Bauernverbandes (DBV) die schon seit Jahren
sichtbare Reduktion des Antibiotikaeinsatzes in der Nutztierhaltung.
"Damit wird erneut deutlich, dass die Tierhalter gewissenhaft und
verantwortungsbewusst mit Antibiotika umgehen", so das positive Fazit
von DBV-Generalsekretär Bernhard Krüsken, "Die Landwirte haben die
Herausforderung der Bekämpfung von Antibiotikaresistenzen angenommen
und den Einsatz von Antibiotika deutlich reduziert. Hierzu hat vor
allem die Vorreiterrolle des Antibiotikamonitorings im QS-System
seinen Beitrag geleistet."

Der Rückgang war mit mehr als 40 Prozent besonders deutlich in der
Schweinehaltung. Bei Mastrindern lagen die Kennzahlen und
Therapiehäufigkeiten laut Evaluierungsbericht sogar nahe null. Auch
der Einsatz von Reserveantibiotika konnte reduziert werden. Bei der
Entwicklung der Resistenzsituation sind ebenfalls erste positive
Effekte zu erkennen. In den Jahren 2011 bis 2017 wurden insgesamt 57
Prozent weniger Antibiotika von pharmazeutischen Unternehmen an
Tierärzte abgegeben. Laut Evaluierungsbericht sank die von Tierärzten
an die Landwirtschaft abgegebene Gesamtverbrauchsmenge von 2014 bis
2017 bei allen sechs Nutzungsarten. Hierzu zählen Mastschweine,
Aufzuchtschweine, Masthühner, Mastputen, Mastkälber und Mastrinder.
Darüber hinaus trat bei allen Nutzungsarten und Betriebsgrößenklassen
eine signifikante Reduktion der betrieblichen Therapiehäufigkeiten
ein.

 * 
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ASYL/1389: Internationaler Tag des Flüchtlings am 20.06.2019 (Flüchtlingsrat Niedersachsen)


Flüchtlingsrat Niedersachsen - 19. Juni 2019

Internationaler Tag des Flüchtlings



Weltweit sind rund 70 Millionen Menschen auf der Flucht. Sie fliehen vor
Krieg, Verfolgung, Hunger, Ausbeutung. Auch während und nach der Flucht
sind Geflüchtete vielfältigen Gefahren ausgesetzt und leben vielfach, auch
in Deutschland, unter prekären, menschenunwürdigen Bedingungen.

Kai Weber vom Flüchtlingsrat Niedersachsen:

"Die Mitgliedstaatten der Europäischen Union werden nach wie vor nicht
ihrer humanitären und völkerrechtlichen Verantwortung gerecht. Statt
Verantwortung für den internationalen Flüchtlingssschutz zu übernehmen und
die Rechte von Schutzsuchenden zu garantieren, setzen die reichen Staaten
des Nordens, darunter Deutschland, immer mehr auf Abwehr und Abschottung.?

Zum Internationalen Tag des Flüchtlings fordert der Flüchtligsrat
Niedersachsen einen radikalen Wandel der Asyl- und Flüchtlingspolitik sowie
eine Neuorientierung der öffentlichen Debatte.

Wir fordern:

• Menschenwürde und Menschenrechte gelten für alle Menschen
gleichermaßen. Es darf keine Entrechtung und Isolierung von Geflüchteten
geben. Die Asylrechtsverschärfungen der letzten Jahre müssen rückgängig
gemacht werden.

• Statt auf Abschottung und Abschiebungen muss der Fokus der Politik
auf menschenwürdiger Aufnahmepolitik und auf Bleibeperspektiven liegen.

• Alle Menschen, die in Deutschland ihren Lebensmittelpunkt gefunden
haben, müssen dieselben bürgerlichen Rechte haben, also auch das aktive wie
passive Wahlrecht.

 * 

Quelle:

Flüchtlingsrat Niedersachsen e.V.

Röpkestr. 12, 30173 Hannover

Telefon: 0511/98 24 60 30, Fax: 0511/98 24 60 31

Mo-Fr: 10.00 bis 12.30, Di+Do: 14.00 bis 16.00

E-Mail: nds@nds-fluerat.org
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ASYL/1388: Ausreisepflichtig? Bundesregierung operiert mit falschen Zahlen (Flüchtlingsrat Niedersachsen)


Flüchtlingsrat Niedersachsen - 18. Juni 2019

Ausreisepflichtig? Bundesregierung operiert mit falschen Zahlen



Die von der Bundesregierung verbreiteten Informationen über die Zahl der in
Deutschland angeblich ausreisepflichtigen Personen sind in hohem Maße
fehlerhaft und fragwürdig, wie der anliegenden Antwort der Landesregierung
auf eine Kleine Anfrage der Grünen zu entnehmen ist:


	78% aller Ausreisepflichtigen verfügen den Zahlen des AZF zufolge über eine Duldung. Bei ihnen wurde die Abschiebung vorübergehend ausgesetzt.

	Unter den vielen als ausreisepflichtig deklarierten Personen (22.918), bei denen z. B. ein Speichersachverhalt zu Abschiebungen und/oder Ausweisungen und/oder Zurückweisungen/Zurückschiebungen und/oder Duldungen vorhanden ist, sind auch Personen erfasst, denen später ein Aufenthaltsrecht erteilt worden ist oder die bereits ausgereist sind.

	Die Fragwürdigkeit der Zahlen über angeblich Ausreisepflichtige wird am Beispiel der EU-Bürger_innen besonders deutlich: Erfasst sind im Ausländerzentralregister 854 EU-Bürger_innen, die angeblich ausreisepflichtig sind. Aber nur 319 EU-Bürger_innen haben ihre Freizügigkeitsbescheinigung verloren. Die übrigen 535 Personen sind entweder längst ausgereist oder leben mit einer Aufenthaltserlaubnis in Deutschland und sind  n i c h t  ausreisepflichtig.

	Unter Berücksichtigung der genannten Registrierungsfehler mag die niedersächsische Landesregierung nicht ausschließen, dass die hohe Abweichungsquote von 67% in Hessen auch auf Niedersachsen zutreffen könnte, wagt aber angesichts der nicht validen Datengrundlage keine Prognose.



Fazit: Die Daten, auf deren Grundlage die Bundesregierung das Thema
"Abschiebungen" zur höchsten Priorität erhebt, sind unbrauchbar. Die
Bundesregierung instrumentalisiert zur Begründung eines politisch
motivierten und von Innenminister Seehofer schon vor Jahren geforderten
Paradigmenwechsels weg von der "Willkommenskultur" hin zu einer Politik der
Ausgrenzung und Abschiebung offenkundig falsche Zahlen. Das angebliche
"Vollzugsdefizit" entpuppt sich bei genauerem Hinsehen als Hirngespinst.

Selbst bei Zugrundelegung der fehlerhaften Daten lässt sich das von der
Bundesregierung immer wieder behauptete "Vollzugsdefizit" nicht
feststellen, da sich die Zahl der angeblich "Austreisepflichtigen" in den
vergangenen vier Jahren nur um 50% erhöht hat, während die Zahl der
Flüchtlinge mit Aufenthaltsstatus sich im gleichen Zeitraum verfünffacht
hat. Tatsächlich hat sich die Zahl der tatsächlich Ausreisepflichtigen seit
Jahren kaum verändert. Eine qualifizierte Auswertung der Zahlen von Dr.
Sebastian Ludwig findet sich hier:

https://www.nds-fluerat.org/38155/aktuelles/inwiefern-verlassen-ausreisepflichtige-personen-deutschland-nicht-eine-datenanalyse/

 * 
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APPELL/006: Basta Ya! Es reicht! Die US-Blockade gegen Cuba stoppen! (Netzwerk Cuba)


Netzwerk Cuba - Pressemitteilung vom 15. Juni 2019

Proklamation

Basta Ya! Es reicht! Die US-Blockade gegen Cuba stoppen!



Die US-Regierung hat die seit fast sechs Jahrzehnten wirkende
völkerrechtswidrige Blockade gegen Cuba nochmals verschärft. Der jüngste
unilaterale Schritt der US-Regierung gegen Cuba bezieht sich auf das
umstrittene, sogenannte Helms-Burton-Gesetz der USA ("LIBERTAD"), das 1996
in Kraft trat und die offiziell 1962 verhängte Wirtschafts-, Handels- und
Finanzblockade und ihre zahlreichen Maßnahmen zu einem Gesetz erhob.

Die insgesamt durch die US-Blockade bisher verursachten Schäden an Cubas
Gesellschaft und Wirtschaft sowie diverse US-Terrorakte betragen ca. 933
Milliarden US-Dollar (unter Berücksichtigung der Abwertung des Dollars
gegenüber dem Goldwert). Über Reparations- und Entschädigungszahlungen
verweigern die USA jedoch jegliche Verhandlung.

Mit der neuen Eskalationsstufe können nun US-Staatsangehörige vor den
Gerichten des Landes Klage gegen jeden Ausländer einreichen, der nach
Auffassung der US-Regierung "illegal Handel treibt" mit US-Eigentum, das
von Cuba in den 1960er Jahren verstaatlicht wurde. Damals war von Cuba eine
gesetzliche Entschädigung vorgesehen, die von allen Regierungen akzeptiert
und an diese ausgezahlt wurde, nur die US-Regierung lehnte ab.

Bislang haben die US-Präsidenten die Inkraftsetzung dieses Gesetzesteils
immer noch fristgerecht ausgesetzt, was auf Druck der EU nach 1996
festgelegt wurde. Nun bricht Trump dieses Übereinkommen mit der EU.
Experten befürchten nun zahlreiche Klagen - auch gegen Unternehmen in der
EU. Genau dies ist die von der US-Administration intendierte "Politik der
Angst": mögliche Investoren sollen noch stärker als bislang davon
abgehalten werden, in Cuba zu investieren und mit cubanischen Partnern
Handel zu treiben und in Austausch zu treten.

Für US-BürgerInnen ist es so gut wie unmöglich, eine Lizenz für eine Reise
nach Cuba zu erhalten. Von der US-Regierung wurden neue Reiseverbote
festgelegt und damit die Blockade gegen Cuba weiter verschärft. In einer
aktuellen Verordnung sind US-Bürgern sowohl Kreuzfahrten als auch
Bildungsreisen nach Cuba untersagt. Diese beiden Reisekategorien sind genau
diejenigen, die für die meisten Cubareisenden aus den USA die attraktivsten
und populärsten sind, vor allem auch für die US-BürgerInnen, die keine
Verwandten auf Cuba haben. Die Verbote traten bereits einen Tag nach der
Verkündigung in Kraft und führten zu immensen Problemen für die
Kreuzfahrtunternehmen, Reiseanbieter und Reisenden. Die International
Association of Cruise Lines verlautbarte, dass die Reisebeschränkungen
ungefähr 800.000 Passagiere betreffen, deren Buchungen bereits geplant oder
durchgeführt seien. Ähnliche Restriktionen betreffen auch private Flugzeuge
und Boote, denen nun Landungen in Cuba untersagt sind.

Der "Unsicherheitsberater" der Regierung von Donald Trump, John Bolton, der
Cuba mit Nicaragua und Venezuela als Teil einer "Troika der Tyrannei"
bezeichnete, sagte, die neue Politik solle der cubanischen Regierung eine
wichtige Einnahmequelle vorenthalten. "Wir werden weiterhin Maßnahmen
ergreifen, um den Zugang des cubanischen Regimes zu US-Dollar
einzuschränken."

In einer aktuellen Erklärung der cubanischen Regierung heißt es: "Cuba wird
sich nicht einschüchtern lassen und sich nicht von den wesentlichen und
dringenden Aufgaben der Entwicklung unserer Wirtschaft und des Aufbaus des
Sozialismus ablenken lassen. In enger Zusammenarbeit werden wir in der Lage
sein, uns den schwierigsten Widrigkeiten zu stellen. Sie werden nicht in
der Lage sein, uns zu ersticken. Sie werden uns nicht aufhalten können."

Und in seiner Rede anlässlich der Proklamation der neuen Verfassung der
Republik Cuba am 10. April 2019 sagte Raúl Castro:
"In den 60 Jahren, in denen wir Cubaner Aggressionen und Drohungen
ausgesetzt waren, haben wir den eisernen Willen bewiesen, auch unter
schwierigsten Umständen Widerstand zu leisten und zu siegen. Trotz seiner
immensen Macht besitzt der Imperialismus nicht die Fähigkeit, die Würde
eines vereinten Volks zu brechen, das stolz auf seine Geschichte und die
unter solch großen Opfern erlangte Freiheit ist. Cuba hat bereits gezeigt,
dass man Widerstand leisten, kämpfen und siegen konnte und dass man dies
weiterkann und -können wird. Es gibt dazu keine Alternative."

Wir werden das sozialistische Cuba in diesem Sinne weiterhin und mit aller
Macht unterstützen!!

Seit über zwanzig Jahren wird in der UN-Vollversammlung fast einstimmig die
Beendigung der US-Blockade gefordert - allerdings lassen auch die Staaten
der EU die USA weiter gewähren. Dabei erfüllt die US-Blockade laut
Völkerrecht den Tatbestand einer "kriegerischen Handlung" (weshalb sie
häufig beschönigend nur als Embargo bezeichnet wird)!

Nun reicht es! Dieser Staatsterror der USA gegen einen friedfertigen
Nachbarstaat muss endlich beendet werden. Die unilateralen Aktivitäten der
USA gegen die souveräne Republik Cuba sind ein Verbrechen und müssen als
solches geahndet werden!

Das NETZWERK CUBA, ein Zusammenschluss von 37 Solidaritätsorganisationen
und weiteren Persönlichkeiten in Deutschland, die sich heute zu einer
bundesweiten Mitgliederversammlung in Berlin trafen, fordert mit Nachdruck:

- Die Bundesregierung und ihre zuständigen Behörden müssen bei der UN und
ihren relevanten Unterorganisationen sowie insbesondere dem
UN-Sicherheitsrat umgehend wirkungsvolle Maßnahmen gegen die eskalierende
Sanktionspolitik der US-Regierung und speziell gegen das 
Helms-Burton-Gesetz und dessen extraterritoriale Anwendung einbringen. Es geht um den
Erhalt einer regelbasierten Außenpolitik und damit um die Verteidigung des
Systems der Vereinten Nationen selbst.

- Die Bundesregierung und ihre zuständigen Behörden sowie die EU und alle
Staaten müssen bei der Welthandelsorganisation WTO umgehend wirkungsvolle
Maßnahmen gegen das Helms-Burton-Gesetz und dessen Anwendung einbringen.

- Die EU muss dafür sorgen, dass das "EU Blocking Statute" von 1996 in
allen Mitgliedsstaaten umgesetzt wird, denn es soll dortige Unternehmen und
Organisationen vor unilateralen US-Strafen schützen. Es spielt der 
US-Regierung in die Hände, dass dies bislang nicht geschehen ist.

- Die zunehmenden Aggressionen und unilateralen Einflussversuche der 
US-Regierung gegen andere Staaten - wie Cuba, Venezuela, Iran, Russland -
müssen von der deutschen Regierung und anderen Regierungen im 
UN-Sicherheitsrat angeprangert und ihre Unterlassung gefordert werden.

- Die US-Regierung muss dazu gebracht werden, Verhandlungen mit der
cubanischen Regierung über die fälligen Reparations- und
Entschädigungszahlungen zu beginnen.

- Die US-Regierung muss die gesamte, seit 1902 von US-Militärs unrechtmäßig
besetzte Hafenregion von Guantanamo Bay unverzüglich an Cuba zurückgeben
sowie Entschädigungszahlungen vornehmen.

- Von Deutschland, Frankreich und Großbritannien (G-3) muss der neue
Finanztransfermechanismus, der zur Umgehung der unilateralen US-Sanktionen
gegen Iran dienen soll ("Instrument for Supporting Trade Exchanges" -
INSTEX), auch für Cuba, Venezuela und ähnliche ungerechtfertigte
Sanktionsfälle ausgebaut werden, zumal immer mehr Staaten von der
unilateralen Sanktionspolitik der USA negativ betroffen sind und erpresst
werden.

- Schließlich muss schrittweise ein Finanzsystem und Weltwirtschaftssystem
aufgebaut werden, das weder von den USA noch einer anderen Großmacht
manipuliert und imperial ausgenutzt werden kann.

 * 

Quelle:

Netzwerk Cuba - informationsbüro - e.V.

Weydingerstr. 14-16, 10178 Berlin

E-Mail: info@netzwerk-cuba.de

Internet: www.netzwerk-cuba.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 20. Juni 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis
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APPELL/005: Lula sofort freilassen (Netzwerk Cuba)


Netzwerk Cuba - Pressemitteilung vom 15. Juni 2019

Resolution

Lula sofort freilassen!



Brasiliens früherer Präsident Luiz Inácio Lula da Silva wurde tatsächlich
und wie bereits vermutet Opfer einer Justizverschwörung. Bislang geheime
Dokumente, die nun veröffentlicht wurden, belasten Mitglieder der
rechtspopulistischen, autoritären Regierung des faschistoiden Jair
Bolsonaro. Brasiliens heutiger Justizminister Sérgio Moro ist mit den
Dokumenten überführt. Er war von konservativen Kräften und großen Teilen
der westlichen Massenmedien noch im vergangenen Jahr als unerschrockener
Korruptionsermittler gefeiert worden.

Aber seit dem Wochenende veröffentlicht und kommentiert das
US-Onlinemagazin The Intercept auf erste brisante Ausschnitte aus der
internen Kommunikation von Moro und seinen Beamten aus dem Zeitraum 2015
bis 2018. Dem US-Onlinemagazin wurden private Chats, Videos und Mitschnitte
zugespielt und sie belegen die gezielte Manipulation von Ermittlungen, um
sie als politische Waffe gegen die Arbeiterpartei (PT) einzusetzen. Sie
liefern auch den Beweis dafür, dass es sich beim Vorgehen gegen den
früheren Präsidenten Lula, der nach einer Verurteilung wegen Korruption
seit April 2018 im Gefängnis sitzt, um illegale Freiheitsberaubung handelt.
Lula war damit eine Kandidatur für das Präsidentenamt verboten. Ein hoher
Wahlsieg war ihm prognostiziert worden. Der Enthüllungsjournalist Glenn
Greenwald will über den Vorgang zahlreiche Daten erhalten haben, die noch
veröffentlicht werden sollen.

»Um die Arbeiterpartei zu zerstören«, hätten die an der Operation »Lava
Jato« Beteiligten »wie Mafiosi gehandelt«, schreibt Jean Wyllys, im Exil
lebender Abgeordneter der Linkspartei PSOL, in seinem Blog. Der Soziologe
Jessé de Souza wies darauf hin, dass erst die Inhaftierung Lulas die Wahl
des »extrem gefährlichen Faschisten« Jair Bolsonaro zum Präsidenten
ermöglicht habe. Die PT forderte am Montag (Ortszeit) in einer
Stellungnahme, die Verantwortlichen für den Justizskandal zu bestrafen und
Lula endlich freizulassen. »Nicht einmal Globo und die anderen Medien, die
sich aktiv an diesem Angriff auf Demokratie, Recht und Gerechtigkeit
beteiligt haben, können die Realität mehr verbergen.« Auch Lulas
Verteidiger forderten die Justiz auf, ihren Mandanten auf freien Fuß zu
setzen.

Wir, das NETZWERK CUBA, ein Zusammenschluss von 37
Solidaritätsorganisationen und weiteren Persönlichkeiten in Deutschland,
die sich heute zu einer bundesweiten Mitgliederversammlung in Berlin
trafen, unterstützen diese Forderung.

Wir fordern Bundesaußenminister Heiko Maas nachdrücklich auf, sich nach
seinem kürzlich erfolgten Besuch bei der brasilianischen Regierung ihr
gegenüber nun auf die sofortige Freilassung von Herrn Lula, eine
schonungslose Aufklärung dieses Verbrechens, sowie eine angemessene
Wiedergutmachung hinzuwirken.

 * 

Quelle:

Netzwerk Cuba - informationsbüro - e.V.

Weydingerstr. 14-16, 10178 Berlin

E-Mail: info@netzwerk-cuba.de

Internet: www.netzwerk-cuba.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 20. Juni 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / POLITIK / REPORT





BERICHT/341: Kamerun - ethnische Verfolgung ... (SB)


Vor Reisen in die anglophonen Regionen North-West und South-West
wird gewarnt. (...) Gewaltsame Auseinandersetzungen zwischen
Sicherheitskräften und separatistischen Gruppierungen mit Toten und
Verletzten dauern in beiden Regionen an. Reisende sollten die lokalen
Medien hinsichtlich möglicher kurzfristiger Beschränkungen des
öffentlichen Lebens verfolgen und Demonstrationen und größere
Menschenansammlungen unbedingt meiden.

Reisewarnung des Auswärtigen Amtes für Kamerun vom 17. Juni 2019 [1]
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Noch bis zum 28. Juni ist im Rathaus Berlin-Kreuzberg in der
Yorckstraße 4-11 "Kamerun was nun?" eine "Ausstellung gegen das
Verschweigen" zu sehen, die in Bild- und Textdokumenten an Schautafeln
aktuelle Informationen über die eskalierende Repression im Westen des
Landes zeigt. Der aus Kamerun stammende und derzeit in Deutschland
lebende Evarist steht über Handy in täglichem Kontakt mit Angehörigen
und Freunden in seiner Heimat. Als Zeuge der Greueltaten, die
Regierungstruppen an der Bevölkerung in den englischsprachigen
Regionen verüben, versucht er die Menschen hierzulande davon in
Kenntnis zu setzen und aufzurütteln. Wie er beklagt, nehme das Töten
in diesem Landesteil genozidale Ausmaße an, während die Welt
schweigend zusehe. Man habe die Grausamkeiten des Regimes unter dem
langjährigen Präsidenten Paul Biya, der seit 1982 durchgehend an der
Macht ist, schon seit langem dokumentiert. Seit Oktober 2016 spitze
sich die Situation jedoch dramatisch zu. Damals gingen Juristen und
Lehrer auf die Straße, um bessere Arbeitsbedingungen und den
Fortbestand des zweisprachigen Rechtssystems und Unterrichtswesens zu
fordern. Auf diese Proteste reagierte die Regierung mit brutaler
Repression. Seither lebten die Menschen dieser Region in einer Hölle
auf Erden, griffen Mord, Folter, Vergewaltigung und Vertreibung um
sich, steckten Soldaten Häuser und ganze Dörfer in Brand, so daß die
Familien ihres gesamten Besitzes und ihrer Zukunft beraubt würden. Ihr
einziges "Verbrechen" sei das Streben nach Selbstbestimmung.
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Greueltaten an Lebenden und Toten
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Der Krieg der Regierung Kameruns gegen den englischsprachigen
Landesteil ist international auf höchster Ebene bekannt. Der
US-Kongreß hat sich dazu geäußert, das britische Oberhaus forderte "to
take action", das EU-Parlament nahm in einer Sitzung kurz vor Ostern
dazu Stellung. Der deutsche Bundestag entsandte eine informelle
Delegation nach Kamerun, die jedoch das Krisengebiet nicht betrat und
sich nach wie vor in Schweigen hüllt. Der UN-Sicherheitsrat befaßte
sich am 10. Mai mit dem Thema, sprach sich aber lediglich für
humanitäre Hilfestellungen aus. Die offizielle Version des Regimes, es
handle sich um notwendige Maßnahmen zur Bekämpfung separatistischer
Bestrebungen, wird offenbar von der Europäischen wie auch
Afrikanischen Union geteilt. Als Generallinie im Umgang mit diesem
Konflikt zeichnet sich die Haltung ab, Mißbilligung zum Ausdruck zu
bringen, aber die kamerunische Regierung gewähren zu lassen, ohne
ernsthaften Druck auf sie auszuüben.

Wenngleich es in der Tat Gruppierungen in dieser Region gibt, die eine
Abtrennung anstreben, läßt sich die aktuelle Entwicklung doch
keinesfalls auf das Muster reduzieren, separatistische Aufständische
hätten mit ihrem Vorgehen die repressive Reaktion der Staatsgewalt
verursacht und wesentlich zu verantworten. Diese verkürzte Sichtweise
blendet das koloniale Erbe ebenso aus wie den neokolonialen Zugriff
insbesondere der traditionellen "Schutzmacht" Frankreich. Sie
unterschlägt, daß es die Regierung war, welche die englische Sprache
im Schulunterricht, vor Gericht und bei den Behörden zu eliminieren
trachtete. Auch erstarkte der erneute Ruf nach Eigenständigkeit oder
gar Unabhängigkeit von Kamerun erst im Verlauf der Repression. Die
Gründe und Argumente des Widerstands werden ignoriert, vor allem aber
läßt man die Zivilbevölkerung im Stich, die wie immer in solchen
Konflikten die meisten Opfer und schwersten materiellen Verluste zu
beklagen hat.
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Vom Stabilitätsanker zum Kriegsgebiet

Lange Zeit galt Kamerun als Stabilitätsanker in einer instabilen
Region. Doch seit 2016 wird das zentralafrikanische Land, das sich vom
Atlantischen Ozean bis zum Tschadsee erstreckt, von wachsenden
Konflikten und zunehmenden politischen und gesellschaftlichen
Spannungen erschüttert. Wie katastrophal sich die Lage in den
anglophonen Regionen zugespitzt hat, lassen offizielle UN-Angaben
erahnen. Nach Stand von Mitte Mai hat der Konflikt um den
englischsprachigen Westen des Landes in den letzten zwanzig Monaten
1850 Tote gefordert. Mehr als eine halbe Million Menschen wurden
vertrieben, Zehntausende flohen ins nahe Ausland, vor allem nach
Nigeria. Von dem Konflikt betroffen sind noch weit mehr Menschen, ihre
Zahl wird inzwischen auf vier Millionen geschätzt, wovon 1,5 Millionen
unter Nahrungsmittelknappheit leiden. Rund 170 Dörfer wurden zerstört,
die Wirtschaft in dieser Region, die zuvor etwa 20 Prozent des
Bruttoinlandprodukts bestritt, liegt am Boden. [2]
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Unter der Repression entwurzelt
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Zugleich destabilisiert die islamistische Miliz Boko Haram den Norden
des Landes, und mit den Flüchtlingen aus der krisengeschüttelten
Republik Zentralafrika versuchen auch Rebellen Kamerun zu
infiltrieren. Erst vor wenigen Tagen wurden bei einem Großangriff von
rund 300 Mitgliedern der Boko Haram in Kamerun fast 90 Menschen
getötet, mindestens 64 der Angreifer, 16 kamerunische Soldaten und
acht Zivilpersonen, so der Verteidigungsminister. Zudem habe es
mehrere Verletzte gegeben. Der betroffene Bezirk Logone-et-Chari
grenzt im Westen an Nigeria, im Osten an den Tschad. Die sunnitische
Boko Haram stammt ursprünglich aus dem Nordosten Nigerias,
terrorisiert aber seit mehreren Jahren auch die angrenzenden Gebiete
der Nachbarländer. Kurz zuvor waren bei einem Angriff der Boko Haram
im Norden Kameruns mindestens 26 Menschen getötet worden. [3]

Laut Verfassung ist Kamerun ein zweisprachiges Land. Unter der Ägide
des 86jährigen Präsidenten Paul Biya wurden die Rechte der anglophonen
Bevölkerung jedoch zunehmend perforiert. Die französische Sprache
dominiert immer größere Bereiche der Verwaltung und Bildung.
Offizielle Texte werden häufig nur noch auf Französisch publiziert,
und anglophone Kameruner haben mehr und mehr Mühe, auf den Ämtern in
der Hauptstadt Yaoundé überhaupt noch Ansprechpartner zu finden. Auch
in der Wirtschaftsmetropole Douala wird praktisch nur noch Französisch
gesprochen. Um diese Benachteiligung ging es, als anglophone Anwälte
im Oktober 2016 in den beiden Provinzen Northwest und Southwest auf
die Straße gingen und die Übersetzung von Gesetzestexten forderten.
Ihnen schlossen sich Lehrer an, die wegen des schwindenden
Stellenwerts des Englischen im Unterrichtswesen streikten.
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Kampf um Zuflucht und Eigenständigkeit
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Biya verweigerte jedoch jegliche Gespräche und reagierte mit einer
Internetsperre, der weitere Repression folgte. Dies hatte zur Folge,
daß der Widerstand stärker wurde und die anfängliche Forderung, den
Föderalismus wiederherzustellen, in einen Ruf nach Separatismus
überging. Endgültig eskalierte der Konflikt, als Sezessionisten am 1.
Oktober 2017 symbolisch die Abspaltung des anglophonen Landesteils
unter dem Namen "Ambazonien" verkündeten. Nun waren die Demonstranten
in den Augen der Regierung Staatsfeinde. "Ambazonien" verweist auf das
britische Protektorat Ambas Bay, das allerdings nur drei Jahre lang
Bestand hatte. 1887 wurde es Teil von Deutsch-Kamerun, das nach dem
Ersten Weltkrieg in ein französisches und ein englisches Mandatsgebiet
zerfiel. 1960 erlangte der französische Teil Kameruns die
Unabhängigkeit, während sich der englische Teil nach einer Abstimmung
aufspaltete: Die nördliche Hälfte schloß sich Nigeria an, die südliche
sprach sich für eine Angliederung an Kamerun unter der Bedingung aus,
das britische Schulsystem und Recht beibehalten zu können. Doch 1972
wurde die föderale Struktur Kameruns aufgehoben, alles mußte sich
fortan nach Yaoundé ausrichten. Während ein Fünftel der Kameruner
anglophon ist, sind die Englischsprachigen in der Regierung kaum
vertreten.




[image: Fotos von Protestmärschen und Kundgebungen - Bild: © 2019 by Evarist]

Wachsender Widerstand gegen ein despotisches Regime
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Angesichts eskalierender Gewalt besuchte die
UN-Menschenrechtsbeauftragte Michelle Bachelet Anfang Mai die Region,
deren Lage sich nicht länger vertuschen oder verharmlosen läßt. Biya,
der es unterlassen hatte, angemessen auf den Protest zu reagieren, als
es noch Raum für Verhandlungen gab, hat nun seinen Premierminister in
die Region geschickt, um einen "nationalen Dialog" vorzubereiten. Man
sei bereit, über alles zu diskutieren außer über Abspaltung, ließ der
Premier verlauten. Hätte die Regierung damals Dialogbereitschaft
signalisiert, wäre es wohl nie zu dem Gewaltausbruch gekommen. Heute
kommt das Gesprächsangebot, wenn es denn überhaupt ernst gemeint sein
sollte, zwei Jahre zu spät. Denn inzwischen hat sich das Blatt auch
militärisch gewendet, die sieben bewaffneten Milizen der Separatisten
beherrschen den größten Teil der ländlichen Gebiete.

Bei den Protesten ging es ursprünglich auch darum, den Unterricht zu
verbessern und der englischen Muttersprache den gebührenden Platz in
der Ausbildung zu garantieren. Laut der UN-Koordinatorin für
Humanitäres in Kamerun, Allegra Baiocchi, hat die Eskalation des
Konflikts inzwischen dazu geführt, daß die Aufständischen seit 2017
die Schließung aller Ausbildungseinrichtungen fordern und Schulhäuser
in Brand setzen, die weiterhin Unterricht abhalten. Manchmal würden
Schüler entführt und nur unter der Bedingung freigelassen, daß sie
nicht mehr am Unterricht teilnehmen. Seit zwei Jahren liege das
Schulwesen im anglophonen Gebiet darnieder, so Baiocchi. Auch in
dieser Hinsicht hat die Verschärfung des Konflikts seitens der
Regierung einem Prozeß der Auseinandersetzung den Boden bereitet, der
die Bevölkerung auf Jahre hinaus schwer in Mitleidenschaft zu ziehen
droht.
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Hiobsbotschaften aus dem Kriegsgebiet
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Koloniale und neokoloniale Einflußnahme

Wie ein roter Faden zieht sich die koloniale und neokoloniale
Einflußnahme ausländischer Mächte, die sich der Kollaboration
einheimischer Machthaber und Eliten versicherten, durch die Geschichte
Kameruns. Vorläufer der territorialen Okkupation waren Händler wie das
Hamburger Handelshaus Woermann, welches 1868 Niederlassungen an der
Mündung des Wouri errichtete. Am 14. Juli 1884 schloß der deutsche
Generalkonsul Gustav Nachtigal als Kaiserlicher Kommissar
Schutzverträge mit mehreren regionalen Herrschern ab und proklamierte
damit das Schutzgebiet Kamerun als Deutsche Kolonie. Die Inbesitznahme
des Hinterlandes vollzog sich allerdings erst in den folgenden 30
Jahren.
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Deutsche Panzerlimousine für den Machthaber
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Durch den Versailler Vertrag von 1919 ging Kamerun in den Besitz des
Völkerbundes über, der wiederum ein Mandat zur Verwaltung an
Großbritannien und Frankreich gab. Es kam zur Aufteilung des Landes,
bei der Frankreich vier Fünftel erhielt. Die französische
Kolonialmacht setzte auf eine rigorose Assimilationspolitik, der
Gebrauch lokaler Sprachen in Schulen wurde verboten. Auch wurde
infolge der Weltwirtschaftskrise nach 1929 die Mobilität eingeschränkt
und ein Zwangsarbeitsstatut verhängt, das an das deutsche
Zwangsarbeitssystem vor dem Ersten Weltkrieg erinnerte. Nach dem
Zweiten Weltkrieg wurden beide Völkerbundmandate durch die UNO in
Treuhandmandate umgewandelt, wodurch die Abhängigkeit Kameruns
keineswegs endete, sondern in modernere Zugriffsweisen überführt
wurde.

Ab 1945 kam es wiederholt zu Aufständen gegen die französischen
Sicherheitskräfte und zum Kampf um die Unabhängigkeit des
französischen Treuhandgebietes. Aus dem Umfeld der gewerkschaftlichen
Bewegung entstand 1948 die Union des Populations du Cameroun (UPC),
die sich bis zu ihrem Verbot durch den Hochkommissar Roland Pré am 13.
Juli 1955 mit politischen Mitteln für die Unabhängigkeit des
Mandatsgebiets einsetzte. Ihr bewaffneter Arm (ANLK) kämpfte mit
militärischen Mitteln gegen die Mandatsmacht und später gegen das
einheimische Regime, das mit französischer Unterstützung an die Macht
gebracht und dort gehalten wurde. Das Rahmengesetz Defferre von 1956
gestand den französischen Kolonien und Mandatsgebieten (Togo und
Kamerun) eine interne und begrenzte Autonomie zu.




[image: Abbild des Politikers mit einem Aufruf zum Widerstand - Bild: © 2019 by Evarist]

Führender Oppositionspolitiker zur Flucht gezwungen

Bild: © 2019 by Evarist



Am 10. Mai 1957 ernannte der französische Hochkommissar (Pierre
Messmer) André Marie Mbida zum Ministerpräsidenten der ersten
kamerunischen Regierung, die jedoch nur begrenzte Kompetenzen hatte.
So verblieben insbesondere die Bereiche Sicherheit, Außenpolitik und
Währungspolitik bei Frankreich. Nach dem Sturz der Regierung 1958
ersetzte der Hochkommissar Mbida durch Ahmadou Ahidjo. Am 13. März
1959 entschied die Vollversammlung der Vereinten Nationen auf Druck
der Mandatsmacht Frankreich, daß vor der Unabhängigkeit keine
Volksbefragung zur Wahl des ersten Präsidenten nach der Unabhängigkeit
durchgeführt werden müsse. Auf diese Weise stellte die französische
Regierung sicher, daß ihr Gewährsmann die politische Führung in
Kamerun behielt. Im Oktober 1959 wurde der Notstand ausgerufen, der
Ahidjo weitreichende Vollmachten verschaffte, und nach der
Unabhängigkeit 1960 errichtete der vom Ministerpräsidenten zum
kamerunischen Staatspräsidenten aufgestiegene Fulbe Ahmadou Ahidjo
eine Diktatur.

Außenpolitisch lehnte sich der Machthaber Kameruns eng an Frankreich
an, während es ihm innenpolitisch mit Hilfe verdeckter wie offener
französischer Unterstützung und brutaler Repression gelang, sein
Regime zu festigen. Am 1. September 1966 wurde die Einheitspartei UNC
gegründet, die sich 1985 in RDPC umbenannte. Auch nach dem Rücktritt
des Staatspräsidenten Ahidjo am 6. November 1982 war die Kontinuität
der Macht und die enge Bindung an die Interessen Frankreichs
gesichert. Premierminister Paul Biya wurde zum Staatsoberhaupt und
Vorsitzenden der Einheitspartei UNC. Er gewann 1984 die Wahlen und
konnte einen Putschversuch vereiteln. Im Jahr 1988 setzte er sich
durch, weil es keinen Gegenkandidaten gab. Die wirtschaftliche und
soziale Krise des Landes während der 1980er Jahre wurde ihm und seiner
Regierung angelastet, die Forderungen nach Pressefreiheit und
Beendigung des Einparteiensystems wurden immer lauter. Mit der
Zulassung der Pressefreiheit erschienen viele kritische Zeitungen, und
die Opposition im Land erstarkte. Anfang der 1990er Jahre kam es
vermehrt zu Unruhen und Generalstreiks mit der Forderung nach dem Ende
der Monopolstellung der RDPC.
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Zu 15 Jahren Haft verurteilt
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Biya gab dem Druck der Straße zögerlich nach und ließ die Bildung von
Oppositionsparteien zu, so daß 1992 die ersten freien Wahlen
stattfanden, bei denen er abermals gewann. Die Opposition vermutete
Wahlbetrug, da ausländische Wahlbeobachter behindert wurden.
Allerdings waren die Oppositionsparteien auch sehr zersplittert.
Dennoch hatte das Wahlergebnis zur Folge, daß die RDPC mit der größten
Oppositionspartei UNPD koalieren mußte. Durch französische
Unterstützung und geschicktes Ausspielen seiner politischen Gegner
konnte Biya bis 1997 seine Mehrheit im Parlament halten und wurde bei
den Wahlen im gleichen Jahr bestätigt. Auch 2004 und 2011 behielt er
die Oberhand, die letzten Wahlen fanden am 7. Oktober 2018 statt. Paul
Biya, damals 85jährig, trat erneut an und wurde mit 71 Prozent der
Stimmen wiedergewählt. Dies zeigt, in welchem Maße sich das Regime
nicht zuletzt dank französischer Unterstützung an der Macht etabliert
hat.

Seit der Unabhängigkeit, insbesondere der Schaffung eines
Einheitsstaates sowie der Umbenennung der Vereinigten Republik Kamerun
in Republik Kamerun im Jahr 1984 gibt es im englischsprachigen Teil
Southern Cameroons immer wieder Autonomiebestrebungen. Das South
Cameroons National Council und die South Cameroons Ambazonia
Consortium United Front (SCACUP) kämpften für einen Staat Ambazonia.
1984 wurde erstmals die Republic of Ambazonia ausgerufen. Daß die
Proteste seit 2016 durch die Armee blutig niedergeschlagen werden, hat
dem langjährigen Streben nach Selbstbestimmung und einem Leben in
Würde in diesen Regionen neue Nahrung gegeben.
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Fußnoten:
[1] www.auswaertiges-amt.de/de/aussenpolitik/laender/kamerun-node/kamerunsicherheit/208874

[2] www.nzz.ch/international/kamerun-im-englischsprachigen-teil-ist-die-lage-katastrophal-ld.1481402

[3] www.zeit.de/politik/ausland/2019-06/kamerun-boko-haram-terrormiliz-angriff-tote
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ORGANISATION/383: Caritas startet Projekt zu gelungenen Integrationsgeschichten (Caritas)


Caritas Pressemitteilung vom 19. Juni 2019

Weltflüchtlingstag

Caritas startet Projekt zu gelungenen Integrationsgeschichten



Berlin, 19. Juni 2019. "Die Solidarität in Deutschland gerät immer mehr in
Bedrängnis. Die spürbare Hektik bei der aktuellen Vielzahl von
Gesetzesvorhaben im Bereich des Asyl- und Aufenthaltsrechts im
Schnellverfahren ist einer aufgeheizten Debatte geschuldet, die zunehmend
aggressiver geführt wird", betont Caritas-Präsident Peter Neher anlässlich
des Weltflüchtlingstages morgen.

Umso wichtiger sei es, von Anfang an auf gelingende Integration zu setzen,
damit ein Zusammenleben in Vielfalt und ein freiheitlich-demokratisches
Miteinander befördert werden. "Im Hinblick auf die weltweiten
Fluchtbewegungen müssen wir in Deutschland und in Europa gemeinsam der
Verantwortung für Frieden, Gerechtigkeit und Solidarität gerecht werden",
so Neher.

Laut UNHCR sind weltweit derzeit knapp 71 Millionen Menschen auf der Flucht.
Der überwiegende Anteil der Menschen flüchtet in Nachbarstaaten und bleibt
auch dort. Nach Europa kommt nach wie vor ein verhältnismäßig geringer
Anteil an Asylsuchenden: 2018 waren es 634.700 Menschen, die einen
Asylantrag in der EU gestellt haben. Doch nach wie vor werden die Debatten
zum Thema Migration und Integration stark polarisierend geführt. "Die
Diskussionen, die teilweise einhergehen mit einer Verrohung der Sprache,
dürfen nicht dazu führen, dass zentrale Werte wie Menschenwürde,
Rechtsstaatlichkeit, Freiheit und Demokratie deshalb auf der Strecke
bleiben", so Neher.

In zahlreichen Projekten und Initiativen, in den Einrichtungen und Diensten
der Caritas engagieren sich nach wie vor viele Menschen für das gelingende
Miteinander von Zuwanderern und Einheimischen. Sie setzen ein deutliches
Zeichen für Solidarität und Nächstenliebe. Darauf sind geflüchtete Menschen
in besonderer Weise angewiesen.

Die Caritas startet anlässlich des Weltflüchtlingstages, am 20. Juni 2019,
das Projekt "Gute Beispiele der Teilhabe. Integrationsgeschichten".

Unter www.caritas.de/integrationsgeschichten sind Filme, Videostatements,
Hörreportagen und rund 20 Texte aus Bayern, Berlin, Hessen, Niedersachsen,
Nordrhein-Westfalen, dem Saarland, Sachsen und Thüringen veröffentlicht.

Ab dem 20.06. gibt es für Interessierte die Möglichkeit bis zum Jahresende
weitere Geschichten über die Webseite einzureichen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 19. Juni 2019

Deutscher Caritasverband, Pressestelle

Reinhardtstraße 13, 10117 Berlin

Telefon: 030 30 284447-42, Telefax: 030 284447-55

E-Mail: pressestelle@caritas.de

Internet: www.caritas.de
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ARBEIT/2951: Literaturhinweis - Der lange Weg zur Arbeitsmarktintegration Geflüchteter (idw)


Berlin-Institut für Bevölkerung und Entwicklung - 18.06.2019

Discussion Paper: Von individuellen und institutionellen Hürden. Der
lange Weg zur Arbeitsmarktintegration Geflüchteter

Ein neues Discussion Paper des Berlin-Instituts zeigt, was Geflüchteten
den Weg in Arbeit erschwert.



Ende des Jahres 2018 lebten knapp 1,7 Millionen Schutzsuchende in
Deutschland. Die meisten von ihnen sind seit 2015 gekommen. Flucht ist
keine Erwerbszuwanderung und Geflüchtete kommen nicht zuvorderst als
Arbeitskräfte ins Land. Doch für eine erfolgreiche Integration sollte der
Übergang von Geflüchteten in Ausbildung, in Nachqualifizierung oder direkt
in Beschäftigung so schnell wie möglich erfolgen.

Die Arbeitsmarktintegration von Geflüchteten erfordert erfahrungsgemäß
einen langen Atem, gelingt derzeit aber besser als anfangs erwartet. Im
Februar 2019 hatte fast jede dritte Person aus den acht wichtigsten
Asylherkunftsländern eine sozialversicherungspflichtige Arbeit gefunden.
"Das ist unzweifelhaft ein Erfolg, der aber mit Vorsicht zu genießen ist",
so Reiner Klingholz, Direktor des Berlin-Instituts für Bevölkerung und
Entwicklung, "denn viele der Geflüchteten arbeiten in Branchen, in denen
die Fluktuation hoch ist, der größte Teil von ihnen ist in der Leiharbeit
und in Helfertätigkeiten untergekommen."

Das Berlin-Institut hat in seinem Discussion Paper die Hürden untersucht,
die Geflüchteten ihren Weg in Arbeit erschweren. Das Papier basiert auf
zwei Workshops und zahlreichen Einzelinterviews mit Geflüchteten sowie mit
Experten aus Politik und Verwaltung, Wirtschaft und Zivilgesellschaft.

Aufgrund der Fluchtsituation haben die Menschen individuelle Hürden im
Gepäck, zum Beispiel mangelnde Sprachkenntnisse oder fehlendes Wissen über
den deutschen Arbeitsmarkt. In Deutschland angekommen, finden sie dann
zusätzliche, institutionelle Hürden vor, die Politik und Verwaltung
aufbauen. Die Sachlage in letzterem Bereich lässt sich in drei Thesen
zusammenfassen: Die Zuständigkeiten sind über zu viele Akteure verteilt,
die Gesetzeslage ist zu komplex und die Anforderungen an die Geflüchteten
sind zu restriktiv.

Während für die meisten mitgebrachten Hürden mittlerweile bewährte
Angebote und Strukturen existieren, welche die Geflüchteten dabei
unterstützen, diese zu überwinden, sind die vorgefundenen, bürokratischen
Hürden hausgemacht und damit vermeidbar. "In den Gesprächen haben die
Geflüchteten wie auch die Experten übereinstimmend geäußert, dass die
institutionellen Hürden mindestens ebenso hoch sind wie die
individuellen", so Klingholz weiter. Das Berlin-Institut fordert daher
unter anderem, dass die Politik Reformen und Gesetze stärker von ihrer
Umsetzbarkeit her planen muss, um den ohnehin langen Weg der Geflüchteten
in den Arbeitsmarkt nicht durch unpraktikable Regelungen zusätzlich zu
erschweren.



Das Berlin-Institut für Bevölkerung und Entwicklung ist ein unabhängiger
Thinktank, der sich mit Fragen regionaler und globaler demografischer
Veränderungen beschäftigt. Das Institut wurde 2000 als gemeinnützige
Stiftung gegründet und hat die Aufgabe, das Bewusstsein für den
demografischen Wandel zu schärfen, nachhaltige Entwicklung zu fördern,
neue Ideen in die Politik einzubringen und Konzepte zur Lösung
demografischer und entwicklungspolitischer Probleme zu erarbeiten.

Das Berlin-Institut erstellt Studien, Diskussions- und Hintergrundpapiere
und bereitet wissenschaftliche Informationen für den politischen
Entscheidungsprozess auf. Weitere Informationen, wie auch die Möglichkeit,
den kostenlosen regelmäßigen Online-Newsletter "Demos" zu abonnieren,
finden Sie unter

https://www.berlin-institut.org.

Das Discussion Paper "Von individuellen und institutionellen Hürden. Der
lange Weg zur Arbeitsmarktintegration Geflüchteter" ist Teil des Projekts
"Zuwanderer von morgen", gefördert durch die Stiftung Mercator.

Die Stiftung Mercator ist eine private, unabhängige Stiftung. Sie strebt
mit ihrer Arbeit eine Gesellschaft an, die sich durch Weltoffenheit,
Solidarität und Chancengleichheit auszeichnet. Dabei konzentriert sie sich
darauf, Europa zu stärken, den Bildungserfolg benachteiligter Kinder und
Jugendlicher insbesondere mit Migrationshintergrund zu erhöhen, Qualität
und Wirkung kultureller Bildung zu verbessern, Klimaschutz voranzutreiben
und Wissenschaft zu fördern. Die Stiftung Mercator steht für die
Verbindung von wissenschaftlicher Expertise und praktischer
Projekterfahrung. Als eine führende Stiftung in Deutschland ist sie
national wie international tätig. Dem Ruhrgebiet, der Heimat der
Stifterfamilie und dem Sitz der Stiftung, fühlt sie sich besonders
verpflichtet.


Das Discussion Paper steht Ihnen gratis als Download zur Verfügung
unter:

https://www.berlin-institut.org/publikationen/discussion-papers/von-individuellen-und-institutionellen-huerden

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1343

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Berlin-Institut für Bevölkerung und Entwicklung, 18.06.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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GEWERKSCHAFT/1838: Zeitfracht-Airline LGW drohen neue Streiks (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
18. Juni 2019

Zeitfracht-Airline LGW drohen neue Streiks 

Geschäftsführung hintergeht Flugbegleiter und schließt mit UFO
Fake-Tarifvertrag ab



Berlin - Die Airline LGW (Luftfahrtgesellschaft Walter) steht unmittelbar
vor neuen Streiks des Kabinenpersonals. In der vergangenen Woche hat die
Geschäftsführung der Airline eine Tarifeinigung mit der UFO e.V.
unterzeichnet und zeitgleich alle Verhandlungstermine mit der
Vereinten Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) abgelehnt. ver.di
bezeichnet den Abschluss als Fake-Tarifvertrag: "Die UFO e.V. ist
nicht durchsetzungsfähig in der Airline und der Tarifvertrag bringt
für große Teile der Belegschaft Verschlechterungen mit sich,"
kritisiert ver.di-Verhandlungsführer Volker Nüsse den Abschluss. Das
Vorgehen von UFO und LGW-Geschäftsführung sei skandalös.

Es habe offensichtlich keine ernsthaften Verhandlungen gegeben, UFO
habe keine gewählte Tarifkommission und scheine ohne
Durchsetzungskraft in der Kabine zu sein. "Die UFO instrumentalisiert
nach Korruptionsvorwürfen und internen Machtkämpfen die Flugbegleiter
der LGW, um noch einen Rest-Anschein als Gewerkschaft zu wahren."
Einen Gewerkschaftskonflikt sieht Nüsse hingegen nicht. "Die
überwiegende Mehrheit der Beschäftigten ist in ver.di organsiert. UFO
spielt im Betrieb keine Rolle, umso skandalöser ist es, dass LGW mit
der UFO einen Abschluss tätigt. Bei den Kabinenbeschäftigten herrscht
große Enttäuschung über diesen Schritt der Geschäftsführung. Viele
fühlen sich hintergangen. Wenn eine UFO Gefälligkeitstarifverträge an
die LGW verschenkt, löst das nicht den Tarifkonflikt, sondern
verschärft ihn", so Nüsse. Bereits im November hatte ver.di in
Düsseldorf erfolgreich zu einem Warnstreik aufgerufen. UFO hatte sich
an dem Ausstand nicht beteiligt. Um zu einem echten Tarifvertrag zu
kommen, bereitet sich die Gewerkschaft ver.di auf längere
Arbeitskämpfe in den kommenden Wochen vor.

Die Kabinenbeschäftigten fordern mit ver.di unter anderem die
Erhöhung des Grundgehalts um 200 Euro und eine höhere Garantie der
Blockstundenvergütung. Zudem soll ein Manteltarifvertrag erreicht und
eine Personalvertretung errichtet werden. ver.di gibt dem Arbeitgeber
bis zum 23. Juni 2019 Zeit, ein verhandlungsfähiges Angebot
vorzulegen und auf die Terminvorschläge der Gewerkschaft einzugehen.
"Nach dieser Schonfrist sind alle Optionen offen", betont Nüsse.

Die LGW war Teil der Air Berlin und wurde im Zuge der Insolvenz der
Mutter-Airline an die Lufthansa verkauft. Seitdem fliegt die LGW im
sogenannten Wetlease für die Eurowings ab Stuttgart und Düsseldorf.
Daran hat sich auch nach der Übernahme der LGW durch die Berliner
Zeitfrachtgruppe im vergangenen April nichts geändert.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 18.06.2019

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Bundesvorstand, Pressestelle

Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin

Telefon: 030/6956-1011 und -1012, Fax: 030/6956-3001

E-Mail: pressestelle@verdi.de

Internet: www.verdi.de
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GEWERKSCHAFT/1837: Wegweisender Tarifvertrag für Beschäftigte beim IT-Dienstleister Fiducia & GAD IT AG (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
19. Juni 2019

Wegweisender Tarifvertrag für Beschäftigte beim IT-Dienstleister
Fiducia & GAD IT AG erzielt



Berlin - Die Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) und der
IT-Dienstleister der Genossenschaftlichen FinanzGruppe Fiducia & GAD
IT AG haben sich auf einen neuen Mantel- und Entgelttarifvertrag für
die rund 4.200 Beschäftigten des Unternehmens geeinigt und am 14.
Juni 2019 unterzeichnet.

Ziel der Tarifverhandlungen war es, die Tarifverträge zusammen zu
führen und ein modernes und innovatives Tarifwerk zu schaffen, das
sowohl den aktuellen Anforderungen der Betriebsabläufe in der
IT-Branche als auch den aktuellen Interessen der Beschäftigten
gerecht wird.

"Unser oberstes Ziel war es, einen lebensphasenorientierten und
flexiblen Tarifvertrag zu schaffen, der den Beschäftigten Luft zum
Atmen gibt und gleichzeitig gute Leitplanken für die
Arbeitsbedingungen setzt", betont ver.di-Bundesvorstandsmitglied
Christoph Meister.

Besonders herauszuheben seien die umfassenden flexiblen
Arbeitszeitregelungen mit einem Gleitzeitkonto, Freizeitkonto und
Zeitwertguthabenkonto inklusive eines Anspruchs auf ein Sabbatical.
Mobiles Arbeiten sei ebenso geregelt wie Unterstützungsleistungen für
Eltern und Angehörige pflegebedürftiger Menschen. Diese Instrumente
hätten einen nachhaltigen, positiven Einfluss darauf, Privatleben und
Beruf vereinbaren zu können.

"Gerade im Hinblick auf die sich ändernden Arbeitsbedingungen und die
Transformation der IT-Branche ist das neue Tarifwerk ein echter
Durchbruch und schafft Grundlagen für agile Arbeitsorganisationen",
so ver.di-Verhandlungsführer Kevin Voß. Nicht zu unterschätzen seien
in diesem Zusammenhang auch das Thema "lebenslanges Lernen" -
innerhalb und außerhalb des Berufes. "Diesem Aspekt haben wir
Rechnung getragen. Wir konnten umfassende Ansprüche zur betrieblichen
und privaten Weiterbildung vereinbaren. Neben dem Bildungsurlaub gibt
es für alle Beschäftigten eine finanzielle Unterstützung für ein
Bachelor- oder Master-Studium", erläutert Voss.

Mit dem Tarifvertrag konnten zudem unter anderem ein
Wahlleistungssystem mit jährlichem Budget, die Schaffung von
Eltern-Kind-Büros sowie für Auszubildende Fahrtkostenzuschüsse, ein
Anspruch auf Ersteingruppierung und ein Mietzuschuss während der
Ausbildung erreicht werden.

Mit Blick auf die vereinbarten Regelungen setze ver.di auch ein
Signal für eine Stärkung der Tarifbindung. "Indem wir solche modernen
Arbeitsbedingungen schaffen, machen wir unseren Gestaltungsanspruch
deutlich", erklärt Meister.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 19.06.2019

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Bundesvorstand, Pressestelle

Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin

Telefon: 030/6956-1011 und -1012, Fax: 030/6956-3001

E-Mail: pressestelle@verdi.de

Internet: www.verdi.de
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GEWERKSCHAFT/1836: Öffentlicher Personennahverkehr als unverzichtbarer Bestandteil einer nachhaltigen Klimapolitik (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
18. Juni 2019

Öffentlicher Personennahverkehr als unverzichtbarer Bestandteil einer
nachhaltigen Klimapolitik



Berlin - Betriebs- und Personalräte aus 110 Nahverkehrsunternehmen haben
bei der diesjährigen Nahverkehrs-Konferenz der Vereinten
Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) eine sogenannte Kasseler
Erklärung verabschiedet, in der sie Forderungen zur Bewältigung des
Klimawandels und zur Verkehrswende erheben. Darin fordern sie den
Ausbau des öffentlichen Nahverkehrs sowie Maßnahmen zur
Verkehrsverlagerung auf den öffentlichen Verkehr. Zugleich bekennen
sich die Betriebs- und Personalräte zu emissionsfreien Fahrzeugen.
Der öffentliche Nahverkehr müsse endlich als unverzichtbarer
Bestandteil einer nachhaltigen Klimapolitik begriffen und akzeptiert
werden, heißt es in der Erklärung.

Die in den öffentlichen Nahverkehr gesetzten Erwartungen zum
Klimaschutz könnten allerdings nur erfüllt werden, wenn ausreichende
Investitionen in die Infrastruktur und vor allem für gute
Arbeitsbedingungen, Entlohnung und mehr Personal getätigt werden.
Die Finanzierung des öffentlichen Nahverkehrs müsse auf solide Füße
gestellt werden. Die Betriebs- und Personalräte schlagen hierzu eine
Abgabe für Unternehmen nach französischem Vorbild vor.

"Klimawandel gibt es nicht zum Nulltarif", betont
ver.di-Bundesvorstandsmitglied Christine Behle. "Im öffentlichen
Nahverkehr wird seit zwei Jahrzehnten nur gespart. Wer es mit der
Verkehrswende ernst meint, stellt die Finanzierung für den Ausbau des
ÖPNV und gute Arbeitsbedingungen und Entlohnung sicher."

 * 

Kasseler Erklärung Kassel, den 13. Juni 2019

der Betriebs- und Personalräte aus Nahverkehrsunternehmen zum Klimaschutz
Weltweit demonstrieren Schüler*innen und junge Menschen unter dem Motto
Fridays for Future. Sie sagen "Die Klimakrise ist längst eine reale
Bedrohung für unsere Zukunft. Wir werden die Leidtragenden des Klimawandels
sein und für die Fehler der vorhergehenden Generationen büßen.
Deshalb gehen wir auf die Straßen."

Der Verkehrssektor insgesamt trägt in besonderem Maße zur Verschärfung der
Klimakrise bei. Wollen wir die Pariser Klimaziele einhalten um die
zukünftige Erderwärmung auf 1,5 Grad Celsius zu begrenzen, müssen bis 2030
mindestens 70 Millionen Tonnen CO2-Emmissionen im Verkehrssektor
eingespart werden - das sind 41 Prozent.

Der öffentliche Nahverkehr bietet Mobilität für alle Menschen. Für uns ist
ein gut funktionierender ÖPNV ein unverzichtbarer Bestandteil einer
nachhaltigen Klimapolitik. In der Verkehrsverlagerung auf den ÖPNV liegt
eines der großen CO2-Einsparpotentiale. Diese Chance darf nicht zu Lasten
nachfolgender Generationen verschenkt werden.

Die Betriebs- und Personalräte der deutschen Nahverkehrsunternehmen
fordern daher

1. umfassender Ausbau des ÖPNV - Der öffentliche Nahverkehr muss in den
Städten und im ländlichen Raum umfassend ausgebaut werden. Dabei ist
zwingend den wachsenden Anforderungen an eine gute Qualität hinsichtlich
von Umweltstandards, der Erschließung, der Verfügbarkeit, des Service, der
Verbindung und der Ausrüstung in allen Bereichen Rechnung zu tragen. Um den
Umweltverbund zu stärken, ist der ÖPNV noch attraktiver zu gestalten. Eine
Verkehrsverlagerung hin zu den Angeboten des ÖPNV und des Umweltverbundes
muss als Ziel der Verkehrspolitik mehr in den Fokus rücken. Mobilität ist
Lebensqualität, die in den Städten und im ländlichen Raum deutlich
verbessert werden muss.

2. Energieeffizient und emissionsfrei - Der ÖPNV verbessert seit Jahren
seine Energieeffizienz. Weitere Investitionen sind notwendig. Eine
Modernisierung der Fahrzeugflotte oder der Verkehrsinfrastruktur sind
erforderliche Schritte zur Förderung des Klimaschutzes und führen zur
Verringerung von Emissionen. Die Verkehrsunternehmen und Kommunen sind mit
der Sicherstellung der entsprechenden Finanzierung überfordert. Klimaschutz
gibt es aber nicht zum Nulltarif!

3. Mobilität für alle - Der öffentliche Nahverkehr soll als Teil der
Daseinsfürsorge bezahlbare Mobilität für alle Bürger sichern. Anreize durch
Preissenkungen oder einen kostenlosen ÖPNV können nur sinnvoll sein, wenn
zuvor die Finanzierung des Angebotes gesichert ist, eine Anpassung der
Rahmenbedingungen stattgefunden hat und Beschäftigte gute Lohn- und
Sozialbedingungen vorfinden. Mobilitätsangebote, die auf Sozialdumping und
unsicheren Beschäftigungsverhältnissen beruhen, sind abzulehnen.

4. Solide Finanzierung - Die Finanzierung des öffentlichen Nahverkehrs muss
endlich auf solide Füße gestellt werden. Noch immer sind bundesweit
Investitionen für den Erhalt der vorhandenen Infrastruktur oder des
Fahrzeugparks der Unternehmen in Milliardenhöhe ausstehend. Digitale
Entwicklungen für einen zeitgemäßen Service warten auf ihre Einführung und
bedürfen zusätzlicher finanzieller Mittel. Diese immensen Summen können
durch die Kommunen nicht allein gestemmt werden. Bund und Länder müssen
sich endlich in größerem Umfang beteiligen. Darüber hinaus sind alternative
steuerbasierte Finanzierungsmöglichkeiten durch die Wirtschaft (u.a.
Unternehmensabgabe wie z. B. in Frankreich oder Wien) zu prüfen und
umzusetzen, denn die Wirtschaft profitiert besonders vom Standortvorteil
eines gut entwickelten ÖPNV.

5. Investitionen in Personal - Seit ca. 20 Jahren dominieren Sparzwang und
Wettbewerb auf Kosten der Beschäftigten den öffentlichen Nahverkehr. Unter
dem Spardiktat wurden 18 % aller Stellen abgebaut, obwohl zugleich ein
Viertel mehr Fahrgäste befördert werden. Arbeitsverdichtung und Belastungen
haben bei den Beschäftigten enorm zugenommen. Zweistellige Krankenstände
sind in den meisten Verkehrsunternehmen die Regel. Diese führen
gleichzeitig zu einer hohen Summe an Überstunden. Die zunehmenden
Belastungen führen zu einem schnelleren Verschleiß und zu drohender
Fahrdienstuntauglichkeit mit Jobverlust. Die Beschäftigten sind heute im
Schnitt 48 Jahre alt. In den nächsten 15 Jahren werden zehntausende
Neueinstellungen notwendig. Die aktuellen Rahmenbedingungen sorgen für eine
sinkende Anerkennung der Berufe im ÖPNV. Durch Investitionen in Personal
und in die Arbeitsbedingungen muss dieser Entwicklung entgegengewirkt
werden.

Wir Betriebs- und Personalräte der Nahverkehrsunternehmen erklären

Der öffentliche Nahverkehr muss endlich als unverzichtbarer Bestandteil
einer nachhaltigen Klimapolitik begriffen und akzeptiert werden. Die
derzeit in den ÖPNV gesetzten Erwartungen zum Klimaschutz können nur
erfüllt werden, wenn ausreichende Investitionen getätigt werden:


	für gute tarifliche Lohn- und Sozialstandards

	für Qualifizierung, Aus- und Weiterbildung

	für gute Arbeitsbedingungen

	für die Sicherheit unserer Fahrgäste und Kollegen*innen

	für kontinuierliche Qualitätsverbesserungen im ÖPNV



Klimaschutz gibt es nicht zum Nulltarif!

Sicherstellung einer ausreichenden Finanzierung eines attraktiven,
nachhaltigen Nahverkehrs jetzt!

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 18.06.2019
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MELDUNG/615: Chile - Protest gegen stockende Aufarbeitung der Verbrechen der Colonia Dignidad (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Chile / Deutschland

Wir dokumentieren: 

Protest gegen stockende Aufarbeitung der Verbrechen der Colonia Dignidad






[image: Protestierende mit Banner 'Keinen Schutz mehr für deutsche Kriminelle von Colonia Dignidad in Deutschland' vor dem Botschaftsschild - Foto: AFDD Talca]

Angehörige von Verschwundenen protestieren vor der deutschen Botschaft
in Santiago de Chile.

Foto: AFDD Talca



(Santiago de Chile, 15. Juni 2019, fdcl).- Etwa fünfzig Angehörige von
mutmaßlich in der Colonia Dignidad ermordeten und bis heute
"verschwundenen" Personen haben am Mittag des 15. Juni vor der
Deutschen Botschaft in Santiago de Chile und dem Regierungspalast La
Moneda protestiert und einen offenen Brief an die Regierungen
Deutschlands und Chiles übergeben. Der Protest richtete sich in erster
Linie gegen die Einstellung des Ermittlungsverfahrens gegen Hartmut
Hopp seitens der Staatsanwaltschaft Krefeld. Hopp war Leiter des
Krankenhauses der Colonia Dignidad und Vertrauter des Sektenchefs Paul
Schäfer. Das Verfahren war das letzte in Deutschland gegen mutmaßliche
Täter*innen der Colonia Dignidad, von denen viele in den letzten
Jahren aus Chile nach Deutschland zurückgekehrt sind und hierzulande
von der Justiz unbehelligt bleiben.

Die Sprecherin des Verbandes der Angehörigen der Verschwundenen der
Maule-Region, Myrna Troncoso, bezeichnete die Verfahrenseinstellung
als "skandalöse Kapitulation vor der Verbrechensgeschichte der Colonia
Dignidad, mit der Deutschland der Straflosigkeit die Türen öffnet".
Während es seitens der Bundesregierung und des Bundestags seit 2016
auf diskursiver Ebene Fortschritte gegeben habe, sei nichts Konkretes
geschehen, um die Aufarbeitung voranzubringen. Der versprochenen
Förderung der Justizkooperation zwischen Deutschland und Chile sei
durch die ergebnislose Einstellung der letzten strafrechtlichen
Ermittlungen jede Grundlage entzogen worden und auch in Chile seien
die Ausgrabungen in der Colonia Dignidad eingestellt worden.

Eine 2017 aus deutschen und chilenischen Regierungsvertreter*innen
gegründete Gemischte Kommission sollte die Einrichtung einer
Gedenkstätte auf dem Gelände der Colonia Dignidad voranbringen und das
Vermögen der kriminellen Sekte untersuchen. Beide Vorhaben wurden
jedoch bislang nicht umgesetzt. "Wir fordern, den Tourismus in der
Colonia Dignidad zu beenden und dort eine Gedenkstätte einzurichten,
die die kriminelle Geschichte des Ortes erzählt", so Troncoso. Die
Angehörigen riefen beide Regierungen auf, ihre Mitveranwortung
wahrzunehmen. "Wir prangern die komplizenhafte und fahrlässige Haltung
beider Regierungen an, die die Täter*innen schützt und die Opfer
alleine läßt", so Troncoso.


URL des Artikels:

https://www.npla.de/poonal/wir-dokumentieren-protest-gegen-stockende-aufarbeitung-der-verbrechen-der-colonia-dignidad/


Der Text ist lizenziert unter Creative
Commons Namensnennung-Weitergabe unter gleichen Bedingungen 4.0
international.

https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/
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VERKEHR/767: Verkehrsüberwachung mittels "Section Control" nur mit Rechtsgrundlage (DAV)


Deutscher Anwaltverein (DAV) - Berlin, 19. Juni 2019

Verkehrsüberwachung mittels "Section Control" nur mit Rechtsgrundlage



Lüneburg/Berlin (DAV). Die Verkehrsüberwachung durch eine
abschnittsbezogene Geschwindigkeitskontrolle ("Section Control") darf
nur mit einer Rechtsgrundlage erfolgen. Schließlich werden die
Kennzeichen auch unbescholtener Fahrer erfasst und gespeichert. Die
Überwachung einer Strecke in Niedersachsen musste daher abgeschaltet
bleiben. Die Arbeitsgemeinschaft Verkehrsrecht des Deutschen
Anwaltvereins (DAV) informiert über eine Entscheidung des
Oberverwaltungsgerichts Lüneburg vom 10. Mai 2019 (AZ: 12 ME 68/19).

Auf einer Bundesstraße erfolgte die Verkehrsüberwachung mittels
"Section Control". Die Besonderheit dieser, in anderen europäischen
Ländern schon länger eingesetzten Art der Geschwindigkeitsüberwachung
besteht darin, dass die Durchschnittsgeschwindigkeit über eine
längere, hier rund zwei Kilometer umfassende Strecke ermittelt wird.
Deshalb werden bei Ein- und Ausfahrt vorsorglich die Kennzeichen aller
Fahrzeuge erfasst. Unabhängig davon, ob das Fahrzeug zu schnell ist
oder nicht. Ein Verkehrsteilnehmer sah darin seine Rechte verletzt und
klagte dagegen.

Das Verwaltungsgericht untersagte die Erfassung der Kennzeichen mit
dem sogenannten Streckenradar. Damit sei ein Eingriff in Grundrechte
verbunden. Dafür sei eine gesetzliche Grundlage nötig.

Die Beschwerde der betreibenden Polizeidirektion Hannover hat das
Oberverwaltungsgericht zurückgewiesen. Das Gericht hielt dem Betreiber
vor, sich nicht mit der Entscheidung des Verwaltungsgerichts
hinreichend auseinandergesetzt zu haben. So habe sie insbesondere
nicht dargelegt, warum der Antragsteller die vom Verwaltungsgericht
gesehene Grundrechtsverletzung vorübergehend hinnehmen müsse. Das
Gericht hat nicht darüber entschieden, ob zukünftig ein Landesgesetz
eine taugliche Rechtsgrundlage ist.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung Nr. 24/19 vom 19. Juni 2019

Pressedienst der Arbeitsgemeinschaft Verkehrsrecht

Deutscher Anwaltverein (DAV)

Littenstraße 11, 10179 Berlin

Tel.: 0 30/72 61 52 - 0

Fax: 0 30/72 61 52 - 190

E-mail: service@anwaltverein.de

Internet: www.anwaltverein.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 20. Juni 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / RECHT / FAKTEN





VERKEHR/766: Illegale Autorennen - Darf Tempo 130 auf Autobahn angeordnet werden? (DAV)


Deutscher Anwaltverein (DAV) - Berlin, 19. Juni 2019

Illegale Autorennen: Darf Tempo 130 auf Autobahn angeordnet werden?



Freiburg/Berlin (DAV). Illegale Autorennen stellen eine große Gefahr
dar - darum wollen die Behörden dem auch mit unterschiedlichsten
Mitteln entgegen treten. Beispielsweise kann auf Autobahnen auf
betroffenen Abschnitten die Geschwindigkeit begrenzt werden.
Unzulässig ist ein solches Tempolimit aber dann, wenn es dort gar
keine Gefahren wegen illegaler Autorennen gibt, so das
Verwaltungsgericht in Freiburg am 4. April 2019 (AZ: 10 K 3398/18).
Das Gericht hat das zur Bekämpfung illegaler Autorennen angeordnete
Tempolimit auf einem Streckenabschnitt bestätigt, auf einem anderen
Streckenabschnitt dagegen für rechtswidrig erklärt. Geklagt hatte eine
Privatperson, erläutert die Arbeitsgemeinschaft Verkehrsrecht des
Deutschen Anwaltvereins (DAV).

Das Regierungspräsidium hatte im Januar 2018 eine
Geschwindigkeitsbegrenzung auf der Bundesautobahn A 81 auf mehreren
Streckenabschnitten angeordnet. Damit sollten illegale Autorennen
unterbunden werden. Der Kläger machte geltend, die Feststellungen der
Polizei zu illegalen Autorennen seien nicht ausreichend. Zudem verwies
er auf die geringen Unfallzahlen auf der Strecke.

Der Mann hatte tatsächlich teilweise Erfolg. Das Gericht hielt die
Klage für einen Streckenabschnitt für begründet. Die
Geschwindigkeitsbegrenzung sei dort unwirksam. Voraussetzung für eine
Geschwindigkeitsbegrenzung sei, dass aufgrund der besonderen örtlichen
Verhältnisse eine "Gefahrenlage bestehe, die das allgemeine Risiko
einer Beeinträchtigung der Sicherheit oder Ordnung des Verkehrs
erheblich" übersteige. Eine solche qualifizierte Gefahrenlage stellte
das Gericht für Teile der Strecke fest. Es seien dort in den
vergangenen Jahren verhältnismäßig häufig illegale Autorennen
festgestellt worden. Das Polizeipräsidium habe aber auch ausdrücklich
festgestellt, dass derartige Autorennen auf einem anderen betroffenen
Streckenabschnitt keine Rolle spielten. Für diesen Bereich sei die
Geschwindigkeitsbegrenzung daher aufzuheben.

Information: www.verkehrsrecht.de

 * 
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STELLUNGNAHME/080: Prozess gegen Frauenärztinnen - Kampf gegen Paragraf 219a geht weiter (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Prozess gegen Frauenärztinnen: Kampf gegen Paragraf 219a geht
weiter

von Frank Nicolai, Der Humanistische Pressedienst - 17. Juni 2019



Am vergangenen Freitag standen die beiden Gynäkologinnen Dr. Bettina
Gaber und Dr. Verena Weyer vor den Schranken des Berliner Amtsgerichts
Tiergarten. Sie waren angeklagt, gegen den § 219a StGB verstoßen
und Werbung für Schwangerschaftsabbrüche gemacht zu haben. Es war das
erste Urteil nach der "Reform" des Strafrechtsparagrafen.

Vor der Verhandlung versammelten sich rund 200 Demonstranten vor dem
Gerichtsgebäude. Im Aufruf des Bündnisses für sexuelle
Selbstbestimmung [1] hieß es: "Es ist der erste Prozess nach der
gesetzlichen Neuregelung vom April 2019 zum sogenannten Werbeverbot
für Schwangerschaftsabbruch. Der unsägliche Kompromiss, den die
Koalition von CDU und SPD verabschiedet hat, schützt ÄrztInnen also
keinesfalls, wenn sie Frauen informieren wollen."

Tatsächlich wird auf der Homepage der Praxis [2] lediglich darüber
informiert, dass Frau Dr. Gaber medikamentöse, narkosefreie
Schwangerschaftsabbrüche durchführt. Dr. Weyer führt keine
Schwangerschaftsabbrüche durch, ist aber als Beteiligte der
Praxisgemeinschaft mit angeklagt.

Allein wegen dieser Information wurden die beiden Ärztinnen verklagt.
Der Eintrag steht noch heute (17.06.2019, 10:25 Uhr) auf der Webseite.
Frau Dr. Gaber sagte zur Motivation, diese Information nicht von der
Homepage zu nehmen und eher den Prozess in Kauf zu nehmen: "Ich möchte
es Frauen, die sich ohnehin in einer äußerst konflikthaften Situation
befinden, nicht zumuten, sich durch irgendwelche Listen zu
telefonieren; außerdem möchte ich, dass die Kriminalisierung von
Frauenärzten weniger wird."

Die beiden Gynäkologinnen wurden vom Gericht zu jeweils 2.000 Euro
Strafe verurteilt. Die Richterin machte den Eindruck, als wäre ihr das
Urteil selbst peinlich. Nach Angaben von Spiegel Online [3]
sagte sie: "Ob mir dieses Gesetz passt oder nicht, ist nicht die
Frage." Für eine politische Debatte über den Sinn und Unsinn des
Paragrafen sei ein Gerichtssaal nicht der richtige Ort. Die
Staatsanwältin hatte gar 7.500 Euro je Person gefordert! Die Richterin
begründete ihr Urteil damit, dass nach dem neuen Paragrafen der
Eintrag auf der Webseite der Ärztinnen strafbar sei. Denn die beiden
Gynäkologinnen hätten nicht nur über das Ob, sondern auch über das Wie
des Eingriffs informiert.

Kurz nach Verkündung des Urteils bot der Humanistische Verband
Berlin-Brandenburg [4] an, die Strafe in Höhe von insgesamt 4.000
Euro in voller Höhe zu übernehmen. Auch Kristina Hänel, deren
Verfahren wegen Verstoßes gegen den § 219 [5] (noch in der alten
Version) noch immer läuft, erklärte sich auf Twitter [6] mit den
beiden Berliner Ärztinnen solidarisch und rief zu Spenden auf.

Gleich nach dem Urteilsspruch sagte Dr. Bettina Gaber: "Wir werden
gegen das Urteil Rechtsmittel einlegen. Damit wird der Kampf gegen
Paragraf 219a weitergehen."


Anmerkungen:

[1] https://www.facebook.com/events/778389555896133/permalink/783581388710283/

[2] http://www.gyn-am-schloss.de/leistungsspektrum.html

[3] https://www.spiegel.de/panorama/justiz/paragraf-219a-warum-zwei-berliner-frauenaerztinnen-weiterkaempfen-wollen-a-1272541.html

[4] https://humanistisch.de/x/hvd-bb/presse/2019064941

[5] https://hpd.de/artikel/erfolgreiche-niederlage-16055

[6] https://twitter.com/haenel_kh/status/1139497695800958977?s=04&fbclid=IwAR3pBPKG4llr0LTchOh_2SBHU1gaN2wbkYK1-VXN8X6J_7w8iPrsHko5TF4


Erstveröffentlichung:

https://hpd.de/artikel/kampf-gegen-paragraf-219a-wird-weitergehen-16918

Der Humanistische Pressedienst

Der Humanistische Pressedienst (hpd) präsentiert aufklärerische,
humanistische und freigeistige Positionen zu aktuellen Ereignissen.
Das Internetportal will konfessionsfreien Menschen - in Deutschland
ein Drittel der Bevölkerung - eine Stimme geben. Der hpd versteht sich
als Plattform für das breite Spektrum säkularer Bestrebungen, mit
deren Akteuren er bestens vernetzt ist und zu deren Meinungsbildung er
beitragen möchte.


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/
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KIRCHE/2212: Rat der Evangelischen Kirche auf dem Kirchentag (EKD)


Evangelische Kirche in Deutschland - Pressemitteilung vom 18.06.2019

Rat der EKD auf dem Kirchentag

Ratsmitglieder gestalten zahlreiche Veranstaltungen in Dortmund



Aus mehr als 2000 Veranstaltungen an 200 Orten können die Besucher des 37.
Deutschen Evangelischen Kirchentags (DEKT) in Dortmund von Mittwoch bis
Sonntag auswählen. An den fünf Tagen unter dem Motto "Was für ein
Vertrauen" werden auch Mitglieder des Rates der Evangelischen Kirche in
Deutschland (EKD) mitwirken.

Am Mittwoch (17.30 Uhr) hält die Stellvertretende Ratsvorsitzende, Präses
Annette Kurschus, die Predigt im Eröffnungsgottesdienst "Am Ostentor".
Hamburgs Bischöfin Kirsten Fehrs wird am Donnerstag um 11 Uhr auf dem
Podium "Respekt! Geschlechterverhältnisse im Diskurs" sprechen (Zelt 13,
Bereich Westfalenhallen). Ebenfalls um 11 Uhr nimmt der Ratsvorsitzende der
EKD, Landesbischof Heinrich Bedford-Strohm, am Podium "Umwelt, Klima und
Gerechtigkeit - heute handeln" teil (Halle 3, Bühne). Von 14 bis 15 Uhr
setzt der Kirchentag ein Zeichen für die Seenotrettung an den Grenzen
Europas und hat dazu Leoluca Orlando, den Bürgermeister von Palermo,
eingeladen. Er wird in der Westfalenhalle u. a. mit Landesbischof Heinrich
Bedford-Strohm und Präses Annette Kurschus ins Gespräch kommen.

Am Freitag startet Ratsmitglied Michael Diener, Präses Evangelischer
Gnadauer Gemeinschaftsverband, um 9.30 Uhr mit einer Bibelarbeit in der
Propsteikirche in den Tag. Ratsmitglied Andreas Barner, Präsident des
Stifterverbandes für die Deutsche Wissenschaft, sitzt um 11 Uhr auf dem
Podium "Demokratie unter Druck - Wie Vertrauen in das Politische wächst"
(Warsteiner Music Hall). Zum Thema "Macht-Ohnmacht-Machen. Freiheiten
digitaler (Christen-) Menschen" wird Kirchenpräsident Volker Jung,
Evangelische Kirche in Hessen und Nassau, um 15 Uhr zu Wort kommen (Halle
2).

Die Bibelarbeit von Ratsmitglied Jacob Joussen, Universitätsprofessor für
bürgerliches Recht, deutsches und europäisches Arbeits- und Sozialrecht,
beginnt am Samstag um 9.30 Uhr in St. Franziskus. Landesbischof Heinrich
Bedford-Strohm predigt um 11 Uhr in der Kirche am Markt bei einem
Handwerkergottesdienst. Über den Umgang der Kirche mit der Aufarbeitung von
Fällen sexualisierter Gewalt wird Kirsten Fehrs ab 11 Uhr im Podium
"Vertrauen und Vertrauensmissbrauch -Sexuelle Gewalt: genau hinhören - was
bedeutet das?" informieren (Opernhaus, Großer Saal). Ebenfalls um 11 Uhr
wird EKD-Auslandsbischöfin Petra Bosse-Huber, die Mitglied im Präsidium des
DEKT ist, u. a. gemeinsam mit Christian Wulff, Bundespräsident a. D., zum
Thema "Nicht nur der Islam gehört zu Deutschland - Wie viel Religion
verträgt unsere Gesellschaft?" sprechen (DASA - Arbeitswelt Ausstellung).
Am Nachmittag wird Ratsmitglied Kerstin Griese, Parlamentarische
Staatssekretärin beim Bundesminister für Arbeit und Soziales, zum Thema
"Arbeit - Zukunft - Sinn. Lebensentwürfe zwischen Vertrauen und
Verunsicherung" auf der Bühne in der Kleppingstraße im Gespräch sein (15
Uhr).

Musikalische Höhepunkte bieten u. a. das Großkonzert am Freitag zum Thema
"Bewährt sich die Schöpfung" (mit dem Ratsvorsitzenden und Eckart von
Hirschhausen) in der Westfalenhalle und das Konzert mit Adel Tawil und
Präses Annette Kurschus unter dem Motto "Ich bin fremd gewesen, und ihr
habt mich aufgenommen" auf der Bühne auf dem Hansaplatz am Sonnabend ab 19
Uhr.

Auf dem Markt der Möglichkeiten präsentieren sich u. a. der Info-Service
der EKD in Halle 5 und die Stiftung zur Bewahrung kirchlicher Baudenkmäler
in Deutschland (Stiftung KiBa) in Halle 7.

Landesbischof Heinrich Bedford-Strohm reist auch in diesem Jahr mit dem
Fahrrad zum Deutschen Evangelischen Kirchentag. Zusammen mit vielen
Radlerinnen und Radlern fährt er die Schlussetappe der 
"Brot-für-die-Welt-Fahrradtour" von Unna nach Dortmund.

Die EKD wird auf ihrer Internetseite ekd.de und auf ihren Kanälen auf
Facebook, Twitter und Instagram (ekd.de) direkt vom Kirchentag berichten.

Viele weitere Termine der Ratsmitglieder und zahlreicher anderer
Prominenter finden sich auf www.kirchentag.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung 067/2019 vom 18.06.2019

Evangelische Kirche in Deutschland (EKD), Pressestelle

Herrenhäuser Straße 12, 30419 Hannover

Telefon: (0511) 2796-268/269/265/267, Fax: (0511) 2796-777

E-Mail: pressestelle@ekd.de

Internet: www.ekd.de
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MELDUNG/062: Imamausbildung in Deutschland - Expertise veröffentlicht (idw)


Akademie für Islam in Wissenschaft und Gesellschaft (AIWG) - 18.06.2019

Imamausbildung in Deutschland - AIWG veröffentlicht Expertise



Wie kann die Ausbildung akademisch qualifizierter Imame in Deutschland mit
den Erwartungen und Bedarfen von muslimischen Gemeinden in Einklang
gebracht werden? Eine Möglichkeit ist die Errichtung eines Imamseminars
für Absolventen der Islamischen Theologie, mit einem Curriculum, das sich
an den Bedarfen der muslimischen Gemeinden orientiert. Dies empfiehlt
Prof. Dr. Dr. Rauf Ceylan vom Institut für Islamische Theologie an der
Universität Osnabrück in seiner von der Akademie für Islam in Wissenschaft
und Gesellschaft in Auftrag gegebenen Expertise "Imamausbildung in
Deutschland. Perspektiven aus Gemeinden und Theologie", die heute
veröffentlicht wurde.

Die Etablierung der islamisch-theologischen Studien in Deutschland stellt
für die strukturelle Gleichberechtigung des Islams einen Meilenstein dar.
Doch das Potenzial, das die Islamische Theologie für Menschen muslimischen
Glaubens und die muslimischen Gemeinden in Deutschland birgt, ist noch
lange nicht ausgeschöpft - insbesondere bei der Ausbildung akademisch
qualifizierter Imame in Deutschland, so Rauf Ceylan in seiner Expertise.

Diese Einschätzung resultiert aus umfangreichen Gesprächen mit
Vertreter_innen muslimischer Gemeinden in Niedersachsen und Studierenden
der Islamischen Theologie. Im Zentrum stand die Frage, welche Erwartungen
muslimische Gemeinden an die Kompetenzen und Funktion eines Imams stellen
und wie sich Studierende, die sich für den Imamberuf interessieren, auf
ihre zukünftige Aufgabe vorbereitet fühlen. Ceylan führte dazu Gespräche
mit den niedersächsischen muslimischen Landesverbänden Schura, DITIB und
Muslime in Niedersachsen sowie wie mit dem Liberal-Islamischen Bund (LIB).
Die Erfahrungen und Erwartungen der Studierenden erfragte er in Gesprächen
mit Studierenden der Islamischen Theologie an der Universität Osnabrück.

Die Gesprächsergebnisse zeigen einerseits, dass Imame in vielen Gemeinden
wertvolle und engagierte Arbeit leisten, zum Beispiel wenn es um
persönliche Anliegen der Mitglieder, alltagspraktische theologische Fragen
oder die Durchführung religiöser Rituale geht. Andererseits ist die
theologisch-religionspädagogische Qualifizierung von Imamen in vielen
Fällen nicht zufriedenstellend. Eine geringe Orientierung an den
Lebenswelten jüngerer Gemeindemitglieder sowie fehlende bzw. schlechte
Deutschkenntnisse bei vielen Imamen stellen für Gemeinden besondere
Herausforderungen dar.

Aufseiten der Studierenden wird insbesondere der starke Theoriebezug des
Studiums der Islamischen Theologie bemängelt. Dadurch fühlen sich die
Studierenden zwar qualifiziert, auf akademisch-theoretische Fragen zu
antworten und auch zu interreligiösen Fragen Stellung zu beziehen. Jedoch
fehlt der Bezug zur praktischen Gemeindearbeit. Auch wenn es nicht Aufgabe
der Universitäten ist, die inhaltlichen und praktischen Kompetenzen zur
Leitung einer Gemeinde zu vermitteln, so äußerten die Studierenden dennoch
den Wunsch nach einem stärkeren Praxisbezug während des Studiums, um auf
diese Weise bei Interesse für den Imamberuf besser auf diesen vorbereitet
zu sein.

Auf der Grundlage seiner Gesprächsergebnisse empfiehlt Ceylan, ein
Imamseminar in Verantwortung der Religionsgemeinschaften auf Landesebene
zu errichten. Darin sollen sich Absolventen der Islamischen Theologie die
nötigen inhaltlichen und praktischen Kompetenzen aneignen können, die sie
für den Beruf des Imams benötigen. Zunächst solle in einem Modellversuch
im Land Niedersachsen definiert werden, wie die inhaltlichen und
praktischen Qualifikationen, die für die Tätigkeit als Imam erforderlich
sind, von den Religionsgemeinschaften und der Islamischen Theologie
gemeinsam vermittelt werden können. Das Curriculum eines Seminars zur
Imamausbildung müsse sich dabei an den Bedarfen und Erwartungen der
muslimischen Gemeinden orientieren - mögliche Inhalte könnten daher u.a.
Religions- und Gemeindepädagogik, Basiswissen für religiös-praktische
Fragen oder die Vermittlung interkultureller und interreligiöser
Kompetenzen sein.

Dass solch ein Modellversuch besonders in Niedersachsen auf fruchtbaren
Boden treffen könnte, erklärt Ceylan aufgrund der Tatsache, dass die
muslimischen Gemeinden im niedersächsischen Raum organisatorisch sehr gut
strukturiert sind und der Einstellung von in Deutschland studierten Imamen
aufgeschlossen gegenüberstehen. Zudem kann aufseiten der Theologie das
Institut für Islamische Theologie an der Universität Osnabrück derzeit als
einziger Standort auf Erfahrungen in der Weiterbildung von Imamen
zurückgreifen. Auch auf politischer Ebene stehen laut Ceylan die Zeichen
günstig: so sieht der Koalitionsvertrag von SPD und CDU vor, eine
Imamausbildung zu unterstützen.

"Die Ergebnisse der Expertise zeigen, dass eine ordentliche Imamausbildung
in Deutschland dringend implementiert werden muss", sagt Rauf Ceylan.
"Daher sollten die muslimischen Gemeinden gemeinsam mit der Politik und
den Theologien den Mut haben, Schritte zur Gründung eines Imamseminars zu
planen."

Pro. Dr. Bekim Agai, Direktor der AIWG, erklärt: "Die Perspektive aus
Gemeinden und Wissenschaft stellt einen wichtigen Beitrag zur Klärung der
gegenseitigen Erwartungen aller Beteiligten dar. Unsere Hoffnung ist
daher, dass diese Expertise einen wichtigen Impuls zur Versachlichung des
mit Erwartungen und Projektionen aufgeladenen Themas der Imamausbildung in
Deutschland geben kann."



Mit ihren Publikationsreihen "AIWG-Expertisen" und "AIWG in puncto" möchte
die AIWG Wissensbedarfe zum Islam in Deutschland decken, Debatten
versachlichen sowie Erkenntnislagen verbessern. Den von Expert_innen
erarbeiteten Wissensstand, ihre Einschätzung und Diskussionspunkte stellt
die AIWG in anschaulicher Form einer breiten Öffentlichkeit bereit. Die
AIWG-Expertisen präsentieren eine vertiefte Erörterung des jeweiligen
Themas. AIWG in puncto behandelt eine konkrete Fragestellung in Kurzform
und stellt thesenartige Einschätzungen zur breiten Diskussion.

Über die AIWG

Die AIWG ist eine universitäre Plattform für Forschung und Transfer in
islamisch-theologischen Fach- und Gesellschaftsfragen. Sie ermöglicht
überregionale Kooperationen und Austausch zwischen Wissenschaftlerinnen
und Wissenschaftlern der islamisch-theologischen Studien und benachbarter
Fächer sowie Akteurinnen und Akteuren aus der muslimischen
Zivilgesellschaft und weiteren gesellschaftlichen Bereichen. Die AIWG wird
gefördert vom Bundesministerium für Bildung und Forschung (BMBF) und der
Stiftung Mercator.

Weitere Informationen:

https://aiwg.de


Die vollständige Expertise kann auf der Website der AIWG unter

https://aiwg.de/wp-content/uploads/2019/06/AIWG-Expertise_Imam-Ausbildung.pdf

kostenfrei heruntergeladen werden.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution2264

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Akademie für Islam in Wissenschaft und Gesellschaft (AIWG), 18.06.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INTERNATIONAL/392: Mexiko - Journalistin und Umweltschützer ermordet (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Mexiko 

Tabasco: Journalistin und Umweltschützer ermordet



(Caracas, 13. Juni 2019, telesur).- Am 11. Juni haben Unbekannte im
südmexikanischen Bundesstaat Tabasco die mexikanische Journalistin
Norma Sarabia Garduza ermordet. Einen Tag zuvor wurde der
Umweltschützer José Luís Álvarez Flores getötet. Das
UN-Hochkommissariat für Menschenrechte hat beide Taten in einer
Erklärung [1] verurteilt.

Álvarez war Leiter des Umweltschutzzentrums Saraguatos [2] in
der Gemeinde Emiliano Zapata in Tabasco und war für sein Engagement
zum Schutz der Umwelt bekannt. "Er hatte die Ausbeutung der
natürlichen Ressourcen in der Region kritisiert und war dafür bedroht
worden", heißt es in der Erklärung.

Sarabia Garduza war Korrespondentin der Zeitung Tabasco Hoy in
Huimanguillo und hatte wegen ihrer Arbeit Drohungen erhalten. Damit
sind in diesem Jahr bereits sieben Journalist*innen in Mexiko ermordet
worden. Mit José Luís Álvarez wurden in diesem Jahr bereits elf
mexikanische Umweltschützer*innen bzw. Menschenrechtler*innen
umgebracht. Das UN-Büro zeigte sich "besorgt", dass in 13 Monaten vier
dieser Morde im Bundesstaat Tabasco verübt wurden.


"Fehlende effektive Ermittlungen" kritisiert

Bisher gibt es nach UN-Angaben keine Ermittlungsergebnisse. Diverse
internationale Menschenrechtsorganisationen kritisierten, dass "das
Fehlen effektiver und sorgfältiger Ermittlungen die Straflosigkeit
fördern und das Begehen dieser Verbrechen erleichtern", betonte das
Hochkommissariat.

Die Nationale Menschenrechtskommission CNDH verurteilte [3] den Mord
an Sarabia. Damit seien in Mexiko seit dem Jahr 2000 bereits 149
Journalist*innen ermordet worden, 16 davon Frauen. Diese Zahlen
"beweisen die kritische Situation, in der sich unser Land in Bezug auf
die Meinungsfreiheit befindet". Es sei dringend notwendig, für bessere
Bedingungen zu sorgen, damit Journalist*innen und Medien ihrer Arbeit
in Sicherheit nachgehen könnten, so der mexikanische Ombudsmann. Er
appellierte an die Behörden, Vorsorgemaßnahmen zum Schutz der
Angehörigen der Journalistin zu treffen.


Anmerkungen:

[1] http://hchr.org.mx/index.php?option=com_k2&view=item&id=1277:onu-dh-llama-a-esclarecer-los-asesinatos-de-la-periodista-norma-sarabia-y-el-defensor-jose-luis-alvarez-quienes-ejercian-su-labor-en-tabasco&Itemid=265#ftn3

[2] http://www.umasaraguatos.com/quienes-somos

[3] http://www.cndh.org.mx/sites/all/doc/Comunicados/2019/Com_2019_225.pdf


URL des Artikels:

https://www.npla.de/poonal/tabasco-journalistin-und-umweltschuetzer-ermordet/


Der Text ist lizenziert unter Creative
Commons Namensnennung-Weitergabe unter gleichen Bedingungen 4.0
international.

https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/
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Quelle:

poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Herausgeber: Nachrichtenpool Lateinamerika e.V.

Köpenicker Straße 187/188, 10997 Berlin

Telefon: 030/789 913 61
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Internet: http://www.npla.de
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INFOPOOL / SCHACH UND SPIELE / SCHACH





SCHACH-SPHINX/06962: Geburt einer Idee (SB)


Anfang der 1980er Jahre trat ein neuer Gedanke in die Turnierwelt ein.
Ein Handvoll Großmeister erprobte einen neuen Stil für den
Nachziehenden. Seit den 1930er Jahren herrschte das Kalkül vor, daß
Schwarz vom ersten Zug an aktiv um die Initiative kämpfen müsse.
Strategien wurden dazu entwickelt, Pläne entworfen, Gedanken
ausformuliert. Die Erfolge waren nicht unbeachtlich, und doch wurde
dieses Primat der aktiven Verteidigung immer wieder angefochten. Der
Grund war einfach. Warum sollte es nicht möglich sein, die Spannung
bis zum äußersten Punkt aufrechtzuerhalten? Der Igel-Aufbau wurde
daraufhin konzipiert, bei dem der Nachziehende bewußt eine gedrückte
Stellung auf den ersten drei Reihen in Kauf nahm, um dann zu einem
späteren Zeitpunkt nach wohlabgewogener Vorbereitung ins
Brettgeschehen einzugreifen. Die Handhabung solcher Manöver verlangte
natürlich ein ungemein ausgeprägtes Fingerspitzengefühl. Ein führender
Protagonist dieser Schule war der rumänische Großmeister Florin
Gheorghiu. Seine Siege mit dieser Strategie konnten sich sehen lassen.
Sie überzeugten und nahmen vielen die Berühungsängste mit dieser neuen
Idee. Im heutigen Rätsel der Sphinx traf Gheorghiu allerdings auf den
englischen Großmeister John Nunn, der wiederum im Ruf eines Kenners
stand und schon viele Igelstellungen im Sturm genommen hatte. Auch
Gheorghiu wurde nun ein Opfer von Nunns Fertigkeiten in diesen
Belangen, Wanderer.






[image: SCHACH-SPHINX/06962: Geburt einer Idee (SB)]



Nunn - Gheorghiu

Biel 1983


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Endspiel? Nein danke, sagte sich der rumänische Großmeister Victor
Ciocaltea und fand einen leichteren Weg zum Gewinn: 1.f5-f6! g7xf6
2.b2-b3 Lc8-b7 3.Sd5xf6+! Ke8-e7 4.Th1-f1 Th8-d8+ 5.Kd2-e3 Lb7xg2
6.Tf1-f2 Lg2-h3 7.Ta1-g1 - die weißen Türme dominieren klar ihre
Antipoden - 7...h7-h6 8.c2-c4 Td8-d6 9.Sf6-d5+ Ke7-f8 10.Ke3-e4 Tb8-e8
11.Tf2-f6 Te8-e6? - ein Fehler in verlorener Stellung - 12.Tf6-f3! und
Schwarz gab auf. Der Läufer hat kein Rückzugsfeld und geht verloren.



Erstveröffentlichung am 20. Juni 2006

19. Juni 2019
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SCHULE/569: Literaturhinweis - Umgang mit Inklusion modellhaft, aber nicht perfekt (idw)


Friedrich-Schiller-Universität Jena - 18.06.2019

Umgang mit Inklusion modellhaft - aber nicht perfekt



Noch immer tun sich das deutsche Bildungssystem und seine Akteure schwer
mit dem Thema Inklusion. Der Begriff scheint in den Medien präsenter als
in der deutschen Schullandschaft. Erziehungswissenschaftlerinnen der
Friedrich-Schiller-Universität Jena und der Humboldt-Universität Berlin
haben innerhalb zweier Projekte über sechs Jahre hinweg genauer
beobachtet, wie die Stadt Jena und ihre Schulen die Inklusion von
Schülerinnen und Schülern mit sonderpädagogischem Förderbedarf angehen.
Ihre Ergebnisse präsentieren sie in einem nun veröffentlichten Sammelband.

Vor genau zehn Jahren hat Deutschland die UN-Konvention über die Rechte
von Menschen mit Behinderungen ratifiziert. Dadurch verpflichtete sich die
Bundesrepublik u. a. dazu, Kindern mit Lernbeeinträchtigungen den Besuch
einer allgemeinen Schule zu ermöglichen - ein Gedanke, den bereits die
UN-Menschenrechtskonvention festgehalten hatte. Doch noch immer tun sich das
deutsche Bildungssystem und seine Akteure schwer mit dem Thema Inklusion.
Der Begriff scheint in den Medien präsenter als in der deutschen
Schullandschaft. Erziehungswissenschaftlerinnen der
Friedrich-Schiller-Universität Jena und der Humboldt-Universität Berlin
haben innerhalb zweier Projekte über sechs Jahre hinweg genauer beobachtet,
wie die Stadt Jena und ihre Schulen die Inklusion von Schülerinnen und
Schülern mit sonderpädagogischem Förderbedarf angehen. Ihre Ergebnisse
präsentieren sie in einem nun veröffentlichten Sammelband.

Jena ist Vorreiter bei Inklusion

"Jena ist in vielerlei Hinsicht Vorreiter, was Inklusion angeht", sagt
Prof. Dr. Bärbel Kracke von der Universität Jena. "Allein schon, dass sich
die Zuständigen 2011 wissenschaftliche Expertise ins Boot geholt haben, um
zu hinterfragen, wie das Thema an Jenaer Schulen behandelt wird - und mit
welcher Qualität -, macht deutlich, welchen Stellenwert sie dem Thema
beimessen." Damals lernten bereits 60 Prozent aller Schülerinnen und
Schüler mit Lernbeeinträchtigungen in allgemeinen Schulen. Inzwischen sind
es sogar 90 Prozent.

Inklusion auch an Gymnasien

Um herauszufinden, was aktuell an Jenaer Schulen passiert, führten die
Erziehungswissenschaftlerinnen Interviews mit etwa 140 Personen aus ganz
unterschiedlichen Bereichen. "Wir haben mit Schulleiterinnen und -leitern,
Lehrerinnen und Lehrern, Sonderpädagoginnen und -pädagogen sowie mit
Eltern gesprochen und darüber hinaus den Unterricht an fast allen Schulen
beobachtet", berichtet Krackes Mitarbeiterin Stefanie Czempiel. Dabei
haben die Expertinnen festgestellt, dass Inklusion auch in Jena durchaus
nicht von allen Schulen getragen wird, sondern dass es besonders
engagierte Einrichtungen gibt, die sich dem Thema sehr intensiv widmen. So
seien beispielsweise vor allem die Thüringer Gemeinschaftsschulen eine
wichtige Anlaufstelle, da hier Schülerinnen und Schüler von der ersten bis
zur zwölften Klasse gemeinsam lernen können und somit ein stabiles Umfeld
ohne Schulwechsel gegeben ist.

Gymnasien hingegen verweigern sich größtenteils der Aufnahme von
Schülerinnen und Schülern mit Lernbeeinträchtigungen und begründen dies
mit dem höheren Leistungsanspruch. Doch will Bärbel Kracke das nicht
gelten lassen: "Wissenschaftliche Studien sagen ganz klar, dass die
schulische Leistung von Kindern ohne sonderpädagogischen Förderbedarf
nicht leiden an Schulen, die inklusiv auch andere Kinder betreuen", sagt
die Jenaer pädagogische Psychologin. "Im Gegenteil dazu zeigen andere
Untersuchungen, dass die Sozialkompetenz der Kinder und Jugendlichen
dadurch gefördert wird." Schule sollte immer offen sein für die soziale
Vielfalt der Gesellschaft, um die Integration unserer hochkomplexen
Gesellschaft zu stärken. Außerdem sei wissenschaftlich nachgewiesen, dass
die Schüler mit Lernbeeinträchtigungen vom Lernumfeld einer allgemeinen
Schule profitieren und beispielsweise häufiger befähigt werden, eine
Berufsausbildung zu absolvieren.

Learning by doing

"Es gibt viele Schulen hier, die sich dem Thema sehr aktiv zugewandt
haben, die Konzepte entwickeln und umsetzen. Und es gibt einige wenige,
die sich leider immer noch verweigern", sagt Kracke. "Die meisten
Lehrerinnen und Lehrer stehen dem Thema sehr offen gegenüber. Wir haben in
unseren Gesprächen häufig gehört, dass sie es gar nicht als so wichtig
empfinden, umfassend theoretisch auf Inklusion vorbereitet zu sein. Viel
wichtiger sei es, sich einem Kind mit besonderem Förderbedarf zu öffnen,
sich auf die Herausforderung einzulassen, gut mit den Eltern zu
kommunizieren und stetig zielgerichtet fortzubilden - dann kommt alles
andere während des Machens."

Die Herangehensweise Jenas im Bereich Inklusion hat Modellcharakter für
andere Kommunen, wie Vertreter des Deutschen Städtetages während der die
Forschungsprojekte abschließenden Tagung bestätigten. Ihr Erfolg ist vor
allem der Sensibilität der Verwaltung gegenüber dem Thema zu verdanken.
"Zudem investiert die Stadt viel Geld in Schulbegleitung, die zum einen
die Kinder mit Hilfebedarf unterstützen und zum anderen in systemischer
Funktion eine gesamte Klasse bereichern kann", sagt Kracke. Zudem treffe
sich ein Kreis aus Akteuren der Verwaltung und der Universität regelmäßig,
um Prozesse auszuwerten und weitere mögliche Initiativen auf den Weg zu
bringen. Eine Koordinierungsstelle innerhalb der Stadt zur Unterstützung
von Eltern mit Kindern mit besonderem Förderbedarf während der gesamten
Bildungsbiographie wäre darüber hinaus empfehlenswert.


Originalpublikation:

A. Sasse, B. Kracke, S. Czempiel, S. Sommer:

"Schulische Inklusion in der Kommune",

Waxmann Verlag, Münster/New York 2019,

350 Seiten, 37,90 Euro, ISBN 978-3-8309-3991-7

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution23
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Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Friedrich-Schiller-Universität Jena, 18.06.2019
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INFOPOOL / SPORT / VERANSTALTUNGEN





TANZSPORT/537: Mönchengladbach - Kostenloser Tanz-Workshop im Rahmen der Ensemblia am 27. Juni 2019


Stadt Mönchengladbach

Ensemblia: Kostenloser Tanz-Workshop mit Miriam Röder



Im Rahmen der Ensemblia bietet Miriam Röder am Donnerstag, 27. Juni,
ab 19 Uhr einen kostenlosen Tanz-Workshop für alle an, die
zeitgenössischen Tanz kennenlernen wollen. Übungen am Boden, im Stand
und durch den Raum fördern das Körperbewusstsein und die Koordination.
Fließende Bewegungen, Drehungen und Schrittkombinationen führen in
kurze Choreographien. Abschließend wird eine längere Choreografie
erlernt, um die Freude am Tanzen zu erleben.

Miriam Röder ist in Mönchengladbach aufgewachsen. Neben ihrer
Tätigkeit als freischaffende zeitgenössische Tänzerin arbeitet sie als
Choreographin in verschiedenen Projekten mit Kindern, Jugendlichen und
Erwachsenen. Der Workshop dauert etwa zwei Stunden. Noch sind Plätze
frei.

Bei der MGMG kann man sich unter Tel. 02161-25 52423 anmelden.

(MGMG/prs)

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 18. Juni 2019

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach
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INFOPOOL / TIERE / TIERSCHUTZ





KOMMERZ/213: Händler setzen weiter auf Känguru-Fleisch (TSB)


Pressemitteilung des Deutschen Tierschutzbundes - 19. Juni 2019

Händler setzen weiter auf Känguru-Fleisch



Der Deutsche Tierschutzbund hat an insgesamt 43 Unternehmen appelliert,
ihre Känguruprodukte aus dem Angebot zu nehmen. Die Jagd auf jährlich mehr
als 1,5 Millionen Kängurus ist die größte Tötung landlebender Wildtiere
weltweit und aus Tierschutzsicht höchst problematisch. Dennoch boomt der
Verkauf von Kängurufleisch und Känguruleder. Bei den angeschriebenen
Supermärkten, Frischfleischgroßhändlern, Tierfutterherstellern und -
händlern sowie der Bekleidungsindustrie stößt die Tierschutzproblematik -
ebenso wie die häufig auftretenden hygienischen Mängel bei Kängurufleisch -
jedoch offensichtlich auf taube Ohren. Auf den Appell des Deutschen
Tierschutzbundes hin verwiesen die meisten Unternehmen und Händler
lediglich auf ihre Qualitäts- und Sicherheitsstandards, auf Kontrollen und
darauf, dass Tierschutzgesetze eingehalten würden.

"Viele der Unternehmen sind offenbar nicht bereit, selbst Verantwortung für
die angebotenen Produkte zu übernehmen und verweisen lediglich auf die
Nachfrage durch die Verbraucher", sagt Anna Szczepanek vom Deutschen
Tierschutzbund. Die Mehrheit der Verbraucher jedoch wüsste gar nichts
davon, dass Kängurus in freier Natur auf grausame Weise getötet werden, so
Szczepanek. "Wir raten daher den Verbrauchern - aber auch den Unternehmen -
besser die Finger von Känguruprodukten zu lassen." Erfolg hatte der Appell
der Tierschützer bei L. Stroetmann: Das Handelsunternehmen will in Zukunft
auf Kängurufleisch verzichten.

Brutale Tötung und hygienische Mängel an der Tagesordnung

Deutschland ist der drittgrößte Importeur von Kängurufleisch und -leder
weltweit. Das Fleisch wird in Restaurants und Supermärkten als Steak
angeboten und teils zu Haustierfutter verarbeitet. Känguruleder versteckt
sich etwa in Sportartikeln, in Outdoor- und Motorradbekleidung. Auch für
deutsche Supermarktketten, wie Lidl, Metro, V-Markt und Sporthersteller,
wie Adidas und Puma, werden in Australien Millionen Kängurus auf meist
brutale Art getötet. Hinzu kommen jedes Jahr zahlreiche Jungtiere, die ohne
ihre Mutter keine Überlebenschance haben. Wissenschaftler wie Tierschützer
beklagen die Auslöschung von Beständen und befürchten, dass der
Massenabschuss langfristig den Fortbestand der Kängurus gefährdet. Denn
anders als vielfach behauptet sind Kängurus keine Plage, sondern vermehren
sich nur sehr langsam. Hinzu kommt, dass Kängurufleisch auch aus
Gesundheitsgründen bedenklich ist: Die nachtaktiven Tiere werden im
Dunkeln, ohne Kontrolle durch einen Veterinär getötet, unter unhygienischen
Bedingungen zerlegt und bei großer Hitze und ohne Kühlung über weite
Strecken transportiert. Laboruntersuchungen von Proben aus dem Handel
zeigen, dass das Fleisch oft mit Salmonellen und vor allem mit
E. coli-Bakterien belastet ist. Um die Verkeimung des Fleisches zu
vertuschen, ist es üblich, das Fleisch mit Milchsäure zu waschen, was in
der EU allerdings nur bei Rindfleisch erlaubt ist.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung des Deutschen Tierschutzbundes e.V.

vom 19. Juni 2019

Herausgeber: Deutscher Tierschutzbund e.V., Bundesgeschäftsstelle

In der Raste 10, D-53129 Bonn

Telefon: +49-(0)228-6049624, Fax: +49-(0)228-6049641

E-Mail: presse@tierschutzbund.de

Internet: www.tierschutzbund.de
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FORSCHUNG/1519: Gegen globale Erderwärmung - Waldböden sind bessere Kohlenstoffspeicher als erwartet (idw)


Universität Hohenheim - 17.06.2019

Gegen globale Erderwärmung: Waldböden sind bessere

Kohlenstoffspeicher als erwartet

Pilze im Unterboden ermöglichen langfristige Kohlenstoff-Speicherung /
Uni Hohenheim erforscht Mikroorganismen in einer Bodentiefe von bis zu
1,5 Metern / ein Werkstattbericht



Pilze in tiefen Waldbodenschichten sind winzig klein - doch sie
besitzen eine große Fähigkeit: Sie können Kohlenstoffe nachhaltig
speichern. Dies hat ein Forscherteam der Universität Hohenheim in
Stuttgart herausgefunden. Mit einem aufwändigen Verfahren sind die
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler in bislang unerforschte
Tiefen vorgedrungen. Das Ergebnis kann für konkrete Maßnahmen gegen
die globale Erderwärmung bedeutend sein. Die Deutsche
Forschungsgemeinschaft (DFG) fördert das Projekt der Universität
Hohenheim mit insgesamt 411 500 Euro. Damit zählt es zu den
Schwergewichten der Forschung.

Bodenbiologen haben sich in der Vergangenheit bei der Erforschung von
Böden lediglich einem Bereich bis zu 30 Zentimeter Bodentiefe
gewidmet, weil dort rund die Hälfte der Mikroorganismen wie Pilze und
Bakterien zu finden sind. "Die anderen 50 Prozent liegen darunter in
einer Tiefe bis mindestens 1,8 Metern", erklärt Prof. Dr. Ellen
Kandeler vom Institut für Bodenkunde und Standortslehre.

Für ihre Versuche schufen Projektpartner mehrere Observatorien im
Grinderwald bei Hannover. 13C markierte Buchenblätter wurde auf diese
Observatorien aufgebracht, um das Kohlenstoffsignal bis in den
Unterboden verfolgen zu können.

Das Team um Bodenbiologin Prof. Dr. Kandeler stellt fest: "Der
markierte Kohlenstoff wird auch in tiefe Bodenschichten verlagert und
dort bevorzugt von Pilzen in ihre Biomasse eingebaut."

Pilze besitzen eine höhere Kohlenstoffnutzungseffizienz als
Bakterien 

Diese Erkenntnis war für das Forscherteam völlig neu. "Die Pilze haben
eine deutlich höhere Kohlenstoffnutzungseffizienz als Bakterien und
tragen somit sehr viel mehr zur Kohlenstoffspeicherung im Unterboden
bei als zunächst angenommen", sagt Prof. Dr. Kandeler. "Während
Bakterien den Kohlenstoff sofort wieder verbrennen, sind die Pilze in
der Lage ihn längerfristig zu speichern."

Dies könnte der Wissenschaft bei der Suche nach neuen Möglichkeiten,
den Kohlenstoff lange im Boden zu halten um die globale Erderwärmung
einzudämmen, nützlich sein. "Da Waldböden reicher an Pilzen sind als
andere Böden, könnten diese künftig als ein möglicher
Kohlenstoffspeicher dienen", sagt Prof. Dr. Kandeler.

HINTERGRUND zum Projekt SUBSOM

Der Projekt-Titel lautet "SUBSOM - The forgotten part of carbon
cycling: organic matter storage and turnover in subsoils, Teilprojekt:
Biological regulation of subsoil C-cycling under field conditions".
Das interdisziplinäre Projekt SUBSOM besteht aus insgesamt neun
Teilprojekten. Beteiligt sind insgesamt sieben deutsche Hochschulen
und zwei Forschungseinrichtungen. Die Projektleitung liegt bei Prof.
Dr. Bernd Marschner von der Ruhr-Universität Bochum.

SUBSOM startete am 1.1.2017 und wird vorerst bis zum 31.12.2019
laufen. Die Universität Hohenheim erhält für das Projekt von der
Deutschen Forschungsgemeinschaft (DFG) 411 500 Euro. Ein
Verlängerungsantrag für das Projekt wird bei der DFG im Herbst 2019
gestellt.

HINTERGRUND: Schwergewichte der Forschung

32,5 Millionen Euro an Drittmitteln akquirierten Wissenschaftler der
Universität Hohenheim 2018 für Forschung und Lehre. In loser Folge
präsentiert die Reihe "Schwergewichte der Forschung" herausragende
Forschungsprojekte mit einem finanziellen Volumen von mindestens
350.000 Euro für apparative Forschung bzw. 150.000 Euro für
nicht-apparative Forschung.

Text: A.Schmid

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.subsom.de/index.php?id=47

"Projekt-Homepage SUBSOM"

Die gesamte Pressemitteilung erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news717550

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution234

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Hohenheim - 17.06.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INITIATIVE/543: Lass' brummen - BUND fordert gemeinsam mit über 100.000 Menschen konsequenten Insektenschutz (BUND)


Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND) - Pressemitteilung
vom 19. Juni 2019

Lass' brummen: BUND fordert gemeinsam mit über 100.000 Menschen
konsequenten Insektenschutz 



Berlin. Es summt und brummt immer weniger in der Natur. Das Sterben
der Insekten hat dramatische Ausmaße und ist wissenschaftlicher Fakt.
Alle Forschungsergebnisse nennen für das Insektensterben zwei
Hauptgründe: den Klimawandel und die intensive Landwirtschaft.

Im Rahmen seiner Insektenkampagne "Lass' brummen!" und des
bundesweiten BUND-Kampagnentages in sieben Bundesländern fordert der
Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND) im Namen von über
100.000 Menschen von Bundesumweltministerin Svenja Schulze und
Bundeslandwirtschaftsministerin Julia Klöckner eine gemeinsame
Kraftanstrengung, um unsere Insekten und damit die Artenvielfalt zu
retten. "Das Insektensterben ist Fakt und die Politik muss den
wissenschaftlichen Erkenntnissen endlich Taten folgen lassen. Jetzt,
und nicht erst in ein paar Jahren. Die Botschaft des BUND und all
seiner Unterstützerinnen und Unterstützer ist eindeutig: Macht endlich
eure Hausaufgaben und stellt euch hinter einen starken
Insektenschutz", erklärt Olaf Bandt, BUND-Geschäftsführer für Politik
und Kommunikation. "Bundeskanzlerin Merkel muss dafür sorgen, dass der
Koalitionsvertrag umgesetzt und das angekündigte Aktionsprogramm zum
Insektenschutz jetzt verabschiedet wird."

Spätestens seit Veröffentlichung des IPBES-Berichts mit seinen
dramatischen Erkenntnissen zum Artensterben, muss allen politischen
Akteuren klar sein, dass die Zeit des Lavierens und weiteren
Evaluierens vorbei sein muss. "Die Bundesregierung hat sich zum
Aktionsprogramm Insektenschutz bekannt und sich vorgenommen, es bis
zum Sommer 2019 auf den Weg zu bringen. Passiert ist leider zu wenig,
insbesondere von Seiten des Landwirtschaftsministeriums", so Bandt
weiter. Die Mehrheit der Bevölkerung will einen umfassenden
Insektenschutz, wie eine repräsentative Umfrage für den BUND gezeigt
hat. "Die Leute wollen, dass unsere Umwelt geschützt wird, sie wollen
einen umfassenden Schutz unserer Insekten und der biologischen
Vielfalt. Ich kann der Politik nur raten, nicht wieder die Zeichen der
Zeit zu verkennen und denselben Fehler wie beim Klimaschutz zu machen.
Es muss jetzt gehandelt werden. Schnell und umfangreich."

Die Vorschläge aus dem Bundesumweltministerium für ein Aktionsprogramm
Insektenschutz liegen auf dem Tisch, nun muss
Bundeslandwirtschaftsministerin Julia Klöckner wirksamen Maßnahmen in
der Agrarlandschaft zustimmen. "Statt ausgeräumter Landschaften mit
hochintensiv bewirtschafteten Monokulturen brauchen wir Hecken,
Feldraine und artenreiche Wiesen, damit Insekten Lebensräume finden",
fordert Bandt. "Der massenhafte Einsatz von Pestiziden ist Treiber des
Insektensterbens. Damit muss endlich Schluss sein. Die Zeiten von
Glyphosat und Co. sind vorbei."

Hinweise: 

Informationen zur BUND Insektenkampagne finden Sie unter: 

www.lass-brummen.de und die BUND-Umfrage zum Insektensterben unter:

 www.bund.net/insektensterben-umfrage

 * 

Quelle:

BUND-Pressedienst, 19.06.2019

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V. (BUND)

Freunde der Erde Deutschland

Am Köllnischen Park 1, 10179 Berlin

E-Mail: presse@bund.net

Internet: www.bund.net
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WALD/170: Neuer Online-Radar gegen Waldzerstörung - Waldreport.de erfasst bundesweit Waldschäden (ROBIN WOOD)


Gemeinsame Pressemitteilung - 19. Juni 2009

- BundesBürgerInitiative WaldSchutz (BBIWS)

- Naturwald Akademie

- ROBIN WOOD

Online-Radar gegen Waldzerstörung

Neue Website Waldreport.de erfasst bundesweit Waldschäden



Gegen großflächige Rodungen, Verwüstungen im Wald und die Zerstörung
von Waldwegen können sich Menschen ab sofort online wehren. Den
Waldspaziergang aktiv für Artenvielfalt, den Schutz von alten Bäumen
und das Klima nutzen - das ist die Idee der neuen Webseite
Waldreport.de.

Bürgerinitiativen, die Naturwald Akademie und NaturschützerInnen von
ROBIN WOOD haben heute in einem stark gefährdeten Elb-Auenwald in
Hamburg-Altenwerder auf die gemeinsam entwickelte, neue Webseite
Waldreport.de aufmerksam gemacht. Ab sofort können alle auf
Waldreport.de melden, wenn Wald durch schweren Forst-Maschineneinsatz,
Baumaßnahmen oder Rohstoffabbau akut gefährdet ist. Mit einer
Markierung auf einer Online-Karte können wichtige Informationen
gesichert und verbreitet werden. Waldreport.de verschafft damit
schnell einen Überblick über die regionale und bundesweite Situation
in unseren Wäldern. Das Angebot richtet sich an alle naturverbundenen
BürgerInnen. Die gesammelten Informationen stehen Naturschutz, Politik
und Medien jederzeit zur Verfügung.

Waldschäden systematisch erfassen

Die Aufnahme von Daten im Wald durch Bürgerunterstützung ist eine Idee
der gemeinnützigen Naturwald Akademie und ROBIN WOOD. "Es gibt bisher
keine bundesweite Erfassung darüber, in welchem Maße Waldflächen in
Deutschland, Österreich und der Schweiz durch direkten Eingriff von
Menschen zerstört werden. Über Waldreport.de wollen wir mit Hilfe
interessierter BürgerInnen dazu Daten sammeln. Diese kann jeder und
jede kostenlos einsehen und für die Naturschutzarbeit vor Ort
verwenden", erläutert Pamela Scholz, Geschäftsführerin der Naturwald
Akademie.

Jana Ballenthien, Waldreferentin von ROBIN WOOD ergänzt: "Unsere
langjährige Erfahrung im Schutz der Wälder vor den Profit-Interessen
weniger Unternehmen zeigt, dass wir nur gemeinsam mit aktiven
NaturfreundInnen die Zerstörung unserer Lebensgrundlage stoppen
können. Mit Waldreport.de können wir NaturschützerInnen besser
vernetzen und schneller auf gefährdete Wälder aufmerksam machen."

"Waldreport.de ist für uns ein praktisches Tool, da es die vielen
Beobachtungen von zahlreichen Wald-Bürgerinitiativen zentral
zusammenführt. So kann das sichtbare Ausmaß der Missstände und
Zerstörungen unseren Forderungen nach einer schonenderen
Waldbehandlung und einem neuen Waldgesetz Nachdruck verleihen. Dass
nicht nur ein paar Waldtrolle, sondern viele Bürger eine andere
Waldwirtschaft wollen, zeigen die fast 100.000 Unterstützer unserer
Petition 'Wald statt Holzfabrik'", erklärt die Sprecherin Dr. Petra
Ludwig-Sidow der BBIWS.

Auenwald durch Hafenerweiterung bedroht

Als Ort für die öffentliche Präsentation der neuen Website wählten die
Initiatoren heute einen gefährdeten Wald: In Hamburg-Altenwerder ist
geplant, 45 Hektar eines seltenen Auen- und Feuchtwaldes in den
Vollhöfner Weiden für die Hafenerweiterung zu roden. Dadurch sind
23.000 Bäume und sechs geschützte Fledermausarten wie die Rauhaut- und
Wasserfledermaus gefährdet. Hinzu kommen mehrere "Rote-Liste"-
Vogelarten wie Gelbspötter, Kleinspecht und Trauerschnäpper. Die
Fläche verbindet verschiedene Biotope und Naturschutzgebiete im Raum
der Süderelbe und hat dadurch eine wichtige Funktion für den Erhalt
der genetischen Vielfalt. Aus Protest gegen die drohende
Waldzerstörung spannten KletterInnen von ROBIN WOOD heute zwischen
Bäumen ein Banner mit der Aufschrift: "Das Roden unserer Wälder
verursacht Artensterben & Klimawandel".

Website: Waldreport.de

Über die Organisationen:

Die BundesBürgerInitiative WaldSchutz (BBIWS) wurde 2017 gegründet und
ist ein überparteilicher Zusammenschluss von Bürgerinnen und Bürgern
und deren Organisationen aus vierzehn Bundesländern. Sie verfolgt das
Ziel, Wälder in Deutschland zu schützen und zu bewahren.

Die gemeinnützige Naturwald Akademie gGmbH ist eine unabhängige
Forschungs- und Bildungseinrichtung. Die Akademie erstellt
naturschutzfachliche Analysen des mitteleuropäischen Waldes und
erforscht das Klimaschutzpotenzial von Wäldern.

ROBIN WOOD e.V. ist eine gewaltfreie, basisdemokratische
Aktionsgemeinschaft für Natur und Umwelt. Die Organisation tritt seit
1982 engagiert für den Schutz der natürlichen Lebensgrundlagen ein.
Ein wichtiger Themenschwerpunkt von ROBIN WOOD sind der Erhalt sowie
die ökologische Bewirtschaftung von Wäldern.
Mehr zu ROBIN WOOD: www.robinwood.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 19.06.2016

Herausgeber:

Robin Wood, Pressestelle

Bremer Straße 3, 21073 Hamburg (Harburg)

Tel.: 040/380 892-0, Fax: 040/380 892-14

E-Mail: presse@robinwood.de

Internet: http://www.robinwood.de
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MELDUNG/395: Mexiko - Biologisch abbaubarer Plastikersatz entwickelt (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Mexiko 

Biologisch abbaubarer Plastikersatz entwickelt



(Mexiko-Stadt, 6. Juni 2019, prensa latina) - Die mexikanische Zeitung
El Heraldo hat am 5. Juni von vier jungen Menschen im mexikanischen
Bundesstaat Jalisco berichtet, die ein umweltverträgliches Biomaterial
entwickelt haben, das die umweltschädliche Verpackungsindustrie
revolutionieren könnte. Damit ist Biocel gemeint, ein Ersatzstoff für
den Kunststoff Unicel (Schaumstoff), der die gleichen Merkmale des
Polystyrols [1] besitzt; Biocel widersteht Schlägen und weist Feuer
ab, verfällt jedoch sehr viel schneller als herkömmliches Plastik.

Während Unicel 500 Jahre benötigt, um abgebaut zu werden, verfügt
Biocel unter dem Einfluss von Wasser oder Sonnenlicht über einen
natürlichen Verfallsprozess von 25 bis 30 Tagen.


Öko-Verpackung von morgen?

Das ökologische Biotech-Unternehmen Radial, bestehend aus
Architekt*innen und Designer*innen, hat dieses Biomaterial auf Basis
des Stoffwechsels von Pilzen entwickelt, wobei Rückstände aus der
industriellen Landwirtschaft als Ausgangsmaterial dienen. Dazu zählen
regionale Abfälle wie Stroh, Zuckerrohr, Weizen, und Mais. In Jalisco,
einer Herkunftsregion von Tequila, wurden beispielsweise
Agavenrückstände genutzt.

Die Biofabrikation sei ein "neues Beispiel dafür, wie Materialien auf
Basis von biotechnologischen oder organischen Materialien geschaffen
werden können", betonte Rodrigo Martín, Mitbegründer von Radial,
gegenüber der online-Version [2] der Zeitung.

Momentan kann dieses Biocel ausschließlich für Verpackungen eingesetzt
werden. Allerdings prüfen die Begründer*innen momentan, wie das
Material für die Herstellung von Tellern, Gläsern und anderen
Nahrungsutensilien eingesetzt werden kann. "Wir bereiten diese Teile
auf, damit zukünftig Fernseher, Computer, Kühlschränke und vor allem
Produkte der Elektroindustrie mit dieser Art Biomaterial verpackt
werden können", erklärte Rodrigo Muttio, ein weiterer Mitbegründer von
Radial.


Anmerkungen:

[1] https://de.wikipedia.org/wiki/Polystyrol

[2] https://heraldodemexico.com.mx/tv/noticiasmexico/biocel-el-biomaterial-sustituto-de-unicel-reportaje-el-heraldo-tv/
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ARTENRAUB/294: Mexiko - Bienen in Gefahr (poonal)




poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Mexiko-Stadt

Bienen in Gefahr

von UNAM DGCS

(Mexiko-Stadt, 20. Mai 2019, desinformémonos).- In Mexiko sind in den
vergangenen vier Jahren schätzungsweise 1,6 Milliarden Bienen
verschwunden. Dies hat nicht nur Folgen für die Honigproduktion,
sondern auch für den Prozess der Bestäubung. Expert*innen sprechen von
einer "apokalyptischen" Situation.

Die wichtigsten Bestäuber des Ökosystems befinden sich in einer Krise.
Zwar seien Bienen nicht die einzige bedrohte Art, allerdings sind sie
eine der wichtigsten für das Ökosystem, so Tonatiuh Cruz Sanchez, vom
Propolis-Untersuchungslabor der Fakultät für höhere Studien (FES)
Cuautitlán der mexikanischen Universität UNAM.

Laut dem Experten der UNAM ist der große Rückgang der
Bienenpopulationen auf eine Vielzahl von Bedrohungen zurückzuführen.
Dazu gehören beispielsweise die Zerstörung ihrer Lebensräume, wie auch
der exzessive Gebrauch von Chemie in der Landwirtschaft. Besonders der
Einsatz von Glyphosat könnte zu dem Rückgang der Bienenpopulationen
beitragen. Cruz erinnert daran, dass der Senat eine Dekret
verabschiedet habe, um die Schäden zu verringern, die Bienen durch die
Verwendung von Chemikalien erleiden.


Glyphosat als Mitverursacher für das Bienensterben

"Abgesehen davon, dass Glyphosat die Bienen tötet, verwirrt es sie und
hindert sie daran, zu ihren Stöcken zurückzukehren. Auch andere
Insekten, die für die Bestäubung eine wichtige Rolle spielen, wie
Wespen, Schmetterlinge und Käfer, aber auch Vögel wie Kolibris oder
Säugetiere wie die Fledermaus sind davon betroffen."

Gemeinsam mit seinen Kolleg*innen arbeitet Cruz an der Erhaltung der
heimischen Bienenarten, im besonderen der Meliponas [1]. Diese
sogenannten stachellosen Bienen existierten schon weit vor der Ankunft
der Spanier. Auch das Wissen um ihre Nutzbarkeit war weit verbreitet.
Sie produzieren Honig und Öle für den medizinischen Gebrauch und auch
in der Landwirtschaft sind sie von großer wirtschaftlicher Bedeutung.
"Sie sind ein althergebrachtes Erbe, das wir schützen müssen, da sie
bei der Erhaltung des Ökosystems eine wichtige Rolle spielen können.",
so Cruz.

Bisher gibt es in Mexiko kaum Studien zu dem Thema, weshalb die
aktuelle Forschung der Expert*innen der UNAM von besonderer Relevanz
ist. "Wir versuchen, die Tradition und das Wissen um das Propolis zu
retten und untersuchen im Besonderen die mikrobakterielle Wirkung
gegen Viren, Pilze und Bakterien."


Honig für den Export

Traditionell wird das Propolis der Meliponas zur Behandlung von
Wunden, Pilzerkrankungen, Atem- und Verdauungsproblemen, sowie bei
Tieren angewendet. Durch ihre Forschung auf dem Gebiet ist die FES
Cuautitlán Teil eines größeren Netzwerkes, dem 13 Organisationen mit
über 700 Bienenkulturen in den mexikanischen Bundesstaaten Veracruz,
Oaxaca, Chiapas, Tabasco und Puebla angehören.

In diesem Jahr wollen die Forscher*innen den Imker*innen die
Ergebnisse ihrer Forschung näherbringen, diese ausbilden und über die
wirtschaftlichen Vorteile der Meliponas aufklären.

Mexiko ist laut Daten des Ministeriums für Landwirtschaft und
ländliche Entwicklung der weltweit sechstgrößte Honigproduzent, und
der drittgrößte Exporteur des sogenannten "flüssigen Goldes".
Trotzdem, so bedauert Cruz Sánchez, beträgt der Pro-Kopf-Konsum in
Mexiko gerade einmal 100 Gramm pro Jahr. In Deutschland hingegen,
neben England Hauptabnehmer mexikanischen Honigs, liegt der Verbrauch
bei ca. einem Liter.


Anmerkung:

[1] https://aceitecsb.com/de/der-melipona-honig-stirbt-aus/
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KLIMA/546: Mexiko - Die Klimakrise fordert ihren Tribut (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Mexiko

Die Klimakrise fordert ihren Tribut

Von Knut Hildebrandt
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Die San Blas Inseln von Panama versinken langsam im Meer.

Foto: Rita Willaert/Flickr (CC BY-NC 2.0)

https://creativecommons.org/licenses/by-nc/2.0/de/



(Berlin, 18. Juni 2019, npl).- Die ersten Opfer der Klimakrise in
Mexiko sind die Bewohner*innen Cachimbos. Das Fischerdorf liegt auf
einer schmalen Landzunge am Istmo de Tehuantepec im südmexikanischen
Bundesstaat Oaxaca. Bereits 2013 wurde der Ort durch den Hurricane
Barbara zu großen Teilen zerstört. Bei Rückkehr der Bewohner*innen
wurde davor gewarnt, dass sich die Lage in Zukunft verschlimmern wird.

Seitdem fliehen die Menschen jedes Jahr während der Hurricane-Saison
zwischen Juli und Oktober auf das Festland. Dieses Jahr mussten sie
ihr Dorf sogar schon früher verlassen. Starke Regenfälle veranlassten
die lokalen Behörden, die Bewohner*innen Cachimbos bereits Mitte Juni
zu evakuieren. Der Ort drohte in den Wassermassen zu versinken.


Auswirkungen der Klimakrise auch in Panama spürbar

Dieses Schicksal teilt Cachimbo mit der Isla Cangrejo in Panama. Die
zum San-Blas-Archipel gehörende Karibik-Insel wird seit Jahren zur
Regenzeit überflutet. Aufgrund des steigenden Meeresspiegels
verschwinden Teile der Insel unter mehreren Zentimetern Wasser.
Letztes Jahr war es besonders schlimm; mehr als die Hälfte der Insel
verschwand unter den Wassermassen.

Der verbleibende Teil bietet kaum noch Platz für alle Bewohner*innen.
Nicht zuletzt deshalb wird an einem Plan gearbeitet, den Großteil der
auf der Krabben-Insel lebenden Menschen innerhalb der nächsten fünf
Jahre aufs Festland umzusiedeln.

Das ist allerdings nur ein Vorgeschmack auf das, was in den nächsten
Jahren zu erwarten ist. Mit Voranschreiten der Klimakrise werden
weitere Inseln des San-Blas-Archipels im Meer versinken.
Wissenschaftler*innen haben ermittelt, dass der Meeresspiegel seit
Mitte des 20. Jahrhunderts um mehr als 20 Zentimeter gestiegen ist.
Seit 2012 soll sich das Tempo des Anstiegs sogar mehr als verdoppelt
haben.
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EUROPA/232: Klimaneutrale EU vor 2050 erster wichtiger Schritt (Klima-Allianz)


Klima-Allianz Deutschland - 19. Juni 2019

Klimaneutrale EU vor 2050 erster wichtiger Schritt



Berlin, 19.6.2019. Vor der morgen stattfindenden Sitzung des
Europäischen Rates fordern die Klima-Allianz Deutschland und VENRO
Bundeskanzlerin Angela Merkel auf, bei anderen EU-Ländern um
Unterstützung für das Ziel zu werben, die EU bis spätestens 2050
klimaneutral zu machen. Mehrere mittel- bzw. osteuropäische Länder
wollen sich bisher auf keine konkrete Jahreszahl festlegen. Zuvor
hatte Merkel angekündigt, der französischen Initiative zur
Klimaneutralität 2050 beizutreten.

"Es ist gut, dass die Kanzlerin nun ihre Verantwortung ernst nimmt und
sich beim Europäischen Rat für ehrgeizige klimapolitische Beschlüsse
einsetzen will. Wenn es ihr damit ernst ist, muss sie bei der morgigen
Sitzung wieder ihre Vermittlerrolle in der EU einnehmen und auf die
restlichen Länder einwirken, die noch bremsen", sagt Dr. Christiane
Averbeck, Geschäftsführerin der Klima-Allianz Deutschland. Das Ziel
der klimaneutralen EU vor 2050 könne jedoch nur ein erster wichtiger
Schritt sein, so Averbeck: "Dies sollten die EU-Mitgliedstaaten,
inklusive Deutschland, als Mindestanspruch wahrnehmen und dann
Klimaneutralität bis 2040 anstreben." Dies ist nach Einschätzung der
Verbände als EU-Beitrag notwendig, um bei fairer Verteilung der
Pflichten die 1,5 Grad-Marke einzuhalten.

"Im Kampf gegen den Klimawandel stehen die EU-Mitgliedstaaten als eine
Gruppe von Hauptverursachern in der Pflicht", sagt Dr. Bernd
Bornhorst, Vorstandsvorsitzender vom Verband Entwicklungspolitik und
Humanitäre Hilfe (VENRO). "Um noch schlimmere Folgen gerade für arme
Menschen in den Entwicklungsländern zu verhindern, müssen sie ihre
Treibhausgase möglichst rasch reduzieren. Gleichzeitig muss die EU
Verantwortung übernehmen und die Menschen in armen Ländern
unterstützen, die besonders unter den Folgen des Klimawandels leiden.
Das bedeutet auch, Verantwortung zu übernehmen für Schäden, die der
Klimawandel verursacht. Der nächste mehrjährige Finanzrahmen der EU
ist damit ein wichtiges Instrument zur Umsetzung der globalen Energie-
und Klimaziele", so Bornhorst. "Um sie zu erreichen, dürfen alle
zukünftigen Ausgaben auf europäischer Ebene den Zielen des Pariser
Abkommens nicht zuwiderlaufen." Darüber hinaus sollten die EU-Staats-
und Regierungschefs auch neue Finanzierungsquellen erschließen, wie
zum Beispiel Abgaben auf den Flugverkehr oder auf die Exploration von
fossiler Energie.

Welche Maßnahmen in den übrigen Sektoren in den kommenden Jahren
umgesetzt werden müssen, damit die EU das Pariser Klimaabkommen
einhält, hat die Klima-Allianz Deutschland in dem Positionspapier
"Europa zur Klima-Union machen" dargelegt. VENRO erläutert in seinem
Papier "Für ein nachhaltiges, faires und solidarisches Europa" die
Erwartungen an eine klimagerechte EU-Politik.

Hintergrund:

Am 20. und 21. Juni tagt in Brüssel der Europäische Rat. Diese Sitzung
ist die letzte Möglichkeit vor dem Klimagipfel der Vereinten Nationen
im September, bei der die EU einen Beschluss über die Klimaneutralität
2050 fassen kann. UN-Generalsekretär António Guterres lädt zu dem
Klimaschutzgipfel in New York, um die internationalen Ambitionen zu
verstärken und die Maßnahmen zur Umsetzung des Pariser Klimaabkommens
zu beschleunigen. Wie die Süddeutsche Zeitung diese Woche berichtete,
stellt sich nun auch Deutschland hinter das Ziel einer klimaneutralen
EU bis 2050 und schließt sich damit der entsprechenden französischen
Initiative an.



Die Klima-Allianz Deutschland ist das breite gesellschaftliche
Bündnis für den Klimaschutz. Mit über 120 Mitgliedsorganisationen aus
den Bereichen Umwelt, Kirche, Entwicklung, Bildung, Kultur,
Gesundheit, Verbraucherschutz, Jugend und Gewerkschaften setzt sie
sich für eine ambitionierte Klimapolitik und eine erfolgreiche
Energiewende auf lokaler, nationaler, europäischer und internationaler
Ebene ein. Ihre Mitgliedsorganisationen repräsentieren zusammen rund
25 Millionen Menschen.

VENRO (www.venro.org) ist der Bundesverband entwicklungspolitischer
und humanitärer Nichtregierungsorganisationen (NRO). Ihm gehören rund
140 deutsche NRO an, die in der privaten oder kirchlichen
Entwicklungszusammenarbeit, der Humanitären Hilfe sowie der
entwicklungspolitischen Bildungs-, Öffentlichkeits- und Lobbyarbeit
tätig sind.

 * 

Quelle:
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VERBAND/389: Bund Ökologische Lebensmittelwirtschaft zur Dünge-Verordnung (BÖLW)


Bund Ökologische Lebensmittelwirtschaft (BÖLW) - 18. Juni 2019

BÖLW-Kommentar zur Dünge-Verordnung



Berlin, 18.06.2019. Bundesumweltministerin Svenja Schulze und
Bundeslandwirtschaftsministerin Julia Klöckner haben sich auf einen
Kompromissvorschlag für eine Düngeverordnung geeinigt, der nun in
Brüssel vorgelegt werden soll. Felix Prinz zu Löwenstein, Vorsitzender
des deutschen Bio-Spitzenverbands Bund Ökologische
Lebensmittelwirtschaft (BÖLW), kommentiert:

"Entscheidend ist, dass mit dem Düngerecht wasserschonendes
Wirtschaften gefördert und Wasserverschmutzung wirksam unterbunden
wird. Was jetzt vereinbart wurde, kann zu besserem Gewässerschutz
einen ersten Beitrag leisten.

Kontraproduktiv ist es jedoch, den Bio-Bauern die Düngung ihrer
Zwischenfrüchte im Herbst zu verbieten. Zwischenfrüchte wie Wickroggen
oder Winterrübsen, die zwischen der Ernte im Sommer und der Aussaat im
nächsten Frühjahr angebaut werden, sind wichtig, um Nährstoffe zu
binden und zu verhindern, dass diese ins Grundwasser sickern. Die
Zwischenfrüchte halten die Nährstoffe für die nächste Hauptfrucht
fest. Wer also Bio-Bauern - für die schnell löslicher Kunstdünger tabu
ist - die Herbstdüngung mit Mist oder Kompost untersagt, verhindert,
dass ihre Zwischenfrüchte ordentlich aufwachsen und ihre Funktion
erfüllen können. Ein gut entwickelter Zwischenfruchtbestand hilft auch
dabei, Erosion durch Abschwemmung zu verhindern. Und der Humusaufbau
wird gefördert, was gut ist, um mehr Kohlenstoff aus überschüssigem
CO2 dauerhaft festzulegen. Die geplante Regelung konterkariert also
Gewässer-, Erosions- und Klimaschutz und muss zurückgenommen werden.

Ziel der Dünge-Verordnung ist es, Wasser wirksam zu schützen. Die nach
Einschätzung aller Wissenschaftler wirksamste Maßnahme gegen
schädliche Nitratüberschüsse wären Regeln, nach denen nur so viele
Tiere auf der Fläche gehalten werden, wie Böden und Gewässer
verkraften. Weil das nicht Bestandteil der vorgesehenen Regelungen
ist, lassen Bundesumwelt- und Bundeslandwirtschaftsministerium weiter
zu, dass Höfe, die bereits wasserschützend wirtschaften, die Probleme
ausbaden müssen, die Betriebe verursachen, die zu viele Tiere halten.
Mithaften werden übrigens alle Bürger, falls die Vorschläge von der
EU-Kommission abgelehnt werden und hohe Strafzahlungen auf die
Bundesrepublik zukommen. Entscheidend ist deshalb, in Zukunft darauf
hinzusteuern, die in der Mehrzahl der kritischen Regionen zu hohen
Viehdichten abzubauen."

Einen Hintergrund zur Düngeverordnung lesen Sie auf der BÖLW-Webseite.

Mehr zur Düngung in der Öko-Landwirtschaft auf

https://www.boelw.de/themen/pflanze/duengung/.

Der BÖLW ist der Spitzenverband deutscher Erzeuger, Verarbeiter und
Händler von Bio-Lebensmitteln und vertritt als Dachverband die
Interessen der Ökologischen Land- und Lebensmittelwirtschaft in
Deutschland. Mit Bio-Lebensmitteln und -Getränken werden jährlich von
über 40.000 Bio-Betrieben 10.91 Mrd. Euro umgesetzt. Die BÖLW-
Mitglieder sind: Arbeitsgemeinschaft der Ökologisch engagierten
Lebensmittelhändler und Drogisten, Assoziation ökologischer
Lebensmittelhersteller, Bioland, Biokreis, Biopark, Bundesverband
Naturkost Naturwaren, Demeter, Ecoland, ECOVIN, GÄA,
Interessensgemeinschaft der Biomärkte, Naturland, Reformhaus©eG und
Verbund Ökohöfe.

 * 
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STANDPUNKT/1105: Neuausrichtung von Stuttgart 21 - BUND fordert Einstieg in "KombiBahnhof" (BUND BW)


BUND Landesverband Baden-Württemberg - 20. Mai 2019

BUND-Statement zu SWR-Bahnreport:

Deutschland-Takt: Stuttgart wird abgehängt

Neuausrichtung von Stuttgart 21: BUND fordert Einstieg in
"KombiBahnhof"



"Jetzt ist die Katze aus dem Sack. Stuttgart 21, so wie jetzt
realisiert, hätte nie gebaut werden dürfen. Was wir schon seit Mitte
der 90er Jahre kritisiert und in der Faktenschlichtung 2010
konkretisiert haben, bewahrheitet sich jetzt. Stuttgart 21 ist mit
viel zu wenig Gleisen den Anforderungen an die Mobilität von morgen
nicht gewachsen. Die baden-württembergische Landeshauptstadt und mit
ihr das halbe Land wird vom Deutschland-Takt abgehängt. Weder ist ein
Halbstunden-Takt in zahlreiche Großstädte möglich, noch sind kurze
Umsteigezeiten realisierbar. Die angestrebte Verdoppelung der
Fahrgastzahlen erweist sich als Papiertiger", bilanziert die
BUND-Landesvorsitzende Brigitte Dahlbender anlässlich der
"SWR-Thementage Bahnreport". Noch sei es aber nicht zu spät
umzusteuern. "Der Stuttgarter Bahnknoten kann so gestaltet werden,
dass ein maximaler Verkehrszuwachs auf der Schiene möglich ist, dass
möglichst viel Verkehr von der Straße auf die Schiene verlagert und
ein pünktlicher sowie stabiler Nah-, Regional- und Fernverkehr
gewährleistet ist", erklärt die BUND-Landesvorsitzende.

Der BUND fordert daher einen sofortigen Einstieg in sein vor einigen
Monaten vorgelegtes Konzept "Stuttgart 21-KombiBahnhof". "Wir haben
ein Konzept vorgelegt, wie Teile des bestehenden Kopfbahnhofes mit
vier Bahnsteigen und acht Bahnsteiggleisen erhalten werden können, wie
die Panoramabahn in den Kopfbahnhof eingeführt werden kann, wie durch
die zusätzlichen Gleiskapazitäten ein störungsfreier S-Bahn-Verkehr
gewährleistet werden kann. Die Zeit drängt, dass die Projektpartner
ohne ideologische Scheuklappen auf dieser Grundlage umgehend einen
wirklich zukunftsfähigen Hauptbahnhof entwickeln und umsetzen",
fordert Brigitte Dahlbender. "Stuttgart ist der zentrale Bahnknoten in
Baden-Württemberg. Im Interesse der Fahrgäste und für eine nachhaltige
Mobilitätswende muss Stuttgart Taktknoten im Deutschlandtakt und
leistungsfähig sein. Das Projekt darf nicht dem Städtebau in Stuttgart
untergeordnet werden", so Dahlbender.

Infos zu "Stuttgart 21-KombiBahnhof":

www.bund-bawue.de/kombimodell

 * 
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INTERVIEW/289: Welttag der Ozeane 2019 - Geoverwertungsforschung in der Tiefsee ...    Dr. Carsten Rühlemann im Gespräch (SB)




"Die Versorgung mit und der sichere Zugang zu Rohstoffen sind
entscheidende Faktoren für den Wirtschaftsstandort (...) Vor dem
Hintergrund des wachsenden Bedarfs an Hochtechnologie-Rohstoffen
wollen wir Projekte im Tiefseebergbau vorantreiben und unterstützen
die Durchführung von Pilot-Mining-Tests (...) Für einen
umweltverträglichen Tiefseebergbau sollen internationale Regeln
entwickelt werden."

(aus dem Koalitionsvertrag zwischen CDU, CSU und SPD, 19.
Legislaturperiode, 12. März 2018, [1])

"Wir können es uns als Menschheit nicht leisten, in den Meeren
noch mehr Schaden anzurichten. Doch genau das wird mit Tiefseebergbau
passieren. Damit wird ein Teil der Meere unwiederbringlich zerstört -
mit Auswirkungen, die unseren derzeitigen Wissensstand über die
Ozeane und ihre Ökosysteme weit überschreiten. Selbst ein
internationales Regelwerk für Tiefseebergbau, das Umweltschutz
beinhaltet, wird die Zerstörung der Abbaugebiete in Kauf nehmen
müssen. Anders geht Tiefseebergbau nicht."

(Marie-Luise Abshagen, Forum Umwelt und Entwicklung, 7. Juni 2019,)

Solange die Politik nicht die Weichen zu einer weitreichend
verbrauchsarmen, ressourcenschonenden Produktionsweise stellt, wird
der Bedarf an Rohstoffen weiter wachsen. Zumal mit der
Digitalisierung und dem Umstieg von Motoren, die mit den fossilen
Energieträgern Erdöl oder Erdgas angetrieben werden, auf elektrische
Antriebe der Bedarf an bestimmten Rohstoffen wächst. Wenn die
landgebundenen Lagerstätten diesen nicht stillen können
oder der Aufwand und damit die Kosten der Rohstofförderung immer
größer werden,
weil die eine oder andere Lagerstätte allmählich ausgeschöpft wird,
werden andere potentielle Quellen ins Visier genommen.

Der Blick der rohstoffhungrigen Industriegesellschaft richtet sich
einerseits in die Tiefen des Alls auf die Asteroiden, andererseits in
die Tiefen der Ozeane auf den Meeresboden. Dort lagern beispielsweise
Manganknollen, die neben ihrem namensgebenden Element Mangan auch
sogenannte Wertmetalle wie Kupfer, Kobalt und Nickel enthalten. Zu
den ebenfalls in jenen polymetallischen Knollen vorkommenden
Spurenmetallen, die von Interesse sein können, zählen unter anderem
Molybdän, Lithium, Neodym, Antimon, Wismut, Germanium, Indium, Selen
und Tellur. Hierunter sind einige Elemente unverzichtbar für die
Digitalisierung.
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Es werden sicherlich noch zehn Jahre vergehen, bis die
technologischen Herausforderungen bewältigt sind, um Manganknollen
vom Meeresboden zu ernten, vermutet Dr. Carsten Rühlemann. Der
Arbeitsbereichsleiter Marine Geologie und Tiefseebergbau bei der
Bundesanstalt für Geowissenschaften und Rohstoffe (BGR) in Hannover
war der Einladung eines zivilgesellschaftlichen Bündnisses von Fair
Oceans, Brot für die Welt und Forum Umwelt und Entwicklung am 7. Juni
- am Vortag des von den Vereinten Nationen ausgerufenen Welttags der
Ozeane 2019 - gefolgt und hat auf einer Konferenz in der
Landesvertretung Bremens in Berlin einen Vortrag zur "Lizenznahme
Deutschlands im Pazifik und Stand der Abbauregularien" gehalten.

Im Jahr 2006 hat die Bundesrepublik Deutschland von der
Internationalen Meeresbodenbehörde ISA in Kingston, Jamaika, eine
Erkundungslizenz für zwei Gebiete von zusammen 75.000
Quadratkilometern Größe in der sogenannten
Clarion-Clipperton-Bruchzone (CCZ) des Pazifiks zwischen Hawaii und
Mexiko erworben. Auch andere Länder wie China, Indien, Japan, Südkorea, Frankreich,
Rußland und pazifische Inselstaaten wie Tonga, Nauru, Kiribati
und die Cook-Inseln bekamen hier Lizenzgebiete zugeteilt. Der Meeresboden
in dieser Manganknollengürtel genannten ostpazifischen Region liegt in einer Tiefe zwischen 4.000
und 6.000 Metern. Er ist keiner nationalen Jurisdiktion unterworfen,
sondern wird von der ISA als gemeinsames Erbe der Menschheit
verwaltet.

Welche möglichen Auswirkungen auf die Meeresumwelt robotische Systeme
beim Ernten der Manganknollen haben, ist zwar Gegenstand von
Untersuchungen, die unter anderem von der BGR im Auftrag des
Bundeswirtschaftsministeriums durchgeführt werden, doch die Frage, ob
die Ergebnisse räumlich begrenzter Versuche auf größere
Dimensionen übertragbar sind, dürfte wohl erst die Praxis
beantworten. Eines der Konzepte für Tiefseebergbau sieht vor, die
Manganknollen mosaikartig zu ernten, so daß die abgeräumten Flächen
von den Rändern der unangetasteten Flächen her wiederbesiedelt werden
können. Doch was passiert, wenn mehrere Länder gleichzeitig in den
Tiefseebergbau einsteigen und an zahlreichen Stellen jene
Mosaikfelder entstehen? Käme es dann zu Aufschaukelprozessen
beispielsweise bei der Sedimentverfrachtung? Gibt es in der Tiefsee
gar sogenannte Kippelemente, wie sie aus der Klimaforschung bekannt
sind, bei deren Überschreiten eine sich selbst erhaltende,
unaufhaltsame Dynamik in Gang gesetzt wird? Man weiß noch sehr, sehr
wenig über die Verhältnisse in der Tiefsee, so daß Organisationen wie
Fair Oceans, Brot für die Welt und Forum Umwelt und Entwicklung den
Standpunkt vertreten, daß es derzeit keinen umweltschonenden
Tiefseebergbau gibt.

Als leitender Wissenschaftler hat Dr. Rühlemann seit 2014 an einer
Reihe von Forschungsfahrten in das deutsche Lizenzgebiet teilgenommen
und kann somit aus erster Hand über die Erfahrungen berichten. Er war bereit,
einige der zahlreichen Fragen, die sich im Zusammenhang mit dem
Tiefseebergbau im Manganknollengürtel stellen, dem
Schattenblick am Rande der Konferenz zum Welttag der Ozeane 2019 in
Berlin zu beantworten.

Schattenblick (SB): Seltene Erden sind nicht selten, sondern liegen
in der Regel nur in geringer Konzentration vor. Gilt das auch für die
Vorkommen von Seltenen Erden in den typischen Lagerstätten am
Meeresboden wie Manganknollen, Kobaltkrusten und Massivsulfide?

Dr. Carsten Rühlemann (CR): Ja, die Manganknollen enthalten nur
Spuren von Seltenen Erden. Um nur sie zu gewinnen, würde man keine
Manganknollen abbauen. Das würde keinen Sinn machen. Die Kobalt- bzw.
Mangankrusten haben zwar einen höheren Anteil, aber auch dort liegen
sie nur in niedrigen Konzentrationen von etwa 0,2 Gewichtsprozent
vor. Massivsulfide enthalten hingegen gar keine Seltenen Erden.

SB: Trifft es zu, daß das Mangan der Manganknollen nicht so sehr von
Interesse ist wie andere Substanzen, beispielsweise Kobalt?

CR: Früher haben wir dem Mangan in den Knollen weniger
wirtschaftliche Bedeutung beigemessen. Mittlerweile zeigt sich aber,
dass Mangan, das rund ein Drittel des Knollengewichts ausmacht, den
Wert der Knollen verdoppelt, wenn es zu Silicomangan oder Ferromangan
verarbeitet wird. Mit einem in den letzten Jahren von der RWTH Aachen
und der BGR gemeinsam entwickelten metallurgischen
Verarbeitungsprozess für Manganknollen ist die Herstellung dieser
Vorlegierungen jetzt möglich.

SB: Vorhin wurde in den Vorträgen über Umweltauswirkungen des
Meeresbodenbergbaus und die dabei entstehenden Sedimentwolken
gesprochen. Sie selbst haben im Manganknollengürtel die
Fließgeschwindigkeit von Meeresströmungen gemessen. Was ist dabei
herausgekommen?

CR: Grundsätzlich ist die Strömungsgeschwindigkeit sehr niedrig. Sie
bewegt sich zwischen ein und sechs Zentimetern pro Sekunde, und die
Strömung des Bodenwassers verläuft tendenziell kreisförmig. Wenn
durch möglichen zukünftigen Tiefseebergbau Sedimentpartikel
aufgewirbelt werden, würden sie nicht linear in eine Richtung
verdriften, sondern sich eher kreisförmig in eine im deutschen
Lizenzgebiet vorherrschend südöstliche Richtung bewegen. Interessant
ist, dass Strömungsgeschwindigkeit und -richtung im Tidenrhythmus von
zwölf Stunden schwanken. Das klingt zwar zunächst überraschend, aber
der Mond beeinflusst ja nicht nur die Meeresoberfläche, sondern den
gesamten Erdkörper. Das gilt natürlich auch für die Wassersäule des
Ozeans von oben bis unten.

Ebenfalls interessant ist das Verhalten von ozeanischen Wirbeln. Im
Westen Mexikos gibt es drei Abschnitte, an denen die Küstenkordillere
tief von Tälern durchschnitten ist. Dort wehen die Passatwinde
hindurch. Sie werden auf diese Weise kanalisiert und erzeugen
Ozeanwirbel im Pazifik, die Durchmesser von rund 100 Kilometern haben
können. Diese Wirbel ziehen langsam westwärts in Richtung des
deutschen Lizenzgebietes. Es dauert etwa sechs Monate, bis sie da
ankommen und ihr Einfluss reicht hinunter bis zum Meeresboden in vier
Kilometern Wassertiefe. Ein oder zwei Wochen lang vervielfacht sich
dort unten dann die Strömungsgeschwindigkeit auf bis zu zwölf
Zentimeter pro Sekunde. Das kann dazu führen, dass frisch abgelagerte
Sedimente wieder aufgewirbelt werden und erneut verdriften. Dies
könnte im Falle einer Suspensionswolke bei einem zukünftigen Abbau
positiv sein, wenn die übriggebliebenen Knollen, die als Hartsubstrat
für viele Tierarten lebensnotwendig sind, wieder freigelegt werden,
oder aber möglicherweise negativ für die Lebewesen dort, wo die
aufgewirbelten Sedimente dann schließlich wieder abgelagert werden.
Dazu gibt es jedoch noch keine fundierten wissenschaftlichen
Untersuchungen.




[image: Zwei offene Hände präsentieren eine schlackeähnliche Knolle, die wie ein schwarzer, verschmurgelter Blumenkohl aussieht - Foto: © 2019 by Schattenblick]

Manganknollen wachsen etwa fünf Millimeter pro eine Million Jahre

Foto: © 2019 by Schattenblick



SB: Wurde schon untersucht, wie schnell sich in der Tiefsee eine
Sedimentwolke, die vielleicht einige Meter hoch aufgewirbelt wurde,
wieder absetzt?

CR: Grundsätzlich ist es so, dass sehr kleine Partikel im Süßwasser
lange in Schwebe bleiben, nicht jedoch im Salzwasser. Denn die
Oberflächen der kleinen Tonpartikel sind aufgrund der im Meerwasser
gelösten Ionen elektrisch geladen. Die Partikel ziehen sich
gegenseitig an und bilden sofort, nachdem sie aufgewirbelt werden,
größere Aggregate, die recht schnell absinken. Das ist der Grund
dafür, dass sich der Großteil der Meeresbodensedimente in der Nähe
des Ortes, an dem sie in das Bodenwasser gelangen, auch wieder
absetzen. Wenn man zum Beispiel alte Spuren betrachtet, dort wo wir
eine Dredge zum Einsammeln von Knollen am Meeresboden entlanggezogen
haben, sehen wir, dass sich fast alle aufgewirbelten Sedimente
innerhalb eines Bereiches von einigen zehner bis hundert Metern
abgesetzt haben. Man erkennt an der Bedeckung der Manganknollen, wie
weit die Sedimentfahne verdriftet ist. Was darüber hinausgeht, ist
zumindest so wenig, dass wir es an der Bedeckung der Knollen nicht
mehr erkennen können. Vermutlich wird dennoch ein Teil der Trübe
weitertransportiert. Wieviel das genau ist und welche Auswirkungen
das auf die Lebewelt hat, wollen wir auf zukünftigen Expeditionen
untersuchen.

SB: Wenn man sich als Laie die Auswirkungen des Tiefseebergbaus auf
die marine Umwelt vorzustellen versucht, hielten Sie dann den
Vergleich zur Schleppnetzfischerei eher für übertrieben oder für
angemessen?

CR: Bei der Schleppnetzfischerei wird weniger Sedimente aufgewirbelt,
dafür werden aber einzelne Gebiete mehrmals befischt, während
Manganknollenfelder nur einmal geerntet werden. Dieses Ernten würde
natürlich Spuren auf dem Meeresboden hinterlassen. Beim Aufnehmen der
Manganknollen mit einem Kollektor würden auch die obersten zirka zehn
Zentimeter des Meeresbodensediments aufgesaugt und wieder in das
Bodenwasser geleitet. Welche Folgen das hat? Interessanterweise
zeigen neue Laboruntersuchungen, dass sich eine Art Dichtestrom
bildet, je mehr Sedimentpartikel im zurückgeleiteten Wasser sind.
Dieser Dichtestrom würde vermutlich direkt zum Meeresboden fließen
und die Sedimente würden sich dann in dessen tieferen Regionen
absetzen. Interessanterweise würden die Sedimentpartikel im Fall der
Bildung eines Dichtestroms wohl nicht hoch aufgewirbelt.

SB: Sie führen Umweltpilotstudien durch, bei denen es darum geht,
herauszufinden, was passiert, wenn Meeresbodenbergbau betrieben wird.
Sind die Forschungen so ergebnisoffen, daß man grundsätzlich die
Finger davonlassen würde, sollten sich die Zerstörungen als zu groß
erweisen? Wäre Meeresbodenbergbau überhaupt noch zu stoppen?

CR: Für die BGR sind die Untersuchungen auf jeden Fall ergebnisoffen.
Die Frage lautet, wie bestimmt man, dass man etwas auf keinen Fall
nutzen darf. Denn es ist klar, dass da, wo man mit dem Kollektor
entlangfährt, wahrscheinlich zunächst keine oder nur wenig Lebewesen
übrig sein werden. Heute wurde auch über die DISCOL-Versuche von 1989
im Peru-Becken gesprochen. Vor 30 Jahren wurden dort Sedimente
umgepflügt, um einen Tiefseebergbau zu simulieren und in den
Folgejahren die Umweltauswirkungen zu untersuchen. Vor vier Jahren
sind Wissenschaftler erneut dorthin zurückgekehrt. Die Ergebnisse
dieser Forschungsarbeiten können jedoch nur eingeschränkt auf die
Clarion-Clipperton-Zone übertragen werden, ein Bereich des Pazifiks
in dem besonders viele metallreiche Manganknollen liegen und in dem
auch das deutsche Lizenzgebiet liegt. Bei den Experimenten im
Peru-Becken wurde vor 30 Jahren das Sediment umgedreht, wie mit einem
Pflug auf einem Acker. Und das, was jetzt oben liegt, ist ein
verfestigter Bereich, in dem nur sehr wenig organische Substanz
enthalten ist, die die Lebensgrundlage für die im Sediment lebenden
Tiere ist. Das könnte ein Grund sein, warum sich dort nur sehr
langsam wieder Lebewesen ansiedeln. Bei einem Abbau mit Kollektoren
hingegen wird das Sediment aufgewirbelt und setzt sich dann wieder
ab. Unter solchen Bedingungen könnte die Wiederbesiedlung anders
verlaufen als im Peru-Becken.

Großversuche, mit denen die Geschwindigkeit und Abfolge der
Wiederbesiedlung untersucht werden kann, gab es aber bislang noch
nicht. Dazu müssten Manganknollen von einigen hundert Quadratmetern
Meeresboden abgeerntet und anschließend über wiederholte Beprobung
untersucht werden, wie die Wiederbesiedlung verläuft. Nach dem, was
wir bislang wissen, geschieht dies für viele Arten langsam, über
einen Zeitraum von Jahrzehnten.

SB: Werden das dann die gleichen Arten sein?

CR: Nach dem, was bisher bekannt ist, wissen wir, dass es eine
angepasste Artverteilung sein wird. Es gibt beispielsweise Arten, die
nicht mehr oder nicht in der gleichen Anzahl an den Ort des Abbaus
zurückkehren können, weil die Knollen, auf denen sie siedeln,
abgeräumt sind. Die Artenzusammensetzung wird also eine andere sein
als vor dem Abbau. Möglicherweise könnte jedoch das Ausbringen
künstlicher Knollen die Wiederbesiedlung von bestimmten Arten
beschleunigen. Dazu wurde gerade im Rahmen eines europäischen
Forschungsprojektes ein Langzeitexperiment im deutschen Lizenzgebiet
begonnen.

SB: Es geht bei der Erkundung natürlich um Vorteile für den
Wirtschaftsstandort Deutschland und damit um den Wettbewerb im
nationalen Vergleich. Wissen Sie, inwiefern sich das bei den
gegenwärtigen Verhandlungen zum Mining Code, dem Regelwerk für
Tiefseebergbau in internationalen Gewässern bei der Internationalen
Meeresbodenbehörde in Kingston (IMB), Jamaika, auswirkt?

CR: Bei den Verhandlungen in Kingston selbst, die pro Jahr nur wenige
Wochen umfassen, kann naturgemäß nur ein Teil der Regularien
erarbeitet werden. Der Hauptteil der Arbeit wird zwischen den
Verhandlungsperioden geleistet, zum einen vom Sekretariat der IMB,
zum anderen durch Kommentierungen von Mitarbeiterinnen und
Mitarbeitern der Ministerien der an den Verhandlungen beteiligten
Länder sowie von Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern aus
Forschungsinstituten weltweit oder von Umweltverbänden, die in
Kingston auch vor Ort sind. Diese Kommentare werden dann in die
Entwürfe der Abbauregularien eingearbeitet. Bei den Kommentaren
spielen natürlich unterschiedliche nationale Interessen eine Rolle.
Länder, die beispielsweise Kupferbergbau betreiben oder Mangan
produzieren, stehen der zukünftigen Konkurrenz durch einen
Tiefseebergbau eher skeptisch gegenüber. Andere Länder hingegen, die
keine oder nur wenig Rohstoffe haben, sind vielleicht stärker daran
interessiert, dass Bergbau in der Tiefsee stattfinden kann. In
Deutschland werden die Stellungnahmen grundsätzlich
ressortübergreifend abgestimmt. Vor allem die Ministerien für
Wirtschaft, Umwelt, Verkehr, Forschung und Entwicklungszusammenarbeit
sowie deren nachgeordnete Behörden sind involviert und sorgen dafür,
dass der Schutz der marinen Umwelt und das Prinzip des gemeinsamen
Erbes der Menschheit angemessen berücksichtigt wird.

SB: Als ein Motiv Deutschlands für Meeresbodenbergbau sprachen Sie in
Ihrem Vortrag davon, daß die Bundesregierung die Versorgung der
deutschen Wirtschaft mit Metallrohstoffen sicherstellen will. Als
aktuelles Beispiel wiesen Sie darauf hin, dass China die Ausfuhr
Seltener Erden einschränken könnte. War das nicht Folge eines
handelspolitischen Drucks, der zur Zeit auf das Land ausgeübt wird?
Müßte man nicht annehmen, daß China von sich aus gar nicht das
Interesse hätte, Seltene Erden einzubehalten, weil das Land die
Rohstoffe verkaufen will?

CR: Das mag sein, aber China hat die Ausfuhr von Seltenen Erden schon
einmal eingeschränkt, das war 2010. Damals stiegen die Preise
innerhalb kurzer Zeit um ein Vielfaches an. Erst nach einem
Schiedsspruch der Welthandelsorganisation WTO, die die Ausfuhrquoten
für unzulässig erklärt hatte, lenkte China ein und die Preise fielen
schnell wieder auf das alte Niveau zurück. Dieses Beispiel zeigt,
dass Rohstoffe auch als Druckmittel eingesetzt werden können, um
politische Interessen durchzusetzen. Deshalb halte ich das Engagement
der Bundesregierung bei der Erkundung von Rohstoffen in der Tiefsee
für einen wichtigen Beitrag zur Diversifizierung der künftigen
Rohstoffbezugsquellen und somit zur Daseinsvorsorge unseres Landes.

SB: Herr Rühlemann, vielen Dank für das Gespräch.




[image: Schwarze Knollen im Sedimentbett - Foto: Philweb, CC BY-SA 3.0 [https://creativecommons.org/licenses/by-sa/3.0/deed.en]]

In der Clarion-Clipplerton-Zone liegen die Manganknollen oft dicht beieinander

Foto: Philweb, CC BY-SA 3.0 [https://creativecommons.org/licenses/by-sa/3.0/deed.en]




Fußnoten:


[1] tinyurl.com/y66cv3on

[2] tinyurl.com/y62k7vsb
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FILM/097: Ein starkes Zeichen setzen. Kinoabend mit buntem Programm - München, 22.6. (Volksbegehren Artenvielfalt)


Volksbegehren Artenvielfalt: Gemeinsame Pressemitteilung, 18. Juni
2019

Ein starkes Zeichen gegen die Verwässerung setzen

Trägerkreis des Volksbegehrens lädt zum gemeinsamen Kinoabend mit
Gästen und buntem Programm ein - 1.000 Teilnehmer erwartet



Hilpoltstein/München, 18.06.2019 - Kurz vor Verabschiedung des
Gesetzespaketes zum Artenschutz im Bayerischen Landtag laden die
Initiatoren und Träger des Volksbegehrens Artenvielfalt dazu ein, noch
einmal gemeinsam ein Zeichen gegen die Verwässerung ihrer Forderungen
zu setzen. Mindestens 1.000 Teilnehmer sollen sich dafür kommenden
Samstag in München treffen, um stellvertretend für die knapp 1,75
Millionen Unterzeichner den Forderungen des Volksbegehrens und den
Zusatzforderungen aus den Fachgruppen noch einmal Nachdruck zu
verleihen. "Wir laden alle Unterstützer des Volksbegehrens aus ganz
Bayern dazu ein, am Samstag nach München zu kommen und gemeinsam ein
starkes Zeichen an die Regierung zu senden, dass sie den Wunsch der
Bevölkerung nach mehr Artenschutz kurz dem vor Ziel nicht verwässern
darf", so Kampagnenleiter Nikolaus Teixeira.

Der Abend startet um 18:30 Uhr mit einem bunten Programm: Mitglieder
des Trägerkreises des Volksbegehrens berichten von den Gesprächen am
Runden Tisch und in den Fachgruppensitzungen, dazu heizt die Münchner
Band Drumadamma dem Publikum musikalisch ein. Erwartet werden auch
Gäste, die das Volksbegehren in anderen Bundesländern gestartet haben,
oder die über Petitionen den Bundestag herausfordern und das
europäische Parlament aufrütteln. In einer Talkrunde diskutieren die
beiden Landwirte Karl Schweisfurth (Hermannsdorfer) und Sepp Braun mit
dem prämierten Naturfilmer Jan Haft über Artenvielfalt und
Landwirtschaft. Den passenden Abschluss findet der Abend mit einer
Vorführung von Jan Hafts neuem Dokumentarfilm "Die Wiese - Ein
Paradies nebenan", der die Vielfalt, die gerade auf dem Spiel steht
und für die sich das Volksbegehren einsetzt, eindringlich beschreibt.

Veranstaltungsort:

Kino Mond und Sterne, Westpark, München

Eintritt:

7 Euro

Programm:

18 Uhr Einlass

18.20 Drumadamma - Musik (Samba-Trommel-Band)

18.30 Eröffnung durch Nikolaus Texeira, Kampagnenleitung
Volksbegehren
Artenvielfalt

18.45 Foto mit allen Teilnehmern für die Staatskanzlei (Volksbegehren
nicht verwässern!)

18.55 Update! Die Träger des Volksbegehrens berichten, wo das
Volksbegehren geradesteht, mit Agnes Becker (ÖDP), Claus Obermeier
(Umweltstiftung)

19.15 Drumadamma - Musik

19.25 Artenvielfalt ohne Grenzen!

Längst geht es über die Grenzen Bayerns hinaus, Bundesländer, Berlin
und Brüssel, wir kommen!

Mit Dirk Steffens (Bundestagspetition Artenvielfalt, angefragt),
Tobias Miltenberger (Volksbegehren Baden Württemberg), Tobias Ruff
(Europäische Bürgerinitiative "Rettet die Bienen!"), Susanne Socher
(Mehr Demokratie, Bürgerrat, angefragt)

20.25 Uta Reykers "Rettet die Bienen!" - Musik

20.35 Volksbegehren, Naturschutz vs. Landwirtschaft?

Talk mit Jan Haft (Regisseur), Karl Schweisfurth (Herrmannsdorf), Sepp
Braun (Bioland Stiftung), Moderation Nikolaus Teixeira

21.05 Drummadamma - Musik

21.15 Start des Kinofilmprogramms

"Die Wiese - Das Paradies von nebenan"

 * 

Quelle:

Volksbegehren Artenvielfalt

Gemeinsame Pressemitteilung, 18.06.2019

E-Mail: presse@volksbegehren-artenvielfalt.de

www.volksbegehren-artenvielfalt.de
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BEGEGNUNG/1909: Kassel - Sonntagsspaziergang für Senioren am 30. Juni 2019


Stadt Kassel

Sonntagsspaziergang für Senioren



Zu einem Sonntagspaziergang vom Ziegenberg nach Vellmar-Mitte lädt der
Seniorenbeirat alle Interessierten ein, die den Nachmittag einmal in
Gesellschaft verbringen möchten. Die Veranstaltung findet statt am
Sonntag, 30. Juni. Treffpunkt ist am Bahnhof Wilhelmshöhe um 14 Uhr,
Abfahrt 14.15 Uhr mit der Buslinie 11.

Die Teilnahme ist kostenfrei. Eine Anmeldung ist nicht erforderlich.
Informationen unter der Telefonnummer 05 61/31 39 08.

In der Sommerpause finden keine Sonntagsspaziergänge statt.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 18. Juni 2019

Stadt Kassel

Presse und Öffentlichkeitsarbeit

Rathaus, Obere Königsstraße 8, 34112 Kassel

Telefon: 0561 / 787-1231 oder 0561 / 787-1232

Telefax: 0561 / 787-87

E-Mail: presse@stadt-kassel.de

Internet: www.kassel.de
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MARKT/4191: Borken - Deutsch-Holländischer Stoffmarkt am 22. Juni 2019


Stadt Borken

Borken erblüht wieder in tausenden Farben

3. Deutsch-Holländischer Stoffmarkt am Samstag, den 22. Juni 2019 von
10:00 bis 17:00 Uhr auf dem Remigius Kirchplatz



Am Samstag, den 22. Juni 2019 von 10:00 bis 17:00 Uhr, findet der
Deutsch-Holländische Stoffmarkt wieder in Borken statt. Zahlreiche
kreativ dekorierte Stände hüllen den Kirchplatz in tausend tolle
Stoffe.

Der Deutsch-Holländische Stoffmarkt in Kooperation mit der Stadt
Borken - Stadtmarketing durchgeführt.

Nähmaschine zu gewinnen!

In Borken ist auch diesmal der Nähmaschinenhersteller Elna mit einem
Info Stand vertreten. Hier haben die Besucher die Chance vor Ort eine
wertvolle Nähmaschine, im Wert von ca. 229.- Euro, der Schweizer
Traditionsmarke zu gewinnen. Die Verlosung findet um 17 Uhr öffentlich
am Stand von Elna statt.

Der Stoffmarkt in Borken ist am Samstag, den 22. Juni 2019 von 10:00
bis 17:00 Uhr geöffnet.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 18. Juni 2019

Kreis Borken

Pressestelle, Burloer Straße 93, 46325 Borken

Telefon: (0 28 61) 82 21 - 11 / 13

Fax: (0 28 61) 82 - 13 41

E-Mail: pressestelle@kreis-borken.de
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